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U D O W E N G S T 

DIE CDU/CSU IM BUNDESTAGSWAHLKAMPF 1949* 

In der Bundestagswahl am 14. August 1949 entfielen auf die CDU/CSU mit insge­
samt 31% die meisten Stimmen. Bei ihr lag infolgedessen die Initiative zur Koalitions­
und Regierungsbildung, und ihr herausragender Politiker Konrad Adenauer hat die 
darin liegende Chance genutzt und eine Regierungskoalition unter seiner Kanzler­
schaft gebildet, in der die CDU/CSU die ausschlaggebende Kraft war, denn die Ko­
alitionspartner, die FDP und die Deutsche Partei, verfügten zusammen nur über 
15,9% der Stimmen. In seiner Regierungserklärung am 20. September 1949 hat Ade­
nauer darauf hingewiesen, daß die von ihm vorgenommene Koalitions- und Regie­
rungsbildung eine „logische Konsequenz der politischen Verhältnisse" gewesen sei. 
Diese Feststellung war nicht zuletzt auf den Bundestagswahlkampf und die Bundes­
tagswahl bezogen, denn im Anschluß an den eben zitierten Satz fuhr Adenauer nach 
einer kurzen Bemerkung über die Frankfurter Wirtschaftspolitik fort: „Die Frage: 
Planwirtschaft oder soziale Marktwirtschaft hat im Wahlkampf eine überragende 
Rolle gespielt. Das deutsche Volk hat sich mit großer Mehrheit gegen die Planwirt­
schaft ausgesprochen. Eine Koalition zwischen den Parteien, die die Planwirtschaft 
verworfen, und denjenigen, die sie bejaht haben, würde dem Willen der Mehrheit der 
Wähler geradezu entgegen gerichtet gewesen sein1." 

Angesichts des von Adenauer hergestellten Zusammenhangs von Wahlkampf, 
Wahlentscheidung und Koalitionsbildung liegt die Frage auf der Hand, inwieweit die 
Wahlkampfführung der Union die Koalitionsbildung vom Sommer 1949 bereits anti­
zipiert hat, d. h., ob und in welchem Ausmaß Wahlkampfprogrammatik, Wahlkampf­
propaganda und der Stil der Wahlkampfauseinandersetzung auf die spätere Zusam­
menarbeit der bürgerlichen Parteien abgestimmt waren und ob es Bestrebungen gab, 

* Die folgenden Ausführungen entstanden im Zusammenhang mit meinen Forschungen in dem von 
der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien betriebenen 
und von der Stiftung Volkswagenwerk finanziell unterstützten Forschungsschwerpunktes „Grund­
legung und Festigung der parlamentarischen Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland". Für 
Hinweise auf einschlägige Archivalien danke ich Dr. Günter Buchstab, Dr. Volkhard Laitenberger, 
Engelbert Hommel, M. A., und Dr. Hans Peter Mensing. 

1 Abdruck der Regierungserklärung in: Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode 
1949, Stenographische Berichte, Bd. 1, S. 22-30, Zitat S. 22 B. Wiederabdruck der Regierungserklä­
rung in: Konrad Adenauer. Reden 1917-1967. Eine Auswahl, hrsg. von Hans-Peter Schwarz, Stutt­
gart 1975, S. 153-169; Die großen Regierungserklärungen der deutschen Bundeskanzler von Ade­
nauer bis Schmidt, hrsg. von Klaus von Beyme, München-Wien 1979, S. 53-73. 
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diese durch Wahlabsprachen und Wahlbündnisse sowie die Wahlkampffinanzierung 

vorzubereiten. Eine Antwort hierauf läßt sich nur durch eine umfassende und syste­

matische Analyse und Darstellung der Wahlkampfführung der C D U / C S U finden, 

die im folgenden versucht werden soll. 

Eine solche Abhandlung ist darüber hinaus auch deshalb von Interesse, weil sie ei­

nen Beitrag zur Organisationsgeschichte der Union leisten kann. Denn über eine 

Bundesorganisation verfügte die C D U 1949 noch nicht; es gab nur Ansätze einer Ko­

operation zwischen den einzelnen Landesverbänden, und auch die Zusammenarbeit 

mit der CSU, die sich mit spezifischen bayerischen Belastungen auseinandersetzen 

mußte, war noch nicht allzu sehr erprobt. Im Bundestagswahlkampf 1949 stand die 

Union erstmals vor der Aufgabe, im Zusammenwirken ihrer einzelnen Landesverbän­

de und verschiedenen Parteiorganisationen in allen drei Westzonen ein gemeinsames 

Ziel anzustreben. 

1. Die Wahlkampforganisation 

Die höchste Ebene des Zusammenschlusses bei der Union im Jahre 1949 waren in der 

amerikanischen und französischen Zone die Landesverbände, während in der briti­

schen Zone immerhin ein Zonenverband existierte. Als Koordinierungsorgan diente 

seit Anfang 1947 lediglich die Arbeitsgemeinschaft der C D U / C S U in Frankfurt am 

Main, in deren Vorstand zwar die führenden Politiker aus allen Zonen vertreten wa­

ren und die ein ständiges Sekretariat mit dem Generalsekretär Bruno Dörpinghaus 

unterhielt, die aber gleichwohl keine Kompetenz besaß, in die Selbständigkeit der 

Landesorganisationen einzugreifen2. Dies warf natürlich einige Probleme auf, als sich 

zu Beginn des Jahres 1949 ein erfolgreiches Ende der Beratungen des Parlamentari­

schen Rates über das Grundgesetz abzuzeichnen begann und in absehbarer Zeit mit 

der ersten Bundestagswahl zu rechnen war. 

Am 8. und 9. Januar 1949 fand in Königswinter eine Tagung statt, an der der Vor­

stand der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU, die Vorsitzenden der Landesverbände 

und Landtagsfraktionen der Union sowie die führenden Unionspolitiker der bizona­

len Verwaltung, des Frankfurter Wirtschaftsrates und des Parlamentarischen Rates 

teilnahmen. Dieser Kreis beschloß die Einsetzung eines Wahlausschusses, in dem je­

der Landesverband durch einen bzw. zwei Politiker vertreten sein sollte. Seine Aufga­

be bestand darin, „die erforderlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten, die sich im 

Hinblick auf die Wahl zur Koordinierung der gemeinsamen Interessen und der damit 

verbundenen Organisation, der Propaganda und Pressearbeit als notwendig erwei­

sen"3. 

2 Alf Mintzel, Die CSU. Anatomie einer konservativen Partei 1945-1972, Opladen 1975, S. 267-270; 
Günter Müchler, CDU/CSU. Das schwierige Bündnis, München 1976, S. 36-39. 

3 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Landesvorsitzenden und Landesgeschäftsführer der Union 
vom 12.1. 1949, Archiv für Christlich-Demokratische Politik der Konrad-Adenauer-Stiftung 
(ACDP), I-009-012/7 (NL Dörpinghaus). 
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Seine konstituierende Sitzung hielt der Wahlausschuß am 14. Februar 1949 ab. Zu 
seinem Vorsitzenden wählte der Ausschuß gleich zu Beginn Konrad Adenauer4. Da­
mit war die Wahl auf den Politiker gefallen, der zu diesem Zeitpunkt bereits eine Fül­
le wichtiger Positionen wahrnahm und als einflußreichster Unionspolitiker galt. Ade­
nauer stand damals an der Spitze der rheinischen CDU, er führte den Zonenverband 
in der britischen Zone, er war Mitglied des Vorstandes der Arbeitsgemeinschaft, und 
er fungierte seit dem 1. September 1948 als Präsident des Parlamentarischen Rates 
und bekleidete damit ein Amt, das ihn auch über seine Partei hinaus in Erscheinung 
treten ließ. Obwohl schon über 70 Jahre alt, ließ Adenauer seit dem Jahreswechsel 
1948/49 erkennen, daß er eine Führungsrolle über die Zeit der Staatsgründung hin­
aus anstrebte, und deshalb war die Übernahme des Vorsitzes des Wahlausschusses für 
ihn von nicht geringer Bedeutung, da ihm diese Position eine zusätzliche Chance bot, 
sich innerhalb der Union zu profilieren und ihre Wahlkampfführung entscheidend zu 
beeinflussen. 

Angesichts der starken und autonomen Stellung der einzelnen Landesverbände 
war sich Adenauer jedoch der beschränkten Möglichkeiten des Wahlausschusses, in 
dem seit der Sitzung am H.Februar auch die Junge Union und die Frauenarbeitsge­
meinschaft vertreten war, bewußt, und er lud deshalb für die nächste Sitzung des 
Wahlausschusses auch die Landesvorsitzenden und Landesgeschäftsführer ein5. 

Diese Sitzung fand am 5. März 1949 statt6. Neben inhaltlichen Fragen stand in die­
ser Zusammenkunft auch die Frage nach den Kompetenzen des Ausschusses und die 
Einrichtung zusätzlicher Ausschüsse zur Debatte. Als Befürworter der Übertragung 
weitgehender Rechte an den Wahlausschuß trat insbesondere der Regierungspräsi­
dent von Montabaur, Alois Zimmer, auf. Für ihn war es eine Selbstverständlichkeit, 
daß die Übertragung der Verantwortung für die Wahlkampfführung an den Aus­
schuß nur dann angängig war, wenn ihm zur gleichen Zeit auch die entsprechenden 
Kompetenzen eingeräumt würden. Adenauer mahnte indessen zur Vorsicht. Er hatte 
starke Bedenken, ob die Landesparteien bereit sein würden, genau definierte Rechte 
an den Ausschuß abzutreten, und er sprach sich daher für ein pragmatisches Vorge­
hen aus, mit dem die Landesparteien dazu gebracht werden sollten, sich allmählich an 
eine Koordinierung der Wahlkampfführung zu gewöhnen. Entsprechend Adenauers 
Statement unterblieb infolgedessen eine genaue Umschreibung der Kompetenzen des 
Wahlausschusses, dessen Bedeutung noch darüber hinaus eingeschränkt wurde, daß 
weitere Ausschüsse gebildet wurden. 

So einigte man sich am 5. März auf die Einsetzung eines Wahlrechtsausschusses, 

4 Protokoll über die erste Sitzung des Wahlausschusses am 14.2.1949, ACDP, I-009-007/3 (NLDör-
pinghaus). 

5 Ebenda sowie Aktennotiz von Gottaut vom 18.2.1949 über eine Redaktionsbesprechung am 17.2. 
1949, ACDP, I-009-008/3 (NL Dörpinghaus). Vgl. auch Rundschreiben Adenauers an die Landes­
vorsitzenden der CDU/CSU vom 15.2. 1949, abgedruckt in: Hans Peter Mensing (Bearb.), Ade­
nauer, Briefe 1947-1949 (Rhöndorfer Ausgabe), Berlin 1984, S.411 ff. 

6 Das Folgende nach der Stenographischen Niederschrift über die Sitzung des "Wahlausschusses am 
5.3.1949, ACDP, I-009-007/3 (NL Dörpinghaus). 
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dem die Landesvorsitzenden einschließlich Berlin angehörten und an dessen Spitze 
wiederum Adenauer trat. Seine Aufgabe bestand in erster Linie darin, in Zusammen­
arbeit mit dem Wahlausschuß die Wahlrechtsfrage zu erörtern und eine Stellungnah­
me der Union hierzu herbeizuführen. Unterstützt werden sollte er hierbei durch ei­
nen sogenannten Arithmetiker-Ausschuß unter dem Vorsitz Gerhard Schröders, der 
am 11. März zu einer Sitzung zusammentrat und anhand der Bevölkerungsstatistik 
und der vorausgegangenen Landtagswahlergebnisse das voraussichtliche Bundestags­
wahlergebnis - unter Berücksichtigung verschiedener Wahlsysteme - zu errechnen 
suchte7. Die Zusammensetzung des Wahlrechtsausschusses legitimierte ihn jedoch 
darüber hinaus, auch andere Fragen des Wahlkampfes aufzugreifen, so daß die Be­
zeichnung Koordinierungsausschuß, unter der er bisweilen firmierte, seine Funktion 
besser beschrieb. 

Ebenfalls am 5. März wurde die Einsetzung eines Presse- und Propagandaaus­
schusses beschlossen. Zu seinen Aufgaben gehörte u. a. die „Begutachtung und Ge­
nehmigung von Wahlbroschüren, die über die Arbeit der Unionsfraktionen in Frank­
furt und Bonn Aufschluß geben", die Prüfung von Wahlplakaten und Flugblattexten, 
die Abfassung eines gemeinsamen Wahlaufrufs sowie endlich die Einrichtung eines 
Arbeitsstabes, „der die technischen Vorarbeiten für die Propaganda leistet und Ver­
bindung zu Presse und Rundfunk aufnimmt"8. 

Entgegen den Vorstellungen von Bruno Dörpinghaus, der dem Wahlausschuß am 
5. März einen Besetzungsvorschlag für den Presse- und Propagandaausschuß unter­
breitete, erhielten die einzelnen Landesverbände das Vorschlagsrecht eingeräumt, 
wen sie als ihre Vertreter entsenden wollten9. Der Arbeitsstab hingegen wurde nach 
dem Vorschlag von Dörpinghaus besetzt, der hierbei auf Mitarbeiter seines Sekretari­
ats, des Sekretariats der CDU in der britischen Zone, der Union nahestehende Jour­
nalisten und die Vorsitzende der Frauenarbeitsgemeinschaft, Helene Weber, und ei­
nen Vertreter der Jungen Union, Josef Reufels, zurückgriff10. 

Am 19. März 1949 kamen der Wahlausschuß, der Wahlrechtsausschuß und der 
Presse- und Propagandaausschuß zu einer gemeinsamen Sitzung unter dem Vorsitz 
Adenauers zusammen11. Im Rahmen der Aussprache über die Frage, wer über die 
Kandidatenaufstellung innerhalb der Union zu entscheiden habe, wurde auch dies­
mal wieder über die Kompetenzen der Ausschüsse diskutiert. Dabei konzentrierten 

7 Niederschrift über die Sitzung des Arithmetiker-Ausschusses am 11.3. 1949, ACDP, 1-009-007/3 
(NL Dörpinghaus). Vgl. auch Erhard H. M. Lange, Wahlrecht und Innenpolitik. Entstehungsge­
schichte und Analyse der Wahlgesetzgebung und Wahlrechtsdiskussion im westlichen Nachkriegs­
deutschland 1945-1956, Meisenheim/Glan 1975, S.375. 

8 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 7.3.1949, ACDP, I-
009-012/7 (NL Dörpinghaus). 

9 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 42 f. 
10 Vgl. Stenographische Niederschrift über die Sitzung des Wahlrechtsausschusses und des Presse-

und Propagandaausschusses der Arbeitsgemeinschaft CDU/CSU am 19.3. 1949, ACDP, I-009-
007/3 (NL Dörpinghaus), S. 46. 

11 Vgl. Stenographische Niederschrift, Anm. 10. 
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sich die Stellungnahmen der Diskussionsteilnehmer auf den Wahlrechtsausschuß, der 

allein schon aufgrund seiner Zusammensetzung - so jedenfalls die Meinung von 

Dörpinghaus - „mit einer Legitimation versehen" sei, um auch über die Aufstellung 

der Bundestagskandidaten zu sprechen. Dies bestritt auch der Vorsitzende Adenauer 

nicht, doch er wies sogleich auf die fehlende Kompetenz des Ausschusses hin, „ver­

bindliche Beschlüsse zu fassen". Adenauer hielt gegenüber den Landesvorsitzenden 

weiterhin ein vorsichtiges Taktieren für angebracht, und er blieb daher bei seiner Auf­

fassung, daß der Ausschuß lediglich das Recht zu Empfehlungen habe12, die er aller­

dings den Landesvorsitzenden mit Nachdruck zur Kenntnis bringen ließ; gleichzeitig 

ließ er letztere auffordern, vertrauliche Vorschläge zur Kandidatenaufstellung zu 

übermitteln, die in der nächsten Sitzung des Wahlrechtsausschusses als Arbeitsgrund­

lage dienen sollten13. 

Als diese Zusammenkunft mehr als einen Monat später, am 19. Mai 1949, stattfand, 

stellte sich heraus, daß kein einziger Landesvorsitzender auf das Rundschreiben rea­

giert hatte14. Es war wohl nicht zuletzt auf diesen Umstand zurückzuführen, daß Ade­

nauer an diesem Tag den Vorschlag unterbreitete, einen Wahlkampfleiter zu bestellen, 

um eine einheitliche Ausrichtung des Wahlkampfes der Union zu gewährleisten. Ade­

nauers Kandidat hieß Alois Zimmer15, der allerdings Bedenken geltend machte, da er 

mit dem angetragenen Amt eine Verantwortung übernehme, ohne zu wissen, inwieweit 

überhaupt die Voraussetzungen für einen Erfolg gegeben seien. Zimmer erklärte sich 

dann aber grundsätzlich bereit, den angebotenen Posten zu übernehmen, sofern ihn al­

le Parteifreunde rückhaltlos unterstützen würden16. Daß in diesem Punkt Schwierig­

keiten bestanden, machte eine Wortmeldung aus dem Kreis der Anwesenden deutlich, 

in der nach der genauen Formulierung von Zimmers Auftrag, d.h. nach seinen Kompe­

tenzen, gefragt wurde. Diesen Einwurf wies Adenauer mit der Bemerkung zurück, daß 

dies angesichts der Fülle der Aufgaben nicht möglich sei. An die Adresse Zimmers ge­

wandt fügte er ergänzend hinzu, daß diesem keinerlei „Kommandogewalt" zustehe17. 

Die Zuständigkeit für Entscheidungen von wirklicher Bedeutung lag nach wie vor bei 

den Landesvorsitzenden, deren Auffassungen und Aktionen sich nur mühsam, wenn 

überhaupt, koordinieren ließen. Hierzu ist die weitere Entwicklung der Debatte über 

die Kandidatenaufstellung ein aufschlußreiches Beispiel. 

Auf Anregung Adenauers kam der Wahlrechtsausschuß in seiner Sitzung am 

19. Mai überein, die Landesvorsitzenden aufzufordern, binnen kurzer Frist dem 

Wahlrechtsausschuß ihre Kandidatenvorschläge zu unterbreiten, damit dieser die 

notwendige Koordinierung vornehmen könne18. Ein entsprechendes Schreiben Ade-

12 Ebenda, S. 38. 
13 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 9.4.1949, ACDP, I-

021-007/1 (NL Hilpert). 
14 Stenographische Niederschrift über die Sitzung des Wahlrechtsausschusses und des Presse- und 

Propagandaausschusses am 19.5.1949, ACDP, I-009-007/3 (NLDörpinghaus), S.54f. 
15 Ebenda,S.33f. 16 Ebenda,S.59f. 
17 Ebenda, S. 63. 
18 Ebenda, S. 56 f. 
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nauers, das als Termin, bis zu dem die Vorschläge im Generalsekretariat in Frankfurt 

eingehen sollten, den 10. Juni nannte, ging am 24. Mai an die Landesvorsitzenden 

ab19. Gleichzeitig wurde eine Vorbesprechung der Landesvorsitzenden für den 1. Juni 

anberaumt, auf deren Tagesordnung u. a. ebenfalls die Kandidatenfrage stand. Ade­

nauer bat die Landesvorsitzenden am 25. Mai dringend, unbedingt persönlich zu er­

scheinen, da die Bundestagswahl von so „außerordentlicher Bedeutung" sei, „daß al­

les andere dahinter zurücktreten muß"20. 

In der Sitzung am l.Juni erhielt die Zentrale Wahlkampfleitung, die Zimmer im 

Frankfurter Generalsekretariat einrichtete und mit dessen Mitarbeitern betrieb, von 

den Landesvorsitzenden die Zusage, daß sie „baldigst Mitteilungen über die in Aus­

sicht genommenen Kandidaten für den Bundestag" übersenden würden. In einem 

Rundschreiben vom 2. Juni an die Landesverbände machte Zimmer nähere Angaben, 

welche Gesichtspunkte von den Landesverbänden dabei zu berücksichtigen seien und 

welche personellen Angaben über die jeweiligen Kandidaten er benötigte21. 

Die Landesvorsitzenden haben ihre Zusage vom l.Juni offensichtlich nicht einge­

halten, denn in der Einladung zur Sitzung des Wahlrechtsausschusses am l.Juli baten 

Zimmer und Dörpinghaus erneut darum, „vorläufige Listen der Kandidaten für 

Wahlkreise und Landeslisten mitzubringen, um eine etwa notwendige Koordinierung 

zu erleichtern"22. In einem Brief, den Adenauer einen Tag später an die Landesvorsit­

zenden abschickte, kam er erneut auf die Kandidatenfrage zu sprechen, bei der sich 

die „Folgen des mangelnden Zusammenschlusses der Landesparteien [...] in vielfa­

cher Hinsicht erschreckend bemerkbar" machten. Angesichts der zahlreichen Wün­

sche von sehen der Interessenverbände und der Notwendigkeit, alle Gruppierungen 

innerhalb der Union bei der Kandidatenaufstellung zu berücksichtigen, warnte Ade­

nauer erneut vor jeder vorzeitigen Festlegung seitens der einzelnen Landesverbände, 

und er wies noch einmal darauf hin, daß es unbedingt erforderlich sei, „daß auf der 

für den l.Juli 1949 anberaumten Besprechung in Königswinter ein Vergleich der 

Kandidatenlisten und ein Ausgleich erfolgt"23. 

Bei diesem Treffen ist dann jedoch die Kandidatenfrage gar nicht zur Sprache ge­

kommen24, und es gibt keinen Hinweis darauf, ob dies zu einem späteren Zeitpunkt 

19 Rundschreiben Adenauers an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 24.5. 1949, ACDP, I-
021-007/1 (NL Hilpert). 

20 Rundschreiben Adenauers an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 25.5. 1949, ADCP, I-
021-002/2 (NL Hilpert). 

21 Rundschreiben Zimmers an die Landesverbände der CDU/CSU vom 2.6. 1949, ACDP, VII-003-
001/1. Zum Verlauf der Sitzung vom 1.6.1949 auch der Bericht Adenauers vor dem Zonenausschuß 
der CDU in der britischen Zone am 2.6.1949. Protokoll dieser Sitzung in ACDP, I-009-004/1 (NL 
Dörpinghaus). 

22 Zimmer/Dörpinghaus an die Mitglieder des Wahlrechtsausschusses vom 23.6. 1949, ACDP, I-
021-007/1 (NL Hilpert); Bundesarchiv Koblenz (BA), NL Holzapfel, 253. 

23 Adenauer an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 24.6. 1949, Stiftung Bundeskanzler-
Adenauer-Haus (StBkAH), 09.02.; ACDP, I-021-002/1 (NL Hilpert). 

24 Adenauer an Hilpert vom 5.7.1949, ACDP, I-021-002/1 (NL Hilpert). 
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noch geschehen ist. Soweit aufgrund der bisher bekannten Materialien festgestellt 
werden kann, sind die Landesvorsitzenden noch einmal am 21. Juli 1919 im Anschluß 
an die Heidelberger Wahlkundgebung zusammengekommen25. Über Verlauf und In­
halt der Aussprache ist nichts überliefert. Eine Koordinierung der Kandidatenlisten 
ist aber anscheinend weder bei dieser noch bei anderer Gelegenheit erfolgt. Dies legt 
ein Bericht des Landesgeschäftsführers der CDU Rheinland, Hans Schreiber, über 
die Bundestagswahl 1949 nahe, in dem an keiner Stelle ein Hinweis enthalten ist, daß 
die Kandidatenaufstellung in irgendeiner Weise durch den Wahlrechtsausschuß oder 
eine Absprache der Landesvorsitzenden beeinflußt worden ist26. Es hat hiernach den 
Anschein, als ob der rheinische Landesvorstand und die Delegierten der Kreisparteien 
ihre Entscheidungen ohne Abstimmungen mit anderen Landesverbänden getroffen 
haben, und es ist anzunehmen, daß es andernorts genauso gewesen ist. 

Etwas größere Möglichkeiten besaß die zentrale Wahlkampfleitung in der rein 
technischen Durchführung des Wahlkampfes, obwohl auch hier Schwierigkeiten und 
Auseinandersetzungen nicht ausblieben und die Landesverbände stets auf ihre Beteili­
gung achteten. Dies zeigte sich im besonderen Maße bei dem sogenannten „Spitzen-
rednereinsatz", bei dem es sich darum handelte, Politiker mit hohem Bekanntheits-
grad auf großen Wahlkampfkundgebungen in allen drei Zonen auftreten zu lassen. 
Die Koordination dieses Einsatzes sollte beim Generalsekretariat der Arbeitsgemein­
schaft in Frankfurt liegen, das dem Propagandaausschuß am 8. Mai 1949 einen Vor­
schlag unterbreitete, der 55 Namen enthielt. Neben den sieben Direktoren der Frank­
furter Verwaltungen befanden sich auf der Liste der vorgesehenen Spitzenredner füh­
rende Politiker aus allen drei Zonen. Das Hauptkontingent stellte mit 27 Nennungen 
die britische Zone, knapp halb so viel fiel auf die amerikanische Zone, und mit sieben 
Personen bildete die französische Zone das Schlußlicht27. 

Über die endgültige Liste der Spitzenredner und ihren Einsatz wurde auf einer Sit­
zung des Frankfurter Stabes mit den Landesgeschäftsführern am 10. Juni 1949 ent­
schieden. Politiker, die wie z. B. Linus Kather aus anderen Landesverbänden nur we­
nige Anforderungen erhalten hatten, wurden von der Liste gestrichen und gebeten, 
ihre Terminabsprachen selbst zu tätigen28. Bei den übrigen war so zu verfahren, daß 
ihr Einsatz zwar „grundsätzlich nur durch das Generalsekretariat der Arbeitsgemein­
schaft" zu erfolgen hatte29, diesem jedoch lediglich die Zuweisung der Redner an die 
jeweiligen Landesverbände oblag, die sodann die alleinige Befugnis besaßen zu ent­
scheiden, an welchen Orten die Spitzenredner auftraten30. 

25 Dörpinghaus an Hilpert vom 18.7.1949, ACDP, 1-021-007/1 (NL Hilpert). 
26 Bericht des Landesgeschäftsführers der CDU Rheinland, Hans Schreiber, über die Bundestagswahl 

am 14.8.1949, StBkAH, 12.02. 
27 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Mitglieder des Presse- und Propagandaausschusses, des Ar-

beitsstabes und die Landesgeschäftsführer vom 12.5.1949, ACDP, 1-009-006/2 (NL Dörpinghaus). 
28 Nickel an Kather vom 5.7.1949, ACDP, 1-351-003/2 (NL Gottaut). 
29 Dörpinghaus an Lehr vom 24.6.1949, ACDP, 1-351-003/2 (NLGottaut). 
30 Nickel an Fratzscher vom 14.6.1949, ACDP, 1-351-003/2 (NLGottaut). 
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Für die Gestaltung dieser Kundgebungen verschickte Zimmer am 2. Juni 1949 aus­
führliche Empfehlungen. Sie betrafen die anzubringenden Spruchbänder - eine even­
tuelle Liedumrahmung, die Nichtzulässigkeit von Diskussionen, die Erhebung eines 
Eintrittsgeldes, die Aufstellung von Lautsprechern, die Notwendigkeit rechtzeitiger 
Beifallskundgebungen, die musikalische Unterhaltung, die Stellung von Ersatzred­
nern und die Art der Vorstellung des jeweiligen Spitzenredners durch den örtlichen 
Parteirepräsentanten31. 

Die Bemühungen des Generalsekretariats, einen reibungslosen Ablauf des Spitzen-
rednereinsatzes zu gewährleisten und den Anforderungen der Landesverbände zu 
entsprechen, waren indessen nicht von allzu großem Erfolg gekrönt. Zum einen er­
wies es sich als unmöglich, den Wünschen einzelner Landesverbände nach Zuteilung 
bestimmter Redner nachzukommen. So erhielt z. B. Ludwig Erhard eine solch hohe 
Zahl von Anforderungen, daß ihnen auch nicht annähernd entsprochen werden 
konnte. Zum anderen gab es in der Abstimmung zwischen dem Generalsekretariat 
und einzelnen Spitzenrednern immer wieder Probleme, die dazu führten, daß den 
Landesverbänden bereits zugesagte Termine nicht eingehalten wurden32. Die Unzu­
friedenheit mit dem Spitzenrednereinsatz war daher allgemein, und der Landesge­
schäftsführer der CDU Rheinland hat ihn wohl mit Recht als ein „besonders trauriges 
Kapitel" der Wahlkampfführung bezeichnet33. 

Auf weniger Kritik seitens der Landesverbände stießen die Broschüren und Plaka­
te, die das Generalsekretariat zur Verfügung stellte. Das Schwergewicht der Propa­
ganda lag dabei auf der Plakatebene, da im Presse- und Propagandaausschuß mehr­
heitlich die Auffassung vertreten wurde, daß Broschüren „nicht mehr die geeignete 
Form des Ansprechens für die Masse der Bevölkerung sind"34. Sie wurden dennoch in 
relativ hoher Auflage hergestellt35. In ihnen waren vor allem Wahlreden führender 
CDU-Politiker, das Ahlener Programm und die Düsseldorfer Leitsätze mit den auf 
sie bezogenen Stellungnahmen einzelner Unionspolitiker abgedruckt, oder sie ent­
hielten Ausarbeitungen über die CDU und ihr Verhältnis zum Zentrum36 sowie - von 
Adenauer selbst angefordert - Berichte über die Arbeit der Union im Parlamentari­
schen Rat und im Frankfurter Wirtschaftsrat37. 

Die vom Presse- und Propagandaausschuß höher bewertete Werbung mit einheitli-

31 Rundschreiben Zimmers an die Landesverbände der CDU/CSU vom 2.6. 1949, ACDP, VII-003-
001/1. 

32 Bericht Schreibers, Anm. 26. 
33 Ebenda. 
34 Rundschreiben Dörpinghaus', Anm. 27. 
35 So erhielt der Landesverband Rheinland z.B. knapp 190000 Exemplare. Bericht Schreibers, 

Anm. 26. 
36 Nach der Zusammenstellung Blankenhorns, die er am 29.7. 1949 mit dem Kommentar an Gersten-

maier schickte, daß in diesen Broschüren „das wesentliche Material" enthalten sei, „das von der 
CDU/CSU im gegenwärtigen Wahlkampf in Angriff und Verteidigung benutzt wird". StBkAH, 
09.01. 

37 Vgl.Blankenhorn an A. Finck vom 4.6.1949, StBkAH, 12.02.PünderanAdenauervom 29.6.1949 
mit Anlage, BA, NL Pünder 270. 
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chen Plakaten für alle drei Westzonen sollte beim „Wähler den Eindruck der Ge­
schlossenheit der Partei von Norden bis Süden" erwecken38. Waren zunächst fünf 
oder sechs solcher Plakate vorgesehen, deren Bildwirkung „dynamisch" und deren 
Text „so kurz wie möglich" sein sollte39 und von denen Adenauer verlangte, daß sie 
auf „die primitiven Schichten des Volkes", auf „den einfachen Mann" wirken müß­
ten40, so erschienen schließlich überregionale Plakate mit über 20 verschiedenen Mo­
tiven41. Die Auslieferung der Plakate an die Landesverbände erfolgte erst Ende Juli 
1949 mit der Bitte, „daß die einzelnen Sorten von Plakaten schlagartig zur Veröffent­
lichung kommen"42. Mit diesem massierten Einsatz der Plakatwerbung in der 
Schlußphase des Wahlkampfes, der den gegnerischen Parteien keine Zeit mehr zur 
Erwiderung ließ, glaubte das Generalsekretariat offensichtlich, bei der Wählerschaft 
eine besondere Wirkung zu erzielen, die allerdings, wie Hans Schreiber glaubte fest­
stellen zu können, durch die „allzu große Mannigfaltigkeit" der Motive beeinträch­
tigt worden sei43. 

Eine andere Zielsetzung als die Plakatwerbung verfolgte die vom Generalsekreta­
riat im Rahmen der Ausgabe C des „Deutschland-Union-Dienstes" herausgegebene 
Wahlzeitung „Union im Wahlkampf", die bereits frühzeitig, ab dem 17. Mai 1949, in 
einer Auflage von 20 000 bis 25 000 Exemplaren ein- bis zweimal wöchentlich er­
schien44. Die ersten Planungen für diese Zeitung, deren „eigentlicher Zweck [...] die 
Unterrichtung der Parteiredner und aktiven Mitarbeiter der Parteiführung auf der 
Kreisebene" war45, datierten bereits vom Februar 1949. In einer Besprechung von 
Mitarbeitern des Generalsekretariats in Frankfurt wurde vereinbart, die Leitung die­
ser Wahlzeitung dem Chefredakteur des Deutschland-Union-Dienstes, Heinz Lub-
bers, zu übertragen. Für ihre inhaltliche Ausgestaltung erhielt er den Auftrag, diese 
unter dem „Gesichtswinkel des Funktionärs und Redners" vorzunehmen und dabei 
vor allem auf die „gegnerische Presse und Propaganda" einzugehen. Als Format wur­
de DIN A 4 festgelegt und außerdem beschlossen, die Seiten der Wahlzeitung nur 
einseitig zu bedrucken46. Damit war gewährleistet, daß sie von Parteirednern ohne 
Schwierigkeiten als Redeunterlage benutzt werden konnte. 

Eine Ergänzung sollte die Wahlzeitung auf Vorschlag Adenauers dadurch erhalten, 
daß von Seiten CDU-naher Journalisten eine „persönliche Verbindung" mit der unab­
hängigen Presse und dem Rundfunk hergestellt wurde, um eine faire Behandlung der 

38 Rundschreiben Dörpinghaus', Anm. 27. 
39 Ebenda. 
40 Stenographische Niederschrift, Anm. 14, S. 95. 
41 Bericht Schreibers, Anm. 26. 
42 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Landesvorsitzenden und Landesgeschäftsführer der CDU/ 

CSU vom 26.7.1949, ACDP, 1-021-007/1 (NL Hilpert). 
43 Bericht Schreibers, Anm. 26. 
44 Rundschreiben Dörpinghaus', Anm. 27. 
45 Ebenda. 
46 Aktennotiz Gottauts vom 18.2. 1949 über eine Besprechung am 17.2. 1949, ACDP, 1-009-008/3 

(NL Dörpinghaus). 
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Union für die gesamte Dauer der Wahlkampagne sicherzustellen47. Darüber hinaus 

regte Adenauer an, „eine kleine Gruppe von jüngeren und qualifizierten Journalisten 

zu einer engeren Zusammenarbeit" mit ihm zusammenzubringen, die gegen Honorar 

in der unabhängigen Presse „geeignete, propagandistisch geschickte Leitartikel" ver­

öffentlichen sollten, die sodann wiederum „von der Leitung der Partei im kommen­

den Wahlkampf" zu verwenden waren48. 

Sowohl die Wahlzeitung als auch die Haltung von Presse und Rundfunk wurden 

nach Abschluß des Wahlkampfes vom Geschäftsführer der C D U Rheinland insge­

samt positiv bewertet49. Was die Wahlzeitung anbetraf, so traten allerdings anfangs 

dadurch Schwierigkeiten auf, daß der Bezug durch die Orts-, Kreis- und Bezirksver­

bände zu wünschen übrig ließ. Dies veranlaßte Zimmer zu der Drohung an die Lan­

desverbände, denjenigen von ihnen die Unterstützung im Wahlkampf zu entziehen, 

die nicht imstande waren, für eine genügende Abnahme der Wahlzeitung in ihrem 

Bereich zu sorgen50. Dies wirft erneut ein Schlaglicht auf die „organisatorischen Un­

zulänglichkeiten" innerhalb der Union51, die sich in besonderer Schärfe in den Bezie­

hungen zwischen C D U und CSU zeigten. 

2. Probleme der Zusammenarbeit zwischen CDU und CSU 

Die CSU war von Beginn an bestrebt, ihre Selbständigkeit gegenüber der C D U zu 

wahren, und sie hatte daher auch bei der Bildung der Arbeitsgemeinschaft der C D U / 

CSU darauf geachtet, daß diese lediglich als „schwache organisationspolitische Ver­

klammerung" ausgestaltet wurde52. Es entsprach dieser Einstellung, daß die CSU die 

Bemühungen führender CDU-Politiker, mit Hilfe des Frankfurter Apparates den 

Bundestagswahlkampf 1949 der Union zu koordinieren, mit spürbarer Distanz ver­

folgte und ihre Eigenständigkeit auch im Wahlkampf weitgehend aufrechterhielt53. 

Autorisierte Vertreter der CSU nahmen weder an den Sitzungen des Wahlausschusses 

am 14. Februar und 5. März 1949 noch an der Sitzung des Wahlrechtsausschusses am 

19. März teil. Der CSU-Vorsitzende Josef Müller hatte sein Kommen für die beiden 

letzten Sitzungen zwar in Aussicht gestellt, dann aber seine Teilnahme kurzfristig te­

lefonisch abgesagt. Zwar hatte Müller gegenüber Adenauer am 18. März geäußert, 

daß sich die Ausschußmitglieder darauf verlassen könnten, daß die CSU die Vor-

47 Stenographische Niederschrift, Anm. 14, S. 76 ff. 
48 Blankenhorn an Hans Wendt vom 3.5.1949, StBkAH, 02.02. 
49 Bericht Schreibers, Anm. 26. 
50 Rundschreiben Zimmers an die Landesvorsitzenden und Landesverbände der CDU/CSU vom 2.6. 

1949,ACDP,VII-003-001/l. 
51 Vgl. den Hinweis in der Darstellung in der Veröffentlichung des Protokolls des 1. Parteitages der 

CDU von 1950, S. 7. 
52 Alf Mintzel, Anm.2,S.268. 
53 Die Feststellung Günter Müchlers, Anm. 2, S. 54, daß CDU und CSU, d. h. die Arbeitsgemeinschaft, 

den Wahlkampf gemeinsam „führten", läßt sich so uneingeschränkt nicht aufrechterhalten. 
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schläge des Ausschusses „etwa den dortigen [bayerischen] Verhältnissen angepaßt" 
übernehmen werde54. In bezug hierauf bestand allerdings in CDU-Kreisen eine nicht 
unbegründete Skepsis, der Adenauer bereits am 5. März Ausdruck gegeben hatte, als 
er im Wahlausschuß in der Diskussion über die Kompetenzen des einzusetzenden 
Wahlrechtsausschusses äußerte: „Wenn wir jetzt z. B. der bayerischen CSU vorschrei­
ben würden, wir machen einen Ausschuß und der soll die und die Rechte haben, dann 
können Sie sich darauf totensicher verlassen, daß es heißen wird: nein!"55 

Angesichts dieser Lagebeurteilung, die offensichtlich allseits geteilt wurde, hielt es 
Zimmer für unausweichlich, in absehbarer Zeit die Frage aufzuwerfen und zu beant­
worten, „ob die ständigen einseitigen Rücksichten auf unsere Freunde in Bayern nicht 
der CDU einen ungeheuren Schaden zufügen", da es im Augenblick so sei, „daß die 
Gesamtpolitik der CDU immer nur in entscheidenden Fragen sich nach München 
richtet"56. Adenauer teilte die Einschätzung und Sorgen Zimmers durchaus. Einen of­
fenen Konflikt zwischen CDU und CSU, dem Zimmer anscheinend nicht mehr aus­
weichen wollte, hielt er jedoch im Hinblick auf die anstehende Bundestagswahl für 
verhängnisvoll, und er versuchte daher, das bayerische Problem auf andere Art zu lö­
sen. 

Der vom Wahlausschuß am 5. März 1949 eingesetzte Arithmetiker-Ausschuß hatte 
in seiner Sitzung sechs Tage später, an der wiederum kein CSU-Vertreter teilnahm, 
anhand der Bevölkerungsstatistik und der vorausgegangenen Landtagswahlergebnis­
se das voraussichtliche Bundestagswahlergebnis unter Zugrundelegung des vor der 
Verabschiedung stehenden Wahlrechts für den ersten Bundestag hochgerechnet. Da­
bei war er zu dem Ergebnis gekommen, daß der Wahlsieg der CDU/CSU „im we­
sentlichen vom Ausgang der Wahlen in Bayern" abhängen werde57. Adenauer hat sich 
diese Auffassung im folgenden zu eigen gemacht und sie sowohl am 30. März 1949 
vor dem Zonenausschuß der CDU in der britischen Zone als auch am 19. Mai 1949 
vor dem "Wahlrechtsausschuß vertreten58. 

Die Wahlaussichten der CSU ließen nun aber im Frühjahr 1949 zu wünschen übrig. 
Zum einen war ihr in der Bayernpartei ein äußerst unangenehmer Konkurrent ent­
standen, der dieselben Wählerkreise wie die CSU ansprach59, zum anderen befand 
sich die CSU selbst in einer inneren Krise, da über den Kurs und die Führung der Par­
tei eine so heftige innerparteiliche Auseinandersetzung ausgebrochen war, daß zeit­
weilig ein Auseinanderbrechen der Partei drohte60. Adenauers Hoffnungen auf einen 

54 Vgl. Stenographische Niederschrift, Anm. 10, S. 7. 
55 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 35. 
56 Ebenda, S. 35 f. 
57 Niederschrift, Anm. 7, S. 3. 
58 Stenographische Niederschrift über die Sitzung des Zonenausschusses der CDU in der britischen 

Zone am 30. und 31.3.1949, ACDP, I-009-004/1 (NL Dörpinghaus), S. 11; Stenographische Nie­
derschrift, Anm. 14, S. 42. 

59 Vgl. Ilse Unger, Die Bayernpartei. Geschichte und Struktur 1945-1957, Stuttgart 1979; Konstanze 
Wolf, CSU und Bayernpartei. Ein besonderes Konkurrenzverhältnis 1948-1960, Köln 1982. 

60 Dazu zusammenfassend Alf Mintzel, Anm. 2, S. 222-250. 
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Ausgleich zwischen CSU und Bayernpartei und den Abschluß eines Wahlabkommens 
zwischen beiden Parteien erfüllten sich nicht. Als erfolgreicher erwiesen sich jedoch 
seine Bemühungen, zur Schlichtung des CSU-internen Konfliktes beizutragen. 

Innerhalb der CSU existierten seit ihrer Gründung zwei sich schroff gegenüberste­
hende Flügel. An der Spitze des einen stand Josef Müller, von 1946 bis Mai 1949 Par­
teivorsitzender, der das „Konzept einer betont interkonfessionellen, auf breiter sozia­
ler Basis aufruhenden Massenpartei moderner Prägung" vertrat. Der andere wurde 
von Alois Hundhammer und Fritz Schäffer geführt, und er stand „viel deutlicher in 
der bayerisch-katholischen Tradition der Bayerischen Volkspartei"61. Der Konflikt 
zwischen diesen beiden Richtungen gewann seit dem Ausgang des Jahres 1948 da­
durch immer mehr an Schärfe, als durch die bevorstehende Verabschiedung des 
Grundgesetzes und die Konstituierung des westdeutschen Staates über die Haltung 
Bayerns in diesen Fragen zu entscheiden war und auf diesem Gebiet ein grundsätzli­
cher Dissens zwischen beiden Flügeln bestand62. 

Adenauer wertete die CSU-internen Auseinandersetzungen weniger als einen Aus­
druck sachlicher als vielmehr persönlicher Gegensätze, und er wurde in dieser Ein­
schätzung von Jakob Kaiser nachdrücklich unterstützt63. Adenauer plädierte für eine 
Vertagung des Streites, für einen „Burgfrieden" bis nach der Bundestagswahl; er stieß 
aber mit dieser Anregung am 19. Mai im Wahlrechtsausschuß auf heftige Ablehnung 
der anwesenden bayerischen Vertreter, die dafür eintraten, innerhalb der CSU den 
Streit jetzt auszutragen und damit eine eindeutige Klärung der Lage herbeizufüh­
ren64. Adenauer war hierüber zutiefst besorgt65, und er versuchte daher seinerseits, di­
rekt auf die Entscheidungen innerhalb der CSU einzuwirken. Denn obwohl er grund­
sätzlich die Auffassung vertrat, daß er kein Recht habe, sich „in diese innerbayeri­
schen Sachen irgendwie einzumischen", hielt er in diesem Fall sein Eingreifen im In­
teresse des „Gesamtwohls unserer Partei" für notwendig66. 

Schon zu einem früheren Zeitpunkt, im Februar 1949, hatte Adenauer auf die Ent­
wicklung in Bayern eingewirkt, als er dem Bezirksvorsitzenden der CSU von Mittel­
franken, Karl Sigmund Mayr, der auf bayerischem Boden eine CDU gründen wollte, 
mit der Begründung abriet, die Entwicklung innerhalb der CSU abzuwarten67. Ade­
nauer ging es in diesen Monaten stets darum, die Wogen innerhalb der CSU zu glät­
ten und ihr Auseinanderbrechen zu verhindern. Diesem Zweck diente auch ein Brief, 

61 Zitate nach Dieter Albrecht, Hans Ehard (1887-1980), in: Jürgen Aretz u. a. (Hrsg.), Zeitgeschichte 
in Lebensbildern. Aus dem deutschen Katholizismus des 19. und 20.Jahrhunderts, Bd. 5, Mainz 
1982, S. 279. 

62 Dazu die knappe Zusammenfassung von Peter Jakob Kock, Bayerns Weg in die Bundesrepublik, 
Stuttgart 1983, S.319-326. 

63 Stenographische Niederschrift, Anm. 14, S. 48 f. 
64 Ebenda, S. 47 und S. 52. 
65 Ebenda, S. 54 und Die CDU/CSU im Parlamentarischen Rat. Sitzungsprotokolle der Unionsfrak­

tion, bearb. von Rainer Salzmann, Stuttgart 1981, S. 569. 
66 Stenographische Niederschrift, Anm. 14, S. 43. 
67 Ebenda, S. 53. 
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den er am 14. Mai 1949 an Alois Hundhammer richtete, der zu den entschiedensten 
Verfechtern einer Ablehnung des Grundgesetzes zählte. Adenauer versuchte hierin 
die Proportionen zurechtzurücken, indem er über das Grundgesetz hinaus auf die 
Wahlen zum Bundestag verwies und auf die „Verfolgung unserer gemeinsamen 
christlichen Ideale" abhob, die „unter den Verhältnissen, wie sie sich leider in Bayern 
entwickelt haben", Schaden zu nehmen drohten68. 

Durch die Abstimmung im bayerischen Landtag in der Nacht vom 19. auf den 
20. Mai 1949 über das Grundgesetz, in der die CSU-Fraktion mit annähernder Ge­
schlossenheit zwar das Grundgesetz ablehnte, aber seine Rechtsverbindlichkeit für 
Bayern anerkannte69, war zwar die erste Hürde genommen, eine Beruhigung der Ge­
müter trat gleichwohl nicht ein. Dies war vor allem darauf zurückzuführen, daß für 
den 28. Mai 1949 in Straubing eine Sitzung der Landesversammlung der CSU ange­
setzt war, auf deren Tagesordnung u. a. die Neuwahl des Parteivorsitzenden stand. 
Die Gefolgschaft Müllers, der sich einer breiten Oppositionsströmung gegenüber­
sah, die mit dem Ministerpräsidenten Hans Ehard einen Gegenkandidaten nominiert 
hatte70, machte sich in dem Bestreben auf den Weg nach Straubing, die Auseinan­
dersetzung mit ihren innerparteilichen Opponenten zu suchen und „ihren Gegner 
zu Boden [zu] schmettern"71. Angesichts dieser Ausgangslage ließ allein die Wahl 
Ehards, der über „landesväterliche Autorität"72 und eine ausgeprägte „Integra­
tionsfähigkeit"73 verfügte, hoffen, daß die CSU vor dem Auseinanderbrechen be­
wahrt würde, und Adenauer hat daher mit Nachdruck die Kandidatur Ehards unter­
stützt. 

Am 19. Mai 1949 schrieb Adenauer an Ehard und Hundhammer74. Ehard, den er 
als „bisher noch nicht parteipolitisch zu sehr exponierte Persönlichkeit" bezeichnete, 
bat er dringend, in Straubing zu kandidieren, und Hundhammer ersuchte er ebenso 
nachdrücklich, im Hinblick auf die Bundestagswahl in Straubing „unter allen Um­
ständen dafür zu sorgen, daß die CSU geschlossen bleibt". Wenige Tage später, am 
26. Mai 1949, sandte Adenauer sodann gleichlautende Schreiben an mehrere Bezirks­
und Kreisvorsitzende der CSU, in denen er sie aufforderte, ihren „ganzen Einfluß da­
hin aufzubieten, daß in Straubing eine Lösung gefunden wird, die nicht nur die Ge­
schlossenheit der CSU besiegelt, sondern die auch die CSU wieder aktiv macht und 
den sicherlich nicht unerheblichen Prozentsatz von Wählern, die sich bisher weder für 
die eine noch für die andere Partei [CSU und Bayernpartei] entschlossen haben, dazu 

68 Vgl. Hans Peter Mensing, Anm. 5, S. 455 f. 
69 Vgl. Peter Jakob Kock, Anm. 62, S. 323-326. 
70 Zur Vorbereitung dieser Kandidatur vgl. Alf Mintzel, Anm. 2, S. 243 ff. 
71 So Adenauer vor der CDU/CSU-Fraktion des Parlamentarischen Rates am 24. Mai 1949. CDU/ 

CSU, Anm. 65, S. 569. 
72 DieterAlbrecht,Anm.61,S.277. 
73 Rudolf Morsey, Zwischen Bayern und der Bundesrepublik. Die politische Rolle des bayerischen Mi­

nisterpräsidenten Hans Ehard 1946-1949, in: Juristenzeitung, 36. Jg. (1981), S. 369. 
74 Hans Peter Mensing, Anm. 5, S. 461 f. 



14 Udo Wengst 

veranlaßt, für die CSU zu stimmen"75. Adenauer hatte damit getan, was zu tun er in 

der Lage war. Die spätere Feststellung Josef Müllers, daß Adenauers Eingreifen sei­

nen Sturz und die Wahl Ehards in Straubing bewirkt habe76, ist sicherlich nicht halt­

bar. An seiner Beteiligung kann allerdings nicht gedeutelt werden, und er hat den 

Ausgang der Straubinger Wahl mit Erleichterung zur Kenntnis genommen. An 

Hundhammer schrieb er am 6. Juni 1949, daß er hoffe, „daß es nunmehr gelingen 

wird, allmählich eine ruhigere und friedlichere Atmosphäre in Bayern zu schaffen", 

um dann fortzufahren: „Ich hatte ernste Sorgen, daß das gesamte Ergebnis der Bun­

destagswahl durch die Vorgänge in Bayern in unerwünschter Weise beeinflußt wer­

den könnte"77. Damit war Adenauer wieder auf sein ureigenstes Anliegen in diesen 

Monaten zurückgekommen, und er hatte nochmals begründet, aus welchem Grund 

er der Entwicklung innerhalb der CSU solche Aufmerksamkeit geschenkt und sein 

Eingreifen für notwendig erachtet hatte. 

Die Wahl Ehards zum CSU-Vorsitzenden bedeutete jedoch nicht, daß die von 

Adenauer „erstrebte enge Zusammenarbeit der Unionsparteien" in Bayern auf größe­

res Entgegenkommen stieß78. Auch Ehard betonte stets die Selbständigkeit der 

CSU79, und ihre Beteiligung und Einbindung am von Frankfurt aus organisierten 

Bundestagswahlkampf der Union blieb gering. 

Der dem Presse- und Propagandaausschuß am 8. Mai vorgelegte Vorschlag für den 

Spitzenrednereinsatz enthielt lediglich die Namen von fünf CSU-Politikern80. Ihre 

Neigung, außerhalb Bayerns aufzutreten, war aber - wie das Beispiel von Hans 

Schütz zeigt - offensichtlich nicht sehr ausgeprägt. Er erhielt Anforderungen aus den 

Landesverbänden Nord-Württemberg, Hessen, Braunschweig und Hannover, er­

klärte sich aber nur bereit, auf je zwei Veranstaltungen in den an Bayern angrenzen­

den Ländern Hessen und Nord-Württemberg zu sprechen81. Andererseits war jedoch 

auch die Bereitschaft von CDU-Politikern, nach Bayern zu reisen, ebenfalls nur be­

grenzt vorhanden, und die Bitten aus Bayern an CDU-Politiker, in Bayern zu spre­

chen, hielten sich ebenso in Grenzen. So nennt ein Schreiben des Frankfurter Gene­

ralsekretariats an das Landessekretariat der CSU von Anfang Juli 1949 jeweils nur 

drei CDU-Politiker, die für Wahlkundgebungen in Bayern zur Verfügung standen 

bzw. von Bayern als Redner angefordert worden waren. Bei den ersteren handelte es 

sich um Friedrich Holzapfel, Ludwig Erhard und Hans Schlange-Schöningen, bei 

75 Adenauer an August Bender, Karl Greib, Landrat Grömling und Fritz Dengler vom 26.5.1949; alle 
Briefe in StBkAH, 09.01. 

76 Josef Müller, Bis zur letzten Konsequenz. Ein Leben für Frieden und Freiheit, München 1975, 
S.357. Kritisch zu dieser Darstellung Alf Mintzel, Anm.2, S.245ff.; Rudolf Morsey, Anm.73, 
S.369. 

77 AdenaueranHundhammervom6.6.1949,StBkAH,09.03. 
78 Rudolf Morsey, Anm. 73, S. 369. 
79 Alf Mintzel, Anm. 2, S. 269 f. 
80 Rundschreiben Dörpinghaus', Anm. 27. Dabei handelte es sich um Michael Horlacher, Gerhard 

Kroll, Josef Müller, Hans Schütz und Max Zwicknagel. 
81 Nickel an das Landessekretariat der CSU vom 6.7.1949, ACDP, I-351-003/2 (NL Gottaut). 
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den letzteren wiederum um Ludwig Erhard sowie Anton Storch und Theodor Blank, 

von denen jedoch Storch und Blank einen Auftritt in Bayern ablehnten82. 

Ähnlich verhielt es sich mit der von Frankfurt herausgegebenen Wahlzeitung „Uni­

on im Wahlkampf". Sie ist zwar offensichtlich auch in Bayern vertrieben worden83, sie 

traf hier jedoch auf Konkurrenzunternehmen. So gab die CSU-Landesleitung ab En­

de Juni 1949 einen eigenen Informations- und Rednerdienst heraus, und ab Juli 1949 

erschien zusätzlich noch ein Wochenblatt „CS-Union", das „der parteiinternen Wahl­

kampf-Koordination und politischen Formierung und Ausrichtung der zerstrittenen 

und zersplitterten CSU-Kreise und sympathisierenden Gruppen und Organisatio­

nen" diente84. 

Die CSU sah sich in erster Linie mit den spezifischen bayerischen Problemen kon­

frontiert, und sie versuchte, sie auch unter Führung Ehards relativ eigenständig und 

unabhängig von der C D U zu lösen. Dies zeigt sich nicht nur bei der organisatori­

schen Durchführung des Wahlkampfes, sondern ebenso in Ehards Bestreben - wie 

noch zu zeigen sein wird -, in der Wahlkampfführung auch inhaltlich etwas andere 

Schwerpunkte zu setzen und einen weniger aggressiven Wahlkampfstil zu pflegen, als 

dies Konrad Adenauer und die von ihm geführte zentrale Wahlkampforganisation in 

Frankfurt taten. 

3. Das Wahlkampfziel 

Für Adenauer gab es über das im Wahlkampf anzustrebende Ziel nie einen Zweifel. 

Ihm ging es in erster Linie darum, wie er am 5. März 1949 im Wahlausschuß verkün­

dete, „zu verhindern, daß in diesem Bundestag SPD plus K P D eine Mehrheit" errei­

chen, denn dies würde unzweifelhaft ein „sozialistisches Kabinett" zur Folge haben85. 

Alle anstehenden Entscheidungen der Wahlkampfführung waren daher nach Ade­

nauer unter dieser Prämisse zu fällen. Das aber hieß, daß die Auseinandersetzung mit 

der SPD den inhaltlichen Schwerpunkt des Wahlkampfes würde abgeben müssen, 

was wiederum die Bildung einer Bundesregierung aus Union und SPD nach den 

Wahlen nicht eben fördern konnte. Dies lag nun ganz im Interesse Adenauers, der 

Ende Mai 1949 auf einer Wahlkundgebung der C D U in Stuttgart konstatierte, daß es 

für die C D U „vernichtend" sein würde, „wenn das erste Bundeskabinett maßgebend 

von der SPD besetzt" werde86. Adenauer strebte dagegen eine Mehrheit an, „mit der 

vernünftig gearbeitet werden könne"87. Es gibt keinen Zweifel, daß er hierbei an eine 

Koalitionsbildung dachte, wie sie bereits im Frankfurter Wirtschaftsrat existierte. 

Andere CDU-Politiker, wie der ehemalige Vorsitzende der C D U Berlin und der 

82 Ebenda. 
83 Günter Müchler, Anm. 2, S. 54. 
84 Alf Mintzel, Anm. 2, S. 165. Vgl. auch Heinz-Dietrich Fischer, Parteien und Presse in Deutschland 

seit 1945, Bremen 1971, S. 159. 
85 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 26 und 33. 
86 Meldung des „Tagesspiegels" vom 29.5.1949. 
87 Äußerung Adenauers auf einer anschließenden Pressekonferenz, ebenda. 
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sowjetisch besetzten Zone, Jakob Kaiser, und wie der hessische CDU-Vorsitzende 
Werner Hilpert sahen dies allerdings anders. Hilpert ließ im Wahlausschuß am 
5.März verlauten, daß er die Mehrheitsbildung von Frankfurt „nicht unbedingt für 
die beste Lösung" hielt, und Jakob Kaiser plädierte bei gleicher Gelegenheit für eine 
Koalition aus CDU und SPD auf Bundesebene, „die gemeinsam die Verantwortung 
für die Neuordnung des deutschen Lebens" tragen sollten, denn „das Beste ist für 
Deutschland, wenn sich die beiden großen Parteien zusammenfinden"88. 

Diese Einwürfe kamen Adenauer durchaus ungelegen, und er hat sich deshalb so­
fort bemüht, eine Diskussion hierüber abzubiegen, indem er wider besseres Wissen 
einwand, daß die Wahlkampfführung mit der späteren Koalitionsbildung nichts zu 
tun habe. Kaiser beschied er, daß er zwar ebenfalls grundsätzlich eine Zusammenar­
beit zwischen den beiden großen Parteien angesichts der bestehenden Notlage für 
wünschenswert hielte, dies jedoch an der SPD scheiterte, die „unter Anwendung aller 
Mittel, die ihr zur Verfügung stehen, mit den gröbsten Verleumdungen und den nie­
derträchtigsten Lügen die Mehrheit zu bekommen" trachte89. Mit diesen Bemerkun­
gen hatte Adenauer bereits angedeutet, wie er mit der SPD im Wahlkampf umzuge­
hen gedachte, und es ist ihm im folgenden gelungen, sich mit seinen Vorstellungen in 
allen wichtigen Fragen der Wahlkampfführung - sowohl im Hinblick auf die Zielset­
zung wie die anzuwendenden Methoden - durchzusetzen. 

4. Die Wahlrechtsfrage 

Als mit der Einsetzung eines Wahlausschusses in den ersten Januartagen 1949 die 
Vorbereitungen der CDU/CSU für den Bundestagswahlkampf begannen, war die 
Frage noch offen, welches Wahlrecht für die Bundestagswahl gelten würde. In den 
Beratungen des Parlamentarischen Rates gehörte das Wahlrecht „zu den am ausführ­
lichsten diskutierten Einzelfragen", obgleich bis zum Schluß umstritten war, ob dieser 
Gegenstand überhaupt in seine Zuständigkeit fiel90. Kontrovers gestaltete sich dabei 
vor allem die Diskussion über die Grundsatzfrage, ob ein Mehrheitswahlrecht oder 
ein Verhältniswahlrecht anzustreben sei. 

Die CDU/CSU-Fraktion des Parlamentarischen Rates votierte aus grundsätzli­
chen Erwägungen für die Einführung eines Mehrheitswahlrechtes, stieß hiermit aber 
auf den Widerstand der SPD und der Mehrheit der kleineren Parteien, die Ende Fe-

88 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 25 und S. 32. 
89 Ebenda, S. 26 und S. 33. 
90 Zitat nach Volker Otto, Das Staatsverständnis des Parlamentarischen Rates. Ein Beitrag zur Entste­

hungsgeschichte des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Düsseldorf 1971, S. 164. 
Übersichtliche Darstellung der Wahlrechtsdiskussion in diesem Gremium ebenda, S. 164-172. Aus­
führliche Abhandlung von Erhard H. M. Lange, Anm. 7, S. 329-408. Neueste Zusammenfassung 
unter politologisch-systematischen Gesichtspunkten von Eckhard Jesse, Wahlrecht zwischen Kon­
tinuität und Reform. Eine Analyse der Wahlsystemdiskussion und der Wahlrechtsänderungen in der 
Bundesrepublik Deutschland 1949-1983, Düsseldorf 1985, S.91-97. 
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bruar 1949 gemeinsam gegen die Stimmen von CDU/CSU und KPD ein Wahlgesetz 
für die Wahl zum 1. Bundestag beschlossen, das eine Verhältniswahl von 410 Abge­
ordneten vorsah, von denen die Hälfte aufgrund einfacher Mehrheitswahl in den 
Bundestag gelangen sollte91. Diese Entscheidung stellte sich Anfang März jedoch als 
obsolet heraus, als die alliierten Militärgouverneure intervenierten und dem Parla­
mentarischen Rat bedeuteten, daß die Wahlgesetzgebung in die Kompetenz der Län­
der falle und für jedes einzelne Land ein eigenes Wahlgesetz erlassen werden müsse92. 

Angesichts dieser Ausgangsposition gab Adenauer in der Sitzung des Wahlaus­
schusses am 5.März 1949 seine Beurteilung wie folgt ab: „Lassen wir uns nicht in 
theoretischen Überlegungen über Verhältnis- und Mehrheitswahlrecht ergehen, son­
dern lassen wir sehr nüchtern durchprüfen und durchsprechen das letzte Landtags­
wahlergebnis in den verschiedenen Ländern, so daß wir anhand dieses Ergebnisses se­
hen, wie wir am besten fertig werden. Das scheint mir eine absolute Notwendigkeit 
zu sein, und zwar unter folgenden Gesichtspunkten: Wobei fahren wir am besten und 
was ist in den einzelnen Ländern mit Hilfe der anderen Parteien zu erreichen." Damit 
deutete Adenauer bereits an, daß für ihn das Mehrheitswahlrecht kein Glaubensbe­
kenntnis darstellte und er die Wählrechtsfrage allein unter wahltaktischen Aspekten 
beurteilte. „Wir sind in einer Situation", so führte er wenig später in derselben Sitzung 
aus, „die uns nötigt, zwar prinzipientreu zu sein und zu bleiben, aber doch gewisse 
Retuschierungen hier und da vorzunehmen"93. 

Das Bekenntnis zum Mehrheitswahlrecht hielt Adenauer aus propagandistischen 
Gründen zwar auch in Zukunft in der Öffentlichkeit nach wie vor für angebracht; er 
sprach sich dann aber im Hinblick auf die von ihm angestrebte Zusammenarbeit mit 
den kleineren bürgerlichen Parteien dafür aus, in den Ländern, in denen ein Mehr­
heitswahlrecht nicht durchzusetzen sei, ein Verhältniswahlrecht anzustreben, das al­
lerdings Listenverbindungen zwischen einzelnen Parteien zulassen müsse94. 

Die Gegenposition innerhalb der CDU wurde vor allem von denjenigen vertreten, 
die im Unterschied zu Adenauer eher eine Zusammenarbeit zwischen den Unionspar­
teien und der SPD zu Lasten der kleineren Parteien im Auge hatten. Für diese Gruppe 
ergriff im Wahlausschuß am 5. März der Vorsitzende der CDU Hannover, Günther 
Gereke, das Wort und betonte, daß nach seiner Auffassung die CDU nicht so sehr an 
Listenverbindungen Interesse haben müsse, von denen insbesondere die kleineren 
Parteien profitierten, sondern vielmehr eine Sperrklausel anstreben müsse, „um diese 
kleinen Parteien nicht hochkommen zu lassen". Unterstützung fand er hierbei insbe­
sondere bei Werner Hilpert und Jakob Kaiser, die ihrerseits starke Bedenken gegen 
Adenauers Vorschlag vorbrachten, bei den Verhandlungen über das Wahlgesetz die 
Listenverbindungsfrage in den Vordergrund zu stellen95. 

91 Vgl. Erhard H.M. Lange, Anm. 7, S. 361 f. 
92 Ebenda, S. 363 f.; Volker Otto, Anm. 90, S. 165. 
93 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S.7 und S. 27; Vgl. auch Erhard H.M. Lange, Anm. 7, 

S.373f. 
94 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 11 ff., S. 16 f. und S. 22. 
95 Ebenda,S.14f.,S.25undS.31f. 
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Dieser Dissens wurde im folgenden damit zu überdecken versucht, daß Adenauer 
im Auftrag des Wahlausschusses am 22. März 1949 die der Union angehörenden Mi­
nisterpräsidenten ersuchte, im Falle der Verabschiedung eines Modellwahlgesetzes 
auf Verhältniswahlgrundlage durch die Ministerpräsidenten, wie es sich Mitte März 
1949 abzeichnete, sowohl an der „Möglichkeit von Listenverbindungen unabding­
bar" festzuhalten, ebenso aber auch die Einführung einer Sperrklausel vorzusehen96. 

Am 24. März 1949 kamen die Ministerpräsidenten überein, ein einheitliches Wahl­
recht für die erste Bundestagswahl anzustreben. Ein entsprechendes Gesetz sollte der 
Parlamentarische Rat „aufgrund erneuter Beratungen" mit Zweidrittelmehrheit ver­
abschieden. An die Adresse der Militärgouverneure richteten die Ministerpräsidenten 
die Bitte, dieses Wahlgesetz sodann zu genehmigen97. 

Damit war auch die CDU/CSU wieder mit dem Wahlrechtsproblem konfrontiert, 
und die Auseinandersetzungen über die Frage Mehrheitswahlrecht oder Verhältnis­
wahlrecht entbrannten aufs neue. Diese Debatte, die in der Literatur schon ausführ­
lich abgehandelt bzw. dokumentiert worden ist98, soll hier nicht nachgezeichnet wer­
den. Hinzuweisen ist aber auf die Stellungnahme Adenauers in der Sitzung der 
CDU/CSU-Fraktion des Parlamentarischen Rates am 4. Mai 1949, mit der er ziem­
lich eindeutig vom Mehrheitswahlrecht abrückte, das „auch große Gefahren" in sich 
berge, da „dann die Frauen, die Jugend, die Flüchtlinge und die Berufsgruppen nicht 
[genügend] berücksichtigt werden können"99. 

Adenauer, der auch bei dieser Gelegenheit wieder seinen Pragmatismus unter Be­
weis stellte, fand mit seiner positiven Bewertung des Verhältniswahlrechts keine Zu­
stimmung in der Fraktion, die weiterhin für das reine Mehrheitswahlrecht eintrat100, 
ohne damit jedoch Erfolg zu haben. Das schließlich am 15. Mai 1949 nach heftigen 
Querelen zwischen dem Parlamentarischen Rat und den Ministerpräsidenten von 
letzteren erlassene Wahlgesetz zum ersten Deutschen Bundestag101 beruhte auf dem 
Proportionalprinzip: Von den 400 Bundestagsabgeordneten wurden 60% auf der 
Grundlage des relativen Mehrheitswahlrechts in Ein-Mann-Wahlkreisen gewählt, die 
restlichen 40% über Landeslisten nach der Verhältniswahl, wobei die für die Kandida­
ten abgegebenen Stimmen für die Listen angerechnet wurden. Das Wahlgesetz ent­
hielt zwar eine Sperrklausel, die aber auf die Länder bezogen war, so daß die kleine­
ren Parteien, sofern sie regionale Schwerpunkte aufzuweisen hatten, gute Aussichten 
besaßen, in den Bundestag zu gelangen. Adenauer war somit in der Lage, sein bereits 
frühzeitig angekündigtes Konzept einer engen Zusammenarbeit mit den kleineren 
bürgerlichen Parteien im Wahlkampf zu verfolgen. 

96 Abdruck des Schreibens in: Erhard H.M.Lange, Anm.7, S.376f., und Hans Peter Mensing, 
Anm.5,S.423f. 

97 Abdruck des dieser Entschließung in: Erhard H.M.Lange, Anm.7, S.379, und in: CDU/CSU, 
Anm.65,S.441. 

98 Vgl. Erhard H.M.Lange, Anm.7, S.381-388; CDU/CSU, Anm.65, S.464, 498, 531 ff, 542f., 
548f.,559f.und 566. 

99 CDU/CSU, Anm. 65, S. 542. 100 Ebenda, S. 559. 
101 Dazu ausführlich Erhard H. M. Lange, Anm. 7, S. 389-408. 
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5. Wahlabkommen und Wahlbündnisse 

Adenauer ließ zu keinem Zeitpunkt einen Zweifel daran aufkommen, daß er hierbei 
in erster Linie an die Partner der Union im Frankfurter Wirtschaftsrat, die FDP und 
die Deutsche Partei dachte. Schon bei der Diskussion über mögliche Listenverbin­
dungen im Wahlausschuß am 5. März 1949 wies er darauf hin, daß als Partner für die 
CDU diese beiden Parteien in Frage kämen102..Dabei waren im Hinblick auf die FDP 
innerhalb der Union stärkere Einwände zu erwarten, die sich vor allem auf die unter­
schiedlichen Standpunkte im kulturellen Bereich bezogen. Diese Einschätzung hatte 
bereits in einer Redaktionsbesprechung des Generalsekretariats in Frankfurt am 
17. Februar 1949 eine Rolle gespielt, in der für die Wahlkampfführung grundsätzlich 
festgelegt worden war, daß die Deutsche Partei als befreundet zu betrachten sei; da­
gegen von der FDP in kulturellen Fragen eine Abgrenzung erfolgen solle, dabei aber 
jede Polemik gegenüber dieser Partei zu unterlassen sei103. 

Adenauer bemühte sich nun seinerseits, die Bedenken gegenüber der FDP mit dem 
Argument aus dem Wege zu räumen, daß die kulturellen Dinge nicht in die Kompe­
tenz des Bundes fielen und im Wahlkampf daher auch nur eine untergeordnete Rolle 
spielen dürften. Hier ging es nach seiner Meinung statt dessen um ganz konkrete 
Dinge wie die Frankfurter Wirtschaftspolitik, und die könne und müsse im Zusam­
menwirken mit der FDP im Wahlkampf vertreten werden104. 

Adenauer hat die Möglichkeit einer Verständigung mit der FDP und der Deut­
schen Partei zwei Wochen später erneut im Wahlrechtsausschuß angeschnitten. Wäh­
rend er sich in bezug auf die Deutsche Partei nur in der Weise äußerte, daß das Ver­
hältnis der Union zu dieser Partei „noch positiv werden könne", hielt er eine Beant­
wortung der Frage „wie behandeln wir die FDP im Wahlkampf" angesichts der zu 
dieser Zeit noch ungeklärten Lage über den Fortgang der Beratungen über das 
Grundgesetz für verfrüht und wollte sie von der Haltung der FDP zu den in Bonn an­
stehenden Entscheidungen abhängig machen. Adenauer ließ jedoch erkennen, daß er 
damit rechnete, daß in Zukunft ein gemeinsames Vorgehen von Union und Liberalen 
möglich sei105, über das er offenbar mit dem stellvertretenden Vorsitzenden der FDP, 
Franz Blücher, bereits gesprochen hatte106. In ein konkretes Stadium traten alle diese 
Überlegungen und Verhandlungen jedoch erst im Juni und Juli 1949. 

Im Falle der Deutschen Partei erbrachten sie kein positives Ergebnis. Obwohl be­
reits im Februar 1949 aus gut informierter Quelle verlautete, daß Adenauer selbst mit 
der Deutschen Partei über ein Wahlbündnis verhandelt habe107, ergaben sich im Laufe 
des Frühjahrs 1949 Konflikte zwischen der CDU in Niedersachsen und der Deut-

102 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S.9, S. 12 f. und S.33. 
103 Aktennotiz Gottauts, Anm. 5. 
104 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 13. 
105 Stenographische Niederschrift, Anm. 10, S. 17. 
106 Stenographische Niederschrift, Anm.6, S.9. 
107 Bericht Willy Brandts an den Parteivorstand der SPD vom 23.2.1949, Archiv der sozialen Demo­

kratie (AdsD), Bestand Schumacher J 79II. 
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schen Partei, die eine Zusammenarbeit beider Parteien im Bundestagswahlkampf un­
wahrscheinlich erscheinen ließen108. Adenauer, der sich in Kreisen der CDU Nieder­
sachsen über die Vorgänge informierte, erfuhr, daß seine dortigen Parteifreunde ein 
Wahlbündnis mit der Deutschen Partei ablehnten109. Diese Auffassung bestätigte 
Günther Gereke, der am 18. Juli 1949 als Parteivorsitzender der CDU Hannover be­
stätigt worden war, nach seiner Wiederwahl einem Journalisten, und er sprach sich 
bei dieser Gelegenheit gleichzeitig auch gegen ein Zusammengehen mit der FDP aus. 
Gereke begründete diese Haltung mit den „besonders auf kulturellem und sozialem 
Gebiet vorhandenen großen Unterschieden" zwischen CDU einerseits und FDP und 
Deutscher Partei andererseits110. 

Genauso wie in Niedersachsen scheiterte auch in Hessen der Versuch, eine enge 
Zusammenarbeit zwischen CDU und FDP im Bundestagswahlkampf herbeizufüh­
ren. Befürworter eines Zusammengehens waren der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU Hessen und Präsident des Frankfurter Wirtschaftsrates, Erich Köhler, und der 
hessische FDP-Vorsitzende August Martin Euler, die hierüber in Verhandlungen ein­
getreten waren. Im Landesvorstand der CDU stieß Köhlers Absicht jedoch auf ein­
hellige Ablehnung111, und der Deutschland-Union-Dienst meldete am 12. Juli 1949 
den Beschluß der CDU Hessen, von einer Listenverbindung der CDU mit der FDP 
für die Bundestagswahl abzusehen112. 

Fühlungnahmen über „lokal begrenzte Wahlabkommen" gab es offenbar auch zwi­
schen der CSU und der FDP. Nachdem am 1. und 5. Juli 1949 in der bayerischen 
Staatskanzlei „Burgfriedensgespräche" zwischen Vertretern der CSU und der FDP 
stattgefunden hatten, in denen auch die Bayernpartei durch Anton von Aretin vertre­
ten war113, meldete der „Münchner Merkur" am 11. Juli 1949, CSU und FDP hätten 
sich geeinigt, daß in Ansbach allein die FDP und in Erlangen nur die CSU einen Kan­
didaten aufstellen wolle, der jeweils von der anderen Partei unterstützt werden sol­
le114. Diese Meldung dementierte die Landesgeschäftsstelle der FDP in Bayern jedoch 
am folgenden Tag und bezeichnete sie „als einen Versuchsballon der CSU"115. Wahl­
abkommen zwischen CSU und FDP sind im folgenden auch nicht zustande gekom-

108 Seebohm an Adenauer vom 23.6.1949, StBkAH, 09.02. 
109 Adenauer an Seebohm vom 4.7.1949, StBkAH, 09.02. 
110 Meldung der „Hannoverschen Neuesten Nachrichten" vom 19.7. 1949. 
111 Am 16.5. 1950 schrieb Köhler an Hilpert: „Als ich bei den vorjährigen Wahlen zum Bundestag den 

Gedanken der Zusammenarbeit mit der FDP vertrat, blieb ich damals im Landesvorstand der einzi­
ge." ACDP, 1-021-002/2 (NL Hilpert). 

112 In dieser Meldung wurde bestritten, daß Köhler Initiator dieses Vorschlages gewesen sei, und dar­
über hinaus unterschlagen, daß Köhler im Landesvorstand eine Zusammenarbeit befürwortet hatte. 

113 Nach der Meldung der „Süddeutschen Zeitung" vom 7.7. 1949 hatte hieran für die CSU ihr Vorsit­
zender Hans Ehard, ihr stellvertretender Vorsitzender August Haußleiter und Landesgeschäftsfüh­
rer Franz Josef Strauß, für die FDP ihr 1. Vorsitzender Thomas Dehler und ihr 3. Vorsitzender Otto 
Bezold teilgenommen. 

114 Nach der Meldung des „Münchner Merkur" wollte die FDP in Ansbach Konrad Frühwald aufstel­
len und die CSU in Erlangen Johannes Semler. 

115 Meldung der „Süddeutschen Zeitung" vom 12.7. 1949. 
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men, und selbst über die „Burgfriedens-" bzw. „Fairnessgespräche" wußte die Süd­
deutsche Zeitung am 12. Juli 1949 zu berichten, daß sie an einem „toten Punkt" ange­
kommen seien. 

Grundsätzlich anders als in Niedersachsen, Hessen und Bayern stellte sich die Lage 
in Hamburg dar. Bereits in der Sitzung des Wahlrechtsausschusses am 19. März 1949 
hatte der Vorsitzende der CDU Hamburg, Hugo Scharnberg, einen gemeinsamen 
„Wahlblock" von CDU und FDP für die Bundestagswahl angekündigt116, der dann 
auch gebildet wurde. CDU und FDP vereinbarten, daß jede der beiden Parteien je­
weils nur in vier der acht Wahlkreise in Hamburg einen Kandidaten aufstellt und 
wechselseitig ihre Wähler bittet, in den einzelnen Wahlkreisen ihre Stimmen den je­
weils von der FDP oder CDU vorgeschlagenen Kandidaten zu geben. Darüber hin­
aus verständigten sich beide Parteien auf eine gemeinsame Plakatwerbung und ge­
meinsame Wahlkundgebungen, um möglichst jeglichen Parteienstreit untereinander 
auszuschließen. In einem gemeinsamen Wahlaufruf begründeten die Parteivorsitzen­
den Hugo Scharnberg und Willy Max Rademacher das Abkommen mit der augen­
blicklichen Notlage und der gegenseitigen Übereinstimmung über die vordringlich zu 
bewältigenden Aufgaben auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Sozialpolitik117. 

Hamburg blieb allerdings die große Ausnahme, trotz aller Bemühungen Adenau­
ers, in Nordrhein-Westfalen und Bremen wenigstens in Teilbereichen ähnliche Abma­
chungen zu erreichen. An der Notwendigkeit und Nützlichkeit von Wahlkampfab­
kommen mit der FDP bestanden für Adenauer auch Anfang Juli 1949, als die Ent­
scheidungen über die Kandidatenaufstellungen anstanden, nicht die geringsten Zwei­
fel. In einem Brief, den er in diesen Tagen an den Kreisvorsitzenden der CDU in 
Wuppertal, Eugen Huth, richtete, begründete er seine Auffassung damit, daß Wahl­
abkommen mit der FDP dazu dienen sollten, das bürgerliche Wählerreservoir mög­
lichst vollständig auszuschöpfen und damit zu verhindern, daß es im Bundestag zu ei­
ner sozialistischen Mehrheit kommen würde118. 

Adenauer versuchte daher in enger Abstimmung mit Franz Blücher durch Einwir­
kung auf Landes- und Kreisverbände der CDU gemeinsame Kandidaten von CDU 
und FDP in den Wahlkreisen durchzusetzen, in denen durch ein Zusammengehen 
dieser beiden Parteien ein Sieg über den SPD-Kandidaten möglich erschien. An die 
CDU Bremen sandte er am 22. Juli 1949 ein Telegramm, in dem er nachdrücklich dar­
um ersuchte, „alles, was irgendmöglich ist, zu tun, um durch Verständigung mit [der] 
B[remer] D[emokratischen] V[olkspartei] [die] Wahl eines Sozialdemokraten zu ver­
hindern"119. Blücher bat er am 14. Juli 1949 um seine Einschaltung bei der Kandida­
tenaufstellung im Wahlkreis Remscheid-Solingen und wies ihn außerdem auf den 
Wahlkreis Essen hin120. Am 22. Juli 1949 wandte er sich erneut an Blücher sowie den 

116 Stenographische Niederschrift, Anm. 10, S. 5. 
117 ACDP,X-001 (Wahlplakatesammlung). 
118 Adenauer an Eugen Huth vom 4.7.1949, StBkAH, 07.27. 
119 StBkAH, 08.13. 
120 BA,NL Blücher 78. 
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Vorsitzenden der FDP Nordrhein-Westfalen, Friedrich Middelhauve, um sie um die 
Unterstützung für den CDU-Kandidaten im Oberbergischen Kreis zu bitten121. 

Von Erfolg waren diese Bemühungen allerdings nicht gekrönt. In keinem der ge­
nannten Fälle kam eine Verständigung mit der FDP zustande. Die Gründe hierfür 
waren anscheinend nicht so sehr bei den Liberalen, als vielmehr bei der CDU zu su­
chen. So scheiterte z. B. ein Abkommen im Wahlkreis Remscheid-Solingen trotz Ent­
gegenkommen der örtlichen FDP am Votum des Landesvorstandes der CDU Westfa­
len122. Die Abneigung innerhalb der CDU in Rheinland und Westfalen gegen eine 
Zusammenarbeit mit der FDP erhellt auch ein Anruf der CDU Dortmund, der am 
3. August 1949 bei Adenauer einging. Informationen über Bestrebungen, den bereits 
von der örtlichen CDU nominierten Kandidaten für den Wahlkreis Ennepe-Ruhr ge­
gen einen FDP-Mann auszutauschen, hatten an der Basis und bei der katholischen 
Geistlichkeit so heftige Reaktionen ausgelöst, daß um einen Besuch Adenauers nach­
gesucht wurde, um die Gemüter wieder zu beruhigen123. 

Das Ergebnis aller seiner Initiativen und Interventionen, mit denen Adenauer 
Wahlabkommen zwischen CDU und FDP auf Wahlkreisebene zu erreichen bestrebt 
war, stellte sich schließlich als äußerst mager heraus. In Bremen marschierten CDU 
und FDP getrennt, und in Nordrhein-Westfalen gelang es allein in den Wahlkreisen 
Wuppertal I und Wuppertal II ein Abkommen abzuschließen. Im Wahlkreis Wupper­
tal I verzichtete die CDU auf einen eigenen Kandidaten zugunsten der FDP, die da­
für im Zusammenwirken mit der Deutschen Rechts-Partei als Gegenleistung im 
Wahlkreis Wuppertal II den CDU-Kandidaten unterstützte124. 

Dieser erfolgreiche Abschluß mit der FDP hatte jedoch auf der anderen Seite, wie 
der Landesgeschäftsführer der CDU Rheinland, Hans Schreiber, konstatierte, eine 
„heftige Agitation" des Zentrums gegen die CDU zur Folge125. Das weist zusammen 
mit den oben geschilderten Vorgängen im Wahlkreis Ennepe-Ruhr darauf hin, daß 
die weitgehend gescheiterten Versuche einer Zusammenarbeit zwischen CDU und 
FDP in Nordrhein-Westfalen zum einen mit den Vorbehalten der in weiten Teilen des 
Landes stark katholisch geprägten Bevölkerung und ihrer Kirche gegenüber der ih­
nen in Fragen der Kirche und Kultur suspekten FDP zusammenhingen, zum zweiten 
aber auch auf die Existenz des gerade in diesen Gebieten noch relativ starken Zen­
trums zurückzuführen waren, das zur CDU in einem ausgeprägten Konkurrenzver­
hältnis stand. 

Interventionen des Vertreters der Fuldaer Bischofskonferenz beim Parlamentari­
schen Rat, Wilhelm Böhler, die einen Abbau der Spannungen zwischen CDU und 
Zentrum in Nordrhein-Westfalen zum Ziel hatten, erwiesen sich als wenig erfolg­
reich. Fühlungnahmen und Sondierungsgespräche zwischen Adenauer und der Zen-

121 StBkAH, 08.68. 
122 Christoph Heinrich Wolf an Adenauer vom 2.8.1949,StBkAH, 12.02. 
123 StBkAH, 12.02. 
124 Bericht Schreibers, Anm. 26, S. 2. 
125 Ebenda. 
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trumsführung, die Böhler einleitete und förderte, erbrachten lediglich den Beweis, 
daß das gegenseitige Mißtrauen zu groß war, um sich auf ein Wahlkampf- oder auch 
nur ein Fairnessabkommen zu einigen126. Anders war dies in Hessen, wo die CDU 
zusammen mit dem dort allerdings nur als Splitterpartei existierenden Zentrum und 
dem zahlenmäßig ebenfalls unbedeutenden Evangelischen Volksdienst einen „christ­
lichen Wählerblock" bildete127. 

Bei einem Überblick über alle Wahlabkommen und Wahlbündnisse, die von der 
CDU angestrebt und abgeschlossen worden sind, läßt sich die Feststellung treffen, 
daß nur in Hamburg eine wirklich effektive Zusammenarbeit mit einer anderen Partei 
zustande gekommen ist. Das dortige enge Wahlbündnis zwischen CDU und FDP 
wurde in der Union weithin positiv bewertet, und nicht zuletzt zählte Ludwig Erhard 
zu denjenigen, die diese Verbindung von Christlichen und Freien Demokraten be­
grüßten und wünschten, die „Fronten" von FDP und CDU über Hamburg hinaus in 
der „praktischen Politik noch enger aneinander zu führen"128. Eine solche Entwick­
lung befürwortete Erhard wohl nicht zuletzt deshalb, weil er zu beiden Parteien Bin­
dungen besaß und sowohl CDU wie FDP bestrebt waren, Erhard als einen der ihren 
im Bundestagswahlkampf zu präsentieren. 

6. Die Rolle Ludwig Erhards 

Im Frühjahr 1948 wählte der Frankfurter Wirtschaftsrat den parteilosen Ludwig Er­
hard als Nachfolger von Johannes Semler auf Vorschlag der FDP zum Direktor der 
Verwaltung für Wirtschaft129. Damit gelangte ein Mann in diese Position, der ein ein­
deutig marktwirtschaftliches Programm vertrat, das die CDU im Frankfurter Wirt­
schaftsrat von nun an unterstützte. Mit der Währungsreform und dem Leitsätzegesetz 
im Sommer 1948 begann Erhard sein Konzept in die Realität umzusetzen, und fast 
gleichzeitig trat die CDU in der britischen Zone mit dem Frankfurter Wirtschafts­
direktor in eine engere Verbindung. 

Am 28. Juni 1948 sprach Erhard auf einer politischen Großveranstaltung des Wirt­
schafts- und Sozialausschusses der CDU Westfalen130. Zwei Monate später hielt er 
bereits das Hauptreferat auf dem Zonenparteitag der CDU in der britischen Zone in 

126 Dazu der Briefwechsel Adenauers mit Böhler vom Juni/Juli 1949 in: StBkAH, 08.68 und 09.01. Au­
ßerdem Nowak an Adenauer vom 4.7. 1949, StBkAH, 08.68, und Adenauer an Hamacher vom 
23.7.1949, StBkAH, 09.01. 

127 Dazu Hilpert an Berthold Martin vom 28.7.1949sowie Briefwechsel Hilpert mit Knappstein vom 1. 
und 2.8. 1949, ACDP, 1-021-002/1-3 (NL Hilpert). Aufruf des „christlichen Wählerblocks" in: 
ACDP,VII-003-001/2. 

128 Erhard an Blücher vom 28.7.1949, Archiv des Deutschen Liberalismus (ADL), FDP-Akten 49. 
129 Hierzu und zum folgenden ausführlich Gerold Ambrosius, Die Durchsetzung der Sozialen Markt­

wirtschaft in Westdeutschland 1945-1949, Stuttgart 1977, S. 155-181. 
130 Rudolf Uertz, Christentum und Sozialismus in der frühen CDU. Grundlagen und Wirkungen der 

christlich-sozialen Ideen in der Union 1945-1949, Stuttgart 1981, S. 196 f. 
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Recklinghausen131. Schließlich folgte ein weiterer Auftritt vor dem Zonenausschuß 
der CDU in der britischen Zone am 25. Februar 1949132. 

Es war Adenauer, der sich bei dieser Gelegenheit zum rückhaltlosen Befürworter der 
Erhardschen Wirtschaftspolitik aufwarf und der bereits zu diesem Zeitpunkt die Mei­
nung vertrat, mit Erhard und auf der Basis seiner Wirtschaftspolitik den Bundestags­
wahlkampf zu führen. Er tat dies mit der Begründung, daß zum einen Erhard die Fä­
higkeit besitze - wie seine Rede bewiesen habe -, „die Dinge zurückzuführen auf mög­
lichst einfache und klare Begriffe" und daß zum zweiten durch die wirtschaftliche Ent­
wicklung der letzten Monate die Richtigkeit seiner Prinzipien bewiesen worden sei133. 

Da das Echo der Anwesenden auf Erhards Ausführungen „weitestgehend positiv" 
ausfiel134, gelang es Adenauer relativ leicht, seine Parteifreunde zu bewegen, die zen­
trale Stellung Ludwigs Erhards in der Wahlkampfführung der Union zu akzeptieren. 
Vor dem Wahlrechtsausschuß der CDU am 19. Mai 1949 stellte Adenauer, ohne Wi­
derspruch zu finden, fest, daß im Wahlkampf „Prof. Erhard die Hauptreden führen 
wird"135. Die Erfahrungen des Spitzenrednerdienstes haben in den nächsten Wochen 
bewiesen, daß diese Entscheidung einer in der Partei bestehenden Grundströmung 
entgegen kam; denn Erhard war von allen Unionspolitikern der gefragteste Redner, 
und er hat wie nur wenige andere seine Auftritte auf das gesamte Bundesgebiet - von 
Schleswig-Holstein bis Bayern - verteilt136. 

Die Entscheidung Erhards, für die Union anzutreten, war gleichwohl nicht selbst­
verständlich, denn auch die FDP trat mit der Bitte an ihn heran, als ihr Repräsentant 
in Erscheinung zu treten. Sie tat es u. a. mit der Begründung, daß sie „in erster Linie" 
Erhards „Kandidatur als Wirtschaftsdirektor betrieben habe"137, und sie erwartete 
nun hierfür eine Gegenleistung. Erhard hat in diese Richtung zielenden Wünschen 
aus der FDP insofern entsprochen, als er hin und wieder in Parteiveranstaltungen der 
FDP als Redner aufgetreten ist138. 

Möglicherweise war es ein Ergebnis solcher Veranstaltungen, daß Anfang Mai 
1949 in FDP-Kreisen der Eindruck entstand, Erhard könne geneigt sein, „für die 
FDP bei der nächsten [Bundestags]wahl zu kandidieren"139. Der Oberbürgermeister 
der Stadt Göttingen bot ihm daraufhin am 14. Mai 1949 die Kandidatur für die FDP 

131 Rede abgedruckt in: Konrad Adenauer und die CDU in der britischen Besatzungszone 1946-1949. 
Dokumente zur Gründungsgeschichte der CDU Deutschlands, bearb. von Helmuth Pütz, Bonn 
1975, S.657-678. Dazu auch Rudolf Uertz, Anm. 130, S.199f., und Dorothee Buchhaas, Die 
Volkspartei. Programmatische Entwicklung der CDU 1950-1973, Düsseldorf 1981, S. 165 f. 

132 Rede abgedruckt in: Konrad Adenauer, Anm. 131, S. 838-854. 
133 Ebenda, S.854f. 
134 So Rudolf Uertz, Anm. 130, S. 201. Ausführliche Darstellung und Kommentierung der Diskussion 

von Gerold Ambrosius, Anm. 129, S.204, und Dorothee Buchhaas, Anm. 131, S. 167-171. 
135 Stenographische Niederschrift, Anm. 14, S. 96. 
136 Nach den Unterlagen im ACDP, 1-351-003/2 (NL Gottaut). 

. 137 Erhard an Hilpert vom 19.1. 1949, ACDP, 1-021-002/1 (NL Hilpert). 
138 So hatte z. B. Erhard Anfang Januar 1949 eine Rede auf einer Veranstaltung der LDP in Marburg/ 

Lahn gehalten. Ebenda. 
139 Föge an Erhard vom 14.5.1949, Ludwig-Erhard-Stiftung (LES), NL Erhard 1.3/29; 1. 
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im Wahlkreis Göttingen an140. Erhard lehnte dieses Angebot mit dem Argument ab, 
daß seine Entscheidung noch ausstehe, ob er überhaupt für den Bundestag kandidie­
ren werde141. Dies mochte zwar formal zutreffen; trotzdem ist davon auszugehen, 
daß Erhard solchermaßen antwortete, um gegenüber einem Repräsentanten der FDP 
nicht erklären zu müssen, daß er sein politisches Aktionsfeld endgültig innerhalb der 
CDU gefunden hatte. 

Schon im Januar 1949 erhielt der Vorsitzende der CDU Hessen, Werner Hilpert, 
von Erhard die Zusage, er werde „bei den kommenden parteipolitischen Auseinan­
dersetzungen mit besonderer Kraft für die CDU" eintreten142. Vor dem Zonenaus­
schuß der CDU in der britischen Zone bekannte er wenige Wochen später: „Meine 
Linie ist die Ihrige. Wenn es nicht der Fall wäre, dann wäre ich so ehrlich und würde 
nicht hier stehen"143. 

Am 30. Mai 1949 erhielt Erhard das Angebot, für die Union einen Bundestags­
wahlkreis zu übernehmen. Es kam aus Nürnberg, Erhards Heimatstadt. Der Vorsit­
zende des Bezirksverbandes Mittelfranken der CSU, Karl Siegmund Mayr, bat Er­
hard, im Wahlkreis Mittelfranken zu kandidieren144. Wenige Tage später lehnte Er­
hard ab. Er begründete dies zunächst mit den innerhalb der CSU existierenden Span­
nungen, in die er nicht hineingezogen zu werden wünschte. Anschließend wies Er­
hard darauf hin, daß er die Frage seiner Kandidatur bereits mit Adenauer besprochen 
habe und mit ihm übereingekommen sei, in Nordrhein-Westfalen zu kandidieren, da 
dort sein Einsatz die „größten Erfolge" erzielen könnte145. 

Erhards Absage war gerade abgegangen, als ihn ein Brief des Vorsitzenden der 
CDU Nord-Württemberg, Wilhelm Simpfendörfer, erreichte, der ihm im Auftrag sei­
nes Landesvorstandes nach Absprache mit dem Vorsitzenden der CDU Nordbaden, 
Fridolin Heurich, und mit Zustimmung Adenauers bat, sich als Spitzenkandidat der 
CDU Württemberg-Baden zur Verfügung zu stellen und gleichzeitig einen württem­
bergischen Wahlkreis zu übernehmen146. Erhard ging auf dieses Angebot zunächst 
nicht ein und hielt seinen Wunsch aufrecht, in Nordrhein-Westfalen zu kandidie­
ren147. Erst nach Rücksprache mit Adenauer, der Erhard mit „gewichtigen Argumen­
ten" zuredete, die ihm angetragene Spitzenkandidatur in Württemberg-Baden anzu­
nehmen, gab Erhard am 21. Juni 1949 seine Zustimmung und erklärte außerdem seine 
Bereitschaft, sich im Wahlkreis Ulm/Heidenheim um ein Direktmandat zu bewer­
ben148. 

140 Ebenda. 
141 Erhard an Föge vom 24.5.1949, LES, NL Erhard 1.3/29; 1. 
142 Erhard an Hilpert vom 19.1.1949, ACDP, 1-021-002/1 (NL Hilpert). 
143 Konrad Adenauer, Anm. 131, S. 864. 
144 Mayr an Erhard vom 30.5. 1949, LES,NL Erhard 1.3/31; 5. 
145 Erhard an Mayr vom 8.6.1949, LES, NL Erhard 1.3/31; 5. 
146 Simpfendörfer an Erhard vom 9.6.1949, LES, NL Erhard 1.3/33; 3. 
147 Erhard an Adenauer vom 16.6.1949, StBkAH, 09.09. 
148 Erhard an Simpfendörfer vom 21.6. 1949, LES, NL Erhard 1.3/33; 3. Die Rücksprache zwischen 

Adenauer und Erhard hatte Adenauer mit einem Schreiben an Erhard vom 18.6. 1949 angeregt. 
StBkAH, 09.04. 



26 Udo Wengst 

Das Problem, das für Erhard mit der Übernahme der Spitzenkandidatur in Würt­

temberg-Baden verbunden war, lag vor allem darin, daß gerade in diesem Land ein 

besonderer Gegensatz zwischen der C D U und der DVP, wie die Bezeichnung für die 

Liberalen hier lautete, bestand. Simpfendörfer hatte schon im Wahlausschuß der 

C D U am 5. März 1949 im Rahmen der Diskussion über mögliche Listenverbindun­

gen mit der FDP darauf hingewiesen, daß ein Zusammengehen von C D U und D V P 

ausgeschlossen erscheine149. Verursacht wurde die ausgeprägte Gegnerschaft von 

C D U und DVP einmal durch die „klare Frontstellung der südwestdeutschen Libera­

len gegen die christlich-demokratische Kultur- und Schulpolitik"150, zum anderen 

aber auch dadurch, daß beide Parteien sich einen erbitterten Kampf um die Stimmen 

der protestantischen bäuerlichen Bevölkerung lieferten151. 

Erhard versuchte sich in der Weise aus der Konfliktlinie zwischen C D U und D V P 

herauszuhalten, daß er mit dem die Landesliste der DVP anführenden FDP-Vorsit­

zenden Theodor Heuss ein persönliches Fairnessabkommen schloß. Demnach woll­

ten sich beide Politiker „gegenseitig in Wahlreden mit einem Ausdruck der Achtung 

bedenken". Darüber hinaus erklärte Erhard in einem Schreiben an Heuss vom H.Juli 

1949, daß er nicht beabsichtige, „gegen die DVP aufzutreten". Vielmehr sah er die 

Möglichkeit, jede „Trübung der gegenseitigen Übereinstimmung" zwischen ihm und 

der DVP dadurch zu verhindern, indem beide Seiten in der Wahlkampfführung „die 

Verbundenheit in wirtschaftspolitischen Zielsetzungen betonen" und damit klare 

Fronten schaffen152. 

Auch dem stellvertretenden FDP-Vorsitzenden Franz Blücher bot Erhard „im In­

teresse unseres guten Einvernehmens und gleicher Ziele" eine Vereinbarung über eine 

gegenseitige faire Wahlkampfführung an, auf die Blücher offensichtlich eingegangen 

ist. Erhard erklärte sich darin u. a. bereit, „nicht in den Bezirken sprechen zu wollen, 

in denen der FDP ein Erfolg winkt oder sie sich auf eine starke Wählerschaft stützen 

kann"153. Erhard war hinfort bestrebt, bei Wahlveranstaltungen nicht als Parteiredner 

aufzutreten, „sondern als Vertreter der Frankfurter marktwirtschaftlichen Politik". Er 

149 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 39. 
150 Dieter Hein, Zwischen liberaler Milieupartei und nationaler Sammlungsbewegung. Gründung, 

Entwicklung und Struktur der Freien Demokratischen Partei 1945-1949, Düsseldorf 1985, S.348. 
Vgl. auch Uwe Dietrich Adam, Politischer Liberalismus im deutschen Südwesten 1945-1978, in: 
Paul Rothmund und Erhard R.Wien (Hrsg.), die F.D.P./DVP in Baden-Württemberg und ihre Ge­
schichte. Liberalismus als politische Gestaltungskraft im deutschen Südwesten, Stuttgart u. a. 1979, 
S.227f. 

151 Dieser Schluß läßt sich vor allem aufgrund der Wahlplakate ziehen, ACDP, X-001 (Wahlplakate­
sammlung). Vgl. ebenfalls Eugen Gerstenmaier, Streit und Friede hat seine Zeit. Ein Lebensbericht, 
Frankfurt/M. u. a. 1981, S. 297. Vgl. auch den Hinweis im Brief von Rudolf Vogel an Anton Pfeiffer 
vom 15.8. 1949, abgedruckt in: Auftakt zur Ära Adenauer. Koalitionsverhandlungen und Regie­
rungsbildung 1949, bearb. von Udo Wengst, Düsseldorf 1985, S. 13 f. 

152 Erhard an Heuss vom 14.7.1949, LES, NL Erhard 1.3/30; 3. Brief ist auszugsweise veröffentlicht in: 
Wolfgang Benz, Von der Besatzungsherrschaft zur Bundesrepublik. Stationen einer Staatsgrün­
dung 1946-1949, Frankfurt/M. 1984, S.268f. 

153 Erhard an Blücher vom 14.7.1949, LES, NL Erhard 1.3/27; 6. 
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brachte seine „Kandidatur für die CDU nicht mehr zur Erwähnung" und sprach 
„grundsätzlich nur gegen die Front der SPD"154. Das ermöglichte ihm trotz seiner 
Kandidatur für die CDU auch weiterhin ein weitgehend entspanntes Verhältnis zu 
den FDP-Vorsitzenden Heuss und Blücher155, die entsprechend ihrer Absprache mit 
Erhard agierten und in ihren Wahlreden zu Fragen der Wirtschaftspolitik ihre Über­
einstimmung mit der Politik des Frankfurter Wirtschaftsdirektors betonten. So stellte 
z. B. Heuss Ende Juli 1949 in Kiel Sozialismus und Planwirtschaft der von ihm vertre­
tenen freien Marktwirtschaft gegenüber156, und Blücher betonte Mitte des Monats in 
München in aller Öffentlichkeit: „Solange Prof. Erhard in seiner Wirtschaftspolitik 
fortfahre und gegen die Zwangswirtschaft auftrete, werde die FDP seine Politik un­
terstützen"157. 

Erhard erwies sich damit im Wahlkampf als ein stabilisierender Faktor in den Be­
ziehungen zwischen CDU und FDP, und durch sein starkes Engagement in Bayern 
trug er außerdem auch dazu bei, die Bindungen zwischen CDU und CSU zu festigen. 
Schließlich leistete Erhard noch einen wesentlichen Beitrag, als in der CDU die Aus­
arbeitung eines wirtschaftspolitischen Programmes für den Bundestagswahlkampf 
auf der Tagesordnung stand. 

7. Die Düsseldorfer Leitsätze 

Zentrum der Programmdiskussion innerhalb der frühen CDU war der Zonenverband 
in der britischen Zone. Mit dem Ahlener Programm vom 3. Februar 1947 hatte er ein 
Dokument vorgelegt, das über seinen Bereich hinausstrahlte und bis in die jüngste 
Vergangenheit Anlaß zu Diskussionen gegeben hat158. Im Ahlener Programm domi­
nierten eher plan- als marktwirtschaftliche Elemente. Es forderte die „Entflechtung 
der Konzerne in selbständige Einzelunternehmen, doch auch ihre Konkurrenzfähig­
keit gegenüber dem Ausland sowie Verstaatlichung, überwiegend jedoch Vergesell­
schaftung von Bergwerken und der eisenschaffenden Industrie, wobei Vergesellschaf­
tung definitorisch Kartellgesetzgebung, gesetzliche Beschränkung des Aktienbesitzes 
sowie das sogenannte machtverteilende Prinzip umfaßte, daß die Aufteilung wirt­
schaftlicher Macht auf verschiedene Träger verlangte". Das von ihm „formulierte 

154 Erhard an Blücher vom 28.7.1949, ADL, FDP-Akten 49. Auszugsweise veröffentlicht in: Wolfgang 
Benz, Anm. 152, S. 269. Ähnlich auch Erhard an Baumgartner vom 13.7.1949: Er werde seine „gan­
ze Stoßkraft gegen die SPD richte[n], von der nach meiner Überzeugung unserem Volke die ernste­
sten Gefahren drohen". LES, NL Erhard 1.3/27; 3. 

155 Ein Beispiel für die fast herzlichen Beziehungen zwischen Heuss und Erhard ist ein Brief des er-
steren an Erhard vom 19.7.1949, LES, NL Erhard I.3./30; 3. 

156 Meldung der „Welt" vom 25.7.1949. 
157 Meldung des „Münchner Merkur" vom 15.7.1949. 
158 Vgl. das Interview mit Kurt Biedenkopf über das Ahlener Programm in: „Der Spiegel" vom 29.9. 

1975, S. 43, sowie Franz Josef Strauß, Das Erbe von Ahlen entzweit die Union, in: „Handelsblatt" 
vom 15.10.1975, S.3. 
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Prinzip der Gewaltenteilung" gründete jedoch nicht auf sozialistischen, sondern or-
doliberalen Vorstellungen, und es stand in der Tradition des „katholischen Solidaris-
mus"159. Als Ziel der Wirtschaftspolitik nannte das Programm die „Bedarfsdeckung 
des Volkes", die nicht durch eine Rekonstruktion der als gescheitert angesehenen ka­
pitalistischen Ordnung anzustreben sei, sondern nur durch eine neue „gemeinwirt­
schaftliche Ordnung" erreicht werden könne160, deren Elemente bereits oben skiz­
ziert worden sind. 

Mit dem Ahlener Programm war jedoch zugleich ein „Höhe- und Endpunkt einer 
programmatischen Entwicklung" erreicht, die Christentum und Sozialismus als 
Grundlage der CDU-Politik zusammenzufassen suchte161. Bereits wenige Monate 
nach seiner Verabschiedung setzten Bestrebungen des neoliberalen Flügels der CDU 
in der britischen Zone ein, ein neues Wirtschaftsprogramm für die CDU zu schaffen. 
Daß die Vorstellungen und Absichten der Neoliberalen überraschend schnell Reso­
nanz innerhalb der CDU fanden, ist insbesondere darauf zurückzuführen, daß die 
von der Union unterstützte Wirtschaftspolitik in der Bizone, die Ludwig Erhard ziel­
strebig in marktwirtschaftliche Gleise lenkte, Erfolge zeigte und daher das besondere 
Interesse des Parteivorsitzenden Adenauer fand. 

Initiator für ein neues Wirtschaftsprogramm der CDU war der Vorsitzende des 
Wirtschaftspolitischen Ausschusses der CDU in der britischen Zone, Franz Etzel. Ein 
von ihm gebildeter inoffizieller Arbeitskreis begann im Dezember 1947 seine Ar­
beit162. Auf der Sitzung des Zonenausschusses der CDU in der britischen Zone am 19. 
und 20. Mai 1948 nahm die CDU von der Arbeit des Kreises um Etzel Kenntnis, der 
im folgenden in offizieller Eigenschaft die Aufgabe erhielt, ein „wirtschaftspolitisches 
Programm der CDU" auszuarbeiten, dessen Grundlage nach Adenauers Worten das 
Ahlener Programm sein sollte163. Trotz des von Adenauer auch in der Folgezeit „ste­
reotyp wiederholten Bekenntnisses" zum Ahlener Programm, mit dem er kaum zu 
verhüllen vermochte, daß er von ihm mehr und mehr abrückte164, ergab der Bericht 
von Hugo Scharnberg über die Zielsetzung von Etzels Arbeitskreis eindeutig, daß 
von dieser Seite eine grundlegende Umorientierung der Wirtschaftsprogrammatik 

159 Dorothee Buchhaas, Anm. 131, S. 161. 
160 Theodor Blank, Vom Ahlener Programm zu den Düsseldorfer Leitsätzen - Zur Dogmengeschichte 

der CDU, in: Alfred Müller-Armack u.a. (Hrsg.), Wirtschafts- und Finanzpolitik im Zeichen der 
Sozialen Marktwirtschaft. Festgabe für Franz Etzel, Stuttgart 1967, S. 33-36. Das Programm ist ab­
gedruckt in: Konrad Adenauer, Anm. 131, S. 280-286. 

161 Theodor Blank, Anm. 160, S.31. Zum Problem von Christentum und Sozialismus in der frühen 
CDU umfassend Rudolf Uertz, Anm. 130, passim. 

162 Gerold Ambrosius, Anm. 129, S. 108; Rudolf Uertz, Anm. 130, S. 198; Theodor Blank, Anm. 160, 
S.41. 

163 Konrad Adenauer, Anm. 131, S. 494. 
164 Dorothee Buchhaas, Anm. 131, S. 165, führt hierzu näher aus, Adenauer habe „das Ahlener Pro­

gramm stillschweigend auf eine Wirtschaftsgesinnung reduziert". Dies sei ihm gelungen „durch die 
Zerlegung in einen grundsätzlichen Teil, der weiterhin gültig bleiben sollte, allerdings auch andere 
konkrete Lösungsmöglichkeiten tragen konnte, und einen konkreten zeitgebundenen, durch den 
Gang der Ereignisse überholten Teil". 
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der Union intendiert war. „Wir wollen eine Abkehr von der zentral gelenkten Verwal­
tungswirtschaft", ließ Scharnberg vernehmen, „und eine Rückkehr zur Marktwirt­
schaft unter starker Betonung des Leistungswettbewerbs"165. 

Damit hatte Scharnberg im grundsätzlichen eine Richtung angegeben, die mit der 
von Ludwig Erhard in Frankfurt verfolgten Wirtschaftspolitik übereinstimmte. Für 
die Neoliberalen in der CDU bedeutete es daher eine große Unterstützung, daß auf 
dem Zonenparteitag der CDU in der britischen Zone am 28. und 29. August 1948 Er­
hard das Hauptreferat hielt, das unter dem Thema „Marktwirtschaft moderner Prä­
gung" stand166. Von diesem Tag ab galt Erhard als der „Wegweiser der Wirtschafts­
programmatik der Union"167, und die endgültige Ausarbeitung des neuen Wirt-
schaftsprogrammes der CDU fand unter seiner maßgeblichen Beteiligung statt. 

Etzels Arbeitskreis hatte um den Jahreswechsel 1948/49 einen Entwurf fertigge­
stellt, und er stand auf der Tagesordnung für die Zonenausschußsitzung der CDU in 
der britischen Zone, die für den 24. und 25. Februar 1949 angesetzt war. Den Entwurf 
sandte Herbert Blankenhorn im Einverständnis mit Adenauer Anfang Februar 1949 
mit der Bitte an Erhard, Stellung zu nehmen. Von diesem lag bereits die Zusage vor, 
seinerseits „gewisse Vorschläge zur Gestaltung des Programmes zu machen". Auf den 
besonderen Stellenwert von Erhards Äußerungen wies Blankenhorn Etzel Anfang Fe­
bruar 1949 mit den Worten hin: „Da im kommenden Wahlkampf Prof. Erhard die 
Wirtschaftspolitik der CDU an hervorragender Stelle vertreten wird, ist es von beson­
derer Wichtigkeit, daß er bei der Verabschiedung des wirtschaftspolitischen Pro­
grammes mitwirkt"168. 

Auf der soeben erwähnten Zonenausschußsitzung entwickelte Erhard sein markt­
wirtschaftliches Konzept in so eindrucksvoller Weise, daß Adenauer den Vortrag 
„klar und lichtvoll" nannte und „die grundlegenden Wahrheiten so deutlich und über­
zeugend" herausgearbeitet fand, daß er empfahl, ihn als Grundlage für das wirt­
schaftspolitische Wahlprogramm der CDU zu übernehmen169. Auf Vorschlag Erhards 
wurde ein Ausschuß führender Unionspolitiker aus allen drei Zonen eingesetzt, der in 
Zusammenarbeit mit Erhard das Wirtschaftsprogramm zu erstellen hatte. Das Pro­
gramm war nach Absicht Adenauers knapp zu halten und in „Leitsätzen" zu konzen­
trieren, die noch vor der Bundestagswahl fertig sein sollten170. 

Die Arbeit an den Leitsätzen ging schnell voran, so daß sie Etzel bereits am 
30. März 1949 dem Zonenausschuß vorlegen konnte171. Die Leitsätze griffen die Ei­
gentumsproblematik nicht auf und gerieten daher in dieser Frage nicht in einen Ge-

165 Konrad Adenauer, Anm. 131, S.499. 
166 Abgedruckt in: ebenda, S. 657-678. 
167 Rudolf Uertz, Anm. 130, S. 199. 
168 Alle Zitate und Zusammenhänge in diesem Absatz nach Blankenhorn an Etzel vom 3.2. 1949, 

StBkAH, 11.08. 
169 Rede Erhards abgedruckt in: Konrad Adenauer, Anm. 131, S. 838-854. Stellungnahme Adenauers 

ebenda, S. 854 f. und S. 858 f. 
170 Ebenda, S. 855 und S. 857. 
171 Dazu und zum folgenden Stenographische Niederschrift der Sitzung des Zonenausschusses der 
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gensatz zum Ahlener Programm, worauf insbesondere Adenauer Wert legte. Eine Di­

vergenz ergab sich jedoch in der Frage der Planwirtschaft. Während das Ahlener Pro­

gramm eine dezentrale Planung und Lenkung der Wirtschaft vorsah, lehnten die 

Leitsätze jede Art von Planwirtschaft ab, „ganz gleich, ob in ihr die Lenkungsstellen 

zentral oder dezentral, staatlich oder selbstverwaltungsmäßig organisiert sind"172. 

Dieser Widerspruch zwischen dem Ahlener Programm und den Leitsätzen schien 

Adenauer und seine Gefolgsleute jedoch nicht weiter zu stören. Sie betrachteten die 

Leitsätze vor allem unter funktionalistischen Gesichtspunkten, wie folgende Bemer­

kung Adenauers belegt. „Der Zweck des Ganzen", so stellte er fest, „ist doch der, daß 

wir unsere Wirtschaftspolitik rechtfertigen und daß wir darauf gestützt den Wahl­

kampf gewinnen"173. 

In der Zonenausschußsitzung am 3.Juni 1949 erfolgte die Verabschiedung der 

wirtschaftspolitischen Leitsätze zusammen mit ergänzenden Leitsätzen zur Sozial-, 

Agrar- und Wohnungsbaupolitik174. Einen Tag später wurden sie allen Landesvorsit­

zenden der Union mit der Bitte übersandt, bis zum 12. Juni 1949 abschließend Stel­

lung zu nehmen175. Gleichzeitig erhielt die Presse eine erste Information176, was Wer­

ner Hilpert zu einem Protest veranlaßte177. Außerdem sprach sich der hessische Lan­

desverband dagegen aus, die Leitsätze - wie vom Generalsekretariat der Arbeitsge­

meinschaft der C D U / C S U vorgesehen - bereits am 17. Juni 1949 in einer großen 

Pressekonferenz der Öffentlichkeit zu übergeben, da er zu der Auffassung gekom­

men war, daß es notwendig sei, „die Leitsätze hinsichtlich ihrer Formulierung noch­

mals zu überprüfen"178. Daraufhin wurde die Pressekonferenz abgesagt179 und für 

den 1. Juli 1949 eine erneute Besprechung über die Leitsätze angesetzt180. Diese hat 

jedoch nicht stattgefunden181, und es gibt keinen Hinweis darauf, ob sie in den fol­

genden Tagen zustandegekommen ist. Da sich die Einwände von Hessen vor allem 

gegen die sozialpolitischen Leitsätze richteten182, nicht aber gegen die wirtschaftspo­

litischen, blieben diese grundsätzlich unangetastet, und sie sind in der vom Zonenaus-

CDU in der britischen Zone am 30.3.1949, ACDP, 1-009-004/1 (NL Dörpinghaus). Vgl. ebenfalls 
Rudolf Uertz, Anm. 130, S. 203 f. 

172 So die Formulierung der Düsseldorfer Leitsätze, abgedruckt in: Konrad Adenauer, Anm. 131, 
S. 866-880. Zitat S. 868. 

173 Stenographische Niederschrift, Anm. 171. 
174 Stenographische Niederschrift über die Sitzung des Zonenausschusses der CDU in der britischen 

Zone am 2. und 3.6.1949, ACDP, 1-009-004/1 (NL Dörpinghaus). 
175 Hilpert an Dörpinghaus vom 8.6.1949, ACDP, 1-021-007/1 (NL Hilpert). 
176 Dörpinghaus an Hilpert vom 9.6.1949, ACDP, 1-021-007/1 (NL Hilpert). 
177 Wie Anm. 175. 
178 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 18.6. 1949, ACDP, 

1-021-007/1 (NL Hilpert). Vgl. auch Rundschreiben Wolfermanns an die Landesvorsitzenden der 
CDU/CSU in der amerikanischen und französischen Zone vom 10.6.1949, ebenda. 

179 Dörpinghaus an Hilpert vom 14.6.1949, ACDP, 1-021-007/1 (NL Hilpert). 
180 Heinrich Lünendonk an Hilpert vom 27.6.1949, ACDP, 1-021 -002/2 (NL Hilpert). 
181 Hilpert an Heinrich Lünendonk vom 2.7.1949, ACDP, 1-021-002/2 (NL Hilpert). 
182 Rundschreiben Dörpinghaus', Anm. 178. 
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schuß am 3. Juni 1949 verabschiedeten Form am 15. Juli 1949 in Düsseldorf der Öf­

fentlichkeit vorgelegt worden183. 

Die mit der Arbeit an einem neuen wirtschaftspolitischen Programm und seiner 

Verabschiedung offenkundig gewordene Kursänderung der wirtschaftspolitischen 

Programmatik der C D U rief bei ihrem linken Flügel, dessen Vorstellungen im Ahle-

ner Programm ihren Kristallisationspunkt gefunden hatten, Widerstand hervor, und 

die Parteiführung sah sich mit dem Problem konfrontiert, wie die Loyalität dieses 

Flügels aufrechtzuerhalten war. 

8. Die Einbindung der Sozialausschüsse und Jakob Kaisers 

Spätestens seit Anfang 1948 befand sich der linke Flügel der CDU, der sich in der im 

November 1947 gegründeten „Reichsarbeitsgemeinschaft der Sozialausschüsse" auf 

überzonaler Ebene organisiert hatte, in der Defensive184. Der Vorsitzende der 

„Reichsarbeitsgemeinschaft", Johannes Albers, der zugleich als Adenauers Stellver­

treter im Vorsitz der C D U Rheinland fungierte, konstatierte 1948 einen „immer stär­

ker werdenden Rechtskurs in der Union", dem er mit einer „Aktivierung auch der or­

ganisatorischen Arbeit in den Sozialausschüssen" begegnen wollte185. Dies ist ihm 

zweifellos nicht gelungen, denn in den Debatten über das wirtschaftspolitische Pro­

gramm, die innerhalb der C D U in den Jahren 1948/49 geführt worden sind, gaben 

die Sozialausschüsse, die anfangs eine „strukturelle Neuordnung des sozialökonomi­

schen Systems im Sinne des Ahlener Programms" angestrebt hatten, Zug um Zug ihre 

Position preis, und am Ende akzeptierten auch sie - mit einer gewissen Reserve - die 

„Erhardsche Grundkonzeption der sozialen Marktwirtschaft" und „damit auch die 

Frankfurter Wirtschaftspolitik"186. 

Dies geschah durch die führenden Männer der Sozialausschüsse allerdings in unter­

schiedlicher Intensität. Während Anton Storch, der im September 1948 das Amt des 

Direktors der bizonalen Verwaltung für Arbeit übernahm, den Frankfurter wirt­

schaftspolitischen Kurs ohne Vorbehalte unterstützte187, äußerte Johannes Albers wie­

derholt Bedenken. Besonders deutlich kamen sie in der Zonenausschußsitzung der 

C D U in der britischen Zone am 25. Februar 1949 zur Sprache, als er feststellte, daß Er­

hards Wirtschaftsprogrammatik „das Ahlener Programm in seinen Grundzügen" auf­

hebe. Unterstützung erhielt Albers bei dieser Gelegenheit durch Jakob Kaiser, der zwar 

Erhards Konzept grundsätzlich positiv bewertete, aber zugleich die Forderung nach 

einem die reine Wirtschaftspolitik übergreifenden „Gesamtprogramm" erhob188. 

183 Dazu S. 37 ff. 
184 So mit überzeugenden Argumenten Gerold Ambrosius, Anm. 129, S. 205-209. Etwas andere Sicht­

weise von Erich Kosthorst, Jakob Kaiser. Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 1949-1957, 
Stuttgart u.a. 1972, S.20. 

185 Erich Kosthorst, Anm. 184, S. 20. 
186 Gerold Ambrosius, Anm. 129, S. 205. 
187 Vgl. ebenda, S. 205. 
188 Konrad Adenauer, Anm. 131, S.857ff. Vgl. auch Gerold Ambrosius, Anm. 129, S.204; Dorothee 

Buchhaas, Anm. 131, S. 169; Rudolf Uertz, Anm. 130, S. 201. 
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Gegenüber den von Albers und Kaiser am 25. Februar erhobenen Einwänden hielt 
Adenauer an seiner Auffassung fest, daß das von ihm angestrebte Wirtschaftspro­
gramm der CDU allein unter dem Gesichtspunkt der Wahlagitation gesehen werden 
müsse. Er lehnte es ab, jetzt ein „umfangreiches Wirtschaftsprogramm" zu machen, 
sondern ihm ging es lediglich darum, „diese Grundsätze, die die Grundlage der 
Frankfurter Arbeit sind, klarzulegen". Mit der wiederholten Versicherung, daß es sich 
nicht darum handele, „für die ganze zukünftige Parteiarbeit eine Grundlage zu schaf­
fen", sondern daß es allein darum gehe, „daß wir die Wahl gewinnen", und es daher 
notwendig sei, „nur wenige Dinge überzeugend und einfach dar[zu]stellen", setzte 
sich Adenauer schließlich durch189. Dabei war es ihm sicherlich eine Hilfe, daß Albers 
stets bereit war, sich Adenauer unterzuordnen190, und daß auch Kaiser, der zu Ade­
nauer in der Zeit unmittelbar nach Kriegsende in einem starken Rivalitätsverhältnis 
um die Führung der CDU gestanden hatte, spätestens seit 1949 Adenauers Führungs­
anspruch „trotz aller wiederkehrenden Diskrepanzen" anerkannte191. 

Am 15. Mai 1949 löste Jakob Kaiser Johannes Albers als Vorsitzenden der „Reichs­
arbeitsgemeinschaft der Sozialausschüsse" ab. Obwohl damit ein Politiker an die 
Spitze der Sozialausschüsse trat, der nicht zuletzt dank seiner Vergangenheit als von 
den Sowjets entlassener 1. Vorsitzender der CDU Berlin und der Sowjetischen Besat­
zungszone über großes Ansehen verfügte und als eine der herausragenden Gestalten 
der CDU galt, blieb der Einfluß der Sozialausschüsse auf den wirtschaftspolitischen 
Kurs der Union weiterhin gering. Dies lag einmal an dem bereits erwähnten Unter­
ordnungsverhältnis Kaisers gegenüber Adenauer. Hinzu kamen aber auch andere 
Faktoren. 

Kaiser, der unmittelbar nach Kriegsende das Ende des Kapitalismus konstatiert 
und auf eine sozialistisch geprägte Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung gesetzt 
hatte, war hiervon in der Folgezeit abgerückt. Ähnlich wie Anton Storch setzte er 
schließlich primär auf ein „effizientes Wirtschaftssystem", das nur ergänzend mit „Si­
cherungen für soziale Gerechtigkeit zu versehen war"192. Daraus folgte seine grund­
sätzliche Befürwortung der Frankfurter Wirtschaftspolitik unter Ludwig Erhard, mit 
deren Details sich Kaiser allerdings nicht auseinandersetzte. Er war kein Wirtschafts­
fachmann, und die Fähigkeit für „ökonomische Analysen" ging ihm ab193. Kaiser in­
teressierten eher größere, allgemeinpolitische Zusammenhänge mit einer deutlichen 
Schwerpunktbildung, was die Fragen Berlins und die Deutschlandpolitik anging. Ih­
nen hat er sich auch als Vorsitzender der Sozialausschüsse in erster Linie gewidmet 
und damit auf einem Felde agiert, das innerhalb der CDU bei weitem weniger kon­
fliktträchtig als die Wirtschaftspoltik war. 

Adenauer hat das Interesse Kaisers in dieser Angelegenheit mit Bedacht verstärkt 

189 Konrad Adenauer, Anm. 131, S.806f. und S. 859. 
190 Norbert Blüm/Arthur Rohbeck, Johannes Albers, in: Christliche Demokraten der ersten Stunde, 

Bonn 1966, S. 9. 
191 Erich Kosthorst, Anm. 184, S. 66. 
192 Ebenda, S. 26. 
193 Ebenda, S. 34. 
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und ihm bereits frühzeitig im Falle eines Wahlsieges die Bildung eines Ministeriums, 
das sich mit den Ostfragen befassen sollte, in Aussicht gestellt und dabei auch durch­
blicken lassen, daß er Kaiser als Minister dieses Hauses zu berufen gedachte194. Hier­
mit erreichte Adenauer, daß Kaiser näher an ihn heranrückte, eine Entwicklung, die 
auch noch dadurch gefördert wurde, daß es zwischen Kaiser und der SPD-Führung 
zu heftigen Auseinandersetzungen kam. 

Diese rührten vor allem daher, daß der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher in der 
Öffentlichkeit wiederholt scharfe Angriffe gegen Kaiser richtete, dem er vorwarf, als 
„Handlanger Berijas" der SED in die Hände gespielt und die Zone erst dann verlas­
sen zu haben, als ihn die Sowjets nicht mehr brauchten195. Kaiser, durch solche An­
griffe zutiefst verletzt, zahlte mit gleicher Münze zurück. In seiner Rede, die er am 
15. Mai 1949 nach der Wahl zum Vorsitzenden der „Reichsarbeitsgemeinschaft" hielt, 
griff er die SPD nun seinerseits mit dem Vorwurf an, „daß ein erfolgreicher Wider­
stand aller deutschen Kräfte in der Ostzone möglich gewesen wäre, wenn die Sozial­
demokratie aufrecht widerstanden hätte". Dem „Gros der sozialdemokratischen Füh­
rer in Berlin und in der Ostzone" warf er Schwäche gegenüber dem Kommunismus 
vor und griff sodann die Parteiführung der SPD in Hannover mit den Worten an: 
„Die Grundtendenz, die von Hannover vorgeschrieben wird, ist totalitär, intolerant 
und marxistisch". Kaiser, der sich bei dieser Gelegenheit als einen Mann bezeichnete, 
der „den Auffassungen gemäßigter Sozialdemokraten gar nicht so fern" stände, hielt 
es gleichwohl für ein „Verhängnis, wenn es der SPD gelänge, die anderen Parteien an 
die Wand zu drücken". Daher müsse der Wahlkampf gegen den Kommunismus und 
die „totalitären Tendenzen" der SPD geführt werden196. Dabei war Kaiser offenbar 
nicht bewußt, daß er hiermit dazu beitrug, die von ihm angestrebte große Koalition 
aus CDU und SPD zu untergraben. 

Der Schulterschluß mit Adenauer in der Wahlkampfagitation war jedenfalls voll­
zogen, und Willy Brandt meldete dies Kurt Schumacher am 21. Juni 1949 mit den 
Worten: „Ein englischer Vertreter berichtete mir vertraulich über eine Unterhaltung 
mit Kaiser, bei der dieser völlig als Gefolgsmann Adenauers aufgetreten sei. Er und 
andere CDU-Leute hätten sich in eine Haltung begeben, aus der heraus sie nicht ein­
mal mehr einen Unterschied zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten machen 
könnten"197. 

9. „Frontlinien" und Wahlkampfthemen 

„Die SPD ist [der ] Gegner"; auf sie „sind alle Angriffe [...] zu konzentrieren", heißt 
es in lapidarer Kürze in einer Aktennotiz über eine Redaktionsbesprechung im Gene-

194 Ebenda, S. 81. 
195 Ebenda, S. 30. 
196 Zitate nach dem Manuskript für die Rede, BA, NL Kaiser 213. 
197 AdsD, Bestand Schumacher J 79II. 
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ralsekretariat der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU am 17. Februar 1949, in der 
erstmals die Grundlinien der Wahlkampfführung der CDU/CSU erörtert wurden198. 
An dieser Maxime hat sich im Grundsätzlichen nichts mehr geändert, und der Wahl­
kampf wurde, wie Konrad Adenauer in seinen Erinnerungen feststellt, „im wesentli­
chen eine Auseinandersetzung zwischen CDU/CSU und der SPD"199. Damit war die 
„Frontstellung" erreicht, die Adenauer von Beginn an angestrebt und innerhalb seiner 
Partei auch durchgesetzt hatte. 

Zum Hauptthema des Wahlkampfes entwickelte sich die Wirtschaftspolitik, wohl 
nicht zuletzt deshalb, weil die zentrale Wahlkampfführung der CDU/CSU in Frank­
furt hier einen eindeutigen Schwerpunkt setzte. Die von hier aus an die Landesver­
bände der CDU/CSU versandten Plakate befaßten sich „fast ausschließlich" mit die­
sem Thema200, und auch in der Wahlkampfzeitung „Union im Wahlkampf" domi­
nierten die Beiträge zu dieser Frage. Nicht zuletzt trugen schließlich die zahlreichen 
Auftritte Ludwig Erhards, die eine starke Resonanz in den Massenmedien fanden, 
dazu bei, daß die Wirtschaftspolitik im Vordergrund des öffentlichen Interesses stand. 
Plakate mit der Aufschrift „Es geht um Deutschland: Christliche Freiheit oder marxi­
stischer Zwang" und Reden Erhards zu dem Thema: „Zwangswirtschaft oder soziale 
Marktwirtschaft" formulierten in scharfer Antithese die zur Debatte stehenden Ge­
gensätze. In diesem Bereich bestand zwischen CDU und CSU kein Dissens, wie eini­
ge Kernsätze aus dem Informations- und Rednerdienst der CSU-Landesleitung bele­
gen: „Eine Abrechnung mit den sozialdemokratischen Kommandowirtschaftlern un­
serer Tage. In Wirklichkeit sind die Sozialdemokraten die Nachtwächter der Zwangs­
wirtschaft. Tatsache ist, daß den Aufschwung die Marktwinschaft gebracht hat"201. 
Der Hinweis auf den „Erfolg der Frankfurter Politik" fehlte auch bei der CDU nicht, 
und das in den Düsseldorfer Leitsätzen aufgestellte wirtschaftspolitische Programm 
wurde offensiv vertreten. Der SPD gelang es kaum, mit Parolen wie „Gesunder Wett­
bewerb durch Sozialisierung" und „Sozialisierung: Platz den Leistungsfähigen und 
weg mit Schlemmern und Schiebern" dem von der Union mit negativen Vorzeichen 
versehenen Begriff „Sozialisierung" über ihre Anhängerschaft hinaus eine positive 
Resonanz zu verschaffen und mehrheitlich Zustimmung für ihre wirtschaftspoliti­
schen Vorstellungen zu finden. 

In die Defensive geriet die SPD ebenfalls in der Auseinandersetzung über kirchen­
politische Fragen. Hier kam es zu einer scharfen Kontroverse, als Schumacher die ka­
tholische Kirche etwas unbedacht als „fünfte Besatzungsmacht" bezeichnet und an 
die Adresse der CDU/CSU den Vorwurf des „klerikalen Partikularismus im Interesse 

198 Aktennotiz Gottauts, Anm. 46. 
195 Konrad Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, Stuttgart3 1976, S.214. Eine Überblicksdarstellung 

über den Verlauf des Wahlkampfes gibt Wolfgang Benz, Anm. 152, S. 251-270. 
200 Bericht Schreibers, Anm. 26, S. 3. 
201 Informations- und Rednerdienst Nr. 4 der CSU-Landesleitung vom 1.8.1949. Dieses Material wie 

die Wahlplakate in: ACDP, X-001. 
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Frankreichs" gerichtet hatte202. Diese Äußerungen wurden Schumacher und der SPD 
während des gesamten Wahlkampfes von CDU-Seite vorgehalten. Die Union nutzte 
die sich bietende Chance konsequent, indem sie „als Hüterin des Christentums und 
christlicher Institutionen" und als „Bollwerk gegen die heidnischen Brüder Sozialis­
mus und Kommunismus" auftrat203. 

Für die Union war das Hervortreten dieses Themas im Hinblick auf ihre Beziehun­
gen zur FDP allerdings nicht unproblematisch, da hier beträchtliche Gegensätze be­
standen, auf die besonders die CSU in mehreren Wahlplakaten hinwies204. Die Christ­
lich-Sozialen glaubten, in Bayern eine Kulturkampffront SPD-FDP ausfindig ma­
chen zu können, und bezichtigten die FDP der „Religionsfeindlichkeit". Die zentrale 
Wahlkampfführung der CDU/CSU nahm hierzu in „Union im Wahlkampf" mit den 
Worten Stellung, es sei nicht anzunehmen, daß die FDP im übrigen Deutschland die 
religionsfeindliche Haltung und Einstellung der bayerischen FDP gutheißen wer­
de205. Das Bestreben, Konfliktmöglichkeiten zwischen CDU/CSU und FDP zu be­
grenzen, ist offensichtlich. Insgesamt war es erfolgreich, denn nur in Württemberg-
Baden kam es zu einer ähnlich klaren Frontstellung zwischen CDU und DVP206 wie 
in Bayern, und auch in Hessen sowie im Rheinland und in Westfalen blieben heftige 
gegenseitige Attacken nicht aus207. Hierbei handelte es sich jedoch ebenso um 

202 Vgl. Wolfgang Benz, Anm. 152, S. 262. Dazu auch die kritische Wertung von Kurt Klotzbach, Der 
Weg zur Staatspartei. Programmatik, praktische Politik und Organisation der deutschen Sozialde­
mokratie 1945 bis 1965, Berlin-Bonn 1982, S. 176. 

203 Wolfgang Benz, Anm. 152, S. 263. 
204 So hieß es auf einem Plakat der CSU zum Thema Kulturfragen: „Denkt an den Schulkampf, den die 

KPD, SPD und FDP (FDP im Fettdruck) in schöner Eintracht gegen die christlichen Schulen vom 
Zaune gebrochen haben." Ebenso griff die CSU die FDP wegen ihrer antiföderalistischen Einstel­
lung an. Dazu ein CSU-Wahlplakat: „Wer der Freien Demokratischen Partei folgt, der hat nicht er­
kannt, daß der von der FDP vertretene Zentralismus zu Marxismus und Diktatur führt." Plakate in: 
ACDP,VII-002-001/2. 

205 „Union im Wahlkampf", Nr. 13,6.7.1949. 
206 Die DVP griff die CDU wegen ihrer Haltung in der Kulturpolitik an, und die CDU kämpfte gegen 

die DVP um die Stimmen der Bauern. So wandte sich die CDU in mehreren Plakaten direkt an die 
Bauern. Ein Plakat stellte die Frage: „Seit wann verficht die DVP denn Deine Sachen?" und ein an­
deres formulierte: „Bauer: Es geht bei der Wahl um den Schutz der Landwirtschaft, darum gib einem 
außenpolitisch Erfahrenen wie Gerstenmaier Deine Stimme und nicht den Freihändlern in der 
DVP, bei denen der Bauer Schuster sich nicht durchsetzen kann." ACDP, X-001, Wahlplakate­
sammlung. 

207 So berichtete der hessische CDU-Politiker Heinrich von Brentano in einer Sitzung der Führungs­
gremien der CDU/CSU am 31.8.1949 über den Bundestagswahlkampf in Hessen: „Was wir dort 
erlebt haben, war so unqualifizierbar, daß es an die schlechtesten und schlimmsten Zeiten der Jahre 
1931/32 erinnert. Es erschienen Rollkommandos, die von der FDP auf Lastkraftwagen herangeholt 
wurden. Es war so infam und so verlogen, daß es alles Bisherige in den Schatten stellt." Auftakt, 
Anm. 151, S. 108 f., und Friedrich Holzapfel sagte in der Sitzung der CDU/CSU-Bundestagsfrakti­
on am 1.9. 1949 über seine Erfahrungen im Bundestagswahlkampf im Rheinland und Westfalen: 
„Ich kann Ihnen persönlich berichten, daß keine politische Partei in einer derartigen, ich hätte beina­
he gesagt, hundsgemeinen Form den Wahlkampf geführt hat wie die FDP." Ebenda, S. 151. Die 
CDU ihrerseits konterte mit Wahlplakaten wie diesem: „Wer Splitterparteien wählt wie FDP und 
DP, wählt dadurch die SPD. So siegt die antimarxistische Front geeint in der CDU, deshalb gebt 
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Randphänomene wie bei den Auseinandersetzungen zwischen der C D U und dem 

Zentrum im Rheinland208 und zwischen dem Wahlbündnis C D U / F D P und der Deut­

schen Partei in Hamburg209. 

Dominierend blieb der Gegensatz zwischen Union und SPD, der sich in den letz­

ten drei Wochen des Wahlkampfes noch verschärfte, als Adenauer in seiner Wahlrede 

am 21. Juli 1949 in Heidelberg an die Adresse der SPD nicht nur den Vorwurf richte­

te, „daß sie den einheitlichen Widerstand der deutschen Parteien in der russischen Be­

satzungszone gegen den Kommunismus und gegen die Russen zerbrochen" habe -

ein Vorwurf, den Kaiser bereits am 15. Mai 1949 erhoben hatte210 -, sondern der dar­

über hinaus die SPD-Führung wegen ihrer Haltung in der Kontroverse mit den Alli­

ierten über die Verabschiedung des Grundgesetzes scharf angriff. Ansatzpunkt war 

für Adenauer die Behauptung im Wahlaufruf der SPD vom 16. Juli 1949, sie habe 

durch ihre feste Haltung gegenüber den Alliierten „den entscheidenden Beitrag zur 

deutschen Selbstbestimmung geleistet", und ihr käme daher das Verdienst zu, die 

Staatsgründung „lebensfähig" gemacht zu haben211. Adenauer unterstellte nun, daß 

die SPD-Politiker Carlo Schmid und Walter Menzel bereits am 14. April 1949 von 

britischer Seite über die nachgiebige Haltung der Alliierten unterrichtet worden seien. 

Aufgrund dieser Information habe die SPD auf ihrer Vorstandssitzung am 20. April 

1949 ohne Besorgnis vor negativen Folgen eine ablehnende Haltung zu den Ände­

rungswünschen der Alliierten einnehmen können. Adenauer kommentierte diesen 

Vorgang mit den Worten, es habe sich hierbei „um ein absolut abgekartetes Spiel [...] 

zwischen der britischen Regierung und den deutschen Sozialdemokraten [gehan­

delt], um auf diese Weise den deutschen Sozialdemokraten den Nimbus zu geben, 

daß sie die nationale Partei par excellence seien". Adenauer beschloß seine Ausfüh­

rungen über dieses Thema mit dem Satz: „Also, das sind die Alliierten und ihre Hel­

fershelfer", und er rief hiermit bei seinen Zuhörern „sehr starken, langanhaltenden 

Beifall" hervor212. 

Kurt Schumacher ließ sich im Anschluß an die Heidelberger Rede auf einen Tele­

grammwechsel mit Adenauer ein213, in dem Adenauer wiederum „die glücklichere 

Hand" besaß214. Auf die im zornigen und wütenden Ton gehaltenen Telegramme aus 

Hannover, die Schumacher noch dadurch verschärfte, daß er Adenauer in aller Öf-

Eure Stimme nur der Partei, die alle antimarxistischen Stimmen sammeln kann, der CDU." AGDP, 
X-001, Wahlplakatesammlung. 

208 Die CDU im Rheinland hatte besondere Broschüren und Flugblätter herstellen lassen, die sie an die 
sechseinhalbtausend Funktionäre und Mitglieder des Zentrums versandte. Vgl. Bericht Schreibers, 
Anm.26,S.10. 

209 Belege in: ACDP, X-001, Wahlplakatesammlung. 
2 1 0S.o.S.33. 
211 Vgl. Kurt Klotzbach, Anm. 202, S. 176. 
212 Rede abgedruckt in: Adenauer, Reden, Anm. 1, S. 137-149, die hier wiedergegebenen Zitate 

S. 144 f. Vgl. auch Wolfgang Benz, Anm. 152, S. 260. 
213 Telegramme auszugsweise abgedruckt in: Konrad Adenauer, Anm. 199, S. 219f. Zusammenfassen­

de Darstellung von Wolfgang Benz, Anm. 152, S. 261 f. 
214 Wolfgang Benz, Anm. 152, S.260. 
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fentlichkeit „Lügenauer" nannte215, reagierte Adenauer kühl, diplomatisch und über­
legen. Auch in diesem Telegrammwechsel zeigte sich das verschiedene Rollenverhal­
ten der beiden Hauptkontrahenten: Auf der einen Seite Schumacher, der „mit säkula­
rer Grobheit Argumente und Beleidigungen", von denen in erster Linie die CDU be­
troffen war216, in seine Versammlungen hineinschrie und sich als „Volkstribun" gebär-
dete, auf der anderen Seite Adenauer, „moderater im Ton, sehr bürgerlich und sehr 
staatsmännisch" und der eher wie ein „Familienoberhaupt" wirkte217. Seine Abgren­
zung von der SPD ließ aber gleichwohl nichts zu wünschen übrig, und er wußte die 
Sozialdemokraten in einer Form anzugreifen, die zu verletzen und zu provozieren 
vermochte. Der Erfolg sprach für Adenauer, der auch in seinem Telegrammkrieg mit 
Hannover klarer „Punktsieger" blieb, da es der SPD nicht gelang, den von Adenauer 
in Heidelberg erhobenen Vorwurf, der in dieser Form nicht den Tatsachen ent­
sprach218, gänzlich auszuräumen219, und Schumachers überzogene Polemik darüber 
hinaus in weiten Kreisen der Bevölkerung negativ bewertet wurde. 

10. Zentrale Wahlkundgebungen 

a. Die Pressekonferenz der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU am 15.Juli 1949 

Konrad Adenauer verschickte Anfang Juli 1949 im Namen der Arbeitsgemeinschaft 
der CDU/CSU eine Einladung zu einem Presseempfang im Sitzungssaal des Landta­
ges von Nordrhein-Westfalen, der für den 15.Juli angesetzt war. In der Einladung 
kündigte Adenauer „programmatische Erklärungen der CDU/CSU zur Wirtschafts-, 
Sozial- und Agrarpolitik sowie zu Wohnungsbau- und Ostfragen" an. Als Redner 
waren vorgesehen Konrad Adenauer, Johannes Albers, Ludwig Erhard, Franz Etzel, 
Friedrich Holzapfel, Jakob Kaiser, Erich Köhler, Karl Müller und Anton Storch220. 

215 In einer Wahlrede am 24.7.1949 hatte Schumacher in Köln gesagt: „Die Heidelberger Rede berech­
tigt dazu, den Namen Adenauer in Lügenauer umzuändern." ACDP, 1-021-027 (NL Hilpert). 

216 Adenauer hat diese Äußerungen systematisch sammeln lassen und sie als „Entscheidungshilfe" sei­
nen Parteifreunden vorgelegt, als über die „richtige" Koalitionsbildung beraten wurde. Vgl. Auf­
takt, Anm.151, S.36. Einige Wertungen Schumachers seien hier aufgeführt. Am 5.6. 1949: Die 
CDU/CSU leidet „an der Programmlosigkeit und der Profitgier der Kriegsgewinnler". Am 23.7. 
1949 in Koblenz: Die „machtpolitische Linie" der CDU sei „im moralischen Sinne eindeutig un­
christlich". Die CDU habe ein „Übermaß an Verständnis für die alliierten Interventionen, aber nur 
wenig Verständnis für die Notwendigkeit des deutschen Volkes" gezeigt. Die CDU habe gegenüber 
den Alliierten eine „sklavische Haltung" bewiesen. Am 24.7.1949 in Köln: „Die CDU stand beim 
Kampf der SPD in der Ostzone Schmiere. Der Hehler ist so schlecht wie der Stehler." Am 3.8.1949 
in Köln: Die CDU sei der „Trinkgeldnehmer der Großindustrie". Sie müsse als die „heidnischste al­
ler Parteien und [als] eine Partei des Mammons" gelten; sie kämpfe „mit den Mitteln der Perfidie 
und der moralischen Deklassierung". ACDP, 1-021-027 (NL Hilpert). 

217 Wolfgang Benz, Anm. 152, S. 259. 
218 Ebenda, S.220. 
219 Ebenda, S. 260. 
220 ACDP, VII-003-001/2. 
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Fast einen Monat später, als von der Arbeitsgemeinschaft zunächst vorgesehen, un­

terbreitete die Union der Öffentlichkeit ihr Wahlprogramm221. Allerdings ließen die 

Ausführungen Adenauers zu Beginn der Pressekonferenz erkennen, daß ein eindeuti­

ges Bekenntnis der Gesamtpartei zu den Düsseldorfer Leitsätzen auch zu diesem 

Zeitpunkt noch ausstand. Adenauer wies darauf hin, daß die Zustimmung der CSU 

bisher nicht eingetroffen war222, und zum Modus der Verabschiedung der Leitsätze 

durch die C D U beließ er es bei der höchst unpräzisen Aussage, daß die Leitsätze „in 

verschiedenen Sonderausschüssen der Partei durchberaten und als einheitliches Gan­

zes von allen einstimmig angenommen" worden seien223. Da er gleichzeitig die beson­

dere Verantwortung der C D U in der britischen Zone für die Düsseldorfer Leitsätze 

betonte224 und bei ihrer Vorstellung am 15. Juli Repräsentanten der C D U aus der 

amerikanischen und französischen Zone gänzlich fehlten225, liegt die Vermutung na­

he, daß es der Arbeitsgemeinschaft nicht gelungen war, zwischen den Landesverbän­

den der C D U einen programmatischen Konsens herzustellen. Die Probleme lagen 

dabei offensichtlich aber nicht im Bereich der Wirtschaftspolitik; denn wie der Wahl­

kampfverlauf zeigte, erhielt Erhard als persönliche Verkörperung der Frankfurter 

Wirtschaftspolitik und der wirtschaftspolitischen Programmatik der Düsseldorfer 

Leitsätze ungeteilte Unterstützung aus allen Landesverbänden. 

Erhard war auch der Hauptredner auf der Pressekonferenz am 15. Juli 1949. Er 

nahm sogleich nach den einleitenden Erklärungen Adenauers das Wort. Im Mittel­

punkt seiner Ausführungen stand die Auseinandersetzung mit dem Wirtschaftskon­

zept der SPD, die er als „Nachtwächter der Zwangswirtschaft" und als „verblendete 

Anhänger der sozialistischen Irrlehre" bezeichnete. Erhard verteidigte mit unver­

kennbarer Leidenschaftlichkeit den in Frankfurt von ihm eingeschlagenen marktwirt­

schaftlichen Kurs, dem er das Verdienst zuerkannte, „aus einer fehlerhaft konstruier­

ten eine aus inneren Kräften stabile Währung" gemacht zu haben. Das Bekenntnis 

zum Wettbewerb „als Motor der Marktwirtschaft" war für Erhard eine Selbstver­

ständlichkeit, denn allein der Wettbewerb habe den Wiederaufstieg der deutschen 

Wirtschaft bewirkt und die „moralischen Verfallserscheinungen" der Planwirtschaft 

beseitigt. Erhard beurteilte die weitere Wirtschaftsentwicklung positiv, sofern an sei­

nem Konzept festgehalten werde, und er stellte im Zusammenhang damit einen ra­

schen Abbau der Arbeitslosigkeit in Aussicht226. 

Unterstützung fand der Frankfurter Wirtschaftsdirektor bei seinem Kollegen An­

ton Storch, der die Aufhebung der „Zwangswirtschaft" nachdrücklich begrüßte und 

221 Zu seiner Ausarbeitung und den Schwierigkeiten bei seiner Verabschiedung s. o. S. 27 ff. [Düssel­
dorfer Leitsätze]. 

222 Nach Meldung der „Welt" vom 16.7.1949. 
223 Nach Meldung der „Allgemeinen Kölnischen Rundschau" vom 18.7.1949. 
224 Nach Meldung der „Welt" vom 16.7.1949. 
225 Die Anwesenheit des auf der Einladung aufgeführten stellvertretenden hessischen CDU-Vorsitzen­

den Erich Köhler ist in keinem der zahlreichen Presseberichte erwähnt. 
226 Rede abgedruckt in: „Union im Wahlkampf", Nr. 17 vom 20.7.1949. Ausführlichere Zusammenfas­

sung in der „FAZ" vom 16./17.7.1949. 
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sie als eine Befreiung der „arbeitenden Menschen von der kollektivistischen Bindung" 
bewertete. Storch wandte sich gegen „klassenkämpferische Theorien" und forderte 
statt dessen die „Mitbestimmung" für die Arbeitnehmer, die in Zusammenarbeit mit 
den Arbeitgebern eine Wirklichkeit zu gestalten hätten, in der „sich alle Beteiligten als 
sozial und gerecht behandelt" fühlten. Dazu gehörte nach Storch auch die Einfüh­
rung einer Sozialversicherung, „die nicht auf dem Grundsatz der sozialen Fürsorge 
des Staates, sondern auf einem klaren Rechtsanspruch der arbeitenden Menschen an 
die Wirtschaft" aufgebaut sei. Storch beschloß seine Stellungnahme mit der Erläute­
rung der Leitsätze zum Wohnungsbau, dem er eine besondere Rolle für den Abbau 
der Arbeitslosigkeit zuschrieb227. 

Die wirtschaftspolitischen Leitsätze stellte Franz Etzel vor, die zur Agrarpolitik 
Karl Müller. Ihre Berichte waren ebenso positiv gefärbt wie der Friedrich Holzapfels, 
der einen „kurzen, prägnanten Rückblick auf die Arbeit des Frankfurter Wirtschafts­
rates" gab und die „konsequente Fortführung des in Frankfurt begonnenen Weges" 
forderte, dessen „Ziel in den Düsseldorfer Leitsätzen klar und überzeugend aufs neue 
festgelegt" worden sei228. 

Wasser in den Wein schüttete nur Johannes Albers, der bei der Vorstellung der so­
zialpolitischen Leitsätze zwar die großen Erfolge der Frankfurter Wirtschaftspolitik 
anerkannte, aber auch darauf hinwies, „daß die erstrebenswerte Vollbeschäftigung 
noch nicht erzielt und daß auch der Lebensstandard weiter Kreise noch nicht befriedi­
gend sei". Er verlangte für die Zukunft eine stärkere Einbeziehung der Arbeitnehmer 
in den „leitenden Organen" der Unternehmen und eine Lohnquote, die die „Arbeits­
und Lebensbedingungen" der Arbeiter „auf ein menschenwürdiges Niveau" hebe229. 

Der eigentlich berufene Sprecher der Arbeitnehmer in der CDU, der Vorsitzende 
der Sozialausschüsse, Jakob Kaiser, nahm am 15.Juli 1949 zu den Düsseldorfer Leit­
sätzen nicht Stellung. Er äußerte sich lediglich zur Deutschland- und Berlin-Frage 
und attackierte in diesem Zusammenhang die SPD, der Kaiser vorwarf, die „Fragen 
des deutschen Ostens zu propagandistischen Zwecken" mißbraucht zu haben230. 

Verlauf und Wirkung der Pressekonferenz am 15.Juli 1949 entsprachen den Er­
wartungen Adenauers und seiner Gefolgsleute. Der CDU war es aufs Ganze gesehen 
gelungen, der Öffentlichkeit den Eindruck der Geschlossenheit bei der Behandlung 
der Programmfrage zu vermitteln. Dieser Eindruck wurde noch dadurch verstärkt, 
daß die Berichterstattung in der Presse vor allem auf die Ausführungen Erhards und 
Storchs abhob, für deren Verbreitung innerhalb der CDU auch die zentrale Wahl­
kampfführung in Frankfurt sorgte, indem sie sie im vollen Wortlaut in „Union im 
Wahlkampf" veröffentlichen ließ231. Die Konzentration der Wahlkampf auseinander-
setzung auf die Wirtschaftspolitik und der hier bestehende, unüberbrückbar erschei-

227 Rede abgedruckt in: „Union im Wahlkampf", Nr. 17 vom 20.7.1949. 
228 Wie Anm. 223. 
229 Ebenda. 
230 Ebenda. 
231 Nr. 17 vom 20.7.1949. 
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nende Gegensatz zwischen C D U und SPD wurden damit als eigentliches Ergebnis 

der Pressekonferenz vom 15. Juli 1949 längerfristig festgehalten. 

b. Die Wahlkundgebung der CSU in München am 16. Juli 1949 

Einen Tag nach der Düsseldorfer Pressekonferenz eröffnete die CSU mit einer 

Kundgebung im Festsaal des Deutschen Museums in München ihren Wahlkampf. 

Redner waren der bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Hans Ehard 

sowie Ludwig Erhard232, dessen Bedeutung auch für die CSU damit nachdrücklich 

unterstrichen wurde, und der gleichsam als Symbol dafür gelten konnte, daß die Vor­

stellungen von C D U und CSU in der Wirtschaftspolitik übereinstimmten. Allerdings 

besaß für die CSU und ihren Vorsitzenden die Wirtschaftspolitik nicht den alles ande­

re überragenden Stellenwert in der Wahlkampfauseinandersetzung, wie das bei Ade­

nauer und der zentralen Wahlkampfführung in Frankfurt der Fall war. Ehard sah 

auch den Bundestagswahlkampf zunächst einmal unter der bayerischen Perspektive, 

und er stellte seinen Wahlkampf in erster Linie auf die Fragen ab, die sich aus der spe­

zifisch bayerischen Situation ergaben. 

Wie bereits zu den Zeiten des Parlamentarischen Rates, als Ehard unbeirrbar die 

Verankerung einer ausgeprägten föderalistischen Struktur im Grundgesetz in dem 

Bestreben betrieben hatte, eine angemessene Mitwirkung Bayerns an der Bundesre­

publik sicherzustellen233, ging es Ehard auch in der Bundestagswahl zuerst um die Be­

antwortung der Frage, „wie die Interessen Bayerns erfolgreich im kommenden Bun­

destag, in der kommenden Bundesregierung, im kommenden Bundesrat vertreten 

werden sollen". Der bayerische Ministerpräsident hegte allerdings zu Beginn des 

Wahlkampfes einige Befürchtungen, ob dies in dem von ihm für notwendig gehalte­

nen Ausmaß gelingen würde. Wie einer Rundfunkansprache zu entnehmen ist, die er 

am 2. Juli 1949 gehalten hat, stellte Ehard zu Beginn des Wahlkampfes die „heillose 

Aufspaltung der bayerischen Kräfte" fest, „die auf weitere Sicht nur den Widersa­

chern einer föderalistischen Politik in Deutschland zugute kommen kann und unver­

meidlich zu einer Schwächung des bayerischen Einflusses in der deutschen Politik 

führen muß"234. Dies richtete sich gegen die bayerischen Regionalparteien Bayern­

partei und Wirtschaftliche Aufbauvereinigung, die mit der CSU um das gleiche Wäh­

lerpotential rangen und die CSU nachhaltig zu schwächen drohten. Es versteht sich 

von selbst, daß dies nicht ohne Auswirkungen auf Ehards Wahlreden blieb, in denen 

die Auseinandersetzung mit der Wirtschaftlichen Aufbauvereinigung, vor allem aber 

mit der Bayernpartei obligatorisch war235. 

232 Berichte über die Wahlkundgebung am 16.7.1949 in dem „Münchner Merkur" vom 18.7.1949und 
in der „Süddeutschen Zeitung" vom 19.7.1949. 

233 Vgl. dazu Rudolf Morsey, Anm. 73, S. 366 ff. 
234 Rede abgedruckt in: Bayerische Politik. Ansprachen und Reden des bayerischen Ministerpräsiden­

ten Dr. Hans Ehard, ausgewählt und eingeleitet von Karl Schwend, München 1952, S. 48-52. Beide 
Zitate im obigen Abschnitt auf S. 50. 

235 In seiner letzten Wahlrede hatte sich Ehard mit dem Argument gegen die Stimmabgabe für die klei­
nen Parteien gewandt, daß sie „doch nur in Nebenrollen das demokratische Spiel der Kräfte verwir-
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Es ist nicht zuletzt hierauf zurückzuführen, daß Ehard in der Wahlauseinanderset­
zung nicht so sehr als CSU-Vorsitzender, sondern als bayerischer Ministerpräsident 
auftrat, der im Interesse Bayerns das staatspolitisch Notwendige anstrebte. In diesen 
Rahmen paßte die Ablehnung der „allzu scharfen gegenseitigen Parteipolemik" 
durch Ehard in seiner Wahlkampferöffnungsrede am 16. Juli 1949 und die daselbst 
von ihm beschworene „Schicksalsgemeinschaft" der demokratischen Parteien236. 
Zum Bild des Staatsmannes Ehard gehörte schließlich auch noch, daß er der Außen­
politik in seinen Wahlreden einen bedeutsamen Platz einräumte und dabei vor allem 
auf den „Durchbruch zu einem im christlichen Geiste wieder entstehenden Europa" 
abhob, den er zu den wichtigsten außenpolitischen Zielen der CSU rechnete237. 

Die Auseinandersetzung Ehards mit der SPD und Schumacher erreichte auch aus 
diesen Gründen niemals die Schärfe, die zwischen Adenauer und Schumacher gang 
und gäbe war, obwohl auch Ehard gegenüber den Sozialdemokraten eine deutliche 
Sprache führte. Dabei bezog sich Ehards Kritik an der SPD in erster Linie auf ihre 
Haltung zur föderalistischen Ordnung des Grundgesetzes. In seiner Wahlkampfer­
öffnungsrede am 16. Juli 1949 ging Ehard auf einen Auftritt Schumachers am 6. Juni 
1949 in Rosenheim ein, in dem der SPD-Vorsitzende auch seine bereits bekannten 
Angriffe gegen den bayerischen Föderalismus vorgetragen hatte. Ehard bezeichnete 
Schumacher daher als einen „Zentralist[en] reinsten Wassers mit diktatorischen Allü­
ren, der das Grundgesetz rücksichtslos für den Zentralismus ausnutzen werde", wenn 
er die Chance dazu erhalte238. 

Wenn damit zu Beginn des CSU-Wahlkampfes durch Ehard die Abgrenzung zur 
SPD schon recht klar gezogen war, so blieb es doch Ludwig Erhard vorbehalten, die 
Trennung von der SPD noch schärfer kenntlich zu machen. Unter Aufnahme der Ar­
gumente, die er bereits einen Tag zuvor in Düsseldorf vorgetragen hatte, griff er nun 
im Anschluß an Ehards Eröffnungsrede - auch für die CSU - die SPD erneut heftig 
an, indem er sie wiederum „Nachtwächter der Zwangswirtschaft" nannte und sie der 
„historischen Lüge" bezichtigte239. Sicherlich nicht in der Form, wohl aber in der Sa­
che stimmte Ehard mit den Ausführungen des Frankfurter Wirtschaftsdirektors über­
ein, wie seine abschließende Stellungnahme im Wahlkampf erhellt. Die CSU wolle, 
ließ er hierin vernehmen, „den eingeschlagenen Weg der Wirtschaftspolitik weiter 
verfolgen und unter keinen Umständen durch sozialisierende und sonstige sozialisti­
sche Wirtschaftsexperimente stören lassen"240. 

ren und das demokratische Regieren erschweren". Und zur Bayernpartei hieß es, ihr bleibe, „um den 
Unterschied zur CSU deutlich zu machen, nichts anderes übrig, als ein bayerischer Extremismus, 
der die bayerische Politik schwer schädige". Meldung der „Süddeutschen Zeitung" vom 13.8.1949. 

236 Bericht des „Münchner Merkur" vom 18.7.1949. 
237 Dies sehr ausgeprägt in seiner Heidelberger Wahlrede vom 21.7. 1949, abgedruckt in: Bayerische 

Politik, Anm. 234, S. 55-61. Zitat nach Meldung des „Münchner Merkur" vom 12.8. 1949. 
238 Wie Anm. 236. 
239 Ebenda. 
240 Meldung des „Münchner Merkur" vom 12.8.1949. 
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c. Die Großkundgebung der CDU/CSU in Heidelberg am 21. Juli 1949 

Am 6. Juli 1949 verließ eine Einladung zu einer Großkundgebung das Frankfurter 
Generalsekretariat der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU. Als Termin war der 
21. Juli genannt, als Ort das Heidelberger Schloß. Die Einladung kündigte als Redner 
Konrad Adenauer, Hans Ehard und den Oberbürgermeister von Essen und Präses 
der Generalsynode der EKD, Gustav Heinemann, an. Die geplante Großkundge­
bung zum „Auftakt des Wahlkampfes" sollte ein „machtvolles Bekenntnis zu den ge­
meinsamen Grundsätzen des christlichen, demokratischen und sozialen Programms 
der CDU/CSU ablegen." Das Generalsekretariat setzte daher als selbstverständlich 
voraus, „daß die im öffentlichen Leben stehenden führenden Herren der CDU/CSU 
an dieser Großkundgebung teilnehmen"241. 

Die Einladung war kaum herausgegangen, da war sie, was die angekündigten Red­
ner anbetraf, bereits ergänzungsbedürftig. Neben Adenauer, Ehard und Heinemann 
nennt ein Rundschreiben der CDU Heidelberg vom 7. Juli 1949 als Redner auch noch 
Jakob Kaiser242. Warum er auf der Einladung des Generalsekretariats vom 6. Juli fehl­
te, läßt sich bisher nicht feststellen. Jedenfalls erscheint seine Berücksichtigung im 
Hinblick auf den Arbeitnehmerflügel als eine bare Selbstverständlichkeit, und erst 
jetzt ergab die Zusammensetzung der Rednerliste einen Sinn. Mit Adenauer kam der 
herausragende Kopf der CDU und ein Repräsentant der nordwestdeutschen Rich­
tung zu Wort, mit Hans Ehard der CSU-Vorsitzende und entschiedenste Vertreter 
des südwestdeutschen, stark föderalistisch geprägten Flügels. Gustav Heinemann re­
präsentierte den in der Minderheit befindlichen und noch nicht voll integrierten evan­
gelischen Teil der Union und Jakob Kaiser den linken Arbeitnehmerflügel, dessen 
Einbindung in die Politik ebenfalls nicht frei von Schwierigkeiten war243. 

Das endgültige Programm versandte Bruno Dörpinghaus am 18. Juli 1949. Mit ei­
nem ausgeprägten Sinn für Showeffekte legte es den Ablauf der Versammlung wie 
folgt fest: Einzug der „CDU/CSU-Staatsmänner und führender Politiker" unter den 
Klängen des Einzugmarsches aus „Tannhäuser", der von einem Fanfarenzug vom ho­
hen Schloßportal geblasen werden sollte. Nach der „Egmont-Ouvertüre" von Beet­
hoven Begrüßung durch den Landesvorsitzenden der CDU Nordbaden, Fridolin 
Heurich, und die Rede Adenauers. Darauf sollten der „Fehrbelliner Reitermarsch" 
folgen und Gustav Heinemann und Jakob Kaiser sprechen. Der „Jägerchor" aus dem 
„Freischütz" von Weber war dafür vorgesehen, die letzte Phase mit der Rede Hans 
Ehards und der Schlußansprache des örtlichen CDU-Bundestagskandidaten Eduard 
Wahl einzuleiten. Das gemeinschaftlich gesungene „Niederländische Dankgebet" 
sollte schließlich den feierlichen Schlußpunkt bilden244. 

241 ACDP, 1-009-006/2. 
242 Rundschreiben der CDU Heidelberg an die benachbarten Kreisverbände der CDU vom 7.7.1949, 

ACDP,VII-003-001/2. 
243 Ähnliche Überlegungen in einer Aufzeichnung vom 22.7. 1949 von unbekannter Hand mit der 

Überschrift „Vor der Wahl", StBkAH, 12.02. 
244 BA, NL Pünder 270. Der Text des „Niederländischen Dankgebetes" lautet wie folgt: „Wir treten 

zum Beten vor Gott den Gerechten, waltet und haltet ein strenges Gericht. Er läßt von den Schlech-
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Vor über 5000 Menschen - darunter zahlreiche Spitzenpolitiker von C D U und 

CSU245 - ist die Veranstaltung am 21. Juli 1949 mit einigen Abweichungen246 nach 

dem beschriebenen Programm abgelaufen. Die durch zahlreiche schwarz-rot-golde­

ne Fahnen festlich geschmückte Ruine des Heidelberger Schlosses und das in mittel­

alterlichen Kostümen gekleidete Hilfspersonal bot an einem warmen, wolkenlosen 

Sommerabend eine prächtige Kulisse für eine eindrucksvolle Wahlkampferöffnung247. 

Von den angekündigten Hauptrednern war Jakob Kaiser nicht erschienen - er hat­

te in „letzter Minute" abgesagt248. Seine Begründung ist nicht überliefert. Adenauer 

und Heinemann gingen in ihren Reden auf Jakob Kaiser ein, erwähnten ihn jedoch 

nicht in seiner Eigenschaft als Vorsitzenden der Sozialausschüsse, sondern als den 

Mann, der für die C D U in Berlin und in der Ostzone gekämpft habe und in der 

Union den „Zielgedanken des einheitlichen deutschen Vaterlandes" verkörpere und 

die „lebendige Brücke zwischen dem Osten und dem Westen" bilde249. 

Adenauers Ansprache begann staatsmännisch und vermittelt in ihren Anfangspas­

sagen fast den Eindruck einer Regierungserklärung. Nach einem kurzen Überblick 

über die politische Entwicklung seit 1945 folgten Ausführungen zur Funktion des 

Bundeskanzlers und zur Bedeutung der anstehenden Bundestagswahl mit der an­

schließenden Ermahnung an die deutsche Presse, nicht nur Kritik zu üben. Mit einer 

Wendung gegen die Splitterparteien vollzog Adenauer den Übergang zu den nach 

der Wahl von der C D U / C S U in Angriff zu nehmenden Aufgaben: Aufbau der Bun­

desregierung und der Bundesorgane, im Zusammenhang damit Einrichtung eines 

Bundesministeriums für Ostfragen, Forcierung des Wohnungsbaus, Steuerabbau, 

Vereinfachung der Verwaltung, schließlich Beendigung der „überflüssigen Entnazi-

siererei" und Rückführung der Kriegsgefangenen. Adenauer ging sodann ausführlich 

auf die Frankfurter Wirtschaftspolitik und die Arbeit des Parlamentarischen Rates ein 

und führte in diesem Zusammenhang die ersten Angriffe gegen die SPD, die in 

Frankfurt ein „ränkevolles Spiel" getrieben und im Parlamentarischen Rat in der Fra­

ge des Elternrechts wenig Einsicht bewiesen habe. Das Aufgreifen des Föderalismus-

ten die Guten nicht knechten; sein Name sei gelobt, er vergißt unser nicht. Wir loben Dich oben, Du 
Lenker der Schlachten, und flehen, mögst stehen uns fernerhin bei, daß Deine Gemeinde nicht Op­
fer der Feinde, Dein Name sei gelobt; oh Herr, mach uns frei! Herr, mach uns frei!" 

245 In seiner Begrüßung nannte Fridolin Heurich die „Ministerpräsidenten und Minister aus allen Zo­
nen unseres Bundesgebietes", die Direktoren der bizonalen Verwaltung, die Landtagspräsidenten 
der verschiedenen Zonen und die Abgeordneten sowie die Landesvorsitzenden der Union; ACDP, 
VII-003-001/2. 

246 Anstelle des „Jägerchors" aus dem „Freischütz" spielte das Orchester den „Triumphmarsch" aus 
„Aida" von Verdi; ACDP, 1-009-012/7. Außerdem sprach zusätzlich der Heidelberger Oberbür­
germeister Swart ein paar Worte, dafür fiel die Rede Jakob Kaisers weg. Näheres s.u. 

247 Einen ausführlichen Bericht brachten die „Badischen Neuesten Nachrichten" vom 22.7.1949. Zum 
feierlichen Rahmen auch Paul Weymar, Konrad Adenauer. Die autorisierte Biographie, München 
1955, S. 417, sowie Klaus Dreher, Der Weg zum Kanzler. Adenauers Griff nach der Macht, Düssel­
dorf-Wien 1972, S. 222. In beiden Büchern wird als Datum fälschlicherweise der 22. Juli angegeben. 

248 So die Meldung des „Tageblatts" vom 21.7.1949. Hinweis auf die kurzfristige Absage Kaisers auch 
in der Aufzeichnung, Anm. 243. 

249 Zitate aus der Rede Heinemanns, abgedruckt in: „Union im Wahlkampf", Nr. 20 vom 30.7.1949. 
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Problems bot Adenauer sodann die Möglichkeit, die Vorgänge bei der Auseinander­
setzung mit den Alliierten über das Grundgesetz zur Sprache zu bringen. Seine Rede 
nahm nun einen grundsätzlich anderen Charakter an und wurde zu einer einzigen 
Abrechnung mit der SPD. Ihr Verhalten in der Debatte um die Annahme des Grund­
gesetzes fand Adenauer ebenso verwerflich wie ihr Agieren in Berlin und in der Ost­
zone250. Er verdächtigte sie, nach wie vor auf dem Boden des Marxismus zu stehen, 
und monierte ihre Einstellung zu Kultur, Ehe und Kirche nochmals mit scharfen 
Worten. Schließlich mündete seine Argumentation in die These, daß in der Bundes­
tagswahl am 14. August darüber entschieden werde, ob Deutschland eine christliche 
oder sozialistische Regierung erhalte, und er schloß hieran den Satz an: „Wenn es so­
zialistisch regiert wird, dann seien wir uns klar darüber, daß der Sozialismus keinen 
Damm gegen den Kommunismus bildet"251. 

Heinemanns Rede stand unter dem Motto „Der evangelische Christ in der Union" 
und war ein überzeugendes Plädoyer für die Notwendigkeit der Zusammenarbeit der 
beiden großen Konfessionen in Deutschland in einer überkonfessionellen, christli­
chen Partei. Heinemann sah zwar die Probleme, die die Minderheitsstellung der 
Evangelischen in der Union aufwarf; trotzdem gab es nach seiner Meinung für den 
evangelischen Christen keine Alternative zur Union. Die Unterstützung von Splitter­
parteien kam für ihn deshalb nicht in Frage, weil sie die Bildung einer handlungsfähi­
gen Regierung erschwerten, und SPD und FDP waren für Heinemann als „politische 
Heimat für den evangelischen Wähler" unakzeptabel. Auf die Liberalen ging Heine­
mann im folgenden nicht weiter ein, wohl aber auf die SPD, deren Führung er vor­
warf, „immer noch im Banne sogenannter Aufklärung und materialistischer Geset­
zesauffassung" zu verharren und einen Hang zu innerparteilicher totalitärer Macht­
ausübung zu haben. Hierin sah Heinemann einen großen Unterschied zur Union, die 
die „christliche Gewissensbindung" ihrer Mitglieder ebenso anerkenne wie deren 
„persönliche Verantwortung" und die den notwendigen „Spannungsausgleich" inner­
halb der Partei von Fall zu Fall auf dem Wege der Diskussion und der Verhandlung 
suche. Heinemann beendete seine Ansprache mit einem nachdrücklichen Bekenntnis 
zum Unionsgedanken, zum politischen Zusammenschluß von Menschen verschiede­
ner Konfession und unterschiedlicher Berufe und Stände „zum gemeinsamen Han­
deln aus christlicher Verantwortung"252. 

Ehard befaßte sich in seinen Ausführungen hauptsächlich mit der Erneuerung Eu­
ropas im christlichen Geiste. Von hier aus fand er zum christlichen Ausgleich inner­
halb der Union und zur Überwindung der deutsch-französischen Feindschaft. In 

\ wohlgesetzten Worten richtete er an die Besatzungsmächte die Bitte, das demokrati­
sche Deutschland beim Wiederaufbau zu unterstützen, und er gab der Hoffnung auf 
eine zukünftige Zusammenarbeit zwischen Europa und den USA beredten Ausdruck. 
Erst zum Abschluß seiner Rede kam Ehard auf den Föderalismus zu sprechen, und 

250 Näheres dazu oben auf S. 36. 
251 Rede Adenauers abgedruckt in: Adenauer, Reden, Anm. 1, S. 137-149. 
252 Wie Anm. 249. 
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dies bot ihm die Möglichkeit, in seine Ansprache auch noch Wahlkampftöne einflie­
ßen zu lassen, indem er deutliche Kritik an der zentralistischen Einstellung Schuma­
chers und der SPD übte253. 

Insgesamt gesehen waren die wahlpropagandistischen Effekte der Rede Ehards 
eher gering zu veranschlagen, und die zentrale Wahlkampfführung in Frankfurt hat 
darauf verzichtet, sie im „Union im Wahlkampf" abzudrucken. Ebensowenig wurden 
die Ausführungen Heurichs, Wahls und des Heidelberger Oberbürgermeisters Swart 
veröffentlicht, was darauf zurückzuführen ist, daß es sich dabei lediglich um kurze 
Grußadressen bzw. Einleitungs- oder Überleitungsworte handelte254. Allein die Re­
den Adenauers und Heinemanns fanden im folgenden weitere Verbreitung, da sie 
„Union im Wahlkampf" in einer „Sonderausgabe Heidelberg" in voller Länge zum 
Abdruck brachte255. 

d. Die Gesamtdeutsche Tagung der Sozialausscbüsse in Düsseldorf am 23. Juli 1949 

Am 23.Juli 1949 fand in Düsseldorf eine gesamtdeutsche Tagung der Sozialausschüs­
se statt, an der ungefähr 1000 Delegierte aus allen Teilen Deutschlands teilnahmen. 
Als Redner traten auf Konrad Adenauer, Johannes Albers, der Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen, Karl Arnold, der zweite Vorsitzende des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes, Matthias Föcher, der Präsident des nordrheinwestfälischen Landta­
ges, Josef Gockeln, der „legitime Verteter der Ost-CDU", Otto Klein, sowie Anton 
Storch und Jakob Kaiser256. 

Adenauer wiederholte vor diesem Plenum seine in Heidelberg vorgetragene 
„Kampfansage an die SPD", Anton Storch arbeitete „in klaren Formulierungen den 
christlichen Ideengehalt der Frankfurter Arbeits- und Sozialgesetzgebung" heraus 
und identifizierte sich nachdrücklich mit Erhards Wirtschaftspolitik, und Karl Arnold 
erhob die Forderung: „Aus der Gemeinschaft der CDU und insbesondere der Sozial­
ausschüsse muß die lebendige und starke Kraft zur sozialen Neuordnung unseres öf­
fentlichen Lebens hervorgehen"257. Die größte Beachtung von allen Rednern fand der 
Vorsitzende der Sozialausschüsse, Jakob Kaiser, der in einem ausführlichen Grund­
satzreferat unter der Überschrift „Die nationale und soziale Verpflichtung der christ­
lich-demokratischen Arbeiterschaft im deutschen Kernstaat" die Position der Sozial­
ausschüsse im politischen Kräftefeld des Sommers 1949 zu umreißen suchte258. 

Schon die Formulierung des Themas deutet an, daß Kaiser die nationale Verpflich­
tung vorrangig interessierte, und dies belegt auch das Manuskript seiner Rede, das 
diesem Komplex mehr als acht Seiten einräumt, dem der sozialen Verpflichtung hin-

253 Rede abgedruckt in: Bayerische Politik, Anm. 234, S. 55-61. 
254 Alle Redetexte in: ACDP, VII-003-001/2. 
255 Nr.20 vom 30.7.1949. 
256 Nach „Deutschland-Union-Dienst", Ausgabe A vom 25.7. 1949. 
257 Ebenda. 
258 Manuskript der Rede in: BA, NL Kaiser 213. Hierzu sehr ausführlich auch Erich Kosthorst, 

Anm. 184, S. 47-52. 
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gegen nur knapp sechs Seiten. Am Anfang von Kaisers Ausführungen stand das Be­
kenntnis zur „nationalen Idee": Aus ihr folgte die Bejahung des Kernstaates, der nach 
Kaiser vor allem dazu zu dienen hatte, den „Freiheits- und Einheitskampf für 
Deutschland" zu führen. Kaiser verlangte die sofortige rechtliche und wirtschaftliche 
Einbeziehung Berlins, begrüßte die Absicht, ein Ministerium oder Amt für Ostfragen 
zu bilden und erhob nachdrücklich Anspruch auf die Gebiete östlich von Oder und 
Neiße. Die christlich-demokratische Arbeiterschaft forderte er auf, „Vorkämpfer für 
die deutsche Einheit" zu sein, und er wandte sich dann der SPD zu, um mit äußerster 
Schärfe und größerer Ausführlichkeit die Vorwürfe zu wiederholen, die er ihr bereits 
am 15. Mai wegen ihres Verhaltens in der Ostzone gemacht hatte259. Kaiser schloß 
diesen Teil seiner Rede mit der Versicherung ab, daß es ihm nicht leicht falle, die 
„Auseinandersetzung mit der SPD in dieser Schärfe zu führen". Wer ihn kenne, wis­
se, wie sehr ihm „an einer Zusammenarbeit der beiden großen Parteien" gelegen sei: 
Doch unter „der radikalen und totalitären Führung in Hannover" ergäben sich hier 
nicht unbeträchtliche Schwierigkeiten, und das „starre Festhalten an veralteten, mar­
xistisch-reaktionären Lehrsätzen" trüge nicht unbedingt zu ihrem Abbau bei. 

Dies war, wie die weiteren Ausführungen zeigen, auf die Haltung der SPD zur 
Frankfurter Wirtschaftspolitik gemünzt, die Kaiser im Grundsatz positiv bewertete. Er 
verlangte allerdings ihre Fortentwicklung, die in einen „dritten Weg" zwischen Kapita­
lismus und Kollektivismus einmünden sollte. Dabei war es Kaiser gleich, ob die Ent­
scheidung „für eine freie Marktwirtschaft mit staatlichen Regelungen und sozialen Si­
cherungen" fiel oder für eine „gemäßigt sozialistische Wirtschaft unter Einschaltung 
echter Unternehmerinitiative". Strikt abgelehnt wurden von ihm allerdings „sozialver­
brämte Lösungsversuche einer liberalen Privatwirtschaft". Von hier aus fand Kaiser 
Worte der Kritik an der derzeit existierenden „Einkommens- und Vermögensvertei­
lung", und er ließ schließlich die nach wie vor distanzierte Haltung der Sozialausschüs­
se zu den Düsseldorfer Leitsätzen erkennen. „Wir haben diesen Leitsätzen zuge­
stimmt", ließ Kaiser wissen, „weil wir durch das Beispiel der Mäßigung unter Beweis 
stellen wollen, daß wir auf keinen Fall doktrinär sein wollen". Kaiser stellte jedoch an­
schließend fest, daß für ihn und die Sozialausschüsse die „eigentumsrechtlichen und 
gesellschaftspolitischen Grundsätze des Ahlener Programms" weiterhin gültig blieben, 
in Zukunft eine Bindung der wirtschaftlichen Freiheit an das Gemeinwohl erfolgen 
sollte und neben dem „marktwirtschaftlichen Prinzip [...] staatliche Kontrollen und 
Regelungen zu ihrem Recht zu kommen" hatten. Kaiser hielt die Forderung der So­
zialausschüsse nach „genossenschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen Formen des 
Gemeineigentums" aufrecht, verlangte „ausreichende Sicherungen gegen den Miß­
brauch wirtschaftlicher Macht" und beschwor als wirtschaftspolitisches Zukunftsbild 
eine „echte Wirtschaftsdemokratie", die durch „sinnvolle Einführung demokratischer 
Formen im Sinne der Mitwirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Betrieben, 
Unternehmungen und Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft" zu schaffen 
sei. 

259 Vgl. oben S. 33. 
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Der zweite Teil der Rede Kaisers paßte natürlich nicht unbedingt in das von der 
CDU-Mehrheit vertretene Wahlkampfkonzept, und der „Deutschland-Union-
Dienst" vom 25. Juli 1949 zog sich in seinem Bericht über die Tagung damit aus der 
Affäre, daß er den zweiten Teil von Kaisers Ansprache einfach unterschlug. Ähnlich 
verfuhr „Union im Wahlkampf". Bei dem in dieser Zeitung am 1. August 1949 abge­
druckten längeren Auszug aus der Rede Kaisers blieben die kritischen Worte zu den 
Düsseldorfer Leitsätzen, sein Festhalten am Ahlener Programm und seine darauf ba­
sierende Vision eines „dritten Weges" in der Wirtschaftspolitik ausgespart260. Damit 
war der in Kaisers Ausführungen enthaltene Zündstoff beseitigt, und seine Ansprache 
erweckte in der „gereinigten Form" den Eindruck einer ungetrübten Übereinstim­
mung zwischen den Sozialausschüssen und der übrigen CDU und konnte somit als 
Unterlage für die Wahlkämpfer der Union an der Basis dienen. 

11. Die Wahlkampffinanzierung 

Das Problem der Wahlkampffinanzierung brachte Adenauer erstmals in der Sitzung 
des Wahlausschusses am 5. März 1949 zur Sprache. Bei dieser Gelegenheit forderte 
Adenauer die Landes- und Kreisverbände auf, mit der Sammlung von Geldern zu 
beginnen. Gleichzeitig stellte er jedoch auch Schritte der zentralen Wahlkampffüh­
rung in Aussicht, um Geldmittel aufzutreiben, die sodann den Landesverbänden zur 
Verfügung gestellt werden sollten261. 

In der Sitzung des Presse- und Propagandaausschusses am 8.Mai 1949 stand die 
Wahlkampffinanzierung erneut zur Diskussion. Es wurde in diesem Zusammenhang 
auf die Bemühungen des Generalsekretariats hingewiesen, zu Geld zu kommen; dies 
dürfe „jedoch nicht von der Tatsache ablenken, daß die Hauptlast des Wahlkampfes 
durch die einzelnen Landesverbände bzw. Kreisverbände zu tragen ist"262. 

An diesem Standpunkt hielt die zentrale Wahlkampfführung auch in der Folgezeit 
fest, obwohl die einzelnen Landesparteien das Generalsekretariat dringend ersuch­
ten, größere Summen zur Verfügung zu stellen. In der Sitzung des Wahlrechtsaus­
schusses am 19. Mai 1949 wurde die Angelegenheit etwas ausführlicher besprochen, 
und dabei stellte sich heraus, daß die anwesenden Landesvorsitzenden die finanzielle 
Lage ihrer Parteien als „schlecht" und „katastrophal" bewerteten. Franz Josef Strauß 
wies auf die Schwierigkeiten hin, Gelder von der Industrie zu bekommen. Hier sei 
zwar die Bereitschaft festzustellen, „Geld zu geben bei diesem Wahlkampf"; viele 
kleinere und mittlere Unternehmer stünden „bei der gegenwärtigen Steuergesetzge­
bung" allerdings vor dem Problem, „die Sache richtig zu verbuchen". Der Hambur­
ger CDU-Vorsitzende Scharnberg empfahl als Ausweg einen Hinweis an die Unter­
nehmerverbände, mit Hilfe von fingierten Annoncenquittungen zu arbeiten, die dann 

260 Vgl. Erich Kosthorst, Anm. 184, S. 47 und S. 51 f. 
261 Stenographische Niederschrift, Anm. 6, S. 38. 
262 Rundschreiben Dörpinghaus', Anm. 27, S. 3. 
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als Unkosten verbucht werden könnten, und ein Vertreter aus Württemberg stellte die 
Möglichkeit zur Diskussion, „die Sache über die Industrie- und Handelskammer" zu 
machen. 

Adenauer empfand den Ablauf der Diskussion als wenig glücklich. Er ermahnte die 
Anwesenden eindringlich, sich nicht nur „auf Geldmittel von der Industrie" zu verlas­
sen, denn die anfangs gehegten Hoffnungen auf eine ins Gewicht fallende Unterstüt­
zung von dieser Seite seien bisher enttäuscht worden. Darüber hinaus war es nach 
Adenauer notwendig, „absolut auch nur den Anschein zu vermeiden, als wenn wir ei­
ne Unternehmerpartei wären. Deswegen kommt das gar nicht in Frage, irgend etwas 
über die Industrie- und Handelskammer zu machen. Wir müssen eine allgemeine 
große Sammlung veranstalten bei Beamten, Angestellten, Arbeitern und Bauern, 
überall, und daneben müssen wir versuchen, auch große Beträge zu bekommen. Aber 
auf die allgemeine Sammlung müssen wir großen Wert legen, schon aus psychologi­
schen Gründen"263. 

Vor dem Zonenausschuß der CDU in der britischen Zone äußerte sich Adenauer 
am 2. Juni 1949 über den Stand der Überlegungen zur Wahlkampffinanzierung wie 
folgt: Alle Erwartungen, „daß zentral große Summen beschafft werden könnten", 
seien enttäuscht worden. Die Frankfurter Zentrale könne nur hier und da etwas hel­
fen; im allgemeinen müsse das Prinzip gelten, „daß jede Landespartei sich selbst fi­
nanziert"264. 

Zu dem Zeitpunkt, als Adenauer diese Feststellung traf, war jedoch bereits eine 
Aktion angelaufen, die der zentralen Wahlkampfführung größere Geldmittel zuführ­
te. Am 27. Mai 1949 hatte in Düsseldorf eine Zusammenkunft führender westdeut­
scher Industrieller stattgefunden, in der über die „Aufbringung eines Fonds der Indu­
strie zur Unterstützung der Werbung der bürgerlichen Parteien" beraten wurde265. 
Aus einer Fülle von Hinweisen ergibt sich, daß in dieser Zusammenkunft oder in den 
folgenden Tagen der Beschluß gefaßt wurde, einen Wahlfonds der Industrie einzu­
richten, mit dem die „die Wirtschaftspolitik des Herrn Professor Erhard tragenden 
Parteien" unterstützt werden sollten266. Über die angestrebte Höhe des Fonds liegen 
verschiedene Angaben vor. So ist einmal von zwei Millionen DM267, ein anderes Mal 

263 Stenographische Niederschrift, Anm. 14, S. 64-67. 
264 Stenographische Niederschrift über die Sitzung des Zonenausschusses der CDU in der britischen 

Zone am 2. und 3.6.1949, ACDP, 1-009-004/1 (NL Dörpinghaus). 
265 Protokoll der Außerordentlichen Sitzung der Arbeitsgemeinschaft Steine und Erden am 8.6.1949 in 

Wiesbaden, Auszug abgedruckt in: Unternehmermillionen kaufen politische Macht. Finanzierung 
und Korrumpierung der Regierungsparteien durch die Managerschicht der „Wirtschaft". Denk­
schrift hrsg. vom Vorstand der SPD, S. 103. 

266 Rundschreiben des Hauptgeschäftsführers der Wirtschaftsvereinigung der Bauindustrie vom 10.6. 
1949, abgedruckt in: Unternehmermillionen, Anm. 265, S. 58. Hinweis auf dieses Schreiben in: Ru­
pert Breiling, Das Geld in der deutschen Außenpolitik, in: Politische Vierteljahresschrift, 2. Jg. (61), 
S. 354 f. Dazu auch der Bericht Schreibers, Anm. 26: „Im Frühjahr beschlossen Kreise der Wirtschaft 
die Ansammlung eines politischen Fonds." 

267 Rundschreiben vom 10.6.1949, Anm.266. 
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von vier Millionen DM die Rede268. Über die Aufteilung hatten die im Frankfurter 
Wirtschaftsrat in der Regierungsverantwortung stehenden Parteien die Entscheidung 
getroffen, dabei nach folgendem Schlüssel zu verfahren: CDU/CSU: 65%, FDP: 
25%, Deutsche Partei: 10%269. 

In den Verbänden der Industrie setzte in den Monaten Juni und Juli 1949 eine rege 
Sammlungstätigkeit ein270, an der u. a. der Kölner Bankier Robert Pferdmenges betei­
ligt war271, der über einen guten Draht zu Adenauer verfügte272. Über die Höhe der 
aufgebrachten Gelder liegen keine genauen Angaben vor. Der Landesgeschäftsführer 
der CDU Rheinland, Hans Schreiber, berichtet von mehreren hunderttausend DM, 
die an das Generalsekretariat in Frankfurt flossen273, und aus einem Schreiben des 
Schatzmeisters der CDU Hannover, Christian Blank, geht hervor, daß allein die Kali­
industrie Niedersachsen „weit über 100 000,-DM in größeren Einzelbeträgen" auf 
das Frankfurter Sammelkonto gezahlt hat274. 

Mit dem eingegangenen Geld finanzierte das Generalsekretariat in erster Linie das 
zentrale Propagandamaterial. Die darüber hinaus zur Verfügung stehenden Mittel 
gingen an die Landesverbände, denen allerdings für die Verwendung Auflagen ge­
macht wurden. So mußten sie sich verpflichten, „diese zweckgebundenen Mittel nur 
für die Wahlen zum Bundestag zu verwenden", und sie mußten sich „grundsätzlich 
mit einer nachträglichen Kontrolle über die Verwendung der Mittel durch einen Be­
auftragten der Arbeitsgemeinschaft" einverstanden erklären. Außerdem forderte das 
Generalsekretariat die Landesverbände auf, dafür Sorge zu tragen, daß die von 
Frankfurt „gestellten Plakate, Broschüren, Flugblätter und anderes Material auch un­
ter allen Umständen sinngemäß verwendet werden". Um dies sicherzustellen, wurde 
abschließend die Absicht kundgetan, „den Landesverbänden oder den Kreisen für das 
Ankleben und Verteilen von Propagandamaterial eine Hilfe speziell für diesen Zweck 
zu gewähren"275. 

Es ist unverkennbar, daß die zentrale Wahlkampfführung in Frankfurt versuchte, 

268 Fritz Heine an Robert Pferdmenges vom 12.7. 1949, abgedruckt in: Unternehmermillionen, 
Anm. 265, S. 57. 

269 Hinweise auf diese Aufteilung ebenda sowie Rundschreiben vom 10.6.1949, Anm. 266, und Bericht 
Willy Brandts an den Parteivorstand der SPD in Hannover vom 6.7.1949, AdsD, Bestand Schuma­
cher] 79II. 

270 Dazu die Dokumente in: Unternehmermillionen, Anm. 265. 
271 Pferdmenges an den Parteivorstand der SPD vom 20.7. 1949, abgedruckt in: Unternehmermillio­

nen, Anm. 265, S. 57 f. 
272 Über die engen Beziehungen zwischen Adenauer und Pferdmenges gibt ihr Briefwechsel Aufschluß; 

für die Jahre 1945-1949 jetzt veröffentlicht in Hans Peter Mensing, Anm. 5. Adenauer hatte trotz 
Widerspruchs von Pferdmenges dafür gesorgt, daß dieser an vermeintlich sicherer Stelle auf der 
Landesliste der CDU in Nordrhein-Westfalen für den Bundestag kandidierte. Dazu Adenauer an 
Pferdmenges vom 1.7. 1949, StBkAH, 12.02. Pferdmenges scheiterte in der Bundestagswahl nur 
knapp, gelangte jedoch am 12.1.1949 als Nachrücker in den Bundestag. 

273 Bericht Schreibers, Anm. 26. 
274 Christian Blank an Zimmer vom 4.11.1949, ACDP, 1-009-006/2 (NLDörpinghaus). 
275 Rundschreiben Dörpinghaus' an die Landesvorsitzenden der CDU/CSU vom 28.6. 1949, ACDP, 

1-351-003/3 (NLGottaut). 
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über die Wahlkampffinanzierung auf den Wahlkampf der einzelnen Landesverbände 
ein großes Maß an Einfluß zu gewinnen. Dies ist ihr anscheinend weitgehend gelun­
gen, da die Landesverbände selbst nur über geringe eigene Mittel verfügten, was ins­
besondere darauf zurückzuführen war, daß infolge der überregionalen Sammlung in­
nerhalb der Industrie die Kreisparteien „nur einen Bruchteil der früher üblichen 
Wahlspenden" hereinbekamen276. Das hatte eine relativ hohe Abhängigkeit von der 
Frankfurter Zentrale zur Folge, die allerdings nur „kärglich bemessene Barüberwei­
sungen" tätigte277 und die Belieferung mit Propagandamaterial ohne Berechnung 
vorzog. Das führte zu dem Ergebnis, daß in der Wahlwerbung der CDU das Frank­
furter Material stark überwog und den Landesverbänden nur beschränkte Möglich­
keiten blieben, eigene regionale Schwerpunktthemen mit umfangreichem Werbema­
terial unter die Leute zu bringen278. Daß in der Wahlkampfagitation der Union in al­
len Zonen die Wirtschaftspolitik im Vordergrund stand und alle anderen Themen da­
hinter zurückstanden, ist daher nicht zuletzt ein Ergebnis der über das Frankfurter 
Generalsekretariat laufenden Wahlkampffinanzierung. 

12. Wahlkampf und Koalitionsentscheidung im Sommer 1949 

Ein Überblick über die Wahlkampfführung der Union im Jahre 1949 läßt das Urteil 
gerechtfertigt erscheinen, daß es ihr insgesamt gelungen ist, die CDU/CSU in der 
Öffentlichkeit als eine Partei darzustellen, die konsens- und damit handlungsfähig 
war. Trotz fehlender zonenübergreifender Parteiorganisation und einer als unzurei­
chend empfundenen Wahlkampforganisation279, trotz der relativ selbständigen und 
mit durchaus unterschiedlichen Intentionen angetretenen einzelnen Landesverbände 
und trotz der Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit zwischen CDU und CSU ge­
lang es dem im Rahmen der Frankfurter Arbeitsgemeinschaft operierenden zentralen 
Wahlkampfapparat, der aus verschiedenen Ausschüssen und Stäben bestand, deren 
Arbeit maßgeblich von Konrad Adenauer beeinflußt wurde, seine Wahlkampfkon­
zeption weitgehend durchzusetzen. Mit der vor allem von Adenauer betriebenen 
Konzentration des Wahlkampfs auf Ludwig Erhard und die Frankfurter Wirtschafts­
politik, die durch die Düsseldorfer Leitsätze auch programmatisch übernommen 

276 Bericht Schreibers, Anm. 26. In diese Richtung weist auch ein Brief Oestreichs (CDU Hannover) an 
Christian Blank vom 1.11. 1949: „Die Kreisverbände sind einfach nicht in der Lage gewesen, die 
Aufwendungen, die für die Wahl nötig waren, von sich aus zu bestreiten." ACDP, 1-009-006/2 (NL 
Dörpinghaus). 

277 Bericht Schreibers, Anm. 26, und Blank an Zimmer vom 4.11.1949, Anm. 274, der berichtet, daß der 
Landesverband Hannover insgesamt lediglich 21 800,- DM aus Frankfurt erhalten habe. 

278 Dies veranschaulicht der Bericht Schreibers, Anm. 26. Frankfurt lieferte an den Landesverband 
Rheinland insgesamt 307 850 Plakate, während der Landesverband selbst nur 42 000 herstellte. 

279 In der Sitzung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion am 1.9.1949 klagte Adenauer im Rückblick, im 
„Wahlkampf hat sich sehr störend geltend gemacht, daß wir keine Parteiorganisation haben, die sich 
über alle drei Zonen erstreckt." Auftakt, Anm. 151, S. 142. 
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wurde, geriet der Wahlkampf in erster Linie zu einer Auseinandersetzung mit der 
SPD über den wirtschaftspolitischen Kurs, und Adenauers wohlkalkulierte Angriffe 
auf die SPD wegen ihrer Haltung bei der Verabschiedung des Grundgesetzes ver­
mochten es darüber hinaus, den SPD-Chef Kurt Schumacher zu äußerst scharfen At­
tacken auf die CDU/CSU und Adenauer persönlich zu veranlassen, die den Kon­
fliktstoff zwischen beiden Parteien noch erheblich vermehrten. 

Adenauer ließ nie einen Zweifel daran aufkommen, daß es seine Absicht war, nach 
der Bundestagswahl eine Koalition unter Ausschluß der SPD mit den Partnern von 
Frankfurt, FDP und Deutsche Partei, anzustreben. Dies bestimmte seine Haltung in 
der Wahlrechtsfrage, und diesem Zweck sollten auch die von ihm betriebenen, aber 
nur ansatzweise zustande gekommenen Wahlbündnisse mit FDP und Deutscher Par­
tei dienen. Zwar gab es anfänglich gegen Adenauers Konzeption innerhalb der Union 
einigen Widerstand, der aber im Laufe des Wahlkampfes schwächer wurde. 

Symptomatisch für diese Entwicklung war die Haltung Jakob Kaisers und der So­
zialausschüsse. Trotz einiger Distanzierungsversuche stimmten sie dem wirtschafts­
politischen Programm der Düsseldorfer Leitsätze schließlich zu, und Jakob Kaiser, 
ursprünglich auf eine große Koalition mit der Sozialdemokratie fixiert, führte in der 
„nationalen Frage" einen ganz entschiedenen Wahlkampf gegen die SPD, so daß im 
Angriffsziel zwischen ihm und Adenauer kein Unterschied bestand. Dennoch auftre­
tende Abweichungen in Wirtschaftsfragen vom von der Partei verfolgten Kurs wur­
den von der zentralen Wahlkampfleitung durch eine geschickte Steuerung der Wahl­
propaganda aufgefangen, so daß sie in der Öffentlichkeit kaum bemerkt wurden. 

Der gekonnten Regieführung aus Frankfurt war es auch zu verdanken, daß die 
zentralen Wahlkundgebungen von CDU und CSU in der propagandistischen Umset­
zung ein eindrucksvolles Bild innerparteilicher Geschlossenheit boten. Hierzu trug 
schließlich auch noch die Wahlkampffinanzierung durch die Industrie bei, die zentral 
über das Frankfurter Generalsekretariat erfolgte und es in die Lage versetzte, sein 
Propagandamaterial, das sich fast ausschließlich auf die wirtschaftspolitische Thema­
tik bezog, in einer Auflage herzustellen und zu verteilen, die weit über der lag, die 
von den einzelnen Landesverbänden mit ihrem Material, das in der Regel andere 
Wahlkampfthemen betraf, erreicht wurde. 

In den Diskussionen, die in der zweiten Augusthälfte und Anfang September 1949 
in der CDU/CSU darüber geführt wurden, für welche Koalitionsbildung sie sich ent­
scheiden sollte, hat Adenauer wiederholt auf den Wahlkampf Bezug genommen. So­
wohl in der Rhöndorfer Konferenz am 21. August 1949 als auch in der Besprechung 
führender Unionspolitiker am 31. August 1949 wie schließlich in der konstituierenden 
Sitzung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion am 1. September 1949 wies Adenauer 
mit Nachdruck darauf hin, daß die Frankfurter Wirtschaftspolitik im Wahlkampf „ei­
ne sehr große, wenn nicht die entscheidende Rolle" gespielt habe280. Der Wahlkampf 
habe sich „zwar nicht ausschließlich, aber doch im ungemein starken Maße um diese 

280 Die Protokolle dieser Sitzungen sind abgedruckt in: ebenda, S. 33-41, S. 81-130 und S. 140-202. 
Adenauers Ausführungen zum Wahlkampf auf S. 33, S. 94 f. und S. 143 f. Zitat auf S. 143. 
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Frage gedreht: Wähler, willst Du die soziale Marktwirtschaft, wie sie in Frankfurt seit 
anderthalb Jahren geübt worden ist, oder willst Du die sozialistische Wirtschaft?"281 

Die Wahlentscheidung vom H.August 1949 war daher für Adenauer in erster Linie 
eine Entscheidung für die soziale Marktwirtschaft und gegen die sozialistische Plan­
wirtschaft. Er hielt es daher für einen „schweren politischen Fehler, wenn man nach 
einem solchen Wahlerfolg und Wahlkampf einen Regierungsmischmasch machen", 
d. h. mit der SPD eine Koalition bilden würde282. 

Diese Argumentation untermauerte Adenauer damit, indem er den Wahlkampfstil 
Schumachers zur Sprache brachte, der nicht nur ihn „wiederholt in sehr übler Weise 
persönlich angegriffen", sondern auch die CDU/CSU mit Beschimpfungen über­
schüttet habe. Nach Adenauers Worten verbot daher nicht nur die Ehre der Partei ei­
ne Koalition mit der SPD, sondern er sah darüber hinaus in der durch die Beschimp­
fungen Schumachers ans Licht getretenen Geisteshaltung der SPD, die nicht gewillt 
sei, „andere Parteien als berechtigt anzuerkennen", ein Faktum, das eine Zusammen­
arbeit unmöglich machte283. 

Mit Hinweisen auf die Wahlkampfauseinandersetzung versuchten auch Adenauers 
Opponenten in den Diskussionen über die Koalitionsentscheidung zu operieren. So 
untermauerten z. B. Friedrich Holzapfel und Heinrich von Brentano ihre Bedenken 
gegen eine Zusammenarbeit mit der FDP damit, daß sie deren Agitation gegen die 
CDU im Wahlkampf zur Sprache brachten284. Da es sich hierbei jedoch um Konflikte 
handelte, die nur in ganz bestimmten Regionen aufgetreten waren und durch zahlrei­
che Beispiele einer weitgehenden Kooperation oder zumindest fehlender Kontrover­
sen zwischen den beiden Parteien in anderen Gebieten relativiert werden konnten, 
blieb die Wirkung dieser Hinweise gering. Ähnlich verhielt es sich mit der Deutschen 
Partei, die zwar in Hamburg und Schleswig-Holstein einen nationalistisch gefärbten 
Wahlkampf gegen die CDU geführt hatte, aber in ihrem Kernland, in Niedersachsen, 
anders aufgetreten war285. Als durchgehende Erfahrung der Wahlkampfauseinander­
setzung hatte sich nahezu allgemein der Eindruck einer unüberbrückbar erscheinen­
den Gegnerschaft zwischen CDU/CSU und SPD, bzw. zwischen den Mehrheitspar­
teien des Frankfurter Wirtschaftsrates und der SPD festgesetzt, und damit war Ade­
nauers Kalkül aufgegangen, die Frage der Wirtschaftsordnung zum Dreh- und An­
gelpunkt des Wahlkampfes zu erheben und die Unterschiede zur SPD auf diesem, 
aber auch auf anderen Gebieten in aller Deutlichkeit und mit allen zur Verfügung ste­
henden Mitteln der Agitation herauszustellen. Die Bedeutung, die Adenauer selbst in 
seiner Regierungserklärung vom 20. September 1949 dem Wahlkampf für seine erste 
Koalitionsbildung zuerkannt hat, erscheint daher durchaus angemessen. 

281 Ebenda, S. 51. 
282 Ebenda, S. 33. 
283 Ebenda, S. 95. 
284 Ebenda, S.241. 
285 Ebenda, S.99f. und S. 146. 
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ANFÄNGE UND IDEOLOGIE DER REICHSKULTUR­
KAMMER 

Die „Berufsgemeinschaft" als Instrument kulturpolitischer Steuerung und sozialer 
Reglementierung 

Am 5. Mai 1935 richtete der Papierwarenhändler Alfred Hofmann in Rodewisch im 
Vogtland eine Eingabe an das Reichswirtschaftsministerium, in der er heftige Be­
schwerde über die Beitragsbelastung führte, die sich für ihn aus der Zwangsmitglied­
schaft in einer Reihe wirtschaftlicher Verbände ergab. Anlaß war die an ihn gerichtete 
Aufforderung der „Wirtschaftsgruppe Einzelhandel", seinen Jahresbeitrag in Höhe 
von 16,- Reichsmark zu entrichten. Hofmann verweigerte die Zahlung unter - fälsch­
licher - Berufung auf § 8, Absatz 2 der „Ersten Verordnung über den vorläufigen 
Aufbau des deutschen Handwerks" vom 15. Juni 1934, demzufolge im Falle der Mit­
gliedschaft in mehreren Handwerkerinnungen Mitgliedschaftsbeiträge nur an die In­
nung des „Hauptberufs" abzuführen waren1. In seiner Begründung beklagte Hof­
mann, daß in der Wirtschaft seit 1933 eine „Überorganisation" stattgefunden habe, 
die „nicht mehr zu verantworten" sei. Habe sein kleines Papiergeschäft, das aus einem 
Laden, einer Buchdruckerei mit einem Gehilfen und einer Buchbinderei mit einem 
Lehrling bestehe, vor der Machtübernahme lediglich die Beiträge zur Buchbinder-In­
nung aufbringen müssen, so bezahle er heute allein im Sektor des Papierhandels Bei­
träge an den Verband der Zeitschriftenhändler, den Verband der buchhändlerischen 
Nebenbetriebe, den Verband der Musikalienhändler, den Verband der Kunstkarten­
händler und den Verband der Leihbüchereien. Hinzu kämen die Buchbinder-Innung, 
die Buchdrucker-Innung und jetzt auch noch der Einzelhandelsverband. Sein Fall sei 
durchaus kein Einzelfall, sondern im Papierhandel überall zu finden, namentlich in 
der Provinz und in den ländlichen Gebieten, wo die Betriebe gezwungen seien, ihre 
Existenzgrundlage durch die Ausübung mehrerer Gewerbezweige zu erweitern. Es 
sei daher höchste Zeit, den Verbänden auf die Finger zu sehen und Grenzen zu zie­
hen2. 

1 RGBl. 19341,S. 493-508, hier S. 495. 
2 Verschiedene Schriftstücke Bundesarchiv (BA) Akten des Reichsfinanzministeriums (R 2)/4879, 

Bl. 619-645, insbes. 643-645. 
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Mit Ausnahme des Einzelhandelsverbands und der Innungen waren die Organisa­
tionen, an die der Kleingewerbetreibende Hofmann Gebühren zu entrichten hatte, 
Verbände der Reichskulturkammer (RKK). Der „Reichsverband Deutscher Zeit­
schriften-Buchhändler" war Fachverband der Reichspressekammer, der „Reichsver­
band der Deutschen Musikalienhändler" Fachverband der Reichsmusikkammer, der 
„Bund Deutscher Kunstverleger und Kunstblatthändler" Fachverband der Reichs­
kammer der bildenden Künste3; die „Fachschaft Leihbücherei" war eine Untergliede­
rung des zur Reichsschrifttumskammer (RSK) gehörenden „Bundes Reichsdeutscher 
Buchhändler"4 (später „Gruppe Buchhandel" der RSK), ebenso wohl der vermutlich 
nur vorübergehend bestehende „Verband der buchhändlerischen Nebenbetriebe"5. 

Die Klagen über eine übermäßige Belastung mit Beiträgen und Gebühren bezogen 
sich nicht nur auf deren Vielzahl, sondern vor allem auch auf ihre Höhe. So be­
schwerte sich der Adreßbuch-Verleger Richard Ferner aus Düsseldorf in mehreren 
Eingaben an das Reichsfinanzministerium über den „exorbitanten" Beitragssatz des 
„Reichsverbandes des Adreß- und Anzeigenbuch-Verlagsgewerbes", eines Fachver­
bandes der RSK. Der Reichsverband verlange mit angeblicher Billigung durch das 
Reichsfinanzministerium einen Beitrag in Höhe von 2% des Jahresumsatzes. Im Falle 
seines Büros, in dem nur ein Fräulein und ein Lehrling beschäftigt seien, bedeute dies 
bei einem Umsatz von 50 000,- Reichsmark einen Verbandsbeitrag von 1000,- Reichs­
mark jährlich. „Im Frieden" habe ein solcher Beitrag 8,50 oder 10,- Reichsmark be­
tragen, jetzt werde das Hundertfache gefordert. Der Verleger erinnerte den Staatsse­
kretär Reinhardt vom Reichsfinanzministerium an dessen öffentliches Versprechen, 
daß niemals eine die Kaufkraft des deutschen Volkes beeinträchtigende Erhöhung 
der Einkommensteuer, der Umsatzsteuer oder einer ähnlichen Steuer kommen wer­
de. Solche Versprechungen weckten „bittere Gefühle" bei all denen, die von den „rie­
sigen Beitrags-Anforderungen der neuen Organisationen" betroffen würden. Ein 
Vereinsbeitrag von 2% vom Umsatz bedeute eine Verdoppelung der Umsatzsteuer, da 
es sich schließlich gleichbleibe, ob man die Steuer als Steuer oder als Vereinsbeitrag 
eines Zwangsvereins bezeichne. Der Adreßbuchverleger wörtlich: „Was wird denn 
mit dem Gelde gemacht? Was wird dafür geleistet? Hat den Satz vielleicht ein Beam­
ter ohne wirtschaftliche Erfahrung genehmigt? 2% vom Umsatz bedeutet in manchen 
Geschäften mehr als der ganze Jahresgewinn beträgt."6 Im Reichsfinanzministerium, 

3 „Verzeichnis der Fachverbände in den Einzelkammern der Reichskulturkammer" (Mai 1934), BA 
Akten des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda (RMfVuP) (R 55)/698, 
Bl. 3-8; K.-F. Schrieber, Die Reichskulturkammer. Organisation und Ziele der deutschen Kulturpo­
litik, Berlin 1934, S. 53-57. 

4 Bekanntmachung der RSK vom 5.2. 1935, in: Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel, Nr. 36 
vom 12.12.1935, S. 113. 

5 Dieser Verband ist in keinem der dem Verfasser bekannten Verzeichnisse aufgeführt, jedoch in ei­
nem Schreiben der RKK an die „Reichsgruppe Handel" (zit. in BA R 2/4879, Bl. 623 f.) als zur RKK 
gehörig erwähnt. 

6 Schreiben R.Ferners an das Reichsfinanzministerium vom 20.10., 23.10. und 3.11. 1936, BA R 2/ 
4879, Bl. 687-697. 
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dem auf Grund des sogenannten Beiträgegesetzes7 die Prüfung und Genehmigung 
der von den Verbänden der Reichskulturkammer erhobenen Umlagen und Beiträge 
oblag, lösten die Eingaben Ferners offenbar Alarmglocken aus. Sie wurden dem 
Reichsminister persönlich vorgelegt, der daraufhin um Vortrag bat8. 

Ein anderes, sich aus dem für die RKK grundlegenden Prinzip der Zwangsorgani-
sation ergebendes Problem beleuchten die Fälle der städtischen Bibliotheksdirektoren 
Bräutigam und Schönborn. Bräutigam war Leiter des Archivs, der Bücherei und der 
wissenschaftlichen Bibliothek (Ratsbücherei) der Stadt Halle, Schönborn Leiter des 
Stadtarchivs, der Stadtbibliothek und des Museums in Liegnitz in Schlesien. Beide er­
hielten im Mai 1941 (!) die mit einer Strafandrohung verbundene Aufforderung der 
RSK, ihre bisher unterlassene, aber laut Gesetz für die Ausübung des Berufs des 
Volksbibliothekars erforderliche Eingliederung in die Gruppe Büchereiwesen der 
RSK zu vollziehen. Bräutigam erklärte zu diesem Verlangen, daß er den Erwerb der 
Mitgliedschaft bisher abgelehnt habe, weil er nicht nur die städtische Volksbücherei, 
sondern auch andere städtische Einrichtungen leite und überdies der Ansicht sei, daß 
nicht der Beamte als beauftragtes Organ, sondern die Stadtverwaltung als Trägerin 
der Bücherei die Mitgliedschaft zu erwerben habe. Im übrigen wies Bräutigam darauf 
hin, daß die zuständige Landesleitung der RSK über die Eingliederungspflichtigkeit 
von Beamten keine „endgültige Auskunft" geben könne, da die Frage noch nicht ent­
schieden sei. Der Oberbürgermeister der Stadt Halle leitete Bräutigams Stellungnah­
me mit der Bitte um Mitteilung der dortigen Auffassung dem Deutschen Gemeinde­
tag in Berlin zu. Er fand es „auffällig, daß nach rd. 8 Jahren seit dem Erlaß der maß­
gebenden Vorschriften die Frage der Mitgliedschaft zur Reichsschrifttumskammer 
noch nicht geklärt bezw. zur praktischen Durchführung gelangt" sei und verwies auf 
einen Runderlaß des Reichsinnenministers vom H.November 19349, demzufolge Be­
amte nicht durch die Reichsschrifttumskammer erfaßt würden10. 

Der Deutsche Gemeindetag hatte sich inzwischen aus Anlaß des gleichgelagerten 
Falles Schönborn an die RSK gewandt und um Klarstellung der Sachlage gebeten. In 
ihrer Antwort verwies die Kammer u.a. auf ihre Bekanntmachung Nr. 132 vom 
27. März 1939, in der tatsächlich verfügt war, daß eingliederungspflichtig war, wer als 
beamteter Bibliothekar im Bereich des Büchereiwesens tätig war, soweit er nicht als 
wissenschaftlicher Bibliothekar dem Reichserziehungsminister unterstand11. Man ha-

7 „Beiträgegesetz": Abschnitt I „Finanzgebarung der juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
und ähnlicher Verbände und Organisationen" des „Gesetzes zur Erhaltung und Hebung der Kauf­
kraft" vom 24.3.1934, RGBl. 19341, S.235f. 

8 BA R 2/4879, Bl. 693, Bearbeitungsvermerk. 
9 Reichsministerialblatt, Nr. 46 vom 30.11.1934, S. 705. In dem Erlaß wurde an die Bestimmung erin­

nert, daß „wissenschaftliches Schrifttum" nicht in die Zuständigkeit der RSK falle. Demgemäß wür­
den „Beamte, Wissenschaftler, Geistliche, Ärzte und Rechtsanwälte", wenn sie sich auf ihrem „Be­
rufsgebiet" schriftstellerisch betätigten, nicht von der RSK erfaßt. 

10 Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Halle an den Deutschen Gemeindetag vom 21.5.1941 
mit Anlagen: Schreiben der RSK an Bräutigam vom22.4.1941 und Stellungnahme Bräutigams vom 
22.4. 41, BA Akten des Deutschen Gemeindetags betr. RSK (R 36)/2405. 

11 Dritte Bekanntmachung über die Gliederung der Reichsschrifttumskammer vom 27.3.1939 (Amtli-



56 Volker Dahm 

be auf Grund dieser Bekanntmachung diejenigen Büchereileiter, die noch nicht Mit­
glied der RSK, Gruppe Büchereiwesen, seien, aufgefordert, dieser Verpflichtung 
nachzukommen12. 

Die geschilderten Fälle stehen beispielhaft für einen wahren Rattenkönig von Proble­
men, welche die im Herbst 1933 erfolgte Gründung der RKK hervorrief. Diese Proble­
me sind nicht zum geringsten Teil aus der Entstehungsgeschichte der RKK zu erklären, 
die - trotz zahlreicher Publikationen auf dem Gebiet der nationalsozialistischen Kultur­
politik - bisher noch keine eingehende, aktengestützte Untersuchung erfahren hat. 

Die Zwangserfassung aller kulturell oder „kulturvermittelnd" tätigen Menschen in 
der RKK bedeutete den mit historischer Perspektive unternommenen Versuch einer 
totalen Umwälzung der demokratischen Kulturverfassung im Geiste des Nationalso­
zialismus. An die Stelle des „individualistischen" Prinzips sollte das völkische treten, 
an die Stelle eines weitgehend staatsfreien Kulturlebens eines, das der Sphäre des 
Staates eingeordnet war, an die Stelle des freien künstlerischen Schaffens der Dienst 
an der „Volksgemeinschaft", an die Stelle der primär der Vertretung wirtschaftlicher 
„Sonderinteressen" dienenden Berufsverbände der im Sinne einer völkischen Ganz­
heitsidee in sich geschlossene, widerspruchsfreie Berufsstand als tragende Säule des 
neuen Staates. Der „revolutionäre" Charakter einer solchen Neuordnung auf kultu­
rellem Gebiet wurde von den zeitgenössischen Propagandisten und Apologeten der 
nationalsozialistischen Kulturpolitik ebenso hervorgehoben wie ihre Schwierigkeiten 
und Risiken. So beschrieb der Berliner Rechtsanwalt Karl-Friedrich Schrieber, in den 
Aufbaujahren Rechtsreferent der RKK, den berufsständischen Aufbau des Kulturle­
bens in einer 1934 erschienenen Broschüre als einen „"Weg voller Dornen": „Es ist 
wohl das erstemal in der Geschichte der Völker, daß ein Staat es unternimmt, das ge­
samte Kulturleben eines großen Volkes zu führen und mit dem einheitlichen Geist der 
Verantwortung gegenüber der Volksgemeinschaft zu erfüllen. Dieses Unterfangen 
nötigt um so mehr Respekt ab, als es sich nicht nur um eine erstmalige Aufgabe, son­
dern auch um eine völlig neue Organisationsform handelt, für die keinerlei Erfahrun­
gen vorliegen. Der nationalsozialistische Staat befindet sich mit seiner Kulturarbeit 
auf völligem Neuland, alles muß erst mühselig erarbeitet werden."13 Und noch 1937, 
als die RKK in organisatorischer Hinsicht einigermaßen gefestigt war, betonte Peter 
Gast, Rechtsreferent im Propagandaministerium, die Offenheit der durch das RKK-
Gesetz vom 22.September 1933 eingeleiteten Entwicklung: Seine Auswirkungen sei­
en auch heute „noch nicht restlos" zu übersehen, weil mit dem Gesetz „ein grundsätz­
lich neuer Gedanke über das Verhältnis von Kultur und Staat in die Wirklichkeit um­
gesetzt" worden sei14. 

che Bekanntmachung Nr. 132), in: Das Recht der Reichskulturkammer, bearb. und hrsg. von 
K.-F. Schrieber, A. Metten, H.Collatz, Berlin 1943, Bd.2, RSK I, 63 (S. 84-87). 

12 Schreiben des Deutschen Gemeindetags, Beigeordneter Benecke, an die RSK vom 13.5. 1941 und 
Antwort der RSK vom 25.6. 1941, BAR36/2405. 

13 Schrieber, Die RKK, S. 5 und 17. 
14 P. Gast, Die rechtlichen Grundlagen der Reichskulturkammer, in: Handbuch der Reichskulturkam­

mer, hrsg. von H. Hinkel, bearb. von G. Gentz, Berlin 1937, S. 17-23, hier S. 17. 
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Der Wille zu einem revolutionären Neubeginn verband sich in einer für den NS-
Staat charakteristischen Art mit bürokratischen Verfahrensweisen. Organisation, Ge­
setz und Regel, die beiden letzteren freilich oft und gerade in den entscheidenden 
Fragen tatsächlicher Normativität beraubt, wurden zum Vehikel des revolutionären 
Kulturgedankens. Das Recht der Reichskulturkammer schwoll im Laufe weniger 
Jahre zu einem kaum noch überschaubaren Konglomerat von Gesetzen, Erlassen, 
Anordnungen und Bekanntmachungen an, von denen nicht wenige der Notwendig­
keit entstammten, das bereits geschaffene Recht praxisgerecht zu modifizieren oder 
den sich verändernden politischen Zielsetzungen und Rahmenbedingungen anzupas­
sen15. Die Einrichtung Kulturkammer entwickelte sich aus kleinen Anfängen im No­
vember 1933 innerhalb weniger Jahre zu einem „wahren Leviathan der Organisa­
tion"16 mit ca. 2050 Mitarbeitern Ende 193717 und Hunderttausenden von Mitglie­
dern. Erfaßt, verwaltet und beaufsichtigt wurden Architekten, Innenraum- und Gar­
tengestalter, Kunstverleger, Kunsthändler und Kunstversteigerer, Komponisten, Sän­
ger und Orchestermusiker, Musikalienverleger und Musikalienhändler, Schriftsteller, 
Verleger und Buchhändler, Adreß- und Anzeigenbuchverleger, Zeitungs- und Zeit­
schriftenverleger, Redakteure, Pressestenographen, Zeitschriftenhändler, Lesezirkel­
besitzer, Bahnhofsbuchhändler, Theaterveranstalter, Schauspieler, Tänzer, Artisten 
und Schausteller, Filmregisseure, Filmschauspieler, Film-Garderobiers und Filmthea­
terbesitzer, um nur eine Auswahl zu nennen18. 

Verlaufsgeschichtlich betrachtet bedeutet die Gründung der RKK den Übergang 
von den kaum koordinierten, terroristischen „kulturpolitischen" Aktionen und Ad-
hoc-Maßnahmen der Revolutionszeit zu einer systematischen und rechtsförmigen 
Kulturpolitik. Die Vorgänge dieser ersten Periode, die dringend einer systematischen 
Darstellung bedürften, sollen hier nur stichwortartig angedeutet werden: Verfolgung 
und Vertreibung der als „Kulturbolschewisten" geltenden Künstler und Schriftsteller 
durch die zu Hilfspolizeitruppen ernannten Kampfgruppen der SA und SS nach dem 
Reichstagsbrand; Agitation der verschiedensten NS-Organisationen, insbesondere 
der nationalsozialistischen Betriebszellen und der Kampfgruppen des Rosenberg-
schen „Kampfbundes für deutsche Kultur" gegen die Repräsentanten des Weimarer 
Kulturlebens in den kulturellen Betrieben und Einrichtungen; Entfernung der jüdi­
schen und politisch mißliebigen Schauspieler, Regisseure und Intendanten von den 
staatlichen und kommunalen Bühnen nach den Bestimmungen des Berufsbeamtenge­
setzes vom 7.April 1933, zum Teil auch im Vorgriff darauf; massenhafte Beschlag-

15 "Vgl. hierzu die in Anm. 11 angeführte Loseblattausgabe „Das Recht der RKK"; vgl. z.B. auch die 
Amtliche Bekanntmachung Nr. 135 der RSK über die „Bereinigung des Rechts der Reichsschrift­
tumskammer" vom 12.6. 1939, in: Handbuch der Reichsschrifttumskammer, hrsg. von Wilhelm 
Ihde, Leipzig 1942, S. 48-52. 
16 W. Muschg, Die Zerstörung der deutschen Literatur, Bern 1956, S. 21 f. 
17 „Zusammenstellung der ungefähren Kopfzahl der Beamten, Angestellten und Arbeiter des (Propa-
ganda-)Ministeriums und sonstiger Dienststellen usw. seines Geschäftsbereichs" (Stand 1.12.1937), 
BA R 55/166, Bl. 27. 
18 Vgl. Handbuch der RKK, passim. 



58 Volker Dahm 

nahme politisch unerwünschter und sonst anstößiger Literatur in Buchhandlungen 
und Bibliotheken, vor allem durch die Politische Polizei auf Grund der Notverord­
nung des Reichspräsidenten vom 4. Februar und der Reichstagsbrand-Notverord­
nung vom 28.Februar 1933, aber auch durch zahlreiche andere dazu autorisierte und 
nicht autorisierte Stellen; die Aktion der Deutschen Studentenschaft „Wider den un­
deutschen Geist" mit abschließender Bücherverbrennung; politisch-rassische Säube­
rung und Gleichschaltung einzelner kultureller Institutionen und Verbände, zum Bei­
spiel der Akademie der Künste, des Schutzverbandes deutscher Schriftsteller und des 
deutschen PEN-Clubs19. 

Bei all diesen Aktivitäten zeichnete sich das neugegründete, mit einer Fülle kultur­
politischer Kompetenzen ausgestattete Reichsministerium für Volksaufklärung und 
Propaganda durch eine merkwürdige Zurückhaltung aus. Selbst die Bücherverbren­
nung, die man lange Zeit für ein besonders teuflisches Werk des Propagandaministers 
hielt, ist - nach dem Stand heutiger Kenntnis der Quellen und Zusammenhänge - im 
Propagandaministerium weder erfunden noch von ihm organisiert worden. Zwar 
wurde das Ministerium - verhältnismäßig spät - über die Vorbereitungen informiert, 
zwar förderte es die Veranstaltung, zwar erklärte sich Goebbels am Vortag des 
10. Mai bereit, die „Feuerrede" zu halten, jedoch geschah all dies ohne große Begei­
sterung und ohne jene Perfektion, die für Veranstaltungen des Propagandaministe­
riums charakteristisch war20. Dies gilt auch für die Rede, die Goebbels gehalten hat. 
Golo Mann, Augenzeuge der Verbrennung, schrieb in sein Tagebuch: „Eine schwa­
che Rede von Goebbels und ein gemachtes, dürftiges Theater"21. Weniger als die rhe­
torische Qualität der Rede sind freilich ihre Tendenz und Funktion von Interesse. 

19 Vgl. hierzu u.a.: H.Brenner, Die Kunstpolitik des Nationalsozialismus, Hamburg 1963 (2.Aufl.); 
I.Jens, Dichter zwischen links und rechts. Die Geschichte der Sektion für Dichtkunst der Preußi­
schen Akademie der Künste dargestellt nach den Dokumenten, München 1971; H.Brenner: Ende 
einer bürgerlichen Kunst-Institution. Die politische Formierung der Preußischen Akademie der 
Künste ab 1933, Stuttgart 1972; H.-A. Walter, Deutsche Exilliteratur 1933-1950, Bd. 1: Bedrohung 
und Verfolgung bis 1933, Darmstadt 1972; L. Richard, Deutscher Faschismus und Kultur, München 
1982, S.83-105; V. Dahm, Die nationalsozialistische Schrifttumspolitik nach dem 10.Mai, in: 
10. Mai 1933. Bücherverbrennung in Deutschland und die Folgen, hrsg. von U. Walberer, Frankfurt 
a.M. 1983, S. 36-83. Speziell zur Bücherverbrennung liegt eine reichhaltige Literatur unterschiedli­
cher Qualität vor. Hingewiesen sei - neben den in Anm. 20 genannten Titeln - auf drei neuere Sam­
melwerke: Walberer, 10. Mai 1933; Die Bücherverbrennung. Zum 10. Mai 1933, hrsg. von Gerhard 
Sauder, München (1983); „Das war ein Vorspiel nur ..." Bücherverbrennung Deutschland 1933. 
Voraussetzungen und Folgen. (Katalog einer) Ausstellung der Akademie der Künste vom 8. Mai bis 
3. Juli 1983, hrsg. von H. Haarmann, W. Huder und K. Siebenhaar, Berlin/Wien 1983. 

20 Vgl. H.-W. Strätz, Die studentische „Aktion wider den undeutschen Geist" im Frühjahr 1933, in: 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Jg. 16, 1968, S.347-372; A.Faust, Die Hochschulen und der 
„undeutsche Geist". Die Bücherverbrennungen am 10.Mai 1933 und ihre Vorgeschichte, in: „Das 
war ein Vorspiel nur...", Katalog, S. 31-50, hier S. 38; G. Sauder, Der Germanist Goebbels als Red­
ner bei der Berliner Bücherverbrennung, in: „Das war ein Vorspiel nur...", Berliner Colloquium zur 
Literaturpolitik im „Dritten Reich", hrsg. von H.Denkler und E.Lämmert, Berlin 1985, S. 56-81, 
hier S. 74-79. 

21 Zit. nach: „Das war ein Vorspiel nur.. .", Katalog, S. 230. 
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Karl Prümm hat in einer überzeugenden Analyse des Textes dargelegt, daß Goebbels 

die Akteure zwar „vordergründig" in ihrem „revolutionären Selbstverständnis" be­

stärkte, sie aber in Wahrheit als Träger der kulturellen Revolution entmündigte, in­

dem er wohl das Anrennen gegen den „falschen Staat, den Unstaat" in der Vergan­

genheit rechtfertigte, dann jedoch die Pflicht beschwor, jetzt „in den Staat hineinzu­

gehen, den Staat zu tragen", „hinter das Reich und hinter seine neuen Autoritäten zu 

treten"22. Prümm wörtlich: „Die revolutionäre Elite hat abzudanken, die kulturelle 

,Erneuerung', der ,Aufstieg des deutschen Geistes' wird als etatistischer, nicht als 

spontaner Akt der Basis, wird als Prozeß umfassender Planung und Verordnung von 

oben angekündigt. Die Festrede verweist die Feiernden in die Schranken und gibt die 

Grundsätze der künftigen Kulturpolitik preis: bürokratische Systematik und amtliche 

Kontrolle." Indem Goebbels die Bücherverbrennung zu einer „großen und symboli­

schen Handlung" überhöhte, reduzierte er ihre Bedeutung in Wahrheit auf die einer 

nur theatralischen, bloß demonstrativen Veranstaltung unter anderen23. 

Das von Prümm aufgedeckte etatistische Revolutionsverständnis Goebbels' ent­

spricht vollkommen seinen tatsächlichen politischen Aktivitäten in dieser Phase. Am 

13. März 1933 hatte Hindenburg den „Erlaß über die Errichtung des Reichsministe­

riums für Volksaufklärung und Propaganda"24 und noch am gleichen Tage Goebbels' 

Ernennungsurkunde unterschrieben25. Vorbereitungen zu diesem Ministerium, das 

Goebbels als Plan Hitlers erstmals im August 1932 erwähnt26, waren mit Wissen, laut 

Goebbels sogar auf Drängen Hitlers schon seit Anfang Februar 1933 im Gange27. Be­

reits am 8. März, kurz nach der Reichstagswahl, aber noch vor dem Erlaß Hinden-

burgs, war das Ministerium „im Rohbau" fertiggestellt28, am 16. März war der Etat 

festgelegt29, am 1. April nahm es den Geschäftsbetrieb auf30, am 5. April war die „Or­

ganisation" fertig31. 

Der von Hindenburg unterschriebene Gründungserlaß enthält keine Aussage über 

die Aufgaben des neuen Ministeriums, sondern eine Ermächtigung für den Reichs­

kanzler, diese festzulegen. Der Reichskanzler bestimme „im Einvernehmen mit den 

beteiligten Reichsministern" auch jene „Aufgaben, die aus deren Geschäftsbereich auf 

das neue Ministerium übergehen, und zwar auch dann, wenn hierdurch der Ge-

22 Goebbels-Reden, hrsg. v. H. Heiber, Bd. 1:1932-1939, Düsseldorf 1971, Nr. 14, S. 108-112. 
23 K. Prümm, Zu Gerhard Sauder: „Der Germanist Goebbels als Redner bei der Berliner Bücherver­

brennung", in: „Das war ein Vorspiel nur...", Berliner Colloquium, S. 81-88, Zitate S. 86f. 
24 RGBl. 19331, S. 104. 
25 Vgl. J. Goebbels, Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei. Eine historische Darstellung in Tagebuchblät­

tern, München 1942 (38. Aufl.), S.281. 
26 Ebenda, S. 139. 
27 Ebenda, S. 258 f. 
28 Ebenda, S. 277. 
29 Ebenda, S. 283. 
30 Nachrichtenblatt des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda, Nr. 1 vom 8.4. 

1933, S.l.IfZ Da 69.01. 
31 Goebbels, Kaiserhof, S. 294. 
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Schäftsbereich der betroffenen Ministerien in den Grundzügen berührt wird"32. Auf 
Grund dieses Erlasses und mit Rückendeckung Hitlers, mit dem er am 15. Februar 
„bis in die tiefe Nacht" die „Einzelheiten" des geplanten Ministeriums durchgespro­
chen hatte33, bereitete es Goebbels offenbar keine allzu große Mühe, den anderen 
Ministerien die ihn interessierenden Zuständigkeiten und die entsprechenden Haus­
haltstitel zu entreißen. Eine besondere Konstellation ergab sich aus dem Umstand, 
daß die Zuständigkeiten für kulturelle Angelegenheiten, soweit sie überhaupt Reichs­
sache waren, fast gänzlich im Reichsministerium des Innern lagen, das in der Person 
Wilhelm Fricks von einem Nationalsozialisten der ersten Garnitur geleitet wurde, von 
einem Mann zudem, der aus seiner Zeit als thüringischer Innen- und Volksbildungs­
minister über kulturpolitische Erfahrungen und „Verdienste" verfügte34 und damit, 
eher als der mit solchen Dingen bisher nie befaßte Goebbels, für die Führung der Kul­
turpolitik des Dritten Reichs prädestiniert schien. Goebbels wußte, daß er den zu­
nächst wohl gefährlichsten Gegner seiner Ambitionen ausmanövriert hatte: „Die gan­
ze Kulturabteilung des Reichsinnenministeriums ressortiert nun bei mir", schrieb er 
unter dem 19. April mit verhaltenem Jubel in sein Tagebuch. Er habe nun die Kompe­
tenzabgrenzung zu den in Frage kommenden anderen Ministerien vorgenommen, 
und die Zuständigkeiten seines Amtes seien nach allen Seiten hin festgelegt35. Diese 
Notiz bezieht sich offensichtlich auf eher grundsätzliche Absprachen. Denn noch im 
Mai und Juni korrespondierte Goebbels mit Frick über den Umfang und über strittige 
Einzelfragen der Kompetenzübertragung, außerdem über den Transfer der Haus­
haltstitel und Registraturen36. 

So konnte Hitlers „Verordnung über die Aufgaben des Reichsministeriums für 
Volksaufklärung und Propaganda", deren Herausgabe Goebbels gegen den Wider­
stand Fricks durchsetzte37, erst am 30. Juni 1933 ergehen. Neben einer Liste der auf 
das neue Ministerium aus dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts, des Reichsin­
nenministers und des Reichswirtschaftsministers, des Reichsernährungs-, Reichspost-
und Reichsverkehrsministers übergehenden Zuständigkeiten enthielt die Verordnung 
die oft zitierte Definition seiner Aufgaben: „Der Reichsminister für Volksaufklärung 
und Propaganda ist zuständig für alle Aufgaben der geistigen Einwirkung auf die Na­
tion, der Werbung für Staat, Kultur und Wirtschaft, der Unterrichtung der in- und 
ausländischen Öffentlichkeit über sie und der Verwaltung aller diesen Zwecken die­
nenden Einrichtungen."38 

Schon am 1. Mai 1933 war der erste Aktenplan des Ministeriums fertiggestellt wor­
den. Danach umfaßte es neben der obligatorischen Verwaltungsabteilung fünf Fach­
abteilungen, nämlich Propaganda, Rundfunk, Presse, Film und Theater. Es fehlten 

32 RGBl. 19331, S. 104. 
33 Goebbels, Kaiserhof, S. 264. 
34 Vgl. Brenner, Kunstpolitik, S. 22-35. 
35 Goebbels, Kaiserhof, S. 301. 
36 Vgl. BAR2/4750. 
37 Schreiben des RMfVuP, i.V. Funk, an den Reichsinnenminister vom 12.6.1933, BA R 2/4750. 
38 RGBl. 19331, S. 449. 
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noch die später hinzukommenden Abteilungen „Abwehr" (später Hauptarbeitsgebiet 
der Abteilung Ausland), „Schrifttum" und „Musik und bildende Kunst" (später in die 
Abteilungen „Musik" und „Bildende Kunst" geteilt)39. Die Aufgaben der Abwehr, 
d. h. der Abwehr von „Lügen" über das Dritte Reich im In- und Ausland, wurden von 
der Presseabteilung wahrgenommen, das Schrifttum ressortierte zum Teil in der Pro­
paganda-Abteilung (Arbeitsgebiete „Literatur" und „Jugend, Sport und Volksgesund­
heit"), zum Teil in der Filmabteilung („Bekämpfung von Schund und Schmutz in Li­
teratur und Kunst"), die bildende Kunst in der Propaganda-Abteilung (Arbeitsgebiet 
„Kunst und Formgebung"), „Musikfragen" wurden in der Theaterabteilung bearbei­
tet40. 

Im Sinne der „Verordnung über die Aufgaben des Reichsministeriums für Volks­
aufklärung und Propaganda" und im Verständnis Goebbels waren sämtliche Abtei­
lungen Instrumente der staatlichen Propaganda. Mit der Einrichtung einer besonde­
ren Propaganda-Abteilung wurde aber die politische Propaganda im engeren Sinne 
von den kulturpolitischen Aufgaben des Ministeriums unterschieden. Deren ministe­
rielle Organisation gibt nicht nur Auskunft über die Prioritäten des Ministers, der 
schon in einer Tagebuchnotiz vom 8. März 1933 vermerkt hatte, daß die geplanten 
Abteilungen für Rundfunkt, Presse, Film und Theater (neben Propaganda) Gebiete 
beträfen, die ihm persönlich sehr nahelägen und denen er sich schon deshalb „mit 
ganzem Eifer und mit ganzer innerer Hingabefreudigkeit widmen werde"41. Viel­
mehr ist die Tatsache, daß kulturpolitisch so wichtige Gebiete wie Schrifttum und 
Musik in administrativer Hinsicht beinahe wie politische Akzidenzien behandelt wur­
den, ein deutliches Indiz dafür, daß sich das Ministerium in der Aufbauphase seiner 
Aufgaben und der ihm bald zukommenden kulturpolitischen Bedeutung noch keines­
wegs gewiß war. Insbesondere spricht die Tatsache, daß eine konsequente Paralleli-
sierung von kulturpolitischen Fachabteilungen in der Ministerialinstanz und den 
Fachkammern der RKK erst nach Gründung der RKK erfolgte, für die Annahme, 
daß der Kulturkammergedanke in den Planungen zum Propagandaministerium zu­
nächst nicht involviert war, sondern eine erst später als zweckmäßig erkannte Exten­
sion dieser Planungen darstellte. 

Aktenkundig werden diese Bestrebungen erstmals Mitte Juli 1933, als das Propa­
gandaministerium in einer schweren Auseinandersetzung mit der Deutschen Arbeits­
front (DAF) bzw. ihrem Leiter Robert Ley stand. Es lag in der Konsequenz der mit 
der Gründung der DAF verfolgten wirtschafts- und sozialpolitischen Absichten, daß 
Ley bestrebt war, sämtliche Arbeitnehmerverbände und damit auch die Berufsverbän­
de der Künstler in die DAF zu überführen. Damit wurde er aber auf einem Felde tä­
tig, das der Propagandaminister für sich beanspruchte, wenn auch aus anderen Grün-

39 Vgl. die Organisations- bzw. Geschäftsverteilungspläne des RMfVuP vom Winter 1934/35 (BA R 
55/1402, B1.2f.), vom 20.7. 1935 (BAR 55/12, Bl. 143-145) und vom 10.2. 1936 (BAR 55/1317, 
Bl. 2-11; gedruckt). 

40 „Aktenverzeichnis des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda. Gültig ab l.Mai 
1933", BAR 55/1006, Bl. 1-51. 

41 Goebbels, Kaiserhof, S. 277 f. 
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den und mit anderen Zielsetzungen. Streitobjekt waren der Deutsche Chorsänger-
Verband und Tänzerbund, die Genossenschaft deutscher Bühnenangehöriger und die 
Reichskartelle der deutschen Musikerschaft und der bildenden Künstler42. Die Vor­
stellung, diese vom Propagandaministerium bereits „gleichgeschalteten" Verbände 
könnten in der DAF aufgehen oder dort könnten überhaupt konkurrierende Verbän­
de entstehen, löste im Propagandaministerium beinahe panikhafte Reaktionen aus. 
Goebbels denunzierte Ley am 13. Juli 1933 bei der Reichskanzlei als einen offensicht­
lich noch dem marxistischen Klassendenken verhafteten Anhänger des Gewerk­
schaftsgedankens und bat „möglichst umgehend die Entscheidung des Herrn Reichs­
kanzlers in dieser Frage herbeizuführen" und „der Arbeitsfront auf dem Gebiete der 
Kunst die Richtlinien zu geben, daß der Fortbestand der bestehenden, mit mir zusam­
menarbeitenden Berufsverbände nicht angetastet werden darf". Er beabsichtige näm­
lich, „Vorschläge zur Errichtung einer Reichskulturkammer zu machen, die sich aus 
den Organisationen für die Einzelgebiete" seines „Aufgabenkreises zusammenset­
zen" solle. Für „das Künstlertum" würden die fraglichen Verbände die „Grundlage 
für die Neugestaltung" bieten43. 

Indem Goebbels Ley bei der Reichskanzlei als Marxisten anschwärzte, bediente er 
sich eines diffamatorischen Arguments, das bei entsprechend interessierten Kreisen 
von Staat und Wirtschaft als Waffe gegen die DAF gängig war und bei dem unter dem 
Straßer-Syndrom leidenden Hitler stets Erfolg versprach44. So auch in diesem Falle. 
Im Besitz einer ihm recht gebenden oder von ihm in diesem Sinne verstandenen Stel­
lungnahme Hitlers, schob Goebbels seinem Brief an die Reichskanzlei wohl nur Tage 
später eine „Grundgedanken zur Errichtung einer Reichskulturkammer" betitelte 
„Aufzeichnung" seines Hauses nach, die später auch als vorläufige Begründung zum 
RKK-Gesetz zirkulierte. Der hauptsächliche Vorzug dieses in gedanklicher, argu­
mentativer und stilistischer Hinsicht an Erbärmlichkeit kaum zu überbietenden Pa­
piers scheint in seiner schnellen Verfügbarkeit gelegen zu haben. Im ersten Teil der 
kaum wiederzugebende Versuch, die wahre nationalsozialistische Auffassung des 
ständischen Gedankens zu verdeutlichen, im Schlußteil ein Überblick über die vom 
Propagandaministerium bereits geleisteten Vorarbeiten, stellt der Text im mittleren 
Teil eine nochmalige Abrechnung mit den ideologischen „Verirrungen" Leys dar. Es 
sei zu beobachten, daß die „Linie" des Nationalsozialismus, den „ständischen Auf­
bau" zum „natürlichen Unterbau des Staates der nationalen Schaffensgemeinschaft 
zu machen, nicht überall begriffen" werde. Vielmehr zeigten sich „Bestrebungen, die 
den ständischen Aufbau einseitig auf das Gebiet der sozialen Kämpfe abdrängen und 
ihn zu einer Art paritätischer Arbeitsgemeinschaft unter Wiederbelebung gewerk­
schaftlicher Gedankengänge machen wollen". Die sich aus einer solchen Auffassung 

42 Vgl. Brenner, Kunstpolitik, S. 55. 
43 Schreiben des RMfVuP an die Reichskanzlei vom 13.7. 1933, BA Akten der Reichskanzlei (R 43 

II)/1244, zit. nach Brenner, Kunstpolitik, S. 56. 
44 Vgl. M. Broszat, Der Staat Hitlers. Grundlegung und Entwicklung seiner inneren Verfassung, 

München 1971 (2. Aufl.), S. 184ff. 
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ergebenden „Richtungsgegensätze" seien „vielleicht nirgendwo schärfer und bedenk­
licher in Erscheinung getreten" als auf dem dem Propagandaministerium zugewiese­
nen Aufgabenkreis. Aus diesem Grunde, aber auch weil das Ministerium die Aufgabe 
habe, „Staatserziehung und Wesensgestaltung, d. h. Kultur zu einer Einheit zu ver­
schmelzen", müßten auf diesen Gebieten mehr als in anderen Berufszweigen die „Be­
rufsaufgabe und die unmittelbare Berufsverantwortlichkeit überall im Vordergrund 
stehen und sich in ihrer Eigenart auswirken". Das Propagandaministerium benötige 
deshalb „für die Erledigung seiner Aufgaben Verbände ,der Presse', ,des Rundfunks', 
,des Schrifttums', ,des Theaters', ,des Films', ,der Musik' und ,der bildenden Kunst', 
und nicht Verbände von Arbeitnehmern und Arbeitgebern, in denen so stark wie 
möglich die Gleichmäßigkeit des wirtschaftlichen Interesses (der Arbeitnehmer bzw. 
Arbeitgeber, V.D.) betont und die Verschiedenheit der Verhältnisse der Berufszweige 
zurückgedrängt wird". Ein „Abgleiten des Entwicklungsganges in rein wirtschaftliche 
und materielle Gedankengänge" begegne auf den in Frage stehenden Gebieten einer 
„besonderen Empfindlichkeit"45. 

Die Reaktion des Propagandaministers auf Leys Aktivitäten mag in Anbetracht der 
sich verhältnismäßig schnell abzeichnenden politischen Einflußlosigkeit der DAF 
überzogen erscheinen. Sie wird aber verständlich, wenn man bedenkt, daß die DAF in 
den ersten Wochen und Monaten ihres Bestehens eine außergewöhnliche Dynamik 
entwickelte, die durchaus geeignet schien, den noch in vollem Gang befindlichen 
Prozeß der Machtverteilung und Machtbefestigung entscheidend zu beeinflussen. Im 
Propagandaministerium mußte die hiervon ausgehende Gefahr um so bedrohlicher 
erscheinen, als es seine Aufbauarbeit eher unauffällig und in behördenmäßiger Ma­
nier verrichtete. Ein Beispiel hierfür ist die stufenweise Verschmelzung der verschie­
denen Schriftstellerverbände in dem am 9.Juni 1933 gegründeten „Reichsverband 
Deutscher Schriftsteller", wo das Ministerium Regie führte, ohne selbst in Erschei­
nung zu treten46. Ein anderes die durch Reichsgesetz vom 14. Juli 1933 beschlossene 
Errichtung einer „vorläufigen Filmkammer"47. Nicht allein, daß die Filmkammer auf 
dem unrevolutionären Weg eines Gesetzes geschaffen wurde; vielmehr bezeugt der 
ihr zugewiesene Status eines Provisoriums ein beträchtliches Maß an staatspolitischer 
Umsicht und Disziplin. Die Vorläufigkeit der Kammer wurde amtlicherseits damit 
begründet, daß die „berufsständische Zusammenfassung" des Filmgewerbes zwar mit 
dem Aufbaugedanken der NSDAP konform gehe, aber „einem rechtlich etwa (sic!) 
anders gearteten Aufbau eines berufsständischen Kammersystems in keiner Weise 
vorgreifen" wolle; Es bestehe „jederzeit die Möglichkeit einer Anpassung an einen et­
wa (sic!) anders gearteten berufsständischen Aufbau"48. Das heißt doch wohl, daß das 
Propagandaministerium mit der Entwicklung für alle Bereiche maßgebender Richtli-

45 „Grundgedanken zur Errichtung einer Reichskulturkammer" (Juli 1933), BAR43 11/1241, Bl.4-7 
bzw. R 2/4870 (im weiteren zit.: „Grundgedanken"). 

46 Näheres siehe Dahm, Schrifttumspolitik, S. 39 f. 
47 RGBl. 19331, S. 483 f. 
48 Amtliche Begründung zum Gesetz über die Errichtung einer vorläufigen Filmkammer, in: Reichs-

anzeigervom 18.7.1933,zit.nach:Das Recht der RKK, Bd.2 ,RFKAI/3 (S.7f.). 
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nien für die berufsständische Umgestaltung von Staat und Gesellschaft rechnete und 
deshalb für den Augenblick nicht mehr zu regeln und zu organisieren bestrebt war, als 
für die Durchführung seiner Aufgaben und für die Befestigung seiner Macht unerläß­
lich schien. Solcher behördlichen Bedächtigkeit wurde durch Leys Aktivitäten der 
Boden entzogen. Goebbels sah sich jetzt gezwungen, die Strategie zu ändern und das 
angestrebte Kompetenzmonopol durch ein möglichst schnell zu verabschiedendes 
Ermächtigungsgesetz zu sichern, womit er strukturell, aber nun gegen interne Wider­
stände gerichtet, nur wiederholte, was dem Nationalsozialismus ein halbes Jahr vor­
her die unumschränkte Herrschaft im Reich gebracht hatte. 

Nach Bracher gingen der Verabschiedung des RKK-Gesetzes „lange, an Kontro­
versen, Beschwichtigungs- und Überredungsversuchen reiche Vorbereitungen des 
Propagandaministeriums" voraus49. Die Akten zeigen indessen einen verhältnismäßig 
zügigen Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens, wenn auch nicht geringe Widerstände 
kompetenzmäßig betroffener Ressorts zu überwinden waren. Der Gesetzentwurf 
wurde, nachdem er am 18. August 1933 zusammen mit den als Begründung dienen­
den „Grundgedanken" in den Umlauf gegeben worden war50, am 31. August erstmals 
auf Referentenebene beraten. In diesem ersten Entwurf umfaßte das Gesetz sechs Pa­
ragraphen folgenden Inhalts: Durch § 1 wurde der Reichsminister für Volksaufklä­
rung und Propaganda ermächtigt, „die Angehörigen der Berufe, deren Tätigkeit sei­
nen Aufgabenkreis betrifft, in Körperschaften des öffentlichen Rechts zusammenzu­
fassen". Nach § 2 wurden demgemäß sechs Kammern errichtet, eine Reichsschrift­
tumskammer, eine Reichspressekammer, eine Reichsrundfunkkammer, eine Reichs­
theaterkammer, eine Reichsmusikkammer und eine Reichskammer der bildenden 
Künste. Gemäß § 3 waren bei der Errichtung dieser Kammern die Bestimmungen 
„entsprechend anzuwenden, die für die Berufe des Filmwesens durch das Gesetz über 
die Errichtung einer vorläufigen Filmkammer vom 14.Juli 1933 ... bereits erlassen" 
worden waren. Nach § 4 hatte sich die „Errichtung der Kammern ... innerhalb der 
Richtlinien zu halten, die für den berufsständischen Aufbau von der Reichsregierung 
beschlossen sind oder künftig beschlossen werden" (!). Durch § 5 wurden die in § 2 
bezeichneten Körperschaften mit der vorläufigen Filmkammer, die jetzt den Namen 
Reichsfilmkammer erhielt, zu einer unter der Aufsicht des Reichsministers für Volks­
aufklärung und Propaganda stehenden Reichskulturkammer vereinigt. In § 6 wurde 
der Propagandaminister ermächtigt, die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen51. 

Die Vorlage wurde seitens des Propagandaministeriums durch Staatssekretär Funk 
mündlich begründet. Funk betonte, daß der vorliegende Entwurf einen „bewußten 
Vorgriff auf den berufsständischen Ausbau des deutschen Volkes" darstelle. Da dieser 

49 K. D. Bracher, W. Sauer, G. Schulz, Die nationalsozialistische Machtergreifung. Studien zur Errich­
tung des totalitären Herrschaftssystems in Deutschland 1933/34, Köln/Opladen 1962 (2.Aufl.), 
S.291. 

50 Schreiben des RMfVuP an den Reichsinnenminister, Reichswirtschaftsminister usw. vom 18.8. 
1933, BAR 2/4870. 

51 Entwurf eines RKK-Gesetzes, Anlage zu dem in Anm. 50 angeführten Schreiben. 
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im ganzen in absehbarer Zeit nicht durchgeführt werden könne, das Propagandami­
nisterium aber das „größte Interesse" habe, die seine Tätigkeit „betreffenden Volks­
kreise zu einheitlichen und verhandlungsfähigen Kontrahenten zu gestalten", sei die 
Verabschiedung des Gesetzes notwendig. Das Gesetz sei als „Rahmengesetz" gedacht 
und solle ein „Machtinstrument" darstellen, um den „revolutionären Erscheinungen", 
die sich gerade auf den Gebieten des Schrifttums, der Presse, des Rundfunks, des 
Theaters, der Musik und der bildenden Künste zeigten, „Einhalt zu gebieten"52. 
Funks Argumentation enthüllt erneut das etatistische Revolutionsverständnis des 
Propagandaministeriums. Auf der einen Seite stellte er das Ministerium als Vorreiter 
des nationalsozialistischen Aufbaugedankens dar, auf der anderen offerierte er es als 
Garanten für Ruhe und Ordnung, wenn man ihm nur die nötigen Machtmittel gebe. 
Der Verzicht auf eine explizite rhetorische Erneuerung der in den „Grundgedanken" 
enthaltenen Attacken auf die DAF offenbart taktische Raffinesse. Indem sich Funk 
nicht länger auf die Aktivitäten der DAF kaprizierte, sondern die „revolutionären Er­
scheinungen" in ihrer Gesamtheit zu beendigen versprach, appellierte er in massiver 
Weise an das in dieser Phase stark ausgeprägte Bedürfnis der Ressorts nach einem En­
de der die wirtschaftliche Aufbauarbeit behindernden revolutionären Wirren. 

Allerdings war die Argumentation des Staatssekretärs durchaus widersprüchlich, 
mußte doch von einer so einschneidenden strukturellen Maßnahme, wie sie der be­
rufsständische Umbau eines ganzen Wirtschaftssektors darstellte, vielleicht eine stär­
kere Gefährdung der wirtschaftspolitischen Ziele des Reiches ausgehen als etwa von 
terroristischen Aktionen einzelner NS-Betriebsgruppen gegen jüdische Unternehmer. 
Da er diese womöglich die ganze Planung gefährdende Schwachstelle erkannte, hatte 
Goebbels neben seinem Staatssekretär auch den Leiter der Filmkammer in die Sitzung 
entsandt, um ihn erklären zu lassen, „daß mit der korporativen Schaffung der Reichs­
filmkammer bisher die besten Erfahrungen gemacht seien, gerade auch auf wirt­
schaftlichem Gebiet, sodaß (sic!) auch aus diesem Grunde baldige Verabschiedung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs erwünscht sei"53. Das Propagandaministerium gab 
also die berufsständische Organisation des kulturellen Lebens auch als volkswirt­
schaftliches Erfolgsrezept aus, konnte damit aber die anderen Ressorts nicht überzeu­
gen. Die Vertreter des Reichsinnenministers, des Reichsarbeitsministers und des 
Reichswirtschaftsministers lehnten den Gesetzentwurf mit der Begründung ab, daß 
der für die fraglichen „Berufskreise vorweg genommene berufsständische Ausbau in 
der Wirtschaft leicht Unruhe und Unordnung hervorrufen könnte, was unbedingt zu 
vermeiden sei". Die Sitzung endete mit dem Beschluß, die „grundsätzlichen Fragen" 
zunächst in Beratungen zwischen dem Propagandaministerium und den beteiligten 
Reichsministerien - Arbeit, Wirtschaft, Inneres - zu klären und dann eine nochmali­
ge Besprechung des Gesetzentwurfs anzusetzen54. 

52 „Vermerk (des Reichsfinanzministeriums) über die Sitzung am 31. August 1933 im Reichspropagan­
daministerium" vom 2.9. 1933, BA R 2/4870. 

53 Ebenda. 
54 Ebenda. 
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Diese Beratungen müssen mit größter Intensität geführt worden sein, da Goebbels 

schon 14 Tage später zu einer „Chefbespreehung" laden konnte55. Auf dieser am 

19. September 1933 stattfindenden Besprechung wurde „Übereinstimmung" erzielt. 

Diese schlug sich in einem veränderten Gesetzentwurf nieder, den Goebbels unter 

Beifügung einer an die Stelle der „Grundgedanken" tretenden Begründung auf die 

Tagesordnung der nächsten Kabinettssitzung setzen ließ56. Auf der bereits zwei Tage 

später, am 22. September, stattfindenden Sitzung des „Reichsministeriums" ging das 

Gesetz wohl zügig, aber nicht ganz reibungslos über die Bühne, offenbar weil der von 

Goebbels vorgelegte Entwurf nicht in allen Punkten den getroffenen Vereinbarungen 

entsprach. Nachdem Goebbels das Gesetz begründet hatte, meldete sich der Vertreter 

des Reichsfinanzministers, Staatssekretär Reinhardt, zu Wort und bat um eine die 

Mitwirkungsrechte des Reichsfinanzministers sichernde Ergänzung des jetzt als § 7 

fungierenden früheren § 6. Der Reichswirtschaftsminister schloß sich diesem Votum 

an und bat um eine entsprechende Ergänzung bezüglich der „gewerblichen Belange" 

des Reiches. Dann wurde der Vorlage unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen 

Ergänzungen zugestimmt57. 

Die vom Kabinett beschlossene Fassung weist gegenüber der ursprünglichen Vorla­

ge einige Unterschiede auf. Zum Teil handelt es sich dabei nur um Korrekturen re­

daktioneller Art. Gewichtig war die Einfügung eines neuen § 6, durch den der Propa­

gandaminister und der Reichswirtschaftsminister ermächtigt wurden, „durch gemein­

same Verordnung die Bestimmung (sic!) der Gewerbeordnung in Einklang mit den 

Bestimmungen dieses Gesetzes zu bringen". Der frühere § 6 stand jetzt unter der Zif­

fer 7 und hatte - mit den vom Reichsfinanz- und Reichswirtschaftsminister in der Ka­

binettssitzung erwirkten Ergänzungen - folgenden Wortlaut: „Der Reichsminister 

für Volksaufklärung und Propaganda wird ermächtigt, zur Durchführung dieses Ge­

setzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorschriften, auch ergänzen­

der Art, zu erlassen. Die Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor­

schriften, durch die finanzielle oder gewerbliche Belange des Reiches berührt wer­

den, bedürfen der Zustimmung des Reichsfinanzministers beziehungsweise des 

Reichswirtschaftsministers."58 

Diese Änderungen gegenüber dem ursprünglichen Entwurf könnten zu der An­

nahme verleiten, den von dem Gesetz betroffenen Ressorts sei es gelungen, dem Pro­

pagandaminister in den Verhandlungen substantielle, seine Ermächtigung erheblich 

beschränkende Zugeständnisse abzuringen. Dies war jedoch nur bedingt der Fall. Be­

trachtet man den zusätzlichen § 6, so wirkt dieser zunächst wie ein Fremdkörper in 

dem ihn umgebenden Text, da das Gesetz überhaupt keine Bestimmung zu enthalten 

55 Schreiben des RMfVuP, i. A. Schmidt-Leonhard, an den Staatssekretär der Reichskanzlei, das Aus­
wärtige Amt, den Reichsinnenminister usw. vom 15.9.1933, BAR 43 11/1241, B1.2. 

56 Schreiben Goebbels' an den Staatssekretär der Reichskanzlei vom 20.9. 1933, Gesetzentwurf und 
Begründung, BA R 43 11/1241, Bl. 8-11. 

57 „Auszug aus der Niederschrift über die Sitzung des Reichsministeriums vom 22. September 1933", 
BAR43 II/1241, B1.13f. 

58 RKK-Gesetz vom 22.9.1933, RGBl. 1933 I, S.661 f. 
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scheint, die mit der Gewerbeordnung hätte kollidieren können. Seine gesetzestechni­
sche und politische Logik ergibt sich aus dem sehr unscheinbaren, aber höchst bedeu­
tungsvollen § 3, in dem das Filmkammergesetz vom 14. Juli 1933 und die dazu ergan­
genen Durchführungsbestimmungen („Verordnung über die Errichtung einer vorläu­
figen Filmkammer" vom 22. Juli 1933) als für die Errichtung der Kammern maßge­
bend angezogen wurden. Mit diesem Gesetz und diesen Durchführungsbestimmun­
gen war aber massiv in die deutsche Gewerbeordnung eingegriffen worden, die -
trotz vielfältiger Einschränkungen im einzelnen - die allgemeine Freiheit der gewerb­
lichen Betätigung garantierte. Nach § 3 des Filmkammergesetzes war nämlich die Be­
rechtigung zur Ausübung von Berufen des Filmgewerbes an die Mitgliedschaft in der 
Filmkammer gebunden, die im Falle des Fehlens der „für die Ausübung des Filmge­
werbes erforderlichen Zuverlässigkeit" versagt werden konnte59. Und gemäß § 7 der 
Errichtungsverordnung war die Filmkammer ermächtigt, „Bedingungen für den Be­
trieb, die Eröffnung und die Schließung von Unternehmungen des Filmgewerbes fest­
zusetzen und Anordnungen über wirtschaftlich wichtige Fragen ..., besonders auch 
über Art und Gestaltung der Verträge auf dem Gebiet der einzelnen Berufsgruppen 
der Filmwirtschaft zu treffen"60. 

Diese Bestimmungen vor allem wurden auf dem Wege eines formalen Zitats mate­
rieller Bestandteil des RKK-Gesetzes. Indem der Reichswirtschaftsminister die 
rechtstechnisch gebotene Novellierung der Gewerbeordnung im Gesetz verankern 
ließ, stimmte er ihr zugleich inhaltlich zu. Die Vorschrift, daß die Anpassung durch 
eine von ihm mitzuzeichnende Verordnung zu erfolgen habe, erlaubte ihm lediglich 
eine Äußerlichkeiten oder sachliche Akzidenzien betreffende Einwirkungsmöglich­
keit und diente letztlich nur dazu, die Ressortzuständigkeit nach außen zu behaup­
ten. Dies gilt prinzipiell auch für seine Beteiligung nach § 7 des Gesetzes, da Interven­
tionen gegen Verordnungen und Verwaltungsvorschriften des Propagandaministers 
nur im Rahmen der grundsätzlich akzeptierten Prämissen und Intentionen des Geset­
zes möglich waren. Wie eng der dem Wirtschaftsressort verbliebene Handlungsspiel­
raum tatsächlich war, zeigte sich schon wenige Wochen später, als die in § 6 vorge­
schriebene Revision der Gewerbeordnung in der Weise vorgenommen wurde, daß die 
einschlägigen Vorschriften pauschal außer Kraft gesetzt wurden, soweit sie mit den 
Bestimmungen des RKK-Gesetzes, seiner ersten Durchführungsverordnung und 
künftig nach § 25 dieser Verordnung ergehenden Anordnungen „im Widerspruch" 
standen61. 

Im Gegensatz zum Reichswirtschaftsminister konnte der Reichsfinanzminister in 
den Verhandlungen einen nicht zu unterschätzenden Erfolg erzielen. Die Bestim­
mung des § 7, daß Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, durch die „finanzielle 
Belange" des Reichs berührt wurden, seiner Zustimmung bedurften, setzte nämlich 

59 Filmkammergesetz vom 14.7.1933, RGBl. 1933 I, S.483f. 
60 Verordnung über die Errichtung einer vorläufigen Filmkammer vom 22.7. 1933, RGBl. 1933 I, 

S.531f. 
61 § 32 der 1. Durchführungsverordnung zum RKK-Gesetz (siehe Anm. 67). 
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die Zusage des Propagandaministers voraus, daß „Reich, Länder und Gemeinden ... 
durch die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet werden"62. Mochte sich 
Goebbels zu dieser Zusage verhältnismäßig leicht verstanden haben, weil die Selbstfi­
nanzierung der Kammern in der Konsequenz des berufsständischen Gedankens lag, 
so war damit der Grund für permanente Finanzprobleme der Kammern gelegt, die in 
keiner Phase ihres Bestehens auf Zuschüsse des Staates rechnen konnten63. 

Im ganzen gesehen hatte Goebbels alles erreicht, was er zu erreichen bestrebt ge­
wesen war. Dabei war ihm wohl die Rückendeckung durch Hitler ebenso zugute ge­
kommen wie die Schwäche seiner ministeriellen Kontrahenten, die das Spiel vielleicht 
schon mit Hitlers Unterschrift unter die „Verordnung über die Aufgaben des Reichs­
ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda" vom 30. Juni 1933, ganz gewiß 
aber mit der Hinnahme des in jeder Hinsicht präjudiziellen Filmkammergesetzes 
vom H.Juli 1933 verloren hatten. Im Besitz der begehrten Ermächtigung, zeigte das 
Propagandaministerium schon bei der Vorbereitung der grundlegenden, das Rah­
mengesetz erst mit Sinn und Gehalt erfüllenden „Ersten Verordnung zur Durch­
führung des Reichskulturkammergesetzes", wie es diese Ermächtigung zu hand­
haben und insbesondere die vorgeschriebenen Beteiligungen zu berücksichtigen ge­
dachte. 

Ausführlichere Beratungen wurden, insbesondere wohl wegen der nach § 6 des Ge­
setzes notwendigen Änderung der Gewerbeordnung, nur mit dem Reichswirtschafts­
minister gepflogen. Gegenüber dem Reichsfinanzminister glaubte sich der Referent 
des Propagandaministers, Ministerialrat Schmidt-Leonhard, auf eine einzige fern­
mündliche Erörterung beschränken zu können64. Der Entwurf wurde dem Reichsfi­
nanzministerium erst einen Tag vor der geplanten Unterzeichnung ausgehändigt, 
nachdem sich dessen Referenten geweigert hatten, die erforderliche Zustimmung oh­
ne Prüfung einer schriftlichen Vorlage zu erteilen. Goebbels' Staatssekretär Funk 
übersandte den Entwurf mit der Aufforderung, „etwaige Bedenken" noch „im Laufe 
des Tages, möglichst auf telefonischem Wege geltend zu machen", da der Erlaß der 
Verordnung „äußerst dringend" sei. Der „Aufbau der Kammern" sei „durch Versuche 
in verschiedenen Teilen des Reichs, Unklarheiten über die organisatorische Regelung 
und Beunruhigung in den beteiligten Kreisen zu verbreiten, schwer gefährdet". Er ha­
be Grund anzunehmen, daß versucht werde, „die Errichtung der Kammern, deren 
Bevorstehen nicht unbekannt" sei, „in letzter Stunde mit allen Mitteln zu erschwe­
ren". „Der Erfolg solcher Bestrebungen, würde die Durchführung des Gesetzes in 
Frage stellen."65 Die von Funk ausgeübte Pression zeitigte das gewünschte Ergebnis. 
Der Reichsfinanzminister erklärte sich mit Rücksicht auf die „Eilbedürftigkeit" und 
unter der Bedingung einer geringfügigen Änderung schon am nächsten Tage mit der 

62 Schreiben Goebbels' an den Staatssekretär der Reichskanzlei vom 20.9. 1933, BA R 43 11/1241, 
B1.8. 

63 Vgl. die Haushaltspläne der RKK 1934-1945 in BAR2/4873-4885. 
64 „Vermerk" des Reichsfinanzministeriums vom 28.10.1933, Az. Pro 3410-41, BA R 2/4870. 
65 Schreiben des RMfVuP, i.V. Funk, an den Reichsfinanzminister vom 27.10.1933, BAR2/4870. 
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Vorlage einverstanden, „obwohl sich bei der Kürze der Zeit eine hinreichende Prü­
fung kaum ermöglichen ließ"66. 

Die Verordnung wurde unter dem 1. November 1933 im Reichsgesetzblatt veröf­
fentlicht. Sie umfaßte 33 Paragraphen, die in folgende Abschnitte eingeteilt waren: 
I. Errichtung der Kammern, IL Kammerzugehörigkeit, III. Kammerverfassung, IV. 
Kammeraufgaben und V. Schlußbestimmungen. Besondere Bedeutung kam den Pa­
ragraphen 1-6, 10, 11, 25 und 32 zu. Durch § 1 wurden sechs bereits bestehende Ver­
bände, zum Beispiel das „Reichskartell der deutschen Musikerschaft e.V." und der 
„Reichsverband der deutschen Schriftsteller e.V.", in Körperschaften des öffentlichen 
Rechts umgewandelt und in den Rang von Kammern erhoben. Gemäß § 2 wurden 
diese Kammern mit der Reichsfilmkammer zu einer „Gesamtkörperschaft des öffent­
lichen Rechts" vereinigt, die die Bezeichnung „Reichskulturkammer" erhielt. § 3 ent­
hielt den Auftrag der RKK: „Die Reichskulturkammer hat die Aufgabe, durch Zu­
sammenwirken der Angehörigen aller von ihr umfaßten Tätigkeitszweige unter der 
Führung des Reichsministers für Volksaufklärung und Propaganda die deutsche Kul­
tur in Verantwortung für Volk und Reich zu fördern, die wirtschaftlichen und sozia­
len Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und zwischen allen Bestrebungen der 
ihr angehörenden Gruppen einen Ausgleich zu bewirken." § 4 stellte eine den erwei­
terten Zwecken entsprechende Umformulierung von § 3, Satz 1 des Filmkammerge­
setzes dar und lautete: „Wer bei der Erzeugung, der Wiedergabe, der geistigen oder 
technischen Verarbeitung, der Verbreitung, der Erhaltung, dem Absatz oder der Ver­
mittlung des Absatzes von Kulturgut mitwirkt, muß Mitglied der Einzelkammer sein, 
die für seine Tätigkeit zuständig ist." Durch § 5 wurde die Bedeutung des Begriffes 
„Kulturgut" bestimmt: „Kulturgut im Sinne dieser Verordnung ist: 1. jede Schöpfung 
oder Leistung der Kunst, wenn sie der Öffentlichkeit übermittelt wird, 2. jede andere 
geistige Schöpfung oder Leistung, wenn sie durch Druck, Film oder Funk der Öffent­
lichkeit übermittelt wird." Nach § 6 war es für den Begriff der „Mitwirkung" im Sinne 
des § 4 „unerheblich", ob die Tätigkeit „gewerbsmäßig oder gemeinnützig", durch 
Einzelpersonen, Gesellschaften, Körperschaften usw., durch Reichsangehörige oder 
Ausländer, durch Unternehmer oder Personen in einem Anstellungsverhältnis ausge­
übt wurde. § 10, ein fast wortgetreues Zitat aus § 3 des Filmkammergesetzes, gab den 
Kammern das Recht, Berufsverbote zu verhängen: „Die Aufnahme in eine Einzel­
kammer kann abgelehnt oder ein Mitglied ausgeschlossen werden, wenn Tatsachen 
vorliegen, aus denen sich ergibt, daß die in Frage kommende Person die für die Aus­
übung ihrer Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit und Eignung nicht besitzt." 
Durch § 11 bestellte sich der Propagandaminister zum Präsidenten der RKK. § 25 
zerfiel in zwei Absätze, deren erster folgenden Wortlaut hatte: „Die Reichskultur­
kammer und die Einzelkammern können Bedingungen für den Betrieb, die Eröff­
nung und die Schließung von Unternehmungen auf dem Gebiete ihrer Zuständigkeit 
festsetzen und Anordnungen über wichtige Fragen innerhalb dieses Gebietes, inson-

66 Schreiben des Reichsfinanzministers, i.A. Dr. Olscher, an den RMfVuP vom 28.10.1933, BA R 2/ 

4870. 
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derheit über Art und Gestaltung der Verträge zwischen den von ihnen umfaßten Tä­
tigkeitsgruppen treffen." Hierbei handelt es sich um ein wiederum fast wörtliches Zi­
tat des § 7 der Filmkammer-Errichtungsverordnung. Neu hinzu kam ein zweiter Ab­
satz, demzufolge „Entscheidungen nach Abs. 1 auf dem Gebiete des Buch-, Musika­
lien-, Kunst- und Rundfunkhandels" der Genehmigung sowohl des Propagandamini­
sters wie auch des Wirtschaftsministers bedurften. In § 32 schließlich wurden, wie 
schon erwähnt, die mit dem Kulturkammerrecht kollidierenden Bestimmungen der 
Gewerbeordnung für den durch dieses Recht geregelten Bereich pauschal außer 
Kraft gesetzt67. 

Die Fassung des § 25 macht deutlich, daß der Reichswirtschaftsminister in den Be­
ratungen über die Verordnung noch einmal erhebliche Anstrengungen unternommen 
hatte, im Rahmen der durch das Gesetz gezogenen Grenzen Ressortkompetenzen zu 
wahren und negative Auswirkungen auf die Wirtschaft zu vermeiden. Für seine Zu­
stimmung zu der durch die Verordnung, insbesondere durch die §§10 und 25, Abs. 2 
bewirkten Dispensierung der Gewerbe- und Vertragsfreiheit und deren Formalisie-
rung in § 32 handelte er sich den Genehmigungsvorbehalt des § 25, Abs. 1 für Ent­
scheidungen der Kammern und des Propagandaministers nach Absatz 1 dieses Para­
graphen ein. Diese Regelung schien vielleicht größere Einwirkungsmöglichkeiten zu 
bieten als die in § 4 des Filmkammergesetzes vorgeschriebene Vertretung des Reichs­
wirtschaftsministers im Vorstand der Filmkammer68. Wie wenig sie tatsächlich wert 
war, zeigte sich spätestens bei der im Herbst 1935 anlaufenden „Entjudung" der kul­
turwirtschaftlichen Berufsstände, die Goebbels gegen den erklärten Willen und erbit­
terten Widerstand des Wirtschaftsministers durchzusetzen wußte69. 

Es bleibt zu fragen, welcher Art die politischen Gefahren waren, mit denen Funk 
die Eilbedürftigkeit der Vorlage begründet hatte. Man könnte zunächst an Wider­
stände in den Verbänden denken, die in die Kammern eingegliedert werden sollten, 
jedoch können diese kaum von einer Art gewesen sein, die das Propagandaministeri­
um ernsthaft in Sorge versetzt hätte. Funks Äußerungen lassen vielmehr auf eine ge­
zielte Desorientierungskampagne schließen, hinter der einigermaßen gewichtige poli­
tische Interessen und Persönlichkeiten stehen mußten. Nicht zu denken ist dabei an 
Alfred Rosenberg und seinen „Kampfbund für deutsche Kultur". Zwar konnte Ro­
senberg auf kulturpolitische Erfahrungen und Meriten aus der Kampfzeit verweisen, 
zwar beanspruchte er für sich und den Kampfbund die Führungsrolle in der national­
sozialistischen Kulturpolitik, jedoch verfügte er nicht über die usurpatorischen Quali­
täten, die in der Revolutionszeit gefragt waren. Während sich andere hohe Funktio­
näre der NSDAP in den Besitz von Machtpositionen im Staatsapparat oder, wie 
Goebbels, für alle Fälle vorsorgend, in Staat und Partei setzten, vertraute Rosenberg, 

67 Erste Verordnung zur Durchführung des Reichskulturkammergesetzes vom 1.11. 1933, RGBl. 
1933 I,S. 797-800. 

68 Filmkammergesetz vom 14.7.1933, RGBl. 1933 I, S. 483 f. 
69 Näheres siehe V. Dahm, Das jüdische Buch im Dritten Reich. Teil 1: Die Ausschaltung der jüdischen 

Autoren, Verleger und Buchhändler, Frankfurt a.M. 1979, insbes. Sp. 63 f. und 112-134. 
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den aufziehenden Dualismus von Partei und Staat verkennend, wie selbstverständlich 
darauf, „daß die Positionen in der Partei die wichtigeren wären und daß es nur eine 
Frage der Zeit sei, bis die Parteidienststellen", und damit auch er, „die führende Rolle 
im Staat übernehmen würden"70. Zudem verlor sich Rosenberg, mit dem ihm eigenen 
Instinkt für politische Sackgassen, der ihn am Ende als Reichsminister für die besetz­
ten Ostgebiete an den Galgen brachte, auf revolutionären Abwegen: Er schloß die 
Theaterbesucherorganisationen in der „Deutschen Bühne" (später NS-Kulturge-
meinde) zusammen und kämpfte aus seiner reaktionär-biedermeierlichen Kunstge­
sinnung heraus gegen Bestrebungen nationalsozialistischer Künstler, wenigstens ei­
nen Teil der künstlerischen Moderne für das Dritte Reich zu retten (und damit viel­
leicht indirekt gegen Goebbels). Er versuchte ein Bündnis zwischen der NSDAP und 
den „Deutschen Christen" zu vereiteln, betrieb die Gleichschaltung der Laienkultur-
verbände und sah seinen Hauptgegner nicht im Propagandaministerium, sondern in 
dem eher unbedeutenden und schon im Dezember 1933 im „Amt Volkstum und Hei­
mat" der DAF aufgehenden „Reichsbund Volkstum und Heimat"71. 

Sowenig Rosenberg den Konkurrenten in Goebbels erkannte, sowenig sah er die 
Gefahren, die ihm aus den kulturellen Interessen und Bestrebungen der DAF erwuch­
sen. Diese aber waren es vermutlich nach wie vor und in erster Linie, die Goebbels 
und seine Leute mit Sorge erfüllten. Denn Ley hatte seinen Anspruch auf Künstler-
Berufsverbände im Rahmen der DAF - trotz des Kanzler-Votums zu Gunsten von 
Goebbels - noch keineswegs aufgegeben. Ein Wandel in den Beziehungen zwischen 
den Kontrahenten zeigte sich erst einige Wochen nach Erlaß der ersten Durchfüh­
rungsverordnung zum RKK-Gesetz. Ley verzichtete jetzt auf die „Säule VIII" inner­
halb der Arbeitsfront und lieferte seine Künstlerverbände an die RKK aus. Goebbels' 
Gegenleistung lag in der Anerkennung und Unterstützung der von Ley am 27. No­
vember 1933 gegründeten Freizeitorganisation „Kraft durch Freude"72. 

Funks Bemerkung, daß sich die subversiven Tendenzen „in verschiedenen Teilen 
des Reichs" zeigten, lassen darüber hinaus die Vermutung zu, daß Widerstände gegen 
die geplante Kulturkammer auch von einzelnen Länderverwaltungen und Parteigau­
en, also einzelnen Reichsstatthaltern respektive Gauleitern ausgingen. Funk mag die 
Gefahren aus taktischen Gründen dramatisiert haben; daß seine Äußerungen einen 
wahren Kern enthielten und sich das Propagandaministerium durchaus noch nicht 
am Ziele sah, zeigt und erklärt die Art und Weise, in der es in der Folge den Aufbau 
der Kammern durchführte. 

Die Ereignisse und Maßnahmen überstürzten sich jetzt geradezu. Schon am 9. No­
vember 1933 kam die „Zweite Verordnung zur Durchführung des Reichskulturkam-
mergesetzes" heraus, durch die die erste Durchführungsverordnung vom l.Novem-

70 R. Bollmus, Das Amt Rosenberg und seine Gegner. Studien zum Machtkampf im nationalsozialisti­
schen Herrschaftssystem, Stuttgart 1970, S. 43: 

71 Vgl. ebenda, S. 39-54; zum Kampf um die moderne Kunst auch Brenner, Kunstpolitik, S. 63-77. 
72 Vgl. Bollmus, Das Amt Rosenberg, S. 51 f., insbes. auch Anm. 141 und 142. 
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ber zum 15. November in Kraft gesetzt wurde73. Bereits am Tage des Inkrafttretens 
fand die Proklamation der RKK in einem Festakt in der Kroll-Oper statt, nachdem 
zuvor die Präsidenten der Kammern bestimmt worden waren: Richard Strauss für die 
Musikkammer, Eugen Hönig für die Kammer der bildenden Künste, Otto Laubinger 
für die Theaterkammer, Hans Friedrich Blunck für die Schrifttumskammer, Max 
Amann für die Pressekammer, Horst Dressler für die Rundfunkkammer und Fritz 
Scheuermann für die Filmkammer - ein führender Parteimann (Amann), zwei hohe 
Funktionäre aus den jeweiligen Fachabteilungen des Ministeriums (Dressler und Lau­
binger) und vier „unabhängige", vielfach als Gallionsfiguren gescholtene „Autoritä­
ten" (Strauss, Hönig, Blunck, Scheuermann). Schon am 1.Dezember 1933 hatte das 
Anfangspersonal der Kammerverwaltungen seine Diensträume bezogen, die in ver­
schiedenen Gebäuden der Reichshauptstadt angemietet worden waren74. Die Verwal­
tung der RKK-Zentrale, die zweckmäßigerweise in den Räumen des Ministeriums 
untergebracht war, bestand - am 12. Dezember - aus dem vom Ministerium abgeord­
neten Ministerialrat Schmidt-Leonhard, den Referenten Dr. Schrieber und Dr. Mut-
zenbecher, einem Verwaltungsinspektor als Büroleiter und einer Stenotypistin75. 

Durch die zweite Durchführungsverordnung vom 9. November war die erste 
Durchführungsverordnung vom 1. November „mit der Maßgabe" in Kraft gesetzt 
worden, „daß die Eingliederung in die Kammern, die nach § 4 der Verordnung künf­
tig die Voraussetzung der Berufsausübung ist, bis zum 15. Dezember 1933 bewirkt 
sein muß"76. Die vermeintlich kaum lösbare Aufgabe, Hunderttausende künstlerisch 
und kulturgewerblich tätiger Menschen innerhalb von fünf Wochen organisatorisch 
zu erfassen, dürfte in Wirklichkeit keine allzu großen Schwierigkeiten bereitet haben. 
Sie fand nämlich gewissermaßen nur auf dem Papier statt, indem die bereits zu die­
sem Zweck „in vorläufig privatrechtlicher Form" begründeten77 und eine Vielzahl an­
derer geeignet erscheinender Berufsverbände durch die Kammerpräsidenten als 
Fachverbände ihrer Kammern anerkannt wurden. Die Rechtsgrundlage für dieses 
korporative Eingliederungsverfahren waren durch die §§15 und 16 der ersten Durch­
führungsverordnung zum RKK-Gesetz geschaffen worden. Nach § 15 gliederten sich 
die Einzelkammern in Fachverbände oder Fachschaften. „Durch Zugehörigkeit zu ei­
nem in die Kammer aufgenommenen Fachverhand" erwarben „dessen Mitglieder die 
mittelbare Mitgliedschaft zur (sic!) Einzel- und Reichskulturkammer". Gemäß § 16 
entschied der Präsident der Einzelkammer auf Antrag eines Fachverbandes über des­
sen Aufnahme, die er bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen zu verfügen hatte78. 

Der personelle Aufbau der Kammern erfolgte also ohne große bürokratische An­
strengung, ohne die Ausgabe und Prüfung von Personalfragebögen, ohne das Anle-

73 2. Durchführungsverordnung zum RKK-Gesetz, RGBl. 1933 I, S. 969. 
74 Nachrichtenblatt des RMfVuP, Nr.23 vom 1.12. 1933, S. 149. 
75 Ebenda, Nr.24 vom 15.12.1933, S. 155, 
76 Wie Anm. 73. 
77 Amtliche Begründung zum Reichskulturkammergesetz, in: Reichsanzeiger vom 26.9. 1933, zit. 

nach: Handbuch der RSK, S. 6 f. 
78 Wie Anm. 67. 
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gen von Karteien u. ä., einfach durch Antrag und Dekret. Eingliederungsformalitäten 
wurden nur dann nötig, wenn eingliederungspflichtige Personen noch nicht Mitglied 
des für ihre Tätigkeit zuständigen Fachverbandes waren oder geeignete Fachverbän­
de erst geschaffen werden mußten, beispielsweise im Bereich der Reichspressekam­
mer79. Ein Beispiel aus dem Bereich der RSK: Der „Börsenverein der Deutschen 
Buchhändler" gab erst am 2. Dezember 1933, also knapp 14 Tage vor dem für den Ab­
schluß des Eingliederungsverfahrens festgelegten Datum, bekannt, daß er beauftragt 
sei, die Eingliederung des Buchhandels in die RSK zu vollziehen. Seine Mitglieder 
und alle im „Adreßbuch des Deutschen Buchhandels" verzeichneten Buchhändler 
brauchten sich „selbstverständlich nicht nochmals besonders zu melden". Nur die 
noch nicht erfaßten Buchhändler wurden aufgefordert, sich zwecks Übersendung der 
für die Aufnahme erforderlichen Unterlagen mit der Geschäftsstelle des Börsenver­
eins in Verbindung zu setzen80. Die Kammern wurden also beinahe wie Kaninchen 
aus dem Zylinder hervorgezaubert. Schon am 21. Dezember 1933 konnte dem deut­
schen Volk auf Grund amtlicher Mitteilung vom gleichen Tage die „Fachorganisation 
der Kulturkammern" vorgestellt werden. Die sieben Fachkammern umfaßten zu die­
sem Zeitpunkt 63 bestehende und einige noch im Aufbau befindliche Fachverbände81. 

Waren die Kammern, wie ihre Entstehungsgeschichte, aber auch der Wortlaut der 
gesetzlichen Bestimmungen und der amtlichen Begründungen zeigt, dazu bestimmt, 
dem Propagandaministerium ein Mittel zur „geistigen Einwirkung" auf die Nation in 
die Hand zu geben, so fußten sie doch auf ideologisch-politischen Anschauungen, die 
einer näheren Betrachtung bedürfen. Eine solche Analyse stößt allerdings auf die 
Schwierigkeit, daß die in Frage kommenden Texte, vor allem die amtlichen Begrün­
dungen zum RKK-Gesetz, in geringerem Maße auch die offiziösen Kommentare, 
stark mit zweckhaften Elementen durchsetzt sind, die auf bestimmte Erwartungshal­
tungen und Widerstände zielten, was zum Teil auch die Wirrheit der Gedankenfüh­
rung erklärt. 

Allen Texten82 gemeinsam ist, mit gewissen Abweichungen im einzelnen, die anti­
thetische Gegenüberstellung der vor- und nachrevolutionären Zustände. Alle Staats­
auffassungen seit der Aufklärung hätten Kultur als eine Angelegenheit des einzelnen 
in einen gewissen Gegensatz zum Staat gesetzt, woraus sich eine mehr oder weniger 
stark ausgeprägte Neutralität des Staates in kulturellen Fragen ergeben habe. Seine 
radikalste Verwirklichung habe dieser individualistische Kulturbegriff in den System­
jahren nach 1918 gefunden, mit all den Entartungs- und Zersetzungserscheinungen, 
die der Nationalsozialismus bekämpfe. Die Kultur habe nicht mehr im Volk gewur­
zelt. Vielmehr habe ein „hemmungsloser Ich-Kult" das Volk zu „atomisieren" ge-

79 Vgl. die „Verfügung über die Eingliederung der Verlagsangestellten und Redaktionsangestellten" 
vom 14.12.1933, in: Das Recht der RKK, Bd.2, RPKI, 3 (S. 5). 

80 Bekanntmachung betr. Mitgliedschaft in der Reichsschrifttumskammer, in: Börsenblatt für den 
Deutschen Buchhandel, Nr. 280 vom 1.12.1933, S.927. ' 

81 Wolffs Telegraphisches Büro, Meldung 3263 vom 21.12.1933, BA R 43 II/1241, Bl. 15 f. 
82 „Grundgedanken" vom Juli 1933; Amtliche Begründung zum RKK-Gesetz vom 26.9. 1933;Gast, 

Die rechtlichen Grundlagen der RKK; Schrieber, Die RKK. 
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droht. Der einzelne Kulturschaffende, nicht eingebunden, sondern nur durch allge­
meine Gesetze kontrolliert, habe eine „isolierte" Existenz geführt und sei, indem er 
nur noch seine eigenen Maßstäbe gelten ließ, in Widerspruch zu den Lebensgesetzen 
von Volk und Nation geraten. Im „Kampfe aller gegen alle" hätten insbesondere die 
kulturellen Organisationen einen rücksichtslosen, die Interessen des Ganzen mit Fü­
ßen tretenden Kampf um Partikularinteressen, insbesondere wirtschaftlicher Art, ge­
führt. Dagegen stelle der Nationalsozialismus die durch „Blut und Seele" bestimmte 
Volksgemeinschaft in den Mittelpunkt allen Denkens. Das Volk sei Träger der Kultur. 
Dies lege dem einzelnen die Verpflichtung auf, sich dem Lebensrecht des Volkes un­
terzuordnen und in seine organische Entwicklung einzugliedern. Die Maßstäbe hier­
für liefere die nationalsozialistische Weltanschauung, in der sich der dem Volk selbst 
zum Teil noch verborgene „wahrhafte" Volkswille artikuliere. Wo Kunst und Kultur, 
bei aller Respektierung ihrer „Eigengesetzlichkeit", an die „nationalen Lebensgeset­
ze" gebunden seien, würden sie zur „Angelegenheit der Nation" und damit des Staa­
tes. Es sei seine Aufgabe, „innerhalb der Kultur schädliche Kräfte zu bekämpfen und 
wertvolle zu fördern, und zwar nach dem Maßstab des Verantwortungsbewußtseins 
für die nationale Gemeinschaft"83. 

Die dieser Kulturauffassung entsprechende Organisationsform sei der ständische 
Aufbau der Kulturberufe: „Ständischer Aufbau bedeutet Erfassung der einzelnen. Er 
ist auch in seiner Gesamtheit keine Einrichtung innerhalb des Staates oder gar neben 
ihm, sondern der Staat selbst in einer neuen Form. Die rechtsstaatlichen Einrichtun­
gen, die bisher im Mittelpunkt standen (Gesetz, Gerichtsbarkeit, Polizei), werden 
nicht entbehrlich. Sie treten aber als Mittel des Zwanges und der Autorität zurück 
hinter den (sic!) Einrichtungen, die bestimmt sind, den Willen der Glieder der Nation 
zu erfassen."84 

Für den Bereich der Kultur sei diese Einrichtung - als erste Säule des ständischen 
Gesamtaufbaus - die Reichskulturkammer. Mit der bloßen Erfassung des „Willens 
der Glieder der Nation" sei freilich den Bedürfnissen einer nationalen Kultur nicht 
gedient. Vielmehr komme es darauf an, diesen Willen zu vereinheitlichen und geistig 
auszurichten - in den Worten der amtlichen Begründung: „die Schaffenden auf allen 
ihren Gebieten unter der Führung des Reiches zu einer einheitlichen Willensgestal­
tung zusammenzufassen"85. Innerhalb der „Führung des Reiches" falle diese Aufgabe 
notwendigerweise dem „mit allen Aufgaben der geistigen Einwirkung auf die Na­
tion" betrauten Propagandaminister zu. Die Vordringlichkeit der berufsständischen 
Erfassung des Kulturbereichs ergebe sich daraus, daß die Kultur im „Mittelpunkte 
der geistigen Einwirkung" stehe86, ihr die entscheidende Rolle bei der geistigen Ein­
wirkung zukomme, indem sie nicht nur ein Mittel der „Wesensgestaltung", sondern 
diese selbst sei. Daraus leite sich auch ein ganz „besonderes Treueverhältnis" der Kul-

83 Amtliche Begründung zum RKK-Gesetz. 
84 Ebenda. 
85 Ebenda. 
86 Ebenda. 
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turschaffenden zur Gesamtheit her; sie seien, dem „Erzieher an einer öffentlichen 
Schule" gleich, „Träger einer öffentlichen Aufgabe"87. 

„Einheitliche Willensgestaltung" unter Führung des Propagandaministeriums ist 
allerdings nicht allein im Sinne einer geistigen Ausrichtung der künstlerischen Pro­
duktion und ihrer Vermittlungsinstanzen zu verstehen; im „nationalen Interesse" liegt 
ebenso die Harmonisierung materieller und sozialer Gegensätze (durch den Libera­
lismus bzw. Marxismus „künstlich" erzeugter Gruppen- bzw. Klassengegensätze) im 
Sinne des Volksgemeinschaftsgedankens. Aus dem ständischen Gedanken folgt auch 
die - im Hinblick auf die polizeistaatliche Praxis des NS-Staates erstaunliche - Tatsa­
che, daß „Gesetz", „Gerichtsbarkeit" und „Polizei" als Mittel des Zwangs an Bedeu­
tung verlieren. An die Stelle des „polizeirechtlichen" Prinzips tritt das „personen­
rechtliche"88. Integration und Differentiation, Erfassung und Aussonderung von Per­
sonen nach dem Maßstab ihrer Gemeinschaftstüchtigkeit sind das primäre Mittel zur 
Bildung einer einheitlichen Willensgemeinschaft. 

Es besteht Konsens, die „Weltanschauung" des Nationalsozialismus als synkreti-
stisch zu bewerten und ihm Originalität nur für die Art und Weise zuzubilligen, in der 
er die „erschlichenen Traditionen" miteinander verflocht, sie dynamisierte und poli­
tisch realisierte. Dies trifft auch auf die Kulturkammer-Ideologie zu. Reaktionäre 
ständische Gesellschaftsmodelle, wie sie im Kreis um Othmar Spann, aber etwa auch 
im Umkreis des „Stahlhelm" kursierten89, wurden mit einem biologistisch inspirierten 
Volksgemeinschaftsgedanken unterfüttert und mit dem monopolistischen Führungs­
anspruch des Nationalsozialismus im allgemeinen, des Propagandaministers im be­
sonderen gekoppelt. 

Mit der hierarchischen Struktur der Kammern, mit dem Mitgliedschaftszwang und 
der persönlichkeitsbezogenen Mitgliederauslese, mit der Ermächtigung der Kam­
mern, produktions- und marktregelnde Vorschriften zu erlassen und soziale Regle­
ments zu treffen (§ 25 der ersten Durchführungsverordnung zum RKK-Gesetz) und 
nicht zuletzt mit der sich bereits im Namen niederschlagenden weihevollen Selbstdar­
stellung wurden längst untergegangene Prinzipien zünftischer Lebens- und Gesell­
schaftsordnung reaktiviert. Gleichwohl kann von einer bloßen Restauration prämo­
derner Sozialordnung nicht gesprochen werden. Indem die archaischen Inhalte völ­
kisch aktualisiert wurden, gerieten sie zum Instrument faschistischen Herrschaftswil­
lens. Darin scheint die offenkundige Uneinheitlichkeit der ganzen ideologisch-politi­
schen Konstruktion begründet. Ihr Grundwiderspruch besteht darin, daß der im be­
rufsständischen Aufbau sichtbar werdende Volkswille der politischen Führung be­
darf, um zu sich selbst gelangen zu können. Dieser beim Kulturschaffenden in seiner 
Zwitterstellung als Führender und Geführter zugleich personalisierte Widerspruch ist 
indessen nur eine Widerspiegelung des allgemeinen Widerspruchs zwischen einer sich 
im Besitz des wahren Volkswillens wähnenden revolutionären Avantgarde und einer 

87 Gast, Die rechtlichen Grundlagen der RKK, S. 20. 
88 „Grundgedanken". 
89 Vgl. z.B. F.Everling, Organischer Aufbau des Dritten Reichs, München 1931. 
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erst im revolutionären Umbruch befindlichen Gesellschaft. Erst in der totalen Über­
einstimmung von Führenden und Geführten verschmelzen Form und Inhalt zur Ein­
heit, werden - so die NS-Propagandisten des ständischen Gedankens - die Berufs­
stände als neue Organisationsform des Volkes zum Staat in neuer Erscheinungsform, 
„so daß am Ende Staat und Nation in allen ihren Lebensäußerungen ein fugenloses 
Gebilde sind mit einer Willensbildung, die getragen wird von der Verantwortung für 
Volk und Reich"90. 

Solche staatstheoretischen Wunschträume, die unwillkürlich an die Sentenz in den 
Federschen Programmschriften erinnern, daß sich die NSDAP auflösen werde, so­
bald der Nationalsozialismus Lebensinhalt des ganzen deutschen Volkes geworden 
sei91, beruhten auf einem revolutionären Optimismus, der sich aus dem nationalsozia­
listischen Sendungsbewußtsein ebenso nährte wie aus den Erfolgen des Machtergrei­
fungsprozesses, den akklamatorischen Massenaufläufen, z. B. beim Tag von Potsdam 
oder bei den Feiern zum l.Mai, und den nicht wegzuleugnenden plebiszitären Ele­
menten des Gleichschaltungsprozesses. „Es ist ein gesunder Zug in der Entwicklung 
des ständischen Aufbaus", schrieb der unbekannte Autor der „Grundgedanken", 
„daß die neuen Gebilde nicht, wie es früher war, allein aus dem formalen Willen des 
Gesetzes heraus geschaffen werden, sondern daß die einzelnen Körperschaften und 
damit gewissermaßen der neue Staat überhaupt auf dem Wege einer zum Teil freiwil­
ligen und aus dem Privatwillen kommenden Selbstgliederung der Nation heraus ent­
steht"92. 

Soweit sich die Widersprüche zwischen Staat und Gesellschaft nicht von selbst auf­
lösten, sollte Zwang nur die ultima ratio sein. So schrieb Goebbels im November 1933 
in einer hausinternen Mitteilung, indem er die nach wie vor zu beobachtende „Le­
thargie" weiter Kreise der Bevölkerung und ihre Abhängigkeit von Befehlen „irgend­
einer mehr oder weniger autorisierten Stelle" beklagte: „Der Nationalsozialismus will 
... keinen Zwangsstaat; er will Volksgenossen, die in freier schöpferischer Arbeit das 
Beste für das Gemeinwohl leisten."93 Die Mittel, mit denen die Volksgenossen auf 
diesen Weg gebracht werden sollten, hießen - in Begriffen, die fast den Charakter 
von Beschwörungsformeln hatten - „geistige Einwirkung", „geistige Führung", 
„Volksaufklärung". Wenn es gelang, wozu das Propagandaministerium bestimmt 
war, mit der nationalsozialistischen Weltanschauung „alle Lebensäußerungen der 
Nation und ihrer Glieder (zu) erfüllen, das Volk auf allen seinen Tätigkeitsgebieten 
mit dem Geist des Nationalsozialismus (zu) durchdringen und so von unten her die 
Grundlage für die geistige Erneuerung des Volkes (zu) schaffen"94, dann war es in der 
Tat möglich, dem Einsatz von Zwangsmitteln zu entraten. 

Dies war freilich ein Prozeß mit historischer Perspektive. Die Ministerialbeamten 

90 Schrieber, Die RKK,S. 17. 
91 G.Feder, Das Programm der NSDAP und seine weltanschaulichen Grundlagen, München 1929 

(5. Aufl.), S.27 (Nationalsozialistische Bibliothek, H. 1). 
92 „Grundgedanken". 
93 Nachrichtenblatt des RMfVuP, Nr. 21 vom 1.11.1933, S. 132. 
94 Schrieber, Die RKK, S. 12. 
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im Schinkel-Palais am Berliner Wilhelmsplatz waren, bei allem Enthusiasmus, macht­
bewußte Realisten genug, um zu wissen, daß der Prozeß der ständischen Umfor­
mung des kulturellen Sektors, trotz der ihm attestierten Spontaneität, der „gesetzli­
chen Formung" bedurfte. Insbesondere mußte den neu entstehenden Körperschaften 
eine gesetzliche Möglichkeit zum Ausschluß von „Außenseitern und Schädlingen in 
der Berufsbetätigung" gegeben werden, und zwar vor allem im Hinblick auf die zu 
erwartende Situation, „wenn sich die augenblicklich besonders günstige Lage der 
Verhältnisse ändert und die Zeit der Bewegung einem Zustand der Beharrung Platz 
gemacht hat"95. Diese Möglichkeit bot - nicht „polizeirechtlich", sondern „personen­
rechtlich" - der schon zitierte § 10 der ersten Durchführungsverordnung zum RKK-
Gesetz, nach dem die Kammermitgliedschaft verweigert oder zurückgenommen wer­
den konnte, „wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß die in Frage kom­
mende Person die für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit und 
Eignung nicht besitzt"96. Diese Bestimmung ist stets als ein infernalisch-ingeniöser 
Einfall des Propagandaministers angesehen worden; die - deshalb wohl verzeihli­
che - Wiederholung des Zitats soll zeigen helfen, daß die Bestimmung recht banalen 
Ursprungs ist. Sie stammt nämlich im wesentlichen aus der - von den Referenten des 
Ministeriums zum Zwecke ihrer Dispensierung zu studierenden - deutschen Gewer­
beordnung, die, bei prinzipieller Garantie der Gewerbefreiheit (§1), die Ausübung 
gewerblicher Tätigkeiten von der Erfüllung allgemeiner oder auch besonderer „Er­
fordernisse" abhängig machte. So lesen wir in dem durch das RKK-Recht aufgehobe­
nen § 32: „Schauspielunternehmer bedürfen zum Betrieb ihres Gewerbes der Erlaub­
nis ... Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn ... die Behörde auf Grund von Tatsachen 
die Überzeugung gewinnt, daß derselbe die zu dem beabsichtigten Gewerbebetrieb 
erforderliche Zuverlässigkeit... nicht besitzt"97. In der durch die Ellipsen bewirkten 
Verkürzung liegt nahezu die gleiche Formulierung vor wie in § 3 des Filmkammerge­
setzes98. In der Fassung des § 4 der ersten Durchführungsverordnung zum RKK-Ge-
setz kam lediglich noch das Erfordernis der „Eignung" hinzu, womit offenbar Dilet­
tanten von der RKK ferngehalten werden sollten, in der Goebbels eine „Elite" zu ver­
sammeln wünschte99. 

Die Aufdeckung des Ursprungs dieses „nationalsozialistischen" Paragraphen lie­
fert ein Beispiel mehr für den plagiatorischen Charakter nationalsozialistischer Pro­
grammatik, aber auch für die Kreativität, mit der Übernommenes politisch funktiona-
lisiert und geradezu in sein Gegenteil verwandelt werden konnte. Während nämlich 
die Gewerbeordnung Einschränkungen der Gewerbefreiheit nur bei Vorliegen ein­
zeln benannter Versagungsgründe erlaubte (im Fall des „Schauspielunternehmers" 
u. a. die fehlende „Zuverlässigkeit, insbesondere in sittlicher, artistischer und finan-

95 „Grundgedanken". 
96 Wie Anm.67. 
97 Gewerbeordnung für das Deutsche Reich ..., München: C.H.Beck'sche Verlagsbuchhandlung 

1930 (23. Aufl.) und 1933 (24. Aufl.), S. 14. 
98 Wie Anm.68. 
99 Wie Anm.105. 
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zieller Hinsicht") und damit dem Ermessensspielraum der entscheidenden Behörden 
enge Grenzen zog, entbehrte die entsprechende Bestimmung im RKK-Recht jegli­
cher Normativität. Wann „Zuverlässigkeit und Eignung" zu bejahen oder zu vernei­
nen waren, war ganz in das Ermessen der darüber befindenden Kammerpräsidenten 
gestellt und durfte - nach dem Kommentar des RKK-Rechtsreferenten Schrieber -
gar nicht in Form „genereller Anordnungen" geregelt werden100. 

Dies ermöglichte willkürliche Entscheidungen im Einzelfall ebenso wie eine An­
passung der natürlich vorhandenen Entscheidungskriterien an die jeweilige kultur-
oder gesamtpolitische Lage. Noch im Sommer 1935 hielt es Goebbels für „verfrüht", 
„Tatbestände für die Gründe des Ausschlusses aus der Reichskulturkammer" festzule­
gen101. Welchen politischen Wert die durch diesen Paragraphen bewirkte außernor­
mative Entscheidungsgewalt der Kammerpräsidenten hatte, zeigt sich besonders 
deutlich bei der Behandlung der sogenannten Nichtarierfrage. Während Juden im 
Zuge des Aufbaus der Kammern uneingeschränkt eingegliedert wurden (mit Ausnah­
me der unter den Arierparagraphen des Schriftleitergesetzes fallenden Redakteure an 
Zeitungen und politischen Zeitschriften102), wurden bereits im Frühjahr 1934 restrik­
tive Aufnahmebestimmungen in Kraft gesetzt, nachdem Goebbels erklärt hatte, daß 
„ein jüdischer Zeitgenosse" seiner „Ansicht und Erfahrung" nach „im allgemeinen 
ungeeignet" sei, „Deutschlands Kulturgut zu verwalten"103. Ab 1935 wurden dann al­
le Juden auf Grund dieser Einschätzung unter Bezug auf § 10 der ersten Durchfüh­
rungsverordnung aus den Kammern entfernt104. 

Mit der Gründung der RKK und der Errichtung der Einzelkammern hatte sich 
Goebbels in den Besitz eines kulturpolitischen Monopols gebracht, jedoch war dies 
unter Umständen und in einer Weise geschehen, die eine der Tragweite des Unterneh­
mens angemessene und der Größe der zu erwartenden Schwierigkeiten entsprechen­
de Planung und Vorbereitung nicht zugelassen hatten. Insbesondere bot das „Grund­
gesetz" der RKK, die erste Durchführungsverordnung vom 1. November 1933, in ih­
rer Allgemeinheit kaum Handreichungen für die praktische Arbeit der Kammern, zu­
mal deren Personal, von den Expedienten bis hinauf zu den Kammerpräsidenten, mit 
der Ideologie der Kulturkammer anfänglich kaum mehr vertraut war wie vielleicht 
der Leser dieses historiographischen Versuchs. So türmten sich schon in den ersten 
Wochen und Monaten die Schwierigkeiten, Mißverständnisse und Fehlentwicklun­
gen in einer Weise auf, daß sich Goebbels veranlaßt sah, die Spitzen der Kammern -
Präsidenten und Präsidialräte - zu einer Arbeitstagung zusammenzurufen, um ihnen 
Sinn und Geist des Unternehmens einzubleuen und sie mit Handlungsanweisungen 
zu versehen. 

Ein Hauptpunkt seiner Darlegungen betraf die Frage der Freiheit der Kunst im na-

100 Schrieber, Die RKK, S. 28. 
101 Gemäß Schreiben des Reichsverkehrsministers an die Reichskanzlei vom 14.6. 1935, BAR 43 II/ 

1241.B1.58. 
102 §5 des Schriftleitergesetzes vom 4.10.1933.RGB1.19331, S.713-717. 
103 Wie Anm.105. 
104 Näheres siehe Dahm, Jüdisches Buch, Teil 1, Sp.63-72,99-180. 
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tionalsozialistischen Staat, die zwar in der amtlichen Begründung zum RKK-Gesetz 
beantwortet worden war, aber offenbar nicht deutlich genug, um in den Kammern 
Mißverständnisse über ihre kunstpolitischen Aufgaben zu verhindern. Goebbels be­
tonte einerseits die enge Bindung von Kunst und Kultur an die „sittlichen, sozialen, 
nationalen und ... moralischen Grundgesetze des Staates", hob aber andererseits her­
vor, daß man der Kunst „im Rahmen und in den Grenzen der nationalen Lebensge­
setze" eine „freie Entfaltungsmöglichkeit" geben müsse. Diejenigen, die glaubten, 
„die Kunst, überhaupt die ganze Kultur ... einengen und beschneiden zu können", 
versündigten „sich damit an der Kunst und an der Kultur". 

Von hier aus wies Goebbels auf den „Irrtum" hin, „anzunehmen, daß es Aufgabe 
der Reichskulturkammer sei, Kunst zu produzieren". Kunst werde „niemals von Or­
ganisationen" produziert. Niemand in der RKK verspüre den Ehrgeiz, „Gedichte 
oder Dramen, Opern oder Sinfonien zu schreiben". Ein zweiter Irrtum liege in der 
Annahme, es sei Aufgabe der RKK, „irgendeine Kunstrichtung zu vertreten - man 
nenne sie moderne oder reaktionäre, liberale oder antiliberale". Kunstrichtungen 
würden von „Einzelmenschen" vertreten, und wenn „eine Kunstrichtung als Interpre­
ten ein Genie" gewinne, dann bedürfe „dieses Genie keiner staatlichen Unterstützung 
und Förderung und nicht des Segens einer RKK": „Genies pflegen sich im allgemei­
nen in der Geschichte von selbst anzumelden und fragen nicht höflichst an, ob man 
ihnen Erlaubnis gibt, an die Tür zu klopfen." Aufgabe der RKK sei es deshalb einzig 
und allein, „die kulturschaffenden Menschen zusammenzufassen, sie organisatorisch 
zu gliedern, in ihnen und unter ihnen auftauchende Hemmungen und Widersprüche 
zu beseitigen und unter ihrer Zuhilfenahme das vorhandene, das werdende und das in 
Zukunft noch werdende Kulturgut sachgemäß zum Nutzen des deutschen Volkes zu 
verwalten". 

Im Anschluß an diesen ersten Teil, der sichtlich auch eine Fensterrede vor allem an 
die Adresse des selbsternannten Kulturpapstes Rosenberg war, formulierte Goebbels 
eine Reihe von Prinzipien, Forderungen und Bedingungen, in denen sich kammerin­
terne Probleme und Fehlentwicklungen widerspiegeln. Er wies erstens darauf hin, 
daß die RKK die Zusammenfassung aller „kulturschaffenden Menschen", nicht aber 
der „kulturkonsumierenden Menschen" sei. Wollte man dieses, so käme es zu dem 
„Organisationsunfug", daß „jeder Deutsche in 3, 4, 5, 7 oder 10 Kammern Mitglied 
sein müßte". „Er müßte Mitglied der Rundfunkkammer sein, weil er einen Rund­
funkapparat besitzt, er müßte Mitglied der Musikkammer sein, weil er ein Klavier be­
sitzt, und er müßte Mitglied des Reichsnährstandes sein, weil er eine Stulle ißt!" Des 
weiteren forderte Goebbels eine „absolute Klarheit und Abgrenzung der Organisa­
tion" innerhalb der Kammern; die Grenzen müßten „mit plastischer Deutlichkeit her­
ausgearbeitet werden". Mit dieser Forderung wandte er sich gegen vermutlich von 
der Reichskammer der bildenden Künste verfolgte Bestrebungen, „ganze Industrie­
zweige" in die Kammern hineinzuziehen, um Einfluß auf die künstlerische Formge­
bung bei Industrieprodukten zu nehmen. Um hierauf einzuwirken, genüge die Grün­
dung einer Arbeitsgemeinschaft. 

Eindringlich wandte sich der Minister dann gegen die „Doppelorganisation" von 
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Mitgliedern: „Jede einzelne Kammer könnte andernfalls versuchen, den armen 
Volksgenossen auszuplündern und die Mitgliedsbeiträge abzujagen, so daß der Be­
dauernswerte nur den einen Wunsch hätte, daß die Reichskulturkammer wieder ver­
schwände! Damit würde die RKK nicht zum Segen der kulturschaffenden Menschen 
werden, sondern sie würde ein fast unerträglicher Fluch sein." Das Verbot der Dop­
pelorganisation erstreckte sich auch auf die zusätzliche Mitgliedschaft in Berufsver­
bänden außerhalb der RKK, wobei Goebbels insbesondere auf die Unzulässigkeit der 
Mitgliedschaft in Verbänden der DAF hinwies. Einen besonderen Abschnitt widmete 
Goebbels der Frage, ob Beamte der RKK angegliedert werden müßten. Auch in die­
ser Frage müsse man zu einem „absolut eindeutigen Ergebnis" kommen: „Wenn je­
mand in der Hauptsache Beamter ist, so gehört er natürlich nicht in die Kammer hin­
ein. Wenn er aber als ein in der Hauptsache kulturschaffender Mensch ein Amt erhält, 
dann gehört er hinein." Als extreme Gegenbeispiele nannte Goebbels den Minister, 
der Bücher schreibe, aber nicht in die Kammer gehöre, weil er Minister sei, und den 
Musiker und Schriftsteller, der ein Amt, z. B. als Professor, erhalte, aber in die Kam­
mer gehöre, weil er dieses Amt in seiner Eigenschaft als Musiker und Schriftsteller er­
halten habe. 

In weiteren Punkten behandelte Goebbels die „Nichtarierfrage" (in dem oben er­
wähnten Sinne), forderte zu größter Sparsamkeit bei den finanziellen Aufwendungen 
der Kammern und Verbände auf und verlangte eine möglichst niedrige Bemessung 
der Mitgliedsbeiträge, warnte in diesem Zusammenhang vor einer Bürokratisierung 
der Kammern, bat dafür zu sorgen, „daß in den einzelnen Kammern und angeschlos­
senen Organisationen auf das schärfste ein soziales Verständnis für die Mitglieder ge­
weckt" werde, und hob die dem Führerprinzip entsprechende, unter dem absoluten 
Schutz der Reichsregierung stehende „Autorität" der Kammerpräsidenten her­
vor105. 

Die Liste der Probleme, die sich aus dem berufsständischen Aufbau des Kulturbe­
reiches ergaben, war lang, viel länger noch, als Goebbels' Rede anzeigt. Manche 
Schwierigkeit konnte verhältnismäßig leicht bereinigt werden, beispielsweise das Pro­
blem der Doppelmitgliedschaft innerhalb der RKK. Dabei waren zwei Arten von 
Doppelmitgliedschaft denkbar, nämlich die Mitgliedschaft in mehreren Kammern 
oder die Mitgliedschaft in mehreren Fachverbänden ein- und derselben Kammer. Die 
Lösung des Problems bestand in der Befreiung von der Mitgliedschaft in einer der 
Kammern bzw. einem der Verbände. So wurde ein Schauspieler, der wegen seiner 
vorwiegenden Tätigkeit als Schauspieler Mitglied der Reichstheaterkammer war, falls 
er schriftstellerisch tätig wurde, von der Mitgliedschaft in der RSK befreit; desglei­
chen ein Verleger, der Mitglied der Gruppe Buchhandel der RSK war, von der Mit­
gliedschaft in der Gruppe Schriftsteller, wenn er schriftstellerisch tätig wurde106. Die 
Befreiung entband aber wohl nicht von der Fachaufsicht der befreienden Kammer 

105 Rede Goebbels' „über den ständischen Aufbau der Kulturberufe" auf der Tagung der RKK am 7.2. 
1934, Text des Deutschen Nachrichtenbüros, Nr.288 vom 28.2.1934, BA R43 II/1241, Bl. 18f. 

106 Handbuch der RSK, S. 31 f. 
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oder des befreienden Fachverbandes und dürfte bis 1939 gebührenpflichtig gewesen 
sein107. 

Andere Probleme waren wesentlich ernsterer Natur und schwieriger zu lösen. Bei­
spielhaft sei das Problem der Mitgliedschaft von RKK-Mitgliedern in Verbänden au­
ßerhalb der RKK genannt. Die Hauptprobleme ergaben sich dabei im Verhältnis zur 
DAF, zu den Industrie- und Handelskammern u.ä. gewerblichen Organisationen. 
Das Verhältnis der RKK zur DAF wurde, nachdem schon im November, nach Her­
ausgabe der ersten Durchführungsverordnung zum RKK-Gesetz, eine entsprechen­
de Übereinkunft verlautbart worden war108, durch eine „Vereinbarung über das Ver­
hältnis der Reichskulturkammer zur Deutschen Arbeitsfront" vom 12. Februar 1934 
in der Weise geregelt, daß die RKK „korporatives Mitglied" der DAF wurde. Mitglie­
der der RKK, ihrer Einzelkammern und Fachverbände durften jetzt nicht mehr Mit­
glied eines Verbandes der DAF sein. Welche Rechte für den einzelnen aus der korpo­
rativen Mitgliedschaft abzuleiten waren, blieb späterer Regelung vorbehalten109. Die­
se erfolgte durch eine zweite Bekanntmachung des Präsidenten der RKK vom 20. Fe­
bruar 1937. Danach galten bei weiterbestehendem Verbot der Doppelmitgliedschaft 
die Mitglieder der RKK automatisch als Mitglieder der DAF. Anspruch auf Leistun­
gen der DAF (Unterstützungseinrichtungen, KdF usw.) hatten sie jedoch nur, wenn 
sie Sonderbeiträge an die DAF zahlten. Die Rechtsberatung von Mitgliedern der 
RKK wurde, in Ermangelung eigener Rechtsberatungsstellen der Kammern, von den 
Beratungsstellen der DAF übernommen110. 

Behielt Goebbels bezüglich der Arbeitnehmerverbände gegen Ley die Oberhand, 
mußte er sich in der Frage der Doppelmitgliedschaft von Unternehmern in Verbän­
den der RKK und Vertretungsorganen der Wirtschaft mit einem Teilerfolg zufrieden 
geben. Am 18.Mai 1934 hatte er mit dem Reichswirtschaftsminister vereinbart, daß 
die „Mitgliedschaft bei einer der in der Reichskulturkammer vereinigten Einzelkam­
mern" die „Mitgliedschaft bei einer Industrie- und Handelskammer, einer Hand­
werkskammer sowie der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels" aus­
schließe. Demgemäß durften die „Mitglieder eines der Verbände der Reichskultur­
kammer ... von diesen Körperschaften organisatorisch nicht erfaßt und nicht zu Bei­
tragsleistungen herangezogen werden"111. Dementsprechend untersagte der Propa­
gandaminister am 20. Juni 1934 allen mittelbaren und unmittelbaren Mitgliedern der 
Einzelkammern der RKK die Zugehörigkeit zu einer dieser Körperschaften. Die 
Nichtbeachtung dieses Verbots könne „als Mangel an Zuverlässigkeit und Eignung 

107 Vgl. die „Dritte Bekanntmachung über die Gliederung der Reichsschrifttumskammer" vom 27.3. 
1939, ebenda, S. 43. 

108 Bollmus, Das Amt Rosenberg, S. 52. 
109 Das Recht der RKK, Bd. 1, RKK 11,1 (S.2); Handbuch der RSK, S.31. 
110 Bekanntmachung des Präsidenten der Reichskulturkammer betr. Vereinbarung zwischen der 

Reichskulturkammer und der Deutschen Arbeitsfront vom 20.2. 1937, in: Das Recht der RKK, 
Bd. 1, RKK II,1 (S. 2-4). 

111 Bekanntmachung des Reichsministers für Volksaufklärung und Propaganda über die Abgrenzung 
der Reichskulturkammer vom 18.5.1934, ebenda, RKK II,3 (S. 4). 
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angesehen werden" und zum Verlust des Rechts auf Berufsausübung führen112. Mehr 

als ein Jahr später mußte er aber diese Anordnung in Bezug auf die Industrie- und 

Handelskammern revidieren, indem er im Einvernehmen mit dem Reichswirtschafts­

minister mitteilte, „daß die zur Reichskulturkammer gehörenden Unternehmen der 

gewerblichen Wirtschaft bis zu einer reichsrechtlichen Regelung nach Maßgabe der 

geltenden Landesgesetze der Industrie- und Handelskammer angehören"113. 

Diese Fragen der Doppelorganisation bzw. der „Abgrenzung" der RKK gegenüber 

anderen Erfassungs- oder Führungsansprüche geltend machenden Organisationen 

und Einrichtungen waren keineswegs akzidenteller Natur, sondern Ausfluß des 

grundlegenden Problems der Integration einer berufsständischen Organisation in ei­

ne nichtständisch geordnete Gesellschaft und ein nichtständisch organisiertes Staats­

wesen. Im Propagandaministerium war man sich dessen durchaus bewußt. Man sei 

sich, sagte Goebbels bei der Tagung der RKK im Februar 1934, darüber im klaren ge­

wesen, daß der Versuch, „die kulturschaffenden Menschen in Deutschland in einer 

berufsständischen Organisation zusammenzufassen", „eine Reihe von Schwierigkei­

ten mit sich bringen würde", und zwar nicht zuletzt insofern „die Arbeit der Kultur­

kammern mangels gleichgearteter Organisationen z.B. in der Wirtschaft bei den 

Grenzgebieten auf Hindernisse stoßen mußte"114. Allerdings waren die Widersprü­

che, die sich aus der strukturellen Gegensätzlichkeit der Organisationsprinzipien er­

gaben, nicht, wie Goebbels hoffte, in Form eines „störungslosen Zusammenwirkens" 

der Kontrahenten115 auflösbar, sondern konnten nur durch Machtverzichte der einen 

oder anderen Seite neutralisiert werden. 

Die Frage, warum sich Goebbels gerade für dieses schwierige Organisationsmodell 

entschlossen hat, könnte auf Grund dieser Rede, der „Grundgedanken" und der amt­

lichen Begründung zum RKK-Gesetz mit der Annahme beantwortet werden, daß 

sich der Propagandaminister tatsächlich berufen fühlte, mit dem ständischen Aufbau 

den „großen soziologischen Gedanken des 20. Jahrhunderts" zu verwirklichen und 

damit nicht nur in Deutschland, sondern in der Welt „bahnbrechend" zu wirken116. 

Aber abgesehen davon, daß dieser große Gedanke nicht gerade zu den Essentialien 

nationalsozialistischer Programmatik gehörte117, deuten die Umstände seiner Reali­

sierung sehr viel banalere Zusammenhänge an. Die Tatsache, daß der Kulturkammer-

112 Anordnung des Präsidenten der Reichskulturkammer über die Abgrenzung der Reichskulturkam­
mer vom 20.6. 1934, ebenda, RKK II,4 (S. 5). 

113 Bekanntmachung des Reichswirtschaftsministers und des Reichsministers für Volksaufklärung und 
Propaganda über die gleichzeitige Zugehörigkeit zur Reichskulturkammer und Industrie- und 
Handelskammer vom 1.9.1935, ebenda, RKK II,5 (S. 5 f.). 

114 Goebbels-Rede vom 7.2.1934. 
115 Ebenda. 
116 Ebenda. 
117 Das „25-Punkte-Programm" forderte in Punkt 25, Absatz 2 die „Bildung von Stände- und Berufs­

kammern zur Durchführung der vom Reich erlassenen Rahmengesetze in den einzelnen Bundes­
staaten". Vgl. Feder, Das Programm der NSDAP, S. 10. In seinem Buch „Der Deutsche Staat auf 
nationaler und sozialer Grundlage" erwähnt Feder die „Bildung von berufsständischen Kammern" 
unter „Sonstige Reformen" (zit. nach der 18./19.Aufl. 1935, S.44). 
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plan in der Gründungsphase des Ministeriums keine Rolle gespielt hat, sowie die di­
lettantische Rezeption der ständischen Ideen in den Papieren des Ministeriums lassen 
auf eine sehr kurzfristige Aneignung dieser Gedanken schließen, die in einem unmit­
telbaren zeitlichen und politischen Zusammenhang mit den das Ministerium in 
Alarmzustand versetzenden Aktivitäten der DAF steht. Diese veranlaßten Goebbels, 
den bereits begonnenen, aber eher behutsam durchgeführten Prozeß der Gleichschal­
tung der kulturellen Verbände zu beschleunigen und sich durch Schaffung monopoli­
stischer Dachverbände gegen unerwünschte Konkurrenz abzusichern. Hierzu erwie­
sen sich berufsständische Konzeptionen, die vielleicht über Hans Hinkel aus dem Ro-
senbergschen Kampfbund ins Propagandaministerium gelangt waren118, als außeror­
dentlich zweckmäßig, und dies nicht zuletzt deshalb, weil sie sich als organische Kon­
kretion des Volksgemeinschaftsgedankens darstellen und gegen die „Gewerkschaft" 
Leys ausspielen ließen. 

Beruhten die Kammern somit auf einer Meisterleistung politischer Improvisations­
kunst und läßt sich diese Improvisiertheit ihrer Entstehung ebenso wie ihr monopoli­
stischer Charakter aus den regimeinternen Positions- und Machtkämpfen des Revo­
lutionsjahres erklären, so erscheint es doch unzulässig, sie ohne genauere Untersu­
chung ihrer Tätigkeit auf bloße Instrumente der geistig-politischen Steuerung und 
Repression zu reduzieren und ihre berufsständischen Ansprüche als „Sprüche" zu 
bloßen Mystifikationen dieser herrschaftstechnischen Intentionen zu erklären - so 
wie dies in der zeitgeschichtlichen Literatur, der wissenschaftlichen ebenso wie der 
publizistischen, bisher ausnahmslos geschehen ist. Schließlich kann man sich auch an 
kurzfristig und zweckhaft adaptierten Ideen begeistern, und wenn dies hier nicht für 
Goebbels gelten mag, so gilt es doch sicher für viele Mitarbeiter der Kammern, die, 
wie die Funktionärsakten im Berlin Document Center zeigen, der berufsständischen 
Sache mit Enthusiasmus und großem persönlichen Einsatz gedient haben. Auch las­
sen sich schon bei exemplarischer Durchsicht der in die Hunderte gehenden Anord­
nungen, Bekanntmachungen usw. der RSK genügend viele Regelungen finden, die 
eher standespolitischer als staatspolitischer Natur waren. Beispielhaft seien genannt: 
die „Anordnung zum Schutze der Mindestgebühren im Leihbüchereigewerbe" vom 
17.5. 1934119, die „Anordnung über einen Normal-Verlagsvertrag zwischen Schrift­
stellern und Verlegern" vom 3.6. 1935120 und die „Anordnung über den Betrieb von 
Buchgemeinschaften" vom 27.2. 1941121. 

Eine methodisch einwandfreie Untersuchung der RKK hätte demgemäß neben ih­
rer erklärten kulturpolitischen Funktion auch ihren berufsständischen Anspruch 
ernstzunehmen und empirisch zu verifizieren. Gegenstand einer solchen Analyse wä­
ren als „berufsständische Aufgaben" vornehmlich die fachliche, rechtliche und soziale 
„Betreuung" der Mitglieder und die zwischen den einzelnen Berufsgruppen getroffe-

118 Vgl. Brenner, Kunstpolitik, S. 55. 
119 Das Recht der RKK, Bd. 2, RSK 1,9 (S. 16-18). 
120 Ebenda, RSK 1,26 (S. 33-37). 
121 Ebenda, RSK 1,75 (S. 110-111). 
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nen Reglements. Es wäre nach Art und Inhalt der Maßnahmen ebenso zu fragen wie 
nach ihrer sozialpolitischen Funktion. Wie wurde entschieden? Zu wessen Gunsten? 
Zu wessen Lasten? Gelang es tatsächlich, divergierende Interessen zu harmonisieren 
oder diente die Idee der „Berufsgemeinschaft" lediglich der Verschleierung der nach 
wie vor bestimmenden Interessen des Kapitals? Zu fragen wäre in diesem Zusammen­
hang auch, inwieweit der Handlungsspielraum der Kammern durch gegenläufige 
Kompetenzen nichtständischer Provenienz begrenzt wurde, z. B. durch die Einrich­
tung der „Treuhänder der Arbeit" oder durch die Industrie- und Handelskammern. 
Sodann wäre nach dem Stellenwert der „berufsständischen Aufgaben" im Rahmen 
der Gesamtaufgaben der Kammern zu fragen. Inwieweit hatten die Kammern über 
die „Reinhaltung des Berufsstandes" hinaus (die allerdings nicht als politische, son­
dern als berufsständische Aufgabe galt) überhaupt kulturpolitische Funktionen? Wie 
waren die entsprechenden Kompetenzen zwischen den Kammern und den ihnen vor­
gesetzten Fachabteilungen des Propagandaministeriums verteilt? Waren die Kam­
mern reine Exekutivorgane oder besaßen sie als Selbstverwaltungskörperschaften ei­
nen Handlungsspielraum, den sie im Interesse des Berufsstandes auch gegen die poli­
tischen Absichten des Ministeriums nutzen konnten und nutzten? Schließlich: Wie 
verhielten sich ihre politischen und rechtlichen Ansprüche an die Gesellschaft zur so­
zialen und kulturellen Realität? Wenn beispielsweise, wie zu vermuten ist, der größte 
Teil des im Dritten Reich erschienenen Schrifttums aus mehr oder weniger unpoliti­
scher Fach- und Unterhaltungsliteratur bestand, wenn ausländische Literatur, insbe­
sondere angloamerikanische, in großen Mengen in deutscher Übersetzung publiziert 
werden konnte und wenn eine deutsche nichtnationalsozialistische Dichtung toleriert 
wurde122, so zeigt dies, wie wichtig es ist, die politisch-rechtliche Norm an der Reali­
tät zu prüfen. Nur wenn wir die Berufs- und Lebenswirklichkeit der von den Kam­
mern erfaßten, verwalteten und beaufsichtigten Menschen in unsere Betrachtung ein­
beziehen, werden wir ein annähernd richtiges Bild von der tatsächlichen Bedeutung 
und Funktion der RKK im NS-Staat gewinnen können. Die quellenmäßigen Voraus­
setzungen hierfür scheinen günstiger, als man noch bis vor kurzem glaubte. Im Berlin 
Document Center harren ca. 180000 Mitgliedschaftsakten der systematischen Aus­
wertung. 

122 Vgl. H.D.Schäfer, Das gespaltene Bewußtsein. Deutsche Kultur und Lebenswirklichkeit 
1933-1945, München 1983, S.7-54. 
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ANGELA KAISER 

LORD D'ABERNON 
UND DIE ENTSTEHUNGSGESCHICHTE 

DER LOCARNO-VERTRÄGE 

Fragt man sechzig Jahre nach der Unterzeichnung der Verträge von Locarno vom 
16. Oktober 1925 nach den Ursprüngen des zentralen Vertrages, nämlich des 
deutsch-englisch-französisch-belgischen Sicherheitspaktes, so wird man in der Regel 
hören, daß der damalige Reichsaußenminister Stresemann durch das Angebot an 
Großbritannien vom 20. Januar 1925 den Grundstein zu den Verhandlungen über ei­
nen Sicherheitspakt gelegt und sein britischer Kollege Austen Chamberlain wesent­
lich zum Gelingen desselben beigetragen habe. 

Zeitgenossen und auch einige neuere Forschungen dagegen setzen andere Akzen­
te. Sie glauben vielmehr, daß auch der damalige britische Botschafter in Berlin, Lord 
D'Abernon, einen wesentlichen Beitrag zum Erfolg geleistet habe. Wieweit dieser 
Einfluß ging, ist jedoch bisher nur am Rande untersucht worden1. Auch über die Per­
son D'Abernons liegen bis jetzt nur zwei Darstellungen vor, die sehr allgemein gehal­
ten sind2. Daher bot es sich an, eine Untersuchung vorzulegen, die sich quellenkri­
tisch mit dem tatsächlichen Ausmaß des Einflusses des englischen Botschafters auf 
Idee und Werdegang des Locarno-Vertrages befaßt. 

Schon die Meinungen der Zeitgenossen divergierten in dieser Frage, wiesen aber 

1 Die beiden wesentlichen Arbeiten zu diesem Thema sind: F.G.Stambrook, „Das Kind". Lord 
D'Abernon and the origins of the Locarno-Pakt, in: Central European History, 1, S. 233-263; J.Ja­
cobson, Locarno diplomacy. Germany and the West 1925-1929, Princeton 1972. Vor allem Stam­
brook beschäftigt sich mit D'Abernons Anteil an der Initiative zu Locarno und mit den Lösungsvor­
schlägen, die D'Abernon dem Auswärtigen Amt (AA) zur Sicherheitsfrage vor dem Dezember 1924 
vorgelegt hat. Da Jacobson, bei dem der Schwerpunkt auf der Darstellung des Verhandlungsablaufs 
liegt, sich auf britisches Quellenmaterial stützt, steht bei ihm auch das Geschehen auf britischer Seite 
im Vordergrund. Stambrook, auf britischem und deutschem Material fußend, bemüht sich dagegen 
um eine Schilderung der Vorgänge auf beiden Seiten. 

2 A.Vallentin, Lord D'Abernons Anteil an deutscher Geschichte, in: Europäische Revue 2 (1927), 
S. 327-335 und S. 386-400. Ihr Aufsatz verrät eine erstaunlich intime Kenntnis der damaligen diplo­
matischen Vorgänge. Eine genauere Untersuchung ihres Urteils ist einer späteren Arbeit vorbehal­
ten. 
M. J. Ryan, Lord D'Abernon and Britain's Policy toward Germany 1920-1926, Diss. Cath. Univ. of 
America 1975, geht inhaltlich nicht über die publizierten Tagebuchaufzeichnungen D'Abernons 
hinaus. Archivmaterial wurde zur Beurteilung der Personen und ihres Wirkens nicht herangezogen. 
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auch erstaunliche Übereinstimmungen auf3. Mit seiner Auffassung, daß Austen 

Chamberlain, allerdings auf Anregung Lord D'Abernons, die Initiative zu den Ver­

handlungen ergriffen habe, steht Boothby, in der zeitgenössischen Beurteilung des 

Einflusses des britischen Botschafters auf den Werdegang des Locarno-Vertrages, al­

lein da4. 

Zwar bezeichnet auch Nicolson, der in den zwanziger Jahren zuletzt als Bot­

schaftsrat der britischen Botschaft zugewiesen war, Chamberlain als den Urheber der 

Idee zu einem Sicherheitsvertrag5, und seines Erachtens hing auch das Gelingen die­

ses Projektes von Chamberlains „nie nachlassender Wachsamkeit und Geschmeidig­

keit" ab6, aber gleichzeitig berichtet er, daß Lord D'Abernon schon zu einem viel frü­

heren Zeitpunkt, nämlich bereits im Januar 1921, „die deutschen Minister ständig ge­

drängt (habe), sie sollten sich mit dem Gedanken anfreunden, einen Beweis für ihre 

friedliche Einstellung zu bringen"7. Im gleichen Jahr, am 21. Juni 1921, informierte 

Lloyd George D'Abernon, „that he favoured some kind of long-term military guar-

antee to the French"8. Wiederum ein halbes Jahr später wurde die Frage eines Garan­

tieabkommens in der Form eines allgemeinen Friedensabkommens der europäischen 

Mächte auf der Konferenz von Cannes angesprochen9. Nach Auffassung D'Aber­

nons waren damals jedoch die Aussichten auf einen Erfolg eines solchen Projektes 

sehr gering, weil man sowohl in England als auch in Frankreich „almost in love" mit 

der Idee eines Defensivpaktes gegen Deutschland sei10. Schon ein halbes Jahr darauf 

erfolgte eine neue Initiative in der Sicherheitsfrage, von der Rheinbaben, der 1923 

3 Die heutige Forschung ist sich im wesentlichen darüber einig, daß Lord D'Abernon zuerst mit dem 
Vorschlag eines deutsch-alliierten Sicherheitspakts an die deutsche Regierung herantrat. Unter­
schiedlich wird nur die Frage beantwortet, ob er mit oder ohne Weisung der britischen Regierung 
handelte. Während noch H. Schulze, Weimar. Deutschland 1917-1933, Berlin 1982, S. 277, nur ver­
mutet, daß D'Abernon aus eigenem Antrieb zu Schubert ging, steht das fest für: A.Orde, Great 
Britain and International Security 1920-1926, London 1978, S.60; Locarno-Konferenz 1925. 
Eine Dokumentensammlung, hrsg. vom Außenministerium der DDR, Berlin (Ost) 1962, S. 13; 
H. A. Turner, Stresemann and the politics of the Weimar Republic, Princeton 1963, S. 186; Stam-
brook, S. 233 ff.; Jacobson, S. 10. Turners These (S. 186), D'Abernon habe zumindest durchblicken 
lassen, daß er im Auftrage seiner Regierung komme, ist jedoch nicht haltbar. Allgemein schätzt die 
Forschung D'Abernons Einfluß auf die weiteren Verhandlungen hoch ein, so J. Heideking, Areopag 
der Diplomaten. Die Pariser Botschafterkonferenz, Diss. Husum 1979, S.267; P.Urbanitsch, Groß­
britannien und die Verträge von Locarno, Diss. Wien 1968, S. 250; Baumont betrachtet ihn sogar als 
den Vater von Locarno: Locarno und die Weltpolitik 1924-1932, hrsg. von H. Rößler und E. Hölz-
le, Göttingen-Zürich-Frankfurt 1963, S.6. 

4 R. Boothby, Europa vor der Entscheidung, Düsseldorf 1951, S.86. 
5 H. Nicolson, King George the Fifth. His Life and Reign, London 1952, S. 441. 
6 Ebenda, S. 443. 
7 Ebenda, S. 444. Hierfür war bislang keine Bestätigung in den deutschen Akten zu finden. Genaueres 

über die einzelnen Anregungen des britischen Botschafters bei Stambrook. 
8 K. G. Morgan, Census and disunity. The Lloyd George Coalition Government 1918-1922, Oxford 

1979, S. 144. 
9 Politisches Archiv Bonn (PA), Büro RM, Cannes, Mayer an AA, 9.1. 1922. 

10 E. V D'Abernon, An Ambassador of Peace. Pages from the diary. Berlin 1920-1926, vol. 3, London 
1929/30, S. 6. 
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zum Staatssekretär in der Reichskanzlei ernannt wurde, annahm, daß sie ebenfalls 
von D'Abernon angeregt worden war11. Es handelt sich dabei um den sogenannten 
Cuno-Vorschlag. 

In einer Rede vor der Hamburger Kaufmannschaft am 31. Dezember 1922 berich­
tete der damalige Reichskanzler Cuno von einem an Frankreich übermittelten Ange­
bot, das dieses von der deutschen Bereitschaft zum Abschluß eines Sicherheitsvertra­
ges überzeugen sollte: „Um den Beweis hierfür zu liefern, haben wir die französische 
Regierung durch Vermittlung einer dritten Macht wissen lassen, daß Deutschland be­
reit ist, gemeinsam mit Frankreich und den anderen am Rhein interessierten Groß­
mächten sich gegenseitig zu treuen Händen einer am Rhein nicht interessierten 
Großmacht für ein Menschenalter, ... feierlich zu verpflichten, ohne besondere Er­
mächtigung durch Volksabstimmung gegeneinander keinen Krieg zu führen"12. Die­
ser Vorschlag wurde von Poincaré abgelehnt. 

Einen Tag nach der Begründung dieses Schrittes durch den französischen 
Ministerpräsidenten am 3.Januar 1923 suchte D'Abernon den damaligen Reichs­
außenminister Rosenberg auf, um mit ihm über ein Telegramm zu sprechen, das er 
auf Grund einer Unterredung mit dem Reichskanzler über seinen Vorschlag aufge­
setzt hatte. Schon in diesem Gespräch äußerte sich D'Abernon, wie in den Gesprä­
chen Ende 1924, gegen die Form des Plebiszits und die Formel über die Beschrän­
kung des Vertrages auf ein Menschenalter13. 

In seinem Tagebuch vermerkte der englische Botschafter einige Tage darauf, daß 
zwar Zeitpunkt und Worte unglücklich gewählt worden seien, aber jetzt gefragt wer­
den müsse, „whether the child brought into the world by Hughes and smothered by 
Poincare can be brought to life again; possibly some prophet Elisha may be found"14. 

Bereits im Mai desselben Jahres entstand der Entwurf des Ministerialdirektors 
Gaus zur Sicherheitsfrage, der eine modifizierte Version des Cuno-Vorschlages dar­
stellte. Dieser sah nun ein schiedsgerichtliches Verfahren und eine auf 99 Jahre be­
grenzte Vertragsdauer vor. Da der Entwurf auch an Schubert, damals noch Direktor 
der Englandabteilung des Auswärtigen Amtes, weitergeleitet wurde15, war dieser mit 
dem Sachverhalt vertraut, als der englische Botschafter Anfang des Jahres 1924 mit 
einem eigenen Vorschlag zur Lösung der Sicherheitsfrage bei ihm vorsprach16. 

Zunächst brachte Schubert jedoch das Gespräch auf den Cuno-Vorschlag. Außer­
dem wurde der Plan des Generals Spears, den dieser am 6. März 1923 auf dem Höhe-

11 W.Frhr. v. Rheinbaben, Stresemann, Dresden 1930, S.234. Eine Bestätigung aus den Akten ließ sich 
hierfür bisher nicht ermitteln. 

12 F. Berber (Hrsg.), Locarno. Eine Dokumentensammlung, Berlin 1936, S. 45. 
13 PA, Handakten Direktoren, Schriftverkehr Schubert, 2, Aufzeichnung Rosenberg, 3.1.1923. Vgl. 

dazu Stambrook, S.240. 
14 D'Abernon, vol. 2, 18.1. 1923. Diese Aufgabe sollte er 1924 selbst übernehmen. Auch Rheinbaben 

gegenüber äußerte er sich in ähnlicher Weise: „Nach seiner Rückkehr aus London habe er zu Cuno 
und Rosenberg gesagt, ,You are mad!' Trotzdem sei der Gedanke an sich gesund." PA, Handakten 
Direktoren, Schriftverkehr Schubert, 7, Aufz. Rheinbaben, 27.2.1923. 

15 PA, Büro RM, Reparationen, 11,1, ohne Datum und Unterschrift. 
16 Stambrook, S.240 f. 
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punkt des Ruhrkampfes im Unterhaus vorgestellt hatte, diskutiert. Spears hatte vor­
geschlagen, das Rheinland zu entmilitarisieren und unter die Kontrolle des Völker­
bundes zu stellen. Allerdings sollte es weiterhin ein integrierter Bestandteil des Deut­
schen Reiches bleiben17. Schubert erhob jedoch Bedenken gegen diesen Plan, denen 
sich D'Abernon anschloß. Stattdessen entwarf der Botschafter einen Plan, der in An­
sätzen mit seiner später vertretenen sogenannten „iron curtain idea" übereinstimmte. 
Auch er ging von einer Demilitarisierung des Rheinlandes aus, die jedoch „bilateral 
and protective to both sides" sein und über die Bestimmungen der Artikel 41-43 des 
Versailler Vertrages hinausgehen sollte. Zugleich verband er damit die Empfehlung 
des Eintrittes Deutschlands in den Völkerbund. Er wollte jedoch weder von einem 
Garantiepakt an sich noch von einer englischen Garantie etwas wissen. Eine solche 
Garantie könne Frankreich nur durch den Eintritt Deutschlands als gleichberechtigten 
Partner im Völkerbund erhalten18. 

Diese Überlegungen besprach D'Abernon eingehend mit seinem Botschaftsange­
hörigen19 und sandte davon einen Bericht an MacDonald20. Mit dem Auswärtigen 
Amt blieb er währenddessen ebenfalls in Kontakt21, und auch Stresemann wurde von 
den Erörterungen informiert22. Der Außenminister wies jedoch die Londoner Bot­
schaft an, noch keine endgültige Stellung zu diesem Projekt zu beziehen. Zudem hielt 
er es für sinnvoller, wenn Vorschläge zur Neutralisierung des Rheinlandes nicht von 
der deutschen Regierung in die Diskussion geworfen würden23. 

Am 11. Februar besuchte D'Abernon Schubert erneut, um von ihm je ein inoffiziel­
les Memorandum zur Sicherheits- und Völkerbundsfrage zu erhalten24. Aus diesen 
Dokumenten ging eindeutig hervor, daß die deutsche Regierung nicht bereit war, 
über eine Internationalisierung oder Neutralisierung des Rheinlandes zu verhandeln. 
Vielmehr wollte sie die Souveränität des Reiches dort auf jeden Fall gewahrt wissen25. 

17 PA, Nachlaß Maltzan, Materialien zur Sicherheitsfrage, Anlage 32. 
18 PA, Büro RM, England, 2, Aufz. Schubert, 5.2.1924. 
19 Anregung und wohl auch Vorschlag stammen höchstwahrscheinlich von General Clive. Vgl. Stam-

brook, S.241, der über dieses Gespräch berichtet. PA, Büro St.S., Rheinlandfragen, 2, AA an Bot. 
London, 8.2.1924. 

20 Stambrook, S.241. 
21 PA, Büro St.S., Rheinlandfragen, 2, Stresemann an Bot. London, 8.2.1924. 
22 Ebenda. 
23 Mit Stresemann sprach D'Abernon auch weiterhin über das Projekt. Vgl. Stambrook, S.241 und 

Anm. 32. Eine Aufzeichnung Stresemanns über ein solches Gespräch konnte allerdings nicht gefun­
den werden. 

24 Dieses Schema der Verhandlungsführung wiederholte sich auch in den Gesprächen Ende 1924/ 
Anfang 1925. Bereits zu diesem Zeitpunkt bat D'Abernon darum, seinen Namen in den offiziellen 
Schriftstücken des AA in diesem Zusammenhang nicht zu erwähnen. Offensichtlich wollte er seinen 
Anteil an den Verhandlungen nicht aktenkundig werden lassen. Dazu Stambrook, S. 242. 

25 PA, Büro St.S., Verhandlungen mit fremden Diplomaten, l.Aufz.v. 11.2.1924. Dies war der wich­
tigste Einwand gegen D'Abernons Vorschläge. Im Foreign Office (F. O.) bewirkte seine Berichter­
stattung zumindest eine intensivere Auseinandersetzung mit der Sicherheitsfrage, wobei dort der 
Zusammenhang mit der Völkerbundsfrage im Vordergrund stand. Stambrook, S.243; PA, Polit. 
Abt., III, England, Pol. 1, 2, Dufouran AA, 28.2. 1924. 
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D'Abernon setzte jedoch seine Bemühungen fort. Während seines Londoner Auf­

enthaltes im März 1924 schien er sich intensiver mit MacDonald über die Möglich­

keiten eines Sicherheitspaktes unterhalten zu haben26. Schubert gegenüber gab er je­

doch zu, daß er mit seiner „iron curtain idea" auch in London auf wenig Gegenliebe 

gestoßen war. Trotz dieser anfänglichen Mißerfolge ließ er die Hoffnung auf eine 

baldige Lösung nicht sinken. Für ein Gelingen hielt er zu diesem Zeitpunkt aber noch 

den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund für unerläßlich27. 

Auf englischer Seite war man damals jedoch primär an einer Lösung der Repara­

tionsfrage interessiert, bevor man sich auf eine Lösung der Sicherheitsfrage einließ. 

So hatten D'Abernons Vorschläge keine großen Aussichten, gehört zu werden28. 

Auch Stresemann war weiterhin nicht bereit, einen Vorschlag zu akzeptieren, „der 

darauf hinausliefe, dem Rheinland oder einem anderen deutschen Gebietsteil im Ver­

hältnis zum Reich oder im Verhältnis zum Ausland den Charakter eines irgendwie 

gearteten Sondergebildes zu verleihen"29. 

Dennoch gab D'Abernon nicht auf. Anfang Juni 1924 notierte er in seinem Tage­

buch : „I have always myself inclined to the opinion that the key to a general Solution 

is an agreement regarding security. I am deeply convinced of the need for rapidity in 

the negotiations . . . and endeavour to settle all the outstanding questions"30. Da ihm 

das Problem also sehr dringlich erschien, besprach er es einen Tag später mit Schu­

bert31 und bald darauf auch mit dem Staatssekretär Ago von Maltzan32. Schubert er­

kannte in D'Abernons Vortrag sogleich „die alte D'Abernonsche Idee des eisernen 

Vorhangs33 wieder. Diesmal sind seine Ausführungen jedoch detaillierter". Zwar war 

Schubert von ihnen begeistert, aber er mußte den Botschafter auch auf zwei Schwie­

rigkeiten hinweisen. Zum einen war die Stimmung bei den deutschen Rechtsparteien 

damals nicht geeignet, ein solches Projekt zu fördern. Außerdem schloß sich Schubert 

der Meinung MacDonalds an, der zunächst den Dawes-Plan ohne irgendwelche Zu­

sätze durchbringen wollte. 

Der englische Premier trat damals in Chequers in Unterhandlungen mit Frankreich 

über die Sicherheitsfrage ein, die er am liebsten mit einer Erörterung über eine allge­

meine Abrüstung verbunden gesehen haben wollte34. Diese Initiative MacDonalds 

mag D'Abernon veranlaßt haben, sowohl der deutschen als auch der englischen Seite 

weiterhin seine Vorstellungen zu unterbreiten35. 

26 PA, Nachlaß Maltzan, Aufz. Schubert, 7.3. 1924; D'Abernon, vol. e, 5.3.1924. 
27 PA, Büro RM, England, 2, Aufz. Schubert, 5.2.1924. 
28 PA, Büro St.S., Rheinlandfragen, 3, Sthamer an AA, 29.3.1924. 
29 PA, Büro St.S., besetzte Gebiete, F, 3, Stresemann an Bot. London, 30.3.1924. 
30 D'Abernon, vol. 3, 6.6. 1924. 
31 PA, Büro St.S., Durchführung der Londoner Konferenz, 5, Aufz. Schubert, 7.6.1924. 
32 D'Abernon, vol. 3, 8.6.1924. Darüber war jedoch keine Aufzeichnung in den Akten des AA zu fin­

den. 
33 PA, Büro St.S., Durchführung der Londoner Konferenz, 5, Aufz. Schubert, 7.6.1924. 
34 PA, Büro RM, Reparationen, 19,1, Sthamer an AA, 24.6.1924. 
35 D'Abernon,vol.3,16.6.1924. 
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Nachdem die komplizierte Frage der deutschen Reparationsleistungen durch die 

Londoner Konferenz vom August 1924 gelöst zu sein schien, war man auf englischer 

Seite wieder eher bereit, die Möglichkeit des Abschlusses eines Sicherheitsvertrages 

zu diskutieren. Dabei faßte man in London in diesem Zusammenhang immer noch ei­

ne Neutralisierung des Rheinlandes ins Auge36. 

Zunächst verhandelte die englische Regierung jedoch mit Frankreich über die An­

nahme des Genfer Protokolls. Diese Gespräche veranlaßten D'Abernon im Novem­

ber 1924 dazu, sich verstärkt der Sicherheitsfrage zu widmen37 . Während seines Auf­

enthaltes in London Ende November/Anfang Dezember 1924 besprach er dieses 

Problem auch mit dortigen Diplomaten38. 

Aber auch in deutschen diplomatischen Kreisen beobachtete man die englisch­

französischen Verhandlungen mit Spannung. Anfang Dezember kam der deutsche 

Botschafter in Paris, Hoesch, dabei zu dem Schluß: „Chamberlain hat offenbar Her-

riot nicht den Schmerz bereitet, sich vom Garantiepakt loszusagen ... Andererseits 

hat er die Notwendigkeit, Frankreich Sicherheitsgarantien zu verschaffen, prinzipiell 

anerkannt, jedoch offenbar ohne bestimmte Zusicherungen zu geben. Gewisse Mel­

dungen, wonach er möglichen Rückgriff auf Lloyd Georgeschen Garantiepakt von 

Cannes angedeutet hat, klingen sehr vage"39. 

Daher war der nunmehrige Staatssekretär v. Schubert auf das Problem vorbereitet, 

als D'Abernon nach seiner Rückkehr aus London am 29. Dezember 1924 das Ge­

spräch wiederum auf die Sicherheitsfrage brachte40. Die nun einsetzende Phase von 

Unterredungen über einen Sicherheitspakt, vor allem aber die Frage, von wem die In­

itiative zu ihnen ausgegangen war, hatte schon die Gemüter der Zeitgenossen be­

schäftigt41. In seinen Erinnerungen ging der englische Außenminister Austen Cham­

berlain zwar davon aus, daß das Angebot zu Verhandlungen über einen Sicherheits­

pakt auf eine Initiative der deutschen Regierung zurückzuführen war42, aber in einem 

Brief an D'Abernon im November 1925, also nach den Verhandlungen von Locarno, 

ließ er es dahingestellt, ob nicht dieser als der wirkliche Urheber von Locarno zu be­

zeichnen sei43. Immerhin wurde Lord D'Abernon auch für seine Verdienste um Lo­

carno 1926 die Viscount-Würde verliehen. 

Fest steht, daß sowohl auf englischer44 als auch auf deutscher Seite Ende 1924 die 

36 PA, Büro St. S., Londoner Konferenz, 10 app. 2, Aufz. Schubert, 11.8. 1924. 
37 Stambrook, S.245; PA, Nachlaß Maltzan, Aufz. Maltzan, 11.11. 1924. D'Abernon war sich mit 

Maltzan darüber einig, die Räumungsfrage nicht mit der Sicherheitsfrage zu verquicken. 
38 Stambrook, S. 246. 
39 PA, Büro RM, England, 3, Hoesch an AA, 7.12. 1924. 
40 Dieses Gespräch in Übersetzung bei Stambrook, S. 247. 
41 Im folgenden werden nur die Urteile über D'Abernon herangezogen, die von Personen stammen, 

die damals unmittelbare Kenntnisse vom Geschehen gewinnen konnten. 
42 A. Chamberlain, Englische Politik. Erinnerungen aus fünfzig Jahren, Essen 1938, S.670. 
43 Stambrook, S. 233. 
44 Chamberlain, S.670. Dort wurde intensiv das Genfer Protokoll beraten. Nach der vom AA ge­

schätzten Meinung des Journalisten Glasgow war das F. O. mit einer Sicherheitsgarantie allein an 
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Sicherheitsfrage förmlich „in der Luft lag"45. Nach den in das Auswärtige Amt einlau­
fenden Nachrichten war es für Schubert selbstverständlich, auch D'Abernon um seine 
Meinung zu bitten, wußte er doch von allen Gesprächen desselben Jahres, daß dieser 
sich ganz besonders für diesen Aspekt der deutsch-alliierten Beziehungen interessier­
te. Allerdings kam ihm der englische Botschafter zuvor, als er während des Gesprä­
ches vom 29. Dezember 1924 „ganz plötzlich" und „privat" die Aufmerksamkeit 
Schuberts auf den Cuno-Vorschlag und die Kleine Entente lenkte46. 

Auf Grund des freundschaftlichen Verhältnisses zwischen Lord D'Abernon und 
Schubert und ihrer beider Enthusiasmus für die Lösung der Sicherheitsfrage war es 
ganz selbstverständlich, daß D'Abernon sich zunächst an ihn wandte, und auch in 
den folgenden Monaten die wesentlichen Gespräche in einem fast täglichen Kontakt 
zwischen ihnen geführt wurden47. Daß D'Abernon gerade wieder den Cuno-Vor­
schlag ins Gedächtnis rief, anstatt seine eigene „iron curtain idea" weiter zu verfol­
gen, war leicht zu erklären48. Von Stresemann wußte er zwar, daß dieser seine Idee 
befürworten würde, aber auch gleichzeitig Bedenken hatte, ob die Franzosen sie an­
nehmen würden49. Auch auf Grund der Ablehnung, auf die seine Vorschläge während 
des Jahres gestoßen waren, schien es politisch klüger zu sein, mit einer modifizierten 
Form des Cuno-Vorschlages an Schubert heranzutreten, von der er wußte, daß sie 
Gehör finden würde50. 

Wichtiger als die Form war für den Botschafter jedoch die Wahl des Zeitpunktes für 
seine Initiative51. Den Staatssekretär versuchte er zum raschen Vorgehen zu drängen, 
indem er ihn auf die veränderte politische Ausgangslage hinwies. Amerika schien ihm 
nämlich im Vergleich zu 1923 in einer stärkeren Position zu sein52, und auch die Tatsa­
che, daß Poincare nicht mehr im Amte war, beurteilte er günstig. Außerdem führte er 
Schubert die Gefahren vor Augen, die entstehen würden, wenn Deutschland jetzt nicht 
mit einem Angebot hervortrete. Er mußte den Staatssekretär nur auf die Möglichkeit 

Frankreich nicht einverstanden. PA, Handakten Köpke, Räumung Ruhr, AA an Bot. London, 
27.12.1924, und Büro St. S., Privatbriefe, 3, Dufour an Hoetzsch, 4.4.1925. 

45 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3, Leitlinien zu Verhandlungen, 6.3.1925. 
46 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 29.12.1924. 
47 Dieses Vorgehen entsprach allerdings auch den diplomatischen Gepflogenheiten, insofern sich der 

Botschafter eines Landes zunächst an den Staatssekretär und nur in selteneren Fällen an den Außen­
minister wandte. Außergewöhnlich ist jedoch die Häufigkeit, mit der D'Abernon das AA aufsuchte, 
und in welchem Stil die Gespräche geführt wurden. 

48 Stambrook,S.246ff. 49 D'Abernon, vol. 3,14.9.1924. 
50 Diese Version hatte er bereits in seinem Gespräch mit Schubert vom 27.6. 1924 vorgebracht. So 

„kühn", wie Wolfgang Stresemann meint, war also D'Abernons Vorgehen nicht: Mein Vater Gustav 
Stresemann, Berlin 1979, S. 232. 

51 Sein Aufenthalt in England dürfte ihn davon überzeugt haben, daß die „öffentliche Meinung" das 
Genfer Protokoll ablehnte. A. Vallentin, Stresemann. Vom Werden einer Staatsidee, München 1948, 
S.149. 

52 D'Abernon hatte in dieser Zeit auch schon mit dem amerikanischen Botschafter in Berlin, Hough-
ton, über den Cuno-Vorschlag gesprochen. Dieser meinte im Januar 1925: „Wenn wir jetzt der Si­
cherheitsfrage erhöhte Aufmerksamkeit zuwendeten, sei dies wohl auf die Initiative Lord D'Aber­
nons zurückzuführen." PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 28.1.1925. 
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einer englisch-französischen Verständigung über das Genfer Protokoll und an die Ge­
fährdung Deutschlands durch eine militärisch starke Kleine Entente erinnern, um ihm 
eine dauerhafte und sofortige Behebung der deutsch-französischen Spannungen drin­
gend notwendig erscheinen zu lassen. Um die in seinen Augen günstige Gelegenheit für 
ein deutsches Angebot nicht unnütz verstreichen zu lassen, entschloß sich der englische 
Botschafter, ohne Weisung seiner Regierung zumindestens die deutsche zu einem ent­
scheidenden Schritt zu bewegen53. Tatsächlich reagierte Schubert sofort auf die Anre­
gungen D'Abernons, obwohl es ganz offensichtlich war, daß dieser ohne Weisung han­
delte, denn „die deutsche Außenpolitik sah sich damals vor die Frage gestellt, ob sie die 
Lösung der Sicherheitsfrage den alliierten Westmächten allein überlassen oder auf eine 
Lösung unter Mitbeteiligung Deutschlands hinwirken solle"54. 

So hatte sich Gaus bereits vor dem nächsten Gespräch zwischen dem Botschafter 
und dem Staatssekretär am 13. Januar 1925 erneut mit dem Cuno-Vorschlag und sei­
nem eigenen Entwurf vom Mai 1923 beschäftigt55. D'Abernon ging lebhaft auf das 
Angebot Schuberts ein, der ihn einlud, die „Konversation über dieses Thema fortzu­
setzen"56. Schon am nächsten Tag trafen sie sich zu einem Gespräch57, von dem meh­
rere Aufzeichnungen überliefert sind58. Neben der auch von Stambrook herangezo­
genen Aufzeichnung des Staatssekretärs vom 14. Januar 1925 gibt es noch eine weite­
re Aufzeichnung Schuberts über dieses Gespräch vom 2. Juli 192559. Beide stimmen 
im wesentlichen überein, wobei die frühere Aufzeichnung auch die ausführlichere ist. 

53 Stresemann hat später betont, daß er damals auch deshalb bereitwillig auf den Vorschlag eingegan­
gen sei, weil er eine britisch-französische Entente verhindern wollte (Jacobson, S. 10 ff.). D'Abernon 
selbst mußte den Hergang natürlich so darstellen, als sei die Idee zu dem Angebot von der deutschen 
Regierung gekommen. Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg des deutschen Schrittes war 
es ja, daß Chamberlains Zweifel an der deutschen Zuverlässigkeit und Friedensbereitschaft beseitigt 
wurden. Zunächst vermutete er denn auch in dem deutschen Vorschlag „a clumsy attempt to drive a 
wedge between Great Britain and France". H. Luther, Politiker ohne Partei, Stuttgart 1960, S. 360. 
In seinem Tagebuch sprach D'Abernon aber offen von seinem Anteil am Geschehen (vol. 3, 19.3. 
1925). 

54 Dies zeigt, wie hoch Schubert den Rat D'Abernons schätzte. PA, Nachlaß Stresemann, 26, Aufz. 
ohne Datum und Unterschrift, vermutlich zwischen 24.6. und 1.7.1925 entstanden. Weiteres über 
die Überlegungen der deutschen Regierung bei Stambrook, S. 252 f. 

55 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Gaus an Bülow, 12.1.1925. Daher auch Dirksens Problem, fest­
zustellen, ob der Plan von Schubert oder von Gaus inspiriert war. Die Verantwortung für Locarno 
schrieb er jedoch D'Abernon zu. Vgl. H.v.Dirksen, Moskau. Tokio. London, Stuttgart 1949, S.64. 
Dirksen war seit 1925 Leiter der Ostabteilung des AA, dürfte also über die Vorgänge informiert ge­
wesen sein. Auch der Auswärtige Ausschuß des Reichstags beschäftigte sich am 9.1. 1925 mit der 
Frage, ob es notwendig sei, deutscherseits eine Initiative in der Sicherheitsfrage zu ergreifen. Vgl. 
PA, Nachlaß Stresemann, 277, Aufz. vom 28.2.1925. 

56 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 13.1. 1925. 
57 In Paraphrase bei Stambrook (S. 254 f.) nachzulesen. 
58 Unterschiede zwischen den einzelnen Versionen ergeben sich schon durch die verschiedenen Adres­

saten. Am zuverlässigsten dürfte aber die unmittelbar nach der Unterredung abgefaßte Aufzeich­
nung Schuberts vom 14.1.1925 sein; PA, Büro St.S.,'Sicherheitsfrage, 1. 

59 PA, Nachlaß Stresemann, 27. Sie entstand, weil durch den Bericht, den Stresemann über den Gang 
der Verhandlungen am 1.7. 1925 vor dem Auswärtigen Ausschuß gegeben hatte, Differenzen zwi-
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Daneben muß jedoch auch die Tagebuchaufzeichnung D'Abernons vom 14. Januar 
1925 herangezogen werden60. Auch sie beweist, daß D'Abernon von seiner „iron cur-
tain idea" abgerückt war. In der Unterredung mit Schubert ging er auf das ihm von 
Schubert offensichtlich zur Verfügung gestellte Memorandum Gaus' zur Sicherheits­
frage ein61. Seinerseits legte auch er Schubert eine Aufzeichnung vor, die er nach Lon­
don zu schicken beabsichtigte62. 

Schuberts und D'Abernons Aufzeichnungen unterscheiden sich aber bezüglich der 
Aussagen zur Garantierung der polnischen Westgrenze. Während D'Abernon in sei­
nem Tagebuch vermerkte: „I pointed out that it might create a bad impression if Ger-
many specifically excluded the polish frontier from such a guarantee"63, hielt Schu­
bert fest: „Er kam selbst auf die Frage zu sprechen, ob wir da nicht auch gezwungen 
würden, unsere Ostgrenze zu garantieren. Ich bezeichnete dies als ganz ausgeschlos­
sen, wofür Lord D'Abernon volles Verständnis hatte"64. Bereits hier zeigen sich unter­
schiedliche Akzente, die gerade in dieser Frage auch in späteren Phasen der Verhand­
lungen zu Unstimmigkeiten führen sollten. 

Charakteristisch für den gesamten weiteren Verlauf der Verhandlungen war je­
doch, daß Schubert D'Abernon fragte, wie er sich das weitere Vorgehen denke. Des 
Botschafters Vorschlag, es möglichst schnell angehn zu lassen und zunächst von offi­
ziellen Demarchen abzusehen, sowie als erstes mit London in Verbindung zu treten, 
griff Schubert im folgenden tatsächlich auf. Damit hatte D'Abernon sein vorerst 
wichtigstes Ziel, die Verhandlungen überhaupt in Gang kommen zu lassen, erreicht65. 
Die Grundlagen für eine weitere erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Schubert 
und D'Abernon in dieser Frage war gelegt, wobei die wesentlichen Impulse sowohl 

schen Luther und Stresemann über den Hergang aufgetaucht waren. Daraus ging hervor, daß 
D'Abernon, wie schon gesagt, ganz plötzlich und sehr privat auf die Sicherheitsfrage gekommen 
war. Somit besteht also kein Zweifel mehr an der Initiative des Botschafters. Stresemann rechtfertig­
te das Vorgehen des britischen Botschafters vor dem Auswärtigen Ausschuß so: „Soweit am 29. De­
zember Anregungen des englischen Botschafters im Gespräch, das ja das Recht jedes Diplomaten ist 
und worin sein Beruf besteht, erfolgten, bezogen sie sich ausdrücklich nur auf das, was man den 
Cuno-Pakt nennt." Es sei ihm auch wohl bewußt gewesen, daß England nicht willens ist, „als Garant 
in europäischen Dingen aufzutreten". PA, Nachlaß Stresemann, 26, Entwurf einer Rede vor dem 
Auswärtigen Ausschuß, ohne Datum. 

60 D'Abernon, vol. 3,14.1.1925. 
61 In seiner Tagebuchaufzeichnung faßte er den Entwurf des Ministerialdirektors Gaus zusammen. 

Also muß er ihn gekannt haben 
62 D'Abernon hatte sich nach seiner Rückkehr aus London intensiv mit der Sicherheitsfrage beschäf­

tigt und mehrere Aufzeichnungen ausgearbeitet. PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schu­
bert, 13.1.1925. 

63 D'Abernon, vol. 3,14.1.1925. 
64 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 14.1.1925. 
65 Ebenda. Vgl. Stambrook, S. 255. „Es komme alles darauf an, diese Frage möglichst bald intensiv in 

Angriff zu nehmen und sie, wenn irgend möglich, einer baldigen Lösung zuzuführen." In seinem Ta­
gebuch legte er der deutschen Regierung aber auch in den Mund, was er selbst als wesentlich erach­
tete : „The basis of the German position is that they are ready to go very far in accepting non-aggres-
sion and pacification pacts, provided that the engagement is fully and frankly reciprocal." Siehe 
Anm.63. 
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zum Inhalt als auch zur Form des deutschen Angebots an England von D'Abernon 
ausgegangen waren. 

Gegenüber der Öffentlichkeit und auch Chamberlain gegenüber mußte Strese-
mann dies natürlich leugnen. Vom Auswärtigen Ausschuß nach dem Hergang dieses 
Gesprächs befragt, stritt er entschieden ab, daß das „deutsche Auswärtige Amt am 
Leitseil des englischen Botschafters gewesen sei"66. Auch gegenüber dem deutschen 
Botschafter in Moskau, Graf Brockdorff-Rantzau, verkürzte er D'Abernons Anteil 
am deutschen Angebot. Er gestand zwar zu, „daß Lord D'Abernon hier eine deutsche 
Initiative angeregt hat", fügte jedoch gleich hinzu: „Das ist aber keineswegs aus­
schlaggebend gewesen ... Unsere Aktion entsprach auch weder ihrem Inhalt noch 
den Ansichten, die Lord D'Abernon hier bei seiner Anregung zum Ausdruck gebracht 
hatte"67. Hierbei mußte jedoch beachtet werden, daß Stresemann, indem er die Initia­
tive D'Abernon's weiterverfolgen ließ, sich zunächst von der von Brockdorff-
Rantzau vertretenen Ostorientierung Deutschlands abwandte68. Die Aufzeichnung 
Schuberts vom 2. Juli 1925 belegte indes, daß man sehr wohl den Vorstellungen des 
englischen Botschafters folgte69. 

Stresemann wurde von diesem Gespräch durch Schubert informiert. Der Außenmi­
nister seinerseits setzte einen Tag später Hoesch davon in Kenntnis, daß man auf 
D'Abernons Anregungen eingehen wolle70. Stresemann wollte sich aber nicht auf den 
Cuno-Vorschlag beschränken und lehnte wie schon zuvor eine internationale Kon­
trolle des Rheinlandes ab. Um sich ein Bild von den Erfolgschancen des von D'Aber­
non empfohlenen Schrittes zu machen, bat er Hoesch um eine Stellungnahme, die 
möglichst bald erfolgen sollte, da er D'Abernon nicht warten lassen wollte71. Sobald 
die neue Regierung feststand und es sicher war, daß Stresemann im Amt blieb, unter­
richtete er auch den neuen Reichskanzler Luther von den Vorgängen72. 

66 Gustav Stresemann, Vermächtnis. Nachlaß in 3 Bänden, hrsg. von H. Bernhard, Berlin 1932, Bd. 2, 
S. 112. So überspitzt formuliert, hatte Stresemann natürlich recht, doch unterschlägt das auch den 
wesentlichen Beitrag, den D'Abernon geleistet hatte. 

67 PA, Büro RM, Rückwirkungen, 15-2, 1, Stresemann an Brockdorff-Rantzau, 19.3. 1925. Vgl. 
dazu Stambrook, Anm.68. Dies stimmt nur bedingt. Es ist aber richtig, daß Deutschland sich die 
Möglichkeit für andere Lösungen offen hielt. Das wurde von D'Abernon jedoch ausdrücklich be­
jaht. 

68 Zu dieser Problematik auch der Brief Schuberts an Brockdorff-Rantzau vom 22.1.1925, in: Locar-
no-Konferenz. 

69 D'Abernon hatte ein deutsches Memorandum zur Sicherheitsfrage gewünscht, das er der englischen 
Regierung als ein inoffizielles Dokument überreichen wollte. 

70 PA, Büro RM, Locarno, 15-1, 1, Stresemann an Hoesch, 15.1. 1925. In diesem Brief stellt Strese­
mann auch eindeutig fest, daß nach seiner Meinung der britische Botschafter ohne Weisung seiner 
Regierung gehandelt habe. Vgl. dazu Stambrook, S. 253. Damit ist Jacobsons These (S. 12), Strese­
mann habe geglaubt, „D'Abernon was speaking with the authorization of his government", wider­
legt. 

71 PA, Büro RM, Londoner Konferenz, 15,1, Stresemann an Hoesch, 15.1.1925. 
72 PA, Nachlaß Stresemann, 26, Luther an Stresemann, 1.7. 1925. Das Kabinett hatte sich am 22.1. 

1925 gebildet. Luther verweist in seinen Memoiren auch auf ein Motiv des Botschafters für seine In­
itiative. Demnach habe er damals die „Konstellation Luther-Stresemann, von zahmen oder halbzah-
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Dieser empfand die höchste Wertschätzung für den englischen Botschafter. In sei­

nen Erinnerungen hob auch er die Bedeutung D'Abernons für die gesamten Locarno-

Verhandlungen hervor. Zu den Ereignissen vom 19. Januar 1925 hielt er folgendes 

fest: „Stresemann hatte mir die ganze Vorgeschichte seiner außenpolitischen Bemü­

hungen erzählt, besonders auch von seiner Verbindung zu dem britischen Botschafter 

Lord D'Abernon ... Lord D'Abernon hat wahrhaft segensreich für die Sache und für 

Deutschland gewirkt, indem er den Stimmungsumschwung in London namentlich bei 

seinem Außenminister Austen Chamberlain schließlich zustande brachte"73. In dieser 

Unterredung zwischen Luther und Stresemann wurde auch festgelegt, daß D'Aber­

non das von ihm gewünschte deutsche Memorandum zur Sicherheitsfrage als inoffi­

zielles Dokument ausgehändigt werden sollte. Zudem sollte Stresemann weiterhin 

den Kontakt mit ihm aufrecht erhalten74. Zu diesem Zeitpunkt wußte nur der engste 

Mitarbeiterkreis Stresemanns von diesen Vorgängen. Durch die Weisung Luthers er­

hielten sie nunmehr einen halboffiziellen Charakter. Die erste Hürde einer langen 

Strecke war überwunden75. 

Schubert, von diesem Gespräch in Kenntnis gesetzt76, telegraphierte nun seinerseits 

an Dufour, Botschaftsrat in der Londoner Botschaft: „Selbst aber wenn seine 

(D'Abernons) Anregung einen rein persönlichen Charakter hat, werden wir uns ihr 

nicht entziehen können (sic!). Es ist deshalb in Aussicht genommen, ihm morgen das 

in einem Abdruck beigefügte Memorandum zu übergeben"77. Gleichzeitig stellte 

Schubert aber auch eine mögliche Fühlungnahme der deutschen Regierung in Paris in 

Aussicht78. 

Am 20. Januar 1925 erfolgte schließlich die Übergabe des Memorandums an 

D'Abernon. Von einem gleichen Schritt in Paris sah man zunächst trotz aller Beden­

ken ab. Dies mochte auf die schlechte Resonanz, die deutsche Sondierungen bei dem 

französischen Botschafter in Berlin, de Margerie, hervorgerufen hatten, zurückzu­

führen sein79 So war jedoch der von D'Abernon empfohlene Weg eingeschlagen wor­

den80. In dem mit der Übergabe des Memorandums verbundenen Gespräch hielt es 

men Deutschnationalen unterstützt, für eine Versöhnungspolitik am besten geeignet" gehalten (Lu­
ther, S. 358). Da dies jedoch im Dezember 1924 noch nicht abzusehen war, hat die Version Vallentins 
(S. 149), daß D'Abernon über die Schritte Chamberlains in Paris beunruhigt war und einer englisch­
französischen Entente zuvorkommen wollte, eine größere Wahrscheinlichkeit für sich. 

73 Luther, S. 356; P. Schmidt, Statist auf diplomatischer Bühne 1925-1945, Bonn 1949, S. 74, bestätigt 
dieses Urteil. 

74 PA, Nachlaß Stresemann, 27, Aufz. Schubert, 2.7.1925; Luther, S. 357. 
75 PA, Nachlaß Stresemann, 27, Luther an Stresemann, 1.7.1925; Luther, S. 357. 
76 PA, Büro St. S. Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 19.1.1925. Dies zeigt erneut, welche Bedeutung 

Schubert den Vorschlägen D'Abernons beimaß. 
77 PA, Büro RM, Londoner Konferenz, 15,1, Schubert an Dufour, 19.1.1925. 
78 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Dufour an Schubert, 17.1. 1925. Dufour hatte unter dem 17.1. 

1925 berichtet, daß Lampson, auf das Thema Sicherheit bei einem Frühstück angesprochen, nicht 
weiter darauf eingegangen sei. 

79 PA, Büro RM, Londoner Konferenz, 15, 1, Neurath an AA, 3.2. 1925. 'Weitere Kontakte mit de 
Margerie fanden erst am 23.1.1925 statt. Stambrook, S.259. 

80 Vallentin,S.149. 
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D'Abernon nicht für zweckmäßig, die englische Regierung, wie es Schubert wünsch­
te, in einem Bericht davon zu unterrichten, daß der deutsche Schritt aus vertraulichen 
Unterredungen zwischen ihm und Schubert erwachsen sei. Für den Erfolg des Ange­
bots sei es viel zu wichtig, daß der Eindruck entstehe, das Angebot komme von der 
neuen deutschen Regierung81. Die Frage, ob auch eine offizielle Demarche in Paris 
erfolgen sollte, blieb noch offen, denn Schubert wollte sich eine freie Hand für das 
weitere deutsche Vorgehen vorbehalten. Insbesondere wollte er die deutsche Regie­
rung nicht allein auf den Cuno-Vorschlag beschränkt sehen. Daher hielt er D'Aber­
non weitere, zuvor mit Gaus erörterte Alternativen vor Augen82. 

Die Reaktion des Botschafters auf diese Einwände Schuberts zeigten aber, daß er 
selbst nicht auf den Cuno-Vorschlag fixiert war, sondern diesen nur als ein Mittel be­
nutzt hatte, um überhaupt ein ernsthaftes Gespräch über die Sicherheitsfrage in Gang 
kommen zu lassen83. Das deutsche Memorandum fand, vielleicht auch auf Grund des 
begleitenden Berichts Lord D'Abernons, zunächst eine gute Aufnahme im Foreign Of­
fice. Crowe, der zu verstehen gab, daß es sich nur um eine private Initiative des Bot­
schafters gehandelt habe84, hieß den deutschen Vorschlag willkommen, hielt ihn aber 
gleichzeitig für verfrüht, da zunächst noch andere offene Fragen aus dem Londoner 
Protokoll erledigt werden müßten. Auf jeden Fall wollte er aber Chamberlain von dem 
deutschen Schritt unterrichten85. Dessen Reaktion war jedoch nicht sehr ermutigend86. 
Daß er schließlich doch einlenkte, war nicht zuletzt D'Abernons Verdienst87. 

Noch bevor diese Reaktion Chamberlains bekannt wurde, verabredeten Schubert 
und D'Abernon bereits die weiteren Schritte. Sie einigten sich darauf, falls von seiten 
de Margeries Fragen auftauchen sollten, ihm keine konkreten Auskünfte zu geben88. 

81 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 20.1. 1925; Stambrook, S. 258. Dies geht auch 
aus einem Brief Chamberlains an die Countess Seherr-Thoss vom 9.2.1925 (Büro St. S., Sicherheits­
frage, 2) hervor, in dem es zum deutschen Angebot heißt: „Had they in reply taken solemn note of it 
and added the assurance that they were determined to make good any defaults which were exposed, 
I think we should really have advanced a little way towards an early solution." 

82 Dabei handelte es sich um verschiedene Formen von Schiedsverträgen, um deren Zusendung 
D'Abernon bat. 

83 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, l,Aufz. Schubert, 20.1.1925. Für D'Abernon war wichtig, daß der 
deutsche Vorschlag in eine Form gekleidet war, „that would soften refusal if refusal came". Auch 
sollte die englische Regierung zu nichts verpflichtet werden, sondern es sollte von ihr nur ein Rat 
eingeholt werden. D'Abernon, vol. 3,20.1.1925. 

84 Er vermutete ganz zu Recht, daß Lord D'Abernon diese Initiative gestartet hatte. Schubert bestätig­
te diese Annahme gegenüber Sthamer, „daß er damit Initiative D'Abernon's meine, wie es ja auch 
den Tatsachen entspricht". PA, Büro RM, Locarno, 15, 1, Schubert an Sthamer, 24.1.1925. 

85 PA, Büro RM, Londoner Konferenz, 15. 1, Sthamer an AA, 22.1. 1925. 
86 Schmidt, S. 75; Jacobson, S. 13. 
87 Luther, S.362; Rheinbaben, S.215. Rheinbaben, seit 1923 Staatssekretär in der Reichskanzlei und 

Mitglied der DVP, war über die damaligen Vorgänge gut unterrichtet. Auch später betonte er die 
„Patenstellung", die D'Abernon gegenüber dem AA eingenommen habe (Locarno und die Weltpoli-
tik,S.47). 

88 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 23.1.1925. Nach Stambrook, S. 259, hat Schu­
bert noch am gleichen Tag de Margerie gesagt, daß Deutschland sich gerade mit der Sicherheitsfra­
ge befasse und vielleicht bald Schritte in Paris unternehmen würde. 
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Allerdings mußte Schubert den Botschafter darauf hinweisen, daß man eine baldige 
Antwort aus London erwarte, da man, auch um Mißverständnissen in England vor­
zubeugen, die französische Seite nicht mehr lange uninformiert lassen könne. Im Ge­
gensatz zu Crowe hielt Schubert (und natürlich auch D'Abernon) die deutsche Ak­
tion keineswegs für verfrüht. Vielmehr betrachtete er sie als einen „Vorläufer für in­
ternationale Vereinbarungen, wie sie das Genfer Protokoll darstelle. Denn wir woll­
ten doch mit unserem Vorschlag gerade erreichen, daß Herr Herriot in den Stand ge­
setzt würde, möglichst bald zur Räumung der rheinischen Zone zu schreiten"89. Das 
Zögern Chamberlains interpretierte D'Abernon zutreffend mit der Tatsache, daß es 
sich ja um eine hochpolitische Angelegenheit handelte und sich daher das englische 
Kabinett mit der Sache befassen müsse90. Da er also damit rechnete, daß die englische 
Antwort auf sich warten lassen würde, schlug er nun seinerseits vor, eine Demarche 
an die französische Regierung zu richten. Jedoch ließen beide dieses Vorhaben zu­
nächst wieder fallen91. 

Jedoch noch am gleichen Tag informierte D'Abernon das Foreign Office darüber, 
„that the German Government attached great importance to proposal being framed in 
such a form as to be acceptable to France, and that Germany was willing to sign arbi-
tration treaties with her Eastern neighbours"92. 

Ende Januar befanden sich die Verhandlungen damit an einem toten Punkt. Weder 
aus Paris noch aus London erhielt das Auswärtige Amt irgendwelche konkreten An­
haltspunkte über die Erfolgschancen seines Projektes. Einzig die Rede Herriots vom 
28. Januar 1925 bot nach Auffassung D'Abernons einen Ansatzpunkt zu Verhandlun­
gen. Im Gegensatz zu Schubert beurteilte D'Abernon die Entwicklung der Sicher­
heitsfrage durchaus optimistisch93. 

Am 30. Januar antwortete Chamberlain endlich auf das deutsche Memorandum. 
Wie schon von Schubert erwartet, lehnte er es ab, hinter dem Rücken Frankreichs mit 
Deutschland Verhandlungen zu führen. Allerdings begrüßte er den Geist des deut­
schen Angebots und zog es auch als eine geeignete Basis für eine weitere Diskussion in 
Betracht.94 Unterdessen ließ auch der deutsche Reichskanzler Luther auf einer Rede 
vor der ausländischen Presse durchblicken: „Sobald für die Sicherheitsfrage eine Lö­
sung gefunden ist, ergibt sich damit die Lösung der meisten übrigen Fragen nahezu von 
selbst."95 

Stresemann reagierte aber auf die Nachrichten aus London mit Enttäuschung, so-

89 Ebenda. 
90 Im englischen Kabinett standen sich damals die Anhänger und Gegner einer englisch-französischen 

Allianz gegenüber. Zu letzteren zählten auch Freunde D'Abernons: Churchill, Birkenhead und 
Amery. Vgl. Jacobson, S. 14 ff. 

91 Noch am gleichen Tag sprach Schubert mit de Margerie; Stambrook, S. 261. 
92 Ebenda, S. 260. Davon war in seinem Gespräch mit Schubert nicht die Rede. Offenbar rechnete er 

gerade in dieser Frage mit größeren englischen Bedenken. 
93 Schubert rückte damals die Rede Herriots in die Nähe von Poincares Reden. PA, Büro St. S., Sicher­

heitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 25.1.1925. 
94 PA, Büro RM, Locarno, 15,1, Sthamer an AA, 30.1.1925; Stambrook, Anm.93. 
95 PA, Nachlaß Stresemann, 19, Auszug aus Rede Luthers, 30.1.1925. 
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daß D'Abernon „did my best to smooth down Stresemann's feelings"96. Er fand je­

doch Unterstützung durch Hoesch, der nun empfahl, an die französische Regierung 

heranzutreten97. D'Abernon hatte derweilen alle Hände voll zu tun, um auch Schu­

bert zu beruhigen, dem die Reaktion Chamberlains auf die Rede Luthers Sorge berei­

tete98. Um die deutschen Chancen in Großbritannien nicht noch weiter zu verschlech­

tern, bat Schubert D'Abernon bei Chamberlain richtigzustellen, daß „Frankreich un­

ser eigentlicher Kontrahent sei, und daß ich sehr gezögert hätte, ihn (D'Abernon) zu 

ermächtigen, unser Memorandum nach London zu senden. Ich betonte, daß wir die­

sen Schritt auf seinen Rat unternommen hätten"99. Seinerseits war der Botschafter 

nicht sehr glücklich über die Verknüpfung von Sicherheits- und Völkerbundsfrage, 

wie Chamberlain sie formuliert hatte100. Damit nicht genug häuften sich die schlech­

ten Nachrichten über die Annahme des deutschen Angebots in London101. 

Unter diesen Umständen schloß sich Stresemann den Vorschlägen seines Botschaf­

ters in Paris an und instruierte ihn, sobald er von seinem Unfall genesen sei, bei Her-

riot vorzusprechen102. Am 9. Februar überreichte Forster das gleiche Memorandum, 

das der englischen Regierung zugesandt worden war, Herriot103. 

In der Zwischenzeit waren im Auswärtigen Amt jedoch Zweifel an dem Bericht 

Sthamers, der zu dem ungünstigen Bild von der englischen Reaktion geführt hatte, 

entstanden. Während nämlich Sthamer auf Anfrage Schuberts104 berichtete, daß 

Chamberlain auf einer deutsch-französischen Einigung vor dem Abschluß eines Ga­

rantiepaktes bestanden habe105, schien er in einem Brief an D'Abernon, den dieser 

Schubert auszugsweise vorgelesen hatte, nichts dergleichen geäußert zu haben106. Da 

Schubert aber D'Abernon keine unangenehme Fragen stellen wollte107, verzichtete er 

auf eine Klärung, obwohl eine solche für den weiteren Verlauf der Verhandlungen 

von Bedeutung gewesen wäre108. Zudem war Schubert nicht daran interessiert, wegen 

96 D'Abernon, vol. 3, 30.1.25. 
97 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 1, Hoesch an AA, 1.2.1925. 
98 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Aufz. Schubert, 2.2.1925. 
99 Ebenda. 
100 Ebenda. In seinem Tagebuch schloß sich D'Abernon allerdings Schuberts Pessimismus an, suchte 

aber gleichzeitig nach einem neuen Ausweg aus der verfahrenen Situation, den er in einem Vorgehen 
ohne diplomatische Finessen sieht. D'Abernon, vol. 3, S. 137. 

101 PA, Büro RM, Locarno 15,1, Sthamer an AA, 5.2.1925, und Forster an AA, 5.2.1925. 
102 Dokumentensammlung Locarno, S. 55 ff., Stresemann an Hoesch, 5.2. 1925. 
103 Ebenda, S. 61 ff. 
104 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 1, Schubert an Sthamer, 6.2. 1925. 
105 PA, Büro RM, Locarno, 15,1, Sthamer an Schubert, 7.2.1925. 
106 Dazu vermerkt Chamberlain in seinem Brief an die Countess Seher-Thoss: „... they ignored the vital 

sentence with which the note concluded." Vgl. Anm. 81. Genau auf diesen Satz hatte D'Abernon 
Schubert auch hingewiesen (Anm. 98). 

107 Er glaubte, daß D'Abernon ihm diese Information unterschlagen hatte. 
108 PA, Büro RM, Locarno, 15, 1, Schubert an Sthamer, 9.2. 1925. D'Abernon seinerseits war davon 

überzeugt, daß Sthamer den wichtigsten Gedanken des deutschen Memorandums, nämlich daß 
Deutschland bereit wäre, ein besonderes Abkommen zur Gewährung der französischen Sicherheit 
einzugehen, Chamberlain nicht mitgeteilt hatte. D'Abernon, vol. 3, 5.2.1925. 
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dieser Unstimmigkeiten das Vertrauen D'Abernons zu verlieren109. Andererseits ging 
sein Vertrauen jedoch nicht so weit, D'Abernon rechtzeitig genug von der deutschen 
Absicht, eine Demarche in Paris vorzunehmen, zu unterrichten. Er glaubte nämlich, 
daß D'Abernon zu diesem Zeitpunkt einem solchem Vorgehen abgeneigt war. Daher 
wollte er ihn erst wenige Stunden vor der Übergabe in schonender Form davon in 
Kenntnis setzen110. Tatsächlich geschah dies aber erst einen Tag nach der Übergabe in 
Paris am 9. Februar 1925111. 

Um eine Koordination des englischen und französischen. Vorgehens zu ermögli­
chen, erbat sich D'Abernon die Abschrift des deutschen Memorandums. Darüber 
hinaus teilte er dem Staatssekretär die englische Absicht mit, nach dem Vorbild der 
Londoner Konferenz eine weitere Konferenz zur Diskussion der Entwaffnungs-, 
Räumungs- und Sicherheitsfrage in London anzuberaumen112. Da Schubert keine de­
finitiven Aussagen über die Aussichten des deutschen Schrittes in Paris geben konnte, 
suchte D'Abernon ihn aufzurichten, indem er wiederholt auf die gute Annahme des 
deutschen Memorandums in London hinwies113. Gleichzeitig drängte er auch die 
englische Regierung zu einer Beschleunigung der Verständigung114. 

Die Nachrichten, die aus Belgien und England im Auswärtigen Amt eintrafen, 
konnten jedoch keinen Anlaß zum Optimismus geben. Danach schienen im Foreign 
Office andere Lösungsvorschläge beraten zu werden, deren Kern ein englisch-fran­
zösisch-belgischer Vertrag sein sollte115. Wie eine solche Lösung im einzelnen aussah, 
und wie die Dominions auf sie reagieren würden, stand noch nicht fest116. 

Da D'Abernon in richtiger Einschätzung der Lage der Meinung war, daß vorläufig 
in England nichts zu tun sei, war er um so erfreuter zu hören, daß die Sache in Frank­
reich Fortschritte machte117. In der Tat überreichte die französische Regierung am 

109 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 2, Schubert an Sthamer, 9.2.1925; Stambrook, Anm. 95. 
110 Ebenda. Schubert hatte mit der Einschätzung D'Abernons vollkommen recht. Dieser plädierte ent­

schieden für mündliche Verhandlungen und stand dem Austausch von Noten o. a. ablehnend gegen­
über. D'Abernon, vol. 3,9.2.1925. 

111 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 2, Aufz. Schubert, 10.2.1925. Schubert stellte den Sachverhalt so 
dar, als ob Hoesch zu diesem Vorgehn gedrängt habe. Tatsächlich fand D'Abernon dann den deut­
schen Schritt ganz ausgezeichnet. Dokumentensammlung Locarno, S. 63 ff. 

112 Einen Tag später meldete Hoesch, daß man sich auch in Paris mit dem Konferenzgedanken trage. 
PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 2, Hoesch an Schubert, 11.2.1925. 

113 Dies traf, wie schon gesehen, nicht unbedingt zu. Allerdings interpretierte D'Abernon die Stellung­
nahme Chamberlains gegenüber Sthamer in diese Richtung. 

114 Ebenda. Schubert informierte auch Hoesch über diese Unterredung mit D'Abernon. PA, Büro RM, 
Locarno, 15,1, Schubert an Hoesch, 10.2.1925. 

115 PA, Büro RM, Locarno, 15,1, Keller an AA, 11.2.1925, und Sthamer an AA, 11.2.1925. Tatsäch­
lich hatte D'Abernon Chamberlain jedoch bis Mitte Februar dazu gebracht, zu glauben, daß die 
deutsche Regierung willens und fähig sei, eine Regelung der Entwaffnungs- und Sicherheitsfrage 
auszuhandeln (Jacobson, S. 22). Stresemann hatte über Stevenson versucht, mit dem Gedanken ei­
nes Sicherheitspaktes an Chamberlain heranzutreten. Chamberlain sah es jedoch lieber, wenn die 
Verhandlungen über seinen Botschafter in Berlin liefen. PA, Nachlaß Stresemann, 20, Sthamer an 
Stresemann, 18.2.1925. 

116 Sthamer an AA, 11.2.1925 (Anm. 115). 
117 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 2, Aufz. Schubert, 19.2.1925. 
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nächsten Tag dem deutschen Botschafter in Paris eine Note, die den französischen 
Wunsch ausdrückte, mit Deutschland in der Sicherheitsfrage in einen Gedankenaus­
tausch zu treten118. Am gleichen Tag konnte D'Abernon nunmehr berichten, daß bei 
Chamberlain ein Meinungsumschwung stattgefunden hatte und dieser bereit wäre, 
nun anstelle des Genfer Protokolls über einen Sicherheitspakt zu verhandeln, an dem 
auch Deutschland beteiligt würde119. 

Um das französische mit dem englischen Vorgehen abzustimmen, war man in 
Frankreich daran interessiert, genaueres über den englischen Standpunkt zu erfahren. 
D'Abernon, von Schubert über diese Wünsche informiert120, benachrichtigte offen­
sichtlich das Foreign Office davon, denn wenige Tage später kam Crowe in einem 
Gespräch mit Sthamer auf die französische Reaktion zu sprechen. Die englische Posi­
tion stellte sich nach dieser Unterhaltung so dar, daß man nun daran interessiert war, 
die französische Angst vor einer deutschen Revanche beseitigen zu können, ohne daß 
jedoch irgendwelche „elements stables" in die Diskussion gebracht würden. Einen 
rein deutsch-französischen Vertrag lehnte Crowe entschieden ab. Er glaubte viel­
mehr, daß ein Beitritt Großbritanniens zu einem Sicherheitspakt nur in dessen Inter­
esse liegen könnte121. 

Darüber hinaus schien auch die Frage des deutschen Eintritts in den Völkerbund in 
London erörtert worden zu sein. Zumindest hatte sich D'Abernon von der deutschen 
Regierung zwei Memoranden erbeten, wovon das eine den Artikel 213 des Versailler 
Vertrages und das andere den Artikel 16 der Völkerbundssatzung betraf. Von beiden 
ließ er eine Übersetzung anfertigen, die er am 26. Februar 1925 an Chamberlain sand­
te. Damit wollte er verhindern, daß in Großbritannien der Eindruck entstand, als ob 
man im Auswärtigen Amt hinter dem Rücken der Alliierten verhandeln wollte122. An­
dererseits wies er in Bezug auf die deutschen Bedenken hinsichtlich des Artikel 16 der 
Völkerbundssatzung, der das Durchmarschrecht durch das Gebiet eines Mitglieds des 
Völkerbundes im Falle eines Krieges regelte, Chamberlain mit Recht darauf hin, daß 
die deutsche Regierung hier den Grundsatz „ultra posse nemo obligatur" annehmen 
könnnte123. 

118 Dokumentensammlung Locarno, S.69. 
119 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 2, Aufz. Schubert, 20.2.1925. 
120 PA, Botschaft London, ganz geheim, 3, Schubert an Sthamer, 21.2. 1925. D'Abernon, vol. 3, 21.2. 

25, vermerkte an diesem Tag in seinem Tagebuch: „They (AA) listen carefully to any advice we give 
and within limits, they accept it." Schuberts Aufzeichnung bestätigt dies. PA, Büro St.S., Sicher­
heitsfrage, 2, Aufz. Schubert, 24.2. 1925. 

121 PA, Büro RM, Locarno, 15, l,SthameranAA,25.2.1925. 
122 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 2, Aufz. Schubert, 26.2. 1925; Büro RM, Locarno, 15, l,Strese-

mann an Sthamer, 25.2.1925. Stresemann erklärte sich das englische Interesse an der Völkerbunds­
frage damit, daß man in England nach einer Möglichkeit suche, für die außerhalb Europas liegen­
den Fragen freie Hand zu bekommen. 

123 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 2, Aufz. Schubert, 28.2. 1925. Zwischen D'Abernon und Cham­
berlain fand damals ein reger Gedankenaustausch statt über das weitere Vorgehen, wobei sich je­
doch unterschiedliche Standpunkte über die Haltung, die England Frankreich gegenüber einneh­
men sollte, herausstellten (Jacobson, S.25). Chamberlain ging es immer noch primär um ein gutes 
Verhältnis zu Frankreich. 
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Während D'Abernon noch in seinen Gesprächen mit Schubert entschieden den 

Standpunkt vertrat, daß jede Form eines Sicherheitspaktes zwischen den Westmächten 

allein abzulehnen sei, weil ein solcher notwendigerweise immer gegen Deutschland ge­

richtet wäre und Deutschland daher von Anfang an an den Verhandlungen beteiligt 

werden müßte124, kam aus London die Nachricht, daß das englische Kabinett sich am 

vorangegangenen Tage mit dem Genfer Protokoll befaßt und es endgültig abgelehnt 

hatte125. Statt dessen wiederholte Chamberlain in einem Gespräch mit Sthamer aus­

drücklich, „daß er in dem Schritt der deutschen Regierung bezüglich der Sicherheits­

frage einen ebenso erfreulichen wie hoffnungsvollen Akt sehe, der die Möglichkeit ei­

ner freundschaftlichen Zusammenarbeit für die Zukunft in Aussicht stelle"126. 

D'Abernon, von diesem Gespräch durch Schubert unterrichtet, hielt das Resultat für 

ganz ausgezeichnet. Es gehe daraus hervor, daß Chamberlain auf seine - D'Abernons 

- Vorstellungen „ganz ausgezeichnet reagiert habe"127. Trotzdem riet er davon ab, „to 

spur a willing horse". Statt dessen schlug er vor, zunächst die Begegnung zwischen 

Herriot und Chamberlain abzuwarten, die für den 6. März in Paris geplant war128. 

Da in diesen englisch-französischen Konsultationen wiederum der Gedanke auf­

tauchte, ob Deutschland nicht, bevor man in irgendwelche Verhandlungen über einen 

Sicherheitspakt trete, Mitglied des Völkerbundes werden sollte, erörterte auch 

D'Abernon, indem er sich auf einen Brief Sir Eric Drummonds, des Generalsekretärs 

des Völkerbundes, bezog, dieses Problem sowohl mit Schubert als auch mit Strese-

mann129. Im Gegensatz zu Drummond hoffte der englische Botschafter, beide Fragen 

miteinander und möglichst innerhalb von zwei Monaten erledigen zu können. Zuvor 

124 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3 , Sthamer an AA. 3.3.1925. 
125 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3, Sthamer an AA, 3.3.1925. 
126 PA, Büro RM, Locarno, 15,1, Sthamer an AA, 3.3.1925. Unterdessen hatte der französische Bot­

schafter in London mit Chamberlain über die Sicherheitsfrage gesprochen. D'Abernon, der von der 
französischen Absicht, einen Vertrag ohne Deutschland abzuschließen, unterrichtet war, teilte seine 
großen Bedenken gegen ein solches Vorhaben Chamberlain mit. Wie der weitere Verlauf der Ver­
handlungen zeigen sollte, war er mit seinen Warnungen durchgedrungen. PA, Botschaft London, 
geheim, 3, Schubert an Sthamer, 3.3.1925. 

127 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3, Aufz. Schubert, 5.3.1925. Am gleichen Tag vermerkte D'Aber-
non in seinem Tagebuch, daß Stresemann seinerseits nicht mehr so geneigt war, dem englischen Rat 
zu folgen (D'Abernon, vol. 3,5.3.1925). 

128 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3, Aufz. Schubert, 5.3.1925. Chamberlain hatte im Unterhaus er­
klärt, daß in Paris nicht über konkrete Vorschläge verhandelt werden sollte. Die deutschen Anre­
gungen müßten erst einer eingehenden Prüfung unterzogen werden. Nach anderen Informationen 
glaubte Sthamer jedoch, daß die deutsche Demarche vom englischen Kabinett als Grundlage für die 
englische Haltung akzeptiert worden sei. PA, Büro RM, Locarno, 15,1, Sthamer an AA, 5.3.1925; 
Büro St. S., Privatbriefe, 2 a, Bernstorff an Schubert, 5.3.1925. In einem ausführlichen Bericht des 
gleichen Tages gibt Sthamer jedoch zu, daß im englischen Kabinett mehrere Auffassungen existier­
ten. PA, Eng. III, Pol. 2,3, Sthamer an AA, 5.3.1925. Selbst D'Abernon räumte Schubert gegenüber 
ein, daß Chamberlains Formulierungen nicht ganz glücklich gewählt seien. Er wollte sich aber um 
eine Klärung bemühen. PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3, Aufz. Schubert, 7.3.1925. 

129 PA,Büro St.S., Sicherheitsfrage, 3, Aufz.Schubert,9.3.1925;ebenda, Aufz.Stresemann,9.3.1925; 
ebenda, Aufz. Stresemann, 10.3.1925. Damit kann Stambrooks Annahme, D'Abernon habe in die­
ser Zeit nur Kontakt mit Schubert gehabt, widerlegt werden (Stambrook, Anm. 67). 
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benötigte er aber von Schubert die Klärung der Frage, ob ein Sicherheitspakt eine mi­
litärische Bindung Englands zur Folge haben würde. „Die Beantwortung dieser Frage 
sei sehr wichtig in Hinblick auf die Stellung der Dominions"130. Schubert konnte ihm 
jedoch keine konkrete Antwort geben131. Unter diesen Umständen trat für D'Aber-
non die Sondierung über die deutsche Haltung zur Anerkennung der deutschen Ost­
grenze und zum französischen Durchmarschrecht durch Deutschland für den Fall ei­
nes fremden Angriffs auf Polen in den Vordergrund132. Um einer Klärung dieser Fra­
ge näher zu kommen, schlug er erneut die Anwendung der Formel „ultra posse nemo 
obligatur" in Bezug auf den Artikel 16 der Völkerbundssatzung vor. Er konnte jedoch 
nicht versprechen, ob diese Formel in England auf Verständnis stoßen würde133. 
Nachdem diese Frage eingehend zwischen Schubert und D'Abernon erörtert worden 
war, legte Schubert den zwischen ihnen erarbeiteten Lösungsvorschlag Stresemann 
und Luther vor134. 

Hinsichtlich einer deutschen Anerkennung der momentanen deutschen Ostgrenze 
mußte sich D'Abernon jedoch dahingehend unterrichten lassen, daß Deutschland 
nie, wie er gemeint hatte, eine Garantieerklärung bezüglich dieser Grenze abgelegt 
hatte. Im Gegenteil mußte Schubert ihm mitteilen, daß „wir es für ausgeschlossen hal­
ten, Polen gegenüber die Grenzen überhaupt zu erwähnen"135. 

Im gleichen Gespräch sprach der englische Botschafter Schubert darauf an, „ob sie 
aber auf Grund des Sicherheitpaktes eine sofortige Räumung des ganzen Rheinlandes 
verlangen werden"136. Sie einigten sich darauf, daß man dies nicht zur Bedingung für 
den Abschluß des Vertrages machen würde137. 

130 PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 3, Aufz. Schubert, 9.3. 1925. 
131 Das Gespräch mit Stresemann verlief in den gleichen Bahnen. Auch von ihm erbat er sich nähere 

Einzelheiten über die deutsche Position bezüglich des Völkerbundeintrittes und der „polnischen 
Frage". Diese Fragen erschienen ihm so wichtig, daß er am nächsten Tag auch mit Luther über sie 
sprach und ihn davon zu überzeugen suchte, daß Deutschland doch nicht auf einer Sonderregelung 
bzgl. des Artikel 16 bestehen sollte. Wie dringlich auch die andere Frage in diesem Moment war, 
zeigte sich in einer Depesche, die D'Abernon noch während dieses Gespräches erhielt und die ihn 
instruierte, der deutschen Regierung mitzuteilen, daß man in London auch eine Anerkennung der 
deutschen Ostgrenze wünsche. PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 4, Aufz. Luther, 10.3.1925. 

132 Ebenda, und Aufz. Schubert, 10.3.25. 
133 Die Dringlichkeit seiner Vorstellung ergab sich aus dem Umstand, daß die Völkerbundssitzung in 

derselben Woche zu Ende gehen würde und Deutschland diese Gelegenheit nicht versäumen sollte. 
Selbst wenn jetzt noch keine Klärung möglich wäre, hätte Deutschland seinen guten Willen unter 
Beweis gestellt. 

134 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 3, Aufz. Stresemann, 10.3. 1925. 
135 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 4, Aufz. Schubert, 12.3. 1925. 
136 Ebenda. Crowe bat Sthamer in einem Gespräch am 16.3.1925, nicht zu sehr auf eine sofortige Räu­

mung Kölns zu drängen. PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 4, Sthamer an AA, 16.3.1925. Als darauf­
hin Sthamer Crowe gegenüber zu verstehen gab, daß die Räumungsfrage zweitrangig sei, mußte 
Schubert ihn eines Besseren belehren, wenn er es auch für taktisch unklug hielt, dies jetzt zu deutlich 
herauszustreichen. Er hatte deshalb auch mit D'Abernon erneut darüber gesprochen, daß die 
Räumungsfrage nur von der Bereinigung der Entwaffnungs-, nicht aber der Sicherheitsfrage abhin­
ge. D'Abernon wollte entsprechend nach London berichten. PA, Büro St.S., Sicherheitsfrage, 4, 
Schubert an Sthamer, 18.3.1925. 

137 In seinem mit Schubert abgestimmten Telegramm für Genf faßte er die deutsche Position so zusam-
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Während nun D'Abernon eindeutig für eine Verknüpfung der Völkerbunds- mit 
der Sicherheitsfrage plädiert hatte, ließ Chamberlain diese Frage in seiner Rede in 
Genf offen138. Als es wieder so schien, als ob man vorerst keine Fortschritte machen 
könne, kam aus London die Nachricht, daß sowohl Frankreich als auch seine Bünd­
nispartner in der Kleinen Entente, Polen und die Tschechoslowakei, einzulenken be­
reit seien und somit die Erfolgschancen des deutschen Vorschlages stiegen139. 

In diese Situation hinein fiel das für die weiteren Verhandlungen entscheidende 
Gespräch zwischen Stresemann und D'Abernon vom 19. März 1925. Während Stre-
semann von Augustus John gemalt wurde und dadurch gezwungen war, dem engli­
schen Botschafter in aller Ruhe zuzuhören, konnte dieser ihm seine wichtigsten Ge­
danken zu einem Sicherheitspakt entwickeln140. 

Eine ähnliche Klärung der Positionen schien sich auf englischer Seite anzubahnen. 
In London äußerte sich Chamberlain gegenüber Sthamer am 19. März 1925, daß er in 
dem deutschen Vorschlag eines allgemeinen Vertrages sehr wohl die Möglichkeit zu 
einem neuen Konzert der Mächte erkenne141. Wie Sthamer berichtete, hielt er einen 
vorhergehenden Eintritt Deutschlands in den Völkerbund nicht länger für eine condi­
tio sine qua non142. Unterdessen hatte sich das englische Kabinett jedoch dahinge­
hend geeinigt, beide Akte143, pari passu aber die Zeichnung des Sicherheitsvertrages 
als ersten Schritt zu vollziehen144. In seiner Rede im Unterhaus vom 22. März 1925 
gab Chamberlain diese Entscheidung dem Parlament kund145. 

Damit war der Weg frei, auf der Basis des deutschen Vorschlages in deutsch-alliier­
te Verhandlungen über einen Sicherheitspakt einzutreten. Das unermüdliche Arbei­
ten des englischen Botschafters hatte seine ersten Früchte getragen. Indem er immer 

men: „In Bezug auf den Westen seien wir bereit, eine Garantierung der Grenzen eintreten zu lassen, 
was auch den abermaligen Verzicht auf Elsaß-Lothringen einschließe. In Bezug auf den Osten seien 
wir aber zu dem Abschluß weitgehender Schiedsverträge bereit." PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 
4, Aufz. Schubert, 12.3.1925. 

138 WTB, 14.3.1925. 
139 PA, Büro RM, besetzte Rheinlande, 7, Sthamer an AA, 16.3.1925. 
140 D'Abernon, vol. 3, S. 153; Nachlaß Stresemann, 44, Notizen Stresemanns zu einer Abschiedsrede 

für D'Abernon vom 9.10. 26: „Die wichtigsten Gespräche über Locarno geführt, als Sir John mich 
malte." D'Abernon, vol. 3, S. 15 ff. Über den konkreten Inhalt wird nicht berichtet. 

141 PA, Büro St. S., Sicherheitsfrage, 5, Sthamer an AA, 19.3.1925. 
142 Im Gegensatz zu Sthamer bestand Chamberlain in einem Brief an D'Abernon darauf. Daher mag 

dahingestellt sein, ob Sthamer die englische Position richtig wiedergegeben hat. Chamberlain er­
schien es daneben überaus wichtig, die Polen ruhig zu halten. Auf Grund dieses Briefes riet D'Aber­
non Schubert, Chamberlain zu verstehen zu geben, daß Deutschland noch schwere Bedenken bzgl. 
seines Eintrittes in den Völkerbund wegen des Artikels 16 habe, „daß aber, wenn die übrigen Fragen 
inzwischen einer befriedigenden Lösung zugeführt würden, man damit rechnen könne, daß dann 
unsere Bedenken wegen des Artikel 16 leichter überwunden werden könnten." PA, Büro St.S., Si­
cherheitsfrage, 5, Aufz. Schubert, 21.3.1925. 

143 Also der Abschluß eines Sicherheitsvertrages und des deutschen Eintrittes in den Völkerbund. 
144 PA, Büro RM, Locarno, 15,1, Sthamer an AA, 21.3.1925. 
145 PA, Botschaft London, geheim, Abschrift der englischen Instruction für Lord D'Abernon, ganz ge­

heim, 30.3.1925. 
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wieder mit neuen Anregungen dazu beitrug, die Widerstände und Bedenken auf bei­
den Seiten aus dem Wege zu räumen und die Positionen einander anzunähern, war es 
ihm gelungen, wie er es selbst einmal formuliert hatte, das „Kind" am Leben zu halten 
und eine gemeinsame Verhandlungsbasis anzubieten. 

Der Staatssekretär v. Schubert hatte ihn dabei nach besten Kräften unterstützt, so-
daß man dieses Ergebnis zu einem bedeutenden Teil diesen beiden Männern zuspre­
chen muß. Demgegenüber war der Anteil des deutschen und des englischen Außen­
ministers verhältnismäßig gering, wenn auch bei ihnen die letzte Entscheidung über 
die Aufnahme der Anregungen des Botschafters und des Staatssekretärs gelegen hat. 



GIORGIO PENZO 

ZUR FRAGE DER „ENTNAZIFIZIERUNG" 
FRIEDRICH NIETZSCHES 

1. 

Man hatte erwartet, daß nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges das Kapitel einer 
langen Serie von Nietzsche-Interpretationen im nationalistischen oder gar im natio­
nalsozialistischen Sinne abgeschlossen wäre. Leider nimmt dann aber G.Lukacs in 
zwei Schriften das Thema von Nietzsche als Prophet des Nationalsozialismus wieder 
auf1. Es handelt sich hier zweifellos um das traurigste Kapitel, das im Rahmen der 
Nietzsche-Interpretationen geschrieben wurde. Aber wenn nach Beendigung des 
Zweiten Weltkrieges die Beziehung zwischen Nietzsche und dem Nationalsozialis­
mus von neuem untersucht wird, so geschieht dies zu einem ganz anderen Zweck als 
in den Jahrzehnten vor 1945. Und zwar geht es um die Klärung der Frage, inwieweit 
eine „Entnazifizierung" Nietzsches möglich ist. 

Im Grunde war Nietzsche bereits durch Heidegger und Jaspers - wenn auch indi­
rekt - „entnazifiziert" worden, und zwar durch deren existentiell-ontologische Inter­
pretation seines Werks2. Man darf nicht vergessen, daß diese Entwicklung bereits 
1935 ihren Anfang nimmt, d.h. in der Zeit, als die Philosophen des Nationalsozialis­
mus versuchen, aus Nietzsche einen Propheten ihrer Ideologie zu machen. Die Tatsa­
che, daß Heidegger - wenn auch nur für kurze Zeit - Parteimitglied war und daß er 
eine beachtliche akademisch-politische Stellung einnahm, war vielleicht Anlaß zu 
Mißverständnissen, so daß seine Ausdrucksweise nicht immer ohne böse Absicht mit 
dem Jargon verwechselt werden konnte, der in der Kultur des Dritten Reiches Mode 
war. 

Mit dem Amt des Rektors einer Universität war damals auch eine politische Stel­
lung verbunden, und man mußte wenigstens indirekt der Partei huldigen. Nun spricht 
Heidegger in seiner Antrittsrede als Rektor der Universität Freiburg i. Br. im Jahre 
1933 zum ersten Male über Nietzsche und bezeichnet ihn als einen Denker, der neue 
Wege und neue Horizonte erschließen kann. Dies konnte zweifellos zu dem schwe-

1 G. Lukacs, Die Zerstörung der Vernunft, Berlin 1954; ders., Der deutsche Faschismus und Nietzsche, 
in: Schicksalswende. Beiträge zu einer neuen deutschen Ideologie, Berlin 1948, S.5-36. 

2 M. Heidegger, Nietzsche, 2 Bde., Pfullingen 1961 (vgl. hierzu: G. Penzo, Friedrich Nietzsche nell'in-
terpretazione heideggeriana, Bologna 19823); K.Jaspers, Nietzsche. Einführung in das Verständnis 
seines Philosophierens, Berlin 1936. 
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ren Mißverständnis führen, daß eine gewisse Beziehung zwischen der Problematik 
Nietzsches und der Problematik des Nationalsozialismus bestehe. Dieses Mißver­
ständnis mochte die in der Kultur jener Zeit stillschweigend verbreitete Meinung be­
stärken, Nietzsche sei ein Denker des Dritten Reiches. 

Vielleicht gaben auch einige Aussagen zu Nietzsches Seinsthematik Anlaß dazu, 
daß Zuhörer Heideggers, die ohne eine entsprechende philosophische Vorbildung 
dessen Vorlesungen besuchten, Nietzsche im vorher angedeuteten Sinne interpretier­
ten. Allerdings findet die persönliche Entscheidung Heideggers, der NSDAP - wenn 
auch nur für kurze Zeit - beizutreten, in seinen Werken keinen Anhaltspunkt. Und 
die Tatsache, daß einige Ausdrücke aus seiner neuen ontologischen Problematik im 
ontischen und politischen Sinne ausgelegt wurden, ist nur ein Zeichen dafür, wie ver­
wirrt und zweideutig die Kultur jener Zeit war. 

Es ist z. B. zu beobachten, daß sogar die existentiell-ontologische Thematik von der 
Entschlossenheit, welche die extreme Möglichkeit des Daseins bedeutet, im politi­
schen Sinne interpretiert wird. Die Entschlossenheit im Bereich des Grundes, im Sin­
ne von „Selbst" als Überwindung des inauthentischen „Man", wird also als heroische 
Entschlossenheit aufgefaßt. Sie ist dem Menschen eigen, der Geschichte machen 
kann, weil er sich entschließt, das gewöhnliche und anonyme „Man" zu überwinden, 
um in den Bereich der Auserwählten und daher in den Horizont des Übermenschen 
zu gelangen. 

Die Seinsgeschichte wird so zur Geschichte des deutschen Volkes, welches die Sen­
dung hat, das neue Schicksal des Abendlandes zu bestimmen. Offensichtlich hat es 
keinen Sinn, wenn man Heidegger beschuldigt, gerade durch seine neue Ausdrucks­
weise ein solches Mißverständnis heraufbeschworen zu haben. Verantwortlich dafür 
sind die pseudo-intellektuellen Politiker, die sich oft mit böser Absicht anmaßen, tief 
philosophische Gedanken wie die Heideggers im politischen Sinne auszulegen. 

2. 

So erwächst die Frage, wie es überhaupt möglich war, daß man Heideggers Nietz­
sche-Interpretation damals in diesem politischen Sinne deutete. Diese Frage steht na­
türlich in engem Zusammenhang mit dem Problem der „Entnazifizierung" Nietz­
sches, die übrigens in eine direkte und in eine indirekte „Entnazifizierung" aufgeglie­
dert werden kann. So gehören z. B. die Überlegungen zur Beziehung zwischen Hei­
degger und Nietzsche in den Bereich der indirekten „Entnazifizierung", während 
man von direkter „Entnazifizierung" nur dann sprechen kann, wenn die eigentlichen 
Theoretiker des Nationalsozialismus selbst in Betracht gezogen werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich unterstreichen, daß ich mit der Auffassung, 
die K.Löwith in seinem Werk Von Hegel zu Nietzsche (1958) vertritt, nicht ganz ein­
verstanden bin. Er sagt nämlich einerseits, man könne nicht leugnen, daß Nietzsche 
ein Wegbereiter der nationalsozialistischen Bewegung gewesen sei und daß er diese 
entscheidend beeinflußt habe. Andererseits spricht er aber auch die Meinung aus, daß 
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man Nietzsche nicht als Vorkämpfer einer Ideologie ansehen könne, der er selbst 

fernstand. Meines Erachtens wäre die erste Aussage zu klären. Wenn man nämlich 

sagt, Nietzsche sei ein Vorbereiter des Nationalsozialismus, müßte man damit eine 

meiner Meinung nach grundlegende Unterscheidung verbinden. Und zwar könnte 

man Nietzsche auf kultureller Ebene, d. h. tatsächlich, als Wegbereiter des National­

sozialismus ansehen; aber was seine Grundproblematik anbetrifft, d.h. von Rechts 

wegen, darf Nietzsche nicht in diesem Sinne ausgelegt werden. Wenn man sich diese 

Unterscheidung vor Augen hält, kann man meines Erachtens nicht nur von einer teil­

weisen „Entnazifizierung" Nietzsches sprechen, wie sie in der Kompromißlösung Lö-

withs ausgesprochen wird, sondern von einer völligen Entnazifizierung oder Frei­

sprechung Nietzsches. Und das ist die These, die ich vertreten werde. 

Ich möchte mich hier nur auf einige allgemeine, den kulturellen Bereich betreffen­

de Überlegungen beschränken. Eine Auslegung der Grundproblematik Nietzsches 

habe ich an anderer Stelle versucht3. Um über die politisch-kulturelle Frage sprechen 

zu können, komme ich noch einmal auf die Beziehung zwischen Heidegger und 

Nietzsche zurück. Heidegger untersucht bekanntlich in seinen Vorlesungen über 

Nietzsche das aus dem Nachlaß Nietzsches stammende Werk Der Wille zur Macht. Er 

bezeichnet es als das wichtigste Werk zum Verständnis Nietzsches. In diesem Zusam­

menhang ist zweierlei zu beachten. 

Einerseits kann man feststellen, daß Heideggers Erwägungen zum Werk Der Wille 

zur Macht und zur Idee vom Übermenschen in sehr zweideutiger Weise interpretiert 

worden sind. Vielleicht wäre hier zu bedenken, daß zu diesem Mißverständnis, wie 

gesagt, die Sprache Heideggers beigetragen hat und auch die Tatsache, daß er ständig 

auf Hölderlin zurückgreift, den Dichter, für den das nationalsozialistische Deutsch­

land eine Vorliebe an den Tag legt4. Aber dazu beigetragen hat vor allem die Tatsache, 

daß Heidegger sich in seinen Untersuchungen zu dem Werk Der Wille zur Macht 

ständig auf A. Baeumler bezieht, der als Erster die grundlegende Bedeutung dieses 

Werks zum Verständnis von Nietzsches Denken betont hatte. 

Bekanntlich war Baeumler der angesehenste Philosoph des nationalsozialistischen 

Regimes, wenn er auch erst ziemlich spät der Partei beitrat. Sein Buch über Nietz­

sche, das 1931 erschien, wurde in der zweideutigen Kultur jener Zeit als ein grundle­

gendes Werk betrachtet. Baeumler hält Nietzsche nicht nur für einen Philosophen, 

sondern auch für einen politischen Denker, wie schon aus dem Titel seines Buches, 

Nietzsche. Der Philosoph und Politiker, hervorgeht. Andererseits darf man nicht ver­

gessen, daß Heidegger im Grunde den Ansatz Baeumlers nicht billigt, sondern ihm 

den Einwand entgegenhält, daß er zwar weitläufig über eine metaphysische Dimen­

sion im Denken Nietzsches spricht, daß aber in Wirklichkeit das politische Moment 

in seiner Interpretation das metaphysische Moment überdeckt. Und nur aus diesem 

3 G. Penzo, Friedrich Nietzsche. Il divino come polarita, Bologna 19813. 
4 Es ist wohl überflüssig, zu bemerken, daß nach Heideggers Auslegung der Wille zur Macht und der 

Übermensch den Horizont der ontologischen Offenheit ausmachen. Dasselbe gilt natürlich auch für 
Hölderlins Problematik. 
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Grunde hält Baeumler nach Heideggers Ansicht die Lehre von der ewigen Wieder­
kehr des Gleichen nicht für philosophisch im eigentlichen Sinne. 

Um die politische Interpretation Baeumlers besser verstehen zu können, muß man 
berücksichtigen, daß sie auf einer romantischen Auffassung von der Kultur beruht. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist es gerechtfertigt, wenn man Baeumler beschuldigt, 
der nationalsozialistischen Interpretation Nietzsches den Weg gebahnt zu haben. In­
dem er das Werden dem Sein vorzieht, betont Baeumler die Dimension der Tat, d. h. 
das Moment des existentiellen Heldentums. 

Man kann nämlich feststellen, daß er in den Ausführungen über die Dimension der 
Tat oft von der ontologischen Ebene auf die ontische, d. h. auf die existentiell-politi-
sche absinkt. Und auf dieser Ebene wird die Tat zur Heldentat und zum Heldentum 
im Krieg. Eine Folge des romantischen Einschlags der Baeumlerschen Nietzsche-In­
terpretation ist besonders das Thema von der Rückkehr zum Ursprung. Von diesem 
kulturellen Gesichtspunkt aus muß das Deutsch-Sein wieder auf den Ursprung, d. h. 
auf das Germanisch-Sein, zurückgeführt werden. Diese Rückkehr zum Ursprung, 
d. h. diese Läuterung, erfolgt durch die Überwindung der römischen Kultur, die im 
Mittelalter die echte germanische Kultur überdeckt hat. Wenn man also glaubt, daß 
die Läuterung des germanischen Elements vor allem durch eine Polemik mit dem 
Christentum verwirklicht werden kann, dann bekommt natürlich auch Nietzsches 
ständige Kritik am Christentum eine politische Bedeutung. 

In diesem Sinne ist aber meines Erachtens Baeumlers Nietzsche-Interpretation für 
das Verständnis Nietzsches vom politischen Standpunkt aus nicht so bedeutend wie 
die von Ernst Bertram. Bertram stellt in seinem 1918 erschienenen Werk Nietzsche. 
Versuch einer Mythologie vor allem das aristokratische Moment der deutschen Kultur 
heraus. In seinen Ausführungen über Legende und Mythos spricht Bertram über den 
Geist des deutschen Volkes und der deutschen Kultur. Meister Eckhart und Luther 
werden als echte Vertreter der deutschen Kultur und Religion angesehen und bekom­
men dadurch politische Bedeutung. Die Legende ist nicht etwas ein für allemal Fest­
gelegtes, sondern etwas, das im Laufe der Zeit ständig erneuert werden muß. „Alles 
Gewesene ist nur ein Gleichnis", sagt Bertram mit Goethes Worten. Nur als Legende 
kann eine Persönlichkeit oder ein Werk von Dauer sein. Die Legende ist Bild und Ge­
stalt, d. h. Mythos, und nicht Kenntnis von dem, was gewesen ist. Wie Eckhart, Lu­
ther und Goethe, so ist auch Nietzsche nach Bertrams Auffassung ein Vertreter des 
echten Deutschtums, welches nie etwas Abgeschlossenes, sondern immer etwas im 
Werden Befindliches ist. In diesem Werden und Sich-Vervollkommnen wird der Be­
rührungspunkt zwischen Deutschtum und griechischer Kultur sichtbar. In der diony­
sischen Philosophie Nietzsches sieht Bertram die Verschmelzung von Griechentum 
und Deutschtum. Das Werden Heraklits ist auch der wahren deutschen Kultur eigen, 
und darum sagt Nietzsche, daß gut deutsch sein heißt, sich zu entdeutschen. 

So macht Bertram schon vor Baeumler deutlich, daß zwischen Deutschtum und 
Griechentum ein innerer Zusammenhang besteht. Diese Überzeugung bestimmt auch 
die Schriften einiger Ideologen des Nationalsozialismus. Man könnte hier z.B. 
H.Heyse {Idee und Existenz, 1935) anführen, der die Auffassung vertritt, daß diese 
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Problematik die Grundlage für die existentielle Wirklichkeit des Reichs bildet, welche 
dann eine metaphysische 'Wirklichkeit wird. Die meisten Ideologen des Nationalso­
zialismus, wie z. B. H. Härtle {Nietzsche und der Nationalsozialismus, 1937), stellen je­
doch heraus, daß bei Nietzsche die Wirklichkeit des Volkes nicht berücksichtigt wird, 
die im Nationalsozialismus im Vordergrund steht. Vor allem F.A.Beck {Idee und 
Wirklichkeit, 1936) betrachtet, wie Heyse, Volk und Reich als metaphysische Dimen­
sionen. 

3. 

Es wurden kurz die Tragweite und die Grenzen angedeutet, welche die politische 
Auslegung Nietzsches von seiten dieser großen Interpreten, d.h. Bertram und 
Baeumler, charakterisieren. Diese beiden Interpretationen können zweifellos als die 
tiefgründigsten betrachtet werden, die vor Heideggers und Jaspers' Nietzsche-Inter­
pretationen geschrieben wurden. Um nun die Beziehung zwischen Nietzsche und 
dem Nationalsozialismus weiter zu klären, möchte ich einige kulturelle Strömungen 
näher beleuchten, welche Einfluß auf die Nietzsche-Interpretationen ausgeübt ha­
ben, die vor und nach den genannten erschienen sind. Besonders möchte ich die poli­
tische Literatur über Nietzsche kurz untersuchen, die in den ersten Jahrzehnten die­
ses Jahrhunderts und zum Teil bereits von Nietzsches geistigem Zusammenbruch an 
veröffentlicht wurde. 

Wenn man von der kurzen und schmerzlichen Popularität absieht, deren sich 
Nietzsche nach dem Erscheinen seines ersten Werks, Die Geburt der Tragödie, erfreu­
te, kann man mit Bedauern feststellen, daß er fast ganz unbekannt war bis zu dem tra­
gischen Jahr 1889, in dem er in geistige Umnachtung verfiel. Erst von diesem Mo­
ment an wurde Nietzsche immer bekannter, bis er innerhalb kurzer Zeit zum Mythos 
wurde. Leider ging aber in diesem Nietzsche-Mythos der wahre Nietzsche verloren. 

Bekanntlich sind die ersten zwei Interpreten Nietzsches keine deutschen Intellek­
tuellen, sondern es handelt sich um den Dänen Georg Brandes, der im Jahre 1889 an 
der Universität Kopenhagen eine Reihe von Vorlesungen über Nietzsche hielt, und 
um den Schweden Ola Hansson. Ihre Schriften5, die den Auftakt zu Nietzsches Po­
pularität bilden, enthalten ein ausgesprochen positives Urteil über den Philosophen. 
Nietzsche wird nicht nur als Dichter, sondern als echter Denker betrachtet. Es han­
delt sich um eine ethische Auslegung von Nietzsches Denken, die übrigens typisch für 
fast alle Nietzsche-Interpretationen ist, welche unmittelbar nach diesen beiden ersten 
veröffentlicht wurden. Dazu ist allerdings zu bemerken, daß die deutschen Intellektu­
ellen der jungen Generation Nietzsches Werken nicht mit der großen Ehrfurcht und 
gleichzeitig mit der Distanz begegnen, die z. B. Brandes und Hansson an den Tag le-

5 G. Brandes, Aristokratischer Radikalismus. Eine Abhandlung über F. Nietzsche, in: Deutsche Rund­
schau, 1890 (2), S.52-89; O.Hansson, Friedrich Nietzsche. Seine Persönlichkeit und sein System, 
Leipzig 1890. 
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gen. Schon bald wird Nietzsche mit Zarathustra identifiziert, und letzterer wird als 
der Übermensch selbst betrachtet. Der Übermensch wird immer mehr zum Symbol 
des außergewöhnlichen Menschen, der nicht nur die bürgerliche Moral beseitigen, 
sondern auch neue Werte verkünden will. Und zwar Werte, die nur vom Menschen 
geschaffen werden können, d. h. von dem höheren Menschen, der mit dem Ausdruck 
Übermensch gemeint ist. 

Nur wenige Nietzsche-Interpreten distanzieren sich von einer solchen Auslegung, 
die gerade in der deutschen Jugend jener Zeit einen fruchtbaren politisch-kulturellen 
Nährboden findet. So kann man feststellen, daß in den ersten zwei Jahrzehnten ne­
ben der ethischen eine allgemein kulturelle und vor allem eine politische Auslegung 
Nietzsches vorherrscht. Allerdings muß man dazu bemerken, daß es nicht leicht ist, 
die Grenze zwischen der ethischen und der politischen Auslegung zu ziehen, weil in 
den meisten Interpretationen die beiden Bereiche ineinander übergehen. Ich glaube, 
man kann sagen, daß im ersten Jahrzehnt der Nietzsche-Interpretationen 
(1890-1900) die ethische Problematik Nietzsches ziemlich kritisch beurteilt wird. 
Nietzsche wird als echte Gefahr betrachtet (vgl. z.B. das Urteil von E.v.Hartmann, 
L. Stein, W. Weigand). Weniger streng ist das ethische Urteil über Nietzsche im zwei­
ten Jahrzehnt (1900-1910). Durch den Einfluß einer bestimmten politischen Kultur, 
die damals gerade Fuß faßte, ist man geneigt, Nietzsche nicht so sehr als einen Um­
werter aller Werte zu sehen, sondern eher als einen Schöpfer neuer Werte (vgl. das 
Urteil von H.Vaihinger, G.Simmel u.a.). In diesem kulturellen Zusammenhang ist 
vor allem Also sprach Zarathustra das Werk, das in den ersten Jahrzehnten nicht nur 
die Dichter, sondern auch die Philosophen besonders beeindruckt haben muß, denn 
hier spricht Nietzsche vom Übermenschen. 

Der Übermensch wird als Symbol für den freien Geist und Schöpfer verstanden, 
und Also sprach Zarathustra erinnert sowohl wegen seiner hohen dichterischen Form 
als auch wegen seines Gehalts sehr an Goethes Faust. Man betrachtet den Übermen­
schen als den Verkündiger einer neuen Kultur, die an die Stelle der Kultur des christli­
chen Abendlandes treten soll. "Weder Gott noch die Kirche, sondern nur der Mensch 
soll der verantwortliche Schöpfer der menschlichen Werte sein. 

Um diese Auslegung besser verstehen zu können, muß man berücksichtigen, daß in 
der Kultur um die Jahrhundertwende ein blinder Glaube an die wissenschaftlichen 
Theorien von Darwin und Haeckel verbreitet ist, der zuweilen sogar ins Mythische 
ausartet. Dieser Zauber des Positivismus ist nicht frei von ideologischen Aspekten, so 
daß es für die Vertreter der Rassentheorie ein leichtes Spiel wird, einige Ausdrücke 
aus dem Zarathustra zugunsten ihres Gesichtspunktes auszulegen. So kann man be­
obachten, daß bereits von den ersten Jahren der Nietzsche-Interpretationen an eine 
Tendenz besteht, den Übermenschen als Schöpfer neuer Werte für eine höhere Rasse 
zu interpretieren. 

Leider ist dieser gefährliche, für die Wissenschaft damals typische Optimismus vor­
bereitend für das Entstehen der Nietzsche-Mode, was man z. B. auch an den zahlrei­
chen Romanen aus der damaligen Zeit feststellen kann (vgl. H.Conradi, P.Heyse). 
Nietzsches Übermensch wird zum Mythos vom Übermenschen. Diesen Mythos, wie 
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er sich in den Jahren um die Jahrhundertwende entwickelt hat, kann man zu klären 
versuchen, wenn man sich drei miteinander verflochtene Aspekte vergegenwärtigt: 
den kreativen Aspekt, den historisch-kulturellen Aspekt und den wissenschaftlich­
mythischen Aspekt. Für diese drei Gesichtspunkte sind in den Werken Nietzsches 
dem Anschein nach Anhaltspunkte zu finden. 

Man kann am Übermenschen z.B. das historisch-kulturelle Moment unterstrei­
chen. Dann spricht man vom historischen Übermenschen, wie er in der Beschreibung 
der bei Nietzsche beliebten historischen Figuren wie Alexander d. Gr., Cesare Borgia 
und Napoleon in Erscheinung tritt. Oder man kann am Übermenschen das wissen­
schaftlich-mythische Moment unterstreichen. In diesem Falle spricht man vom Über­
menschen als Überart, die man dort antreffen kann, wo Nietzsche vom noch nicht 
verwirklichten Übermenschen spricht. In diesem Zusammenhang ist die Thematik 
von der Züchtung wichtig, über die man in den ersten Jahrzehnten unseres Jahrhun­
derts lebhaft diskutiert. Es handelt sich um eine in die Zukunft projizierte Dimension 
des Übermenschen. In einer bestimmten Art von Nietzsche-Auslegungen gewinnt 
dieses Ideal biologische Züge, weil die Thematik von der Züchtung gerade im Bereich 
der wissenschaftlichen Theorie Darwins Form annimmt. Dieser in die Zukunft proji­
zierte Übermensch wird manchmal auch als Utopie bezeichnet. Zuletzt kann man am 
Übermenschen das schöpferische Moment unterstreichen, welches das wichtigste 
Moment ist. In diesem Falle wird vom Übermenschen als dem höheren Menschen ge­
sprochen. In dieser Form des Übermenschen wurzeln die anderen beiden. Sie wird 
auch mit dem schöpferischen Moment des Genies gleichgesetzt. Diese Form des 
Übermenschen ist zweifellos die bekannteste, weil sie an den Entwurf des einzelnen 
Menschen als ständige Möglichkeit gebunden ist. Andererseits kann man nicht leug­
nen, daß sich auch die anderen beiden Formen des Übermenschen in der Kultur der 
ersten Jahrzehnte des Jahrhunderts immer mehr durchsetzten, und zwar dadurch, 
daß man die Standpunkte eines gewissen wissenschaftlichen Positivismus annahm, 
der damals vorherrschte. 

So kann man feststellen, daß die politische Kultur der Zeit sich für die Dimension 
des Übermenschen als im biologischen Sinne verstandene Überart entschied. Dieser 
Übermensch als im biologischen Sinne verstandene Überart wurde dann immer mehr 
zum ideologischen Modell. Leider nahm der zum Mythos gewordene Übermensch 
eine so zweideutige Form an wie in der damaligen Zeit, in der sich der Nationalsozia­
lismus immer mehr durchsetzte. Anhand dieses Beispiels ist festzustellen, welche 
Macht eine politische Ideologie haben kann: sie vermag einen rein philosophischen 
Begriff auf ontologischer Ebene, wie es der Begriff Nietzsches vom Übermenschen 
ist, in diesem Ausmaß zu manipulieren. 

4. 

In unserem Bemühen um die Klärung dieser Auslegung des Übermenschen kommen 
wir einen Schritt weiter, wenn wir einige kulturelle Tendenzen der Zeit näher unter-
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suchen. Es wurde bereits gesagt, daß eine Komponente des Mythos vom Übermen­
schen der im mythischen Sinne ausgelegte Darwinismus ist. Dies ist bereits in einigen 
Romanen vom Anfang des Jahrhunderts zu erkennen. In diesem Zusammenhang 
wird der für die Theorie Darwins typische Existenzkampf als Kampf des oft wie ein 
Raubtier auftretenden Stärkeren gegen den Schwächeren ausgelegt. Diese mythische 
Auffassung vom Übermenschen war in Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg auch 
im bürgerlichen Milieu des Großkapitalismus beliebt und nicht zuletzt bei den Kon­
servativen, die im Schatten der bereits zum Tode verurteilten Republik lebten. Sie alle 
glaubten, ihre sozialen Privilegien durch diese zweideutige Lehre von der Züchtung 
und durch die hierdurch gewissermaßen gerechtfertigte Lehre von der Rasse vor der 
aufsteigenden Masse verteidigen zu können. 

Die weite Verbreitung dieser politisch-populären Kultur ist eine Erklärung dafür, 
daß nicht nur die von einem romantischen Nationalismus durchdrungenen Interpre­
tationen akademischer Art, wie z. B. die Nietzsche-Auslegungen von Bertram und 
Baeumler, sondern auch die Nietzsche-Interpretation von Heidegger, die ganz auf 
ontologischer Ebene bleibt, in jener Zeit als mythische Auslegungen angesehen wur­
den. Im rein historisch-politischen Bereich wurde dieser Mythos vom Übermenschen 
auch von den Vertretern der konservativen Revolution, die sich auf die Traditionen 
der deutschen Nation beriefen, mehr oder weniger kritisch wachgehalten. 

In dieser Bewegung faßte der Nationalsozialismus dann immer mehr Fuß. Mit gro­
ßer List nutzte er die im deutschen Volk herrschende Verbitterung und Empörung 
aus, die durch die Niederlage im Ersten Weltkrieg und die harten Friedensbedingun­
gen verursacht waren. Diese Verbitterung war vor allem auch bei den Intellektuellen 
verbreitet; viele Dichter, Philosophen und Theologen waren empört, und dies fand 
allgemein Ausdruck in einer durch alle Schichten des deutschen Volkes gehenden Lie­
be zum Vaterland6. 

Gerade dieses Gefühl oder diese vaterländische Begeisterung fand nun neben der 
schon besprochenen positivistischen Kultur in der Auffassung von Übermenschen ih­
ren Niederschlag. Die in der Kultur jener Zeit hervortretenden Grundzüge des Über­
menschen wurden also sowohl vom romantischen Moment der Rückkehr zum Ur­
sprung als auch von dem durch die Demütigung nach dem Ersten Weltkrieg stark 
hervortretenden und stets wachgehaltenen vaterländischen Moment und nicht zuletzt 
vom positivistisch-anthropologischen Moment gemeinsam bestimmt. Der National­
sozialismus nutzte alle drei Momente aus; in den dreißiger Jahren betonte er aller­
dings besonders das positivistisch-anthropologische Moment. 

Dies geschah nicht aus reinem Zufall, denn gerade dieser kulturelle Nährboden 
diente dem Nationalsozialismus zur Ausarbeitung seiner Lehre, die sich zwar die für 

6 In diesem Zusammenhang möchte ich als Beispiel den Philosophen und Theologen F. Gogarten nen­
nen, der infolge seiner romantischen Auffassung von der Kultur des deutschen Volks der nationalso­
zialistisch beeinflußten Bewegung „Deutsche Christen" - wenn auch nur für kurze Zeit - beitrat. Als 
überzeugter Anhänger des Historismus meinte er - im Gegensatz zu K. Barth -.alle Werte müßten in 
der Kultur der Zeit zum Ausdruck kommen. Vgl. hierzu G. Penzo, F. Gogarten. Il problema di Dio 
tra storicismo ed esistenzialismo, Rom 1981. 
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den deutschen Nationalismus typische romantische Idee zu eigen machte, dann aber 
mit Hilfe ihrer, wie gesagt, rein positivistischen philosophischen Anthropologie wie­
der Abstand von dieser Idee gewinnen mußte. Und von diesem anthropologischen 
Gesichtspunkt aus ist es meines Erachtens möglich, die Frage zu stellen, inwieweit 
Nietzsches Übermensch im nationalsozialistischen Sinne verstanden werden kann. 
Mit anderen Worten, wenn die Theoretiker des Nationalsozialismus innerhalb dieses 
anthropologischen Bereichs arbeiten, dann muß auch die Frage nach der Beziehung 
zwischen Nietzsches Übermenschen und der nationalsozialistischen Lehre in diesem 
Bereich geklärt werden. 

Als Ideologe des Nationalsozialismus wird allgemein A. Rosenberg angesehen. Man 
darf aber nicht vergessen, daß Rosenbergs Vorbild H. S. Chamberlain war, von dem 
Rosenberg sich einige grundlegende Theorien zu eigen machte und der bekanntlich 
auch Hitler beeinflußte. Während eines Besuchs in Bayreuth lernte Chamberlain näm­
lich Hitler kennen, der dann später seine Ideen verwirklichte. In diesem Zusammen­
hang ist auch zu berücksichtigen, daß Chamberlain von J. A. Gobineau beeinflußt war 
und daß sowohl Chamberlain als auch Gobineau unter R. Wagners Einfluß standen. 

In der Geschichte der Nietzsche-Interpretationen ist nicht nur das Jahr 1889 ent­
scheidend - denn, wie bereits gesagt, es erschienen die ersten Veröffentlichungen 
über Nietzsches Denken, deren Anzahl dann innerhalb kurzer Zeit in erstaunlichem 
Maße stieg -, sondern auch das Jahr 1899, in dem das Werk von H. S. Chamberlain, 
Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts erschien, welches als fundamental für die Lehre 
vom Pangermanismus angesehen wird. Man darf auch nicht vergessen, daß Cham­
berlain außerdem Autor des Buches Das Drama Richard Wagners ist, eines Loblieds 
auf Wagner, der übrigens sein Schwiegervater war und der hier als eine der größten 
Erscheinungen des arischen Geistes bezeichnet wird. 

Beide standen unter dem Einfluß von Gobineau, der in seinem Hauptwerk, Essai 
sur l`inégalité des races humaines (1853-55), das Primat der Arier und vor allem der 
germanischen Rasse vertritt. Gobineau stellt sich die bekannte Frage, ob die abend­
ländische Kultur ihrem Verfall entgegengeht; er sieht eine Lösung dieser Frage nicht 
im ethischen oder religiösen, sondern im biologischen und politisch-sozialen Bereich. 
Mit anderen Worten, der Verfall besteht nicht im Verlust der ethischen und religiösen 
Werte, sondern vor allem im Verlust der Reinheit der Rasse und im Sichdurchsetzen 
der demokratischen Ideen und der sozialen Klassen. 

Auch Gobineau schloß Freundschaft mit Wagner, den er 1876 in Rom kennenge­
lernt hatte. Infolge dieser Freundschaft fand Gobineau Leser in Deutschland und erst 
etwas später auch in Frankreich. Nach dem Ersten Weltkrieg war in Deutschland eine 
neue Welle von Arbeiten über Gobineau zu verzeichnen, und dies hatte zweifellos sei­
ne Folgen für die Auslegung des Übermenschen. Chamberlain gibt seinerseits den 
Einfluß von Gobineau und vor allem von Wagner offen zu und sagt u. a., Wagners 
Musik habe ihn elektrisiert. Man darf also annehmen, daß die Grundthesen der An­
thropologie Chamberlains, d. h. die Verflechtung von Pangermanismus und Rassen­
ideologie und ein ausgeprägter Antisemitismus, im Grunde auch Wagners Thesen 
sind. 
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5. 

Jetzt ist es möglich, einen gewissen Überblick zu gewinnen. Wie wir bereits sahen, 
war die Theorie Chamberlains, von der die Ideologen des Nationalsozialismus beein­
flußt waren, in der deutschen Kultur zu Beginn des 20. Jahrhunderts in ausschlagge­
bender Weise wirksam. Es wurde auch schon aufgezeigt, daß die Intellektuellen, die 
sich zur konservativen Revolution bekannten, die romantische Tradition eines über­
zeugten und tiefempfundenen Nationalismus wach hielten. Für die Ideologen des 
Nationalsozialismus war es daher leicht, sich diese beiden kulturellen Momente, d. h. 
das anthropologische und das nationalistische, zu eigen zu machen, die dann in eini­
gen Auslegungen des Übermenschen ihren Niederschlag fanden. 

Das nationalistische Moment kann zwar auf historisch-kultureller Ebene in einem 
gewissen Sinne gerechtfertigt werden, aber es verliert jede Romantik, wenn es mit den 
Theorien von Gobineau und Chamberlain verschmolzen wird. In diesen Theorien 
wird nämlich die romantische Dimension durch einen strengen Positivismus ver­
drängt, der es sich anmaßt zu behaupten, der tiefste Grund aller Werte liege in Rasse 
und Blut. So wird verständlich, warum die bekanntesten Intellektuellen der konserva­
tiven Richtung, z. B. Ernst Jünger und Oswald Spengler, diese politisch-kulturelle 
Auffassung nicht teilten. 

In diesem Zusammenhang ist auch folgendes interessant: Das Regime ahnte, daß 
Nietzsche ein zweischneidiges Schwert war, daß er also gefährlich sein könnte. So 
versuchte man, stillschweigend den Nietzsche-Kult zu pflegen, wie er sich vor allem 
im populären Bereich der Kultur herausgebildet hatte. Man kann dadurch verstehen, 
warum Nietzsche mit einigen Ideologen des Nationalsozialismus auf die gleiche Ebe­
ne gestellt wurde. Mit anderen Worten, wenn man sich im Bereich des Nationalsozia­
lismus auch nicht einig darüber war, auf welche Weise man Nietzsche gebrauchen 
konnte, so zitierte man ihn doch gern, weil Nietzsche nun einmal zur deutschen Kul­
tur der ersten Jahrzehnte des Jahrhunderts gehörte. Dies alles geschah, obgleich 
Nietzsche in Wirklichkeit viel Kritik an der deutschen Kultur übt und sogar nicht nur 
die deutsche Kultur seiner Zeit, sondern auch das Deutsch-Sein als solches in Frage 
stellt. 

Ohne mich hier auf die kritische Interpretation von Nietzsches Werken selbst ein­
zulassen, welche zweifellos zu einer aus dem Inneren seiner Problematik her entwik-
kelten „Entnazifizierung" Nietzsches führen würde, möchte ich nun kurz auf einige 
Vertreter der offiziellen Kultur des Nationalsozialismus hinweisen. Zunächst wäre zu 
sagen, daß der Übermensch Nietzsches oder vielmehr der Kult des Übermenschen 
auf völlig legale Weise in den Nationalsozialismus Einzug hält, und zwar durch das 
1930 erschienene Buch von A. Rosenberg Der Mythos des 20. Jahrhunderts. Anderer­
seits ist darauf hinzuweisen, daß Rosenberg im Grunde keine Begeisterung für Nietz­
sche aufbringt, denn er unterstreicht nur einige polemische Aspekte seines Denkens. 
Seiner Meinung nach muß die Aktualität Nietzsches für die nationalsozialistische 
Lehre darin gesehen werden, daß Nietzsche die liberalen und demokratischen Theo­
rien im allgemeinen und die christliche Lehre vom Mitleid im besonderen scharf kriti-
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siert. Aber schon die Tatsache, daß ein Mann wie Rosenberg, der in der Partei eine 
hervorragende Stellung einnimmt, wohlwollend über Nietzsche spricht, hat zur Fol­
ge, daß im Dritten Reich der Nietzsche-Kult seinen Anfang nehmen kann. Dieser 
hauptsächlich mit dem Namen von Rosenberg verbundene Kult wird allerdings in 
Frage gestellt, sobald Rosenbergs Einfluß innerhalb der Partei zurückgeht. Die ande­
ren Ideologen der Partei, die im Auf und Ab des Machtkampfes einander ablösen, 
sind im allgemeinen nicht sehr für eine Lehre wie die Nietzsches begeistert. Diese 
Lehre konnte im Grunde nur Ausgangspunkt für eine vage Heldenromantik sein, war 
aber für eine streng systematisch aufgebaute Doktrin totalitären Stils, die die theoreti­
sche Grundlage des Dritten Reiches bilden sollte, unbrauchbar. 

Hitler führt in seinem 1925-27 erschienen Buch Mein Kampf die Namen von Wag­
ner, Gobineau, Chamberlain und Schopenhauer auf, während der Nietzsches nicht 
genannt wird. Andererseits legt Hitler Wert darauf, das volkstümliche Bild von Nietz­
sche als Vertreter eines vagen Heldenmythos zu erhalten. Bekanntlich besuchte er 
mehrere Male das Nietzsche-Archiv in Weimar und erhielt zur Erinnerung an den 
Besuch von der Schwester Nietzsches dessen Spazierstock. Es ist ebenfalls bekannt, 
daß Mussolini während seines letzten Aufenthalts in Deutschland von Hitler eine 
Sonderausgabe von Nietzsches Werken geschenkt bekam. Auch Nietzsches Schwe­
ster, Elisabeth Förster-Nietzsche, die einen Nationalsozialisten geheiratet hatte, trug 
dazu bei, daß dieser zweideutige volkstümliche Nietzsche-Kult lebendig blieb. Be­
kanntlich ging sie sogar so weit, Schriften und Briefe ihres Bruders zu verfälschen. 
Dies alles hatte zur Folge, daß Nietzsche als ein Wegbereiter des Nationalsozialismus 
angesehen wurde. 

Wenn man aber von diesem im Volk verbreiteten Mythos absieht und sich ernsthaft 
und kritisch mit den Schriften der Ideologen des Nationalsozialismus beschäftigt, 
stellt man fest, daß sie Nietzsche entweder genau wie Hitler überhaupt nicht zitieren 
oder daß sie ihn nur nebenbei nennen; im Rahmen eines streng theoretischen Ansat­
zes der nationalsozialistischen Lehre halten einige Autoren Nietzsches Auffassung 
sogar für gefährlich. Bei einer näheren Untersuchung kann man feststellen, daß einige 
Ideologen des Nationalsozialismus Nietzsche positiv beurteilen; andere lassen die 
Frage offen oder urteilen weder im positiven noch im negativen Sinne; noch andere 
geben dagegen ein negatives Urteil ab. 

Hier wäre eine große Anzahl von Autoren zu nennen, die fast alle überzeugte Na­
tionalsozialisten sind und die Nietzsche als Propheten und als Erfüllung des Deutsch­
tums im Sinne von Bertram und Baeumler ansehen. Der Übermensch wird zur Chiffre 
dessen, was deutsch und heroisch ist, er wird zur Utopie (vgl. E. Horneffer, Nietzsche 
als Vorbote der Gegenwart, 1934, und W.Spethmann, Der Begriff des Herrentums bei 
Nietzsche, 1935). Spethmann unterstreicht die Verwandtschaft zwischen Übermensch 
und Rasse und stellt Herrentum und Züchtung auf die gleiche Ebene. F. Giese ist der 
Ansicht, daß Nietzsche zur Bestätigung einiger Thesen des Nationalsozialismus 
nützlich ist (Nietzsche. Die Erfüllung, 1934). Noch deutlicher drückt sich R.Oehler 
aus, wenn er sagt, daß Nietzsche nur insofern Wert hat, als er den deutschen Geist 
fördert (F. Nietzsche und die deutsche Zukunft, 1935). Diese Aufgabe wird dann von 
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Hitler unterstrichen. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt J.Müller-Rathenow (Nietz­
sches Sehnsucht nach dem kommenden Führer, 1936). Einige bedeutende Ideologen des 
Nationalsozialismus, z. B. E. Krieck (Leben als Prinzip der Weltanschauung und Pro­
blem der Wissenschaft, 1938) und yor allem C.Steding (Das Reich und die Krankheit 
der europäischen Kultur, 1938), stellen dagegen nicht nur die Grenzen von Nietzsches 
Philosophie heraus, sondern behaupten sogar, daß sie im Gegensatz zum Geist des 
Nationalsozialismus steht. Steding hält Nietzsche geradezu für einen Vertreter einer 
kranken und dekadenten Kultur. 

Ohne mich hier mit den einzelnen Werken dieser Ideologen des Nationalsozialis­
mus näher zu befassen, was in diesem Rahmen zu weit gehen würde7, möchte ich zum 
Abschluß sagen, daß auch diejenigen, die Nietzsche im positiven Sinne beurteilen, 
nicht über das von A. Baeumler gegebene Urteil hinausgehen. Daher kann man mei­
nes Erachtens wohl behaupten, daß Nietzsches Philosophie im Grunde nur durch 
Baeumlers Interpretation vom Nationalsozialismus angenommen und nutzbar ge­
macht wurde, und zwar nur von einem vagen existentiellen Gesichtspunkt aus, also 
nicht im theoretischen Sinne. Man spricht mit Baeumler vom Propheten Nietzsche, 
der den Mythos von der Tat vorbereitet. Mit anderen Worten, in diesem politisch-kul­
turellen Bereich ist ein romantisches Bild von Nietzsche wirksam, das als Modell für 
ein existentielles Engagement angesehen werden kann. Nietzsche als Prophet und 
Nietzsche als Gefahr - das sind die zwei Gesichter Nietzsches, die in der vom national­
sozialistischen Standpunkt aus verfaßten Nietzsche-Literatur hervorgehoben werden. 

So wird verständlich, warum ein Nietzsche-Interpret wie Walter Kaufmann in sei­
nem 1950 erschienenen Werk Nietzsche. Philosopher, Psychologist, Antichrist Nietz­
sches Philosophie im illuministischen Sinne auslegt, und zwar in Polemik gegen die 
romantische Interpretation. Es ist kein Zufall, wenn Kaufmann darauf hinweist, daß 
einige vergleichende Arbeiten zum Thema „Nietzsche und die Romantik" z. B. von 
K. Joel (Nietzsche und die Romantik, 1905), einem Freund Stefan Georges, und von 
dem stark unter Bertrams Einfluß stehenden N. Langer (Das Problem der Romantik 
bei Nietzsche, 1929) verfaßt worden sind. Wie mir scheint, hat Kaufmanns Buch seine 
Charakteristik in der Polemik mit der mythischen Auslegung Nietzsches, die bei Ber­
tram am wirksamsten Ausdruck gefunden hat. 

Aber abgesehen von Kaufmanns Standpunkt, den ich aus systematischen Gründen 
nicht teile, bin ich der Ansicht, daß man Nietzsche als Denker nicht verstehen kann, 
wenn man das illuministische Moment seines Denkens betont, sondern nur dann, 
wenn man vor allem das ontologische Moment herausstellt8. Nietzsche als echten 
Denker zu verstehen, bedeutet, in der Dimension des Übermenschen die Grundlage 
für einen neuen Ansatz zum Denken der ontologischen Differenz zu erkennen. 

7 Eine ausführliche Untersuchung über Nietzsche und die Auslegung seiner Philosophie im nationalso­
zialistischen Sinne bereite ich z. Zt. vor. 

8 Vgl. hierzu F.Volpi, Nietzsche in Italien, in: Philosophischer Literaturanzeiger, 1978 (April-Juni), 
S.70-84; C.Berto, Le ultime interpretazioni italiane di Nietzsche, in: Nietzsche contemporaneo o 
inattuale?, Brescia 1980, S.38-68. 



Dokumentation 

C H R I S T O P H B U C H H E I M 

DIE BESETZTEN LÄNDER IM DIENSTE 
DER DEUTSCHEN KRIEGSWIRTSCHAFT WÄHREND DES 

ZWEITEN WELTKRIEGS 

Ein Bericht der Forschungsstelle für Wehrwirtschaft 

In einem Bündel amerikanischer Militärregierungsakten des „Office of the Director 
of Intelligence", die Fragen der den Besatzungszonen in Deutschland von den Alliier­
ten nach 1945 auferlegten Besatzungslasten betreffen1, stößt man unvermittelt auf ei­
ne kleine Abhandlung mit dem Titel „Die finanziellen Leistungen der besetzten Ge­
biete bis Ende März 1944". Die Zeitangabe läßt stutzen, und ein Blick in das Doku­
ment bestätigt, daß die während des Zweiten Weltkriegs aus den von der Wehrmacht 
besetzten Ländern an Deutschland transferierten Leistungen gemeint sind. Somit ist 
diese Studie wohl zu Vergleichszwecken in den genannten Bestand geraten. Ein Titel­
blatt ist nicht vorhanden, so daß erst einige Recherchen zur Entschlüsselung des den 
Herausgeber anzeigenden Kürzels „FfW" als „Forschungsstelle für Wehrwirtschaft" 
führen. Ein Auszug der Studie befindet sich mit der Signatur EC-86 unter den Nürn­
berger Dokumenten2. Es ist allerdings eine stark gekürzte Version. Es fehlen dort un­
ter anderem der ganze erste Abschnitt mit der Zusammenfassung und den methodi­
schen Hinweisen. Außerdem fehlen gegenüber dem hier vollständig abgedruckten 
Dokument die Länderkapitel Serbien und Griechenland und der dritte Abschnitt, in 
dem der Umfang der Kriegsbeute abgeschätzt wird. 

Die Forschungsstelle für Wehrwirtschaft hat der Nachwelt Spuren im Wesentlichen 
nur in Form der von ihr erarbeiteten Studien hinterlassen, in denen vor allem ver­
schiedene Aspekte der Kriegswirtschaft Deutschlands und der von Deutschland er­
oberten Gebiete abgehandelt werden. Immerhin befinden sich im Bundesarchiv/Mili­
tärarchiv in Freiburg zwei Dokumente3 zur Forschungsstelle für Wehrwirtschaft 
selbst. Danach war die Forschungsstelle rechtlich ein selbständiges wissenschaftliches 
Institut. Sachlich war sie jedoch laut Vertrag aus dem Jahr 1938 dem Wehrwirt-

1 IfZ-Archiv, Bestand MF 260,7/29-3/24 Blatt 1. 
2 Dieser Auszug wurde in der Literatur schon verschiedentlich zitiert. Auch ist er, an etwas versteckter 

Stelle, abgedruckt bei J. Kuczynski, Darstellung der Lage der Arbeiter in Deutschland von 1933 bis 
1945 ( = Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd.6), Berlin 1964, 
S.331-343. 

3 Unter den Signaturen RW 19/550 und RW 19/1514. Für diesen Hinweis bin ich Herrn Archivrat 
Dr. Ringsdorf zu großem Dank verpflichtet. 
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schaftsstab (später umbenannt in Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt, dann in Feld­
wirtschaftsamt) im Oberkommando der Wehrmacht zugeordnet. Von dort empfing 
sie ihre Arbeitsaufträge und offenbar auch ihre Haushaltsmittel und an ihn waren 
sämtliche Urheberrechte abzutreten. Der Aufgabenbereich der Stelle umfaßte neben 
kriegswirtschaftlicher Forschung auch die Sammlung und Nutzbarmachung von rele­
vantem Material zu solcherart einschlägigen Fragen sowie gutachterliche und Lehrtä­
tigkeit. 

In der vorliegenden Studie werden, abgesehen von dem deutschen Besatzungsge­
biet in Italien (ab Herbst 1943), die Leistungen praktisch aller von Deutschland wäh­
rend des Zweiten Weltkriegs besetzt gehaltenen Gebiete bis einschließlich erstes 
Quartal 1944 nachgewiesen. Dabei wird von politischen Erwägungen abgesehen. 
Nicht einmal die hohe ideologische Bedeutung wird erwähnt, die diesen Besetzungen 
als Zwischenschritt zur Neuordnung des europäischen Kontinents unter deutscher 
Hegemonie innewohnte. Vielmehr konzentrieren sich die Verfasser ganz auf den 
nüchternen Versuch, den, wie es im ersten Satz der Studie heißt, „realen Wert" der 
Leistungen der besetzten Gebiete für Deutschland zu ermitteln. Ihnen geht es um den 
unmittelbaren ökonomischen Gewinn - nicht zu verwechseln mit dem wirtschaftli­
chen Schaden für die besetzten Gebiete! -, den Deutschland aus den Besetzungen 
ziehen konnte. Diesen versuchen sie mit Akribie zu berechnen. Und genau in dieser 
buchhalterischen, „sine ira et studio" vorgenommenen Gewinnermittlung unter 
Rückgriff auf „insider"-Information liegt denn auch der heuristische Wert des Doku­
ments. So verwenden die Autoren zum Beispiel beträchtliche Mühe darauf, bei der 
Umrechnung von fremden Währungen in (laufende) Reichsmark mit jeweils für die 
zugrundeliegenden Geschäfte angemessenen Wechselkursen zu kalkulieren. Bei der 
Berechnung des französischen Beitrags etwa werden fünf verschiedene Wechselkurs­
arten angewandt, nämlich: 

a) der amtliche, von deutscher Seite einseitig fixierte und die ganze Zeit über kon­
stant gehaltene Wechselkurs von 5 RM für 100 Francs; 

b) die 1940 zunächst doppelt so hoch liegende, dann aber wegen der innerfranzösi­
schen Inflation rasch sinkende Kaufkraftparität für zu den offiziellen französi­
schen Preisen durchgeführte Transaktionen; 

c) ein gegenüber der Kaufkraftparität um das Vier- bis Achtfache schlechterer Kurs 
für Schwarzmarktgeschäfte; 

d) ein zwischen Kaufkraft- und Schwarzmarktparität angesiedelter Wechselkurs für 
bestimmte Wehrmachtsonderkäufe; 

e) ein unter der Kaufkraft-, aber über der amtlichen Parität liegender Kurs für fran­
zösische Exporte nach Deutschland. 

Diese Aufzählung macht deutlich, welch entscheidende Rolle der Wahl richtiger 
Wechselkurse für eine realistische Einschätzung des Wertes der Kontributionen der 
besetzten Länder zukommt. Dagegen wird in anderen Berechnungen, in denen eben­
falls umfassende Wertsummen für den Nutzen der von Deutschland besetzten Gebie­
te präsentiert werden, die unterschiedliche Preisentwicklung in den besetzten Län-
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dem und in Deutschland nur unzureichend berücksichtigt4. Dadurch kommt es dann 
zu einer erheblichen Verzerrung der Höhe der Zwangsbeiträge. 

Wenn es sich demnach bei den von der Forschungsstelle für Wehrwirtschaft vorge­
legten Zahlen in diesem Sinn um die „besten" verfügbaren Angaben zu den Gesamt­
leistungen der besetzten Gebiete an Deutschland handelt, so darf man doch anderer­
seits auch ihre Mängel, auf die ja in dem Bericht selbst hingewiesen wird, nicht über­
sehen. Unter anderem werden die Beiträge der besetzten sowjetischen Gebiete zah­
lenmäßig nur äußerst lückenhaft nachgewiesen, manche Quartier-, Transport- und 
sonstigen Leistungen bleiben ganz unerfaßt. Und was den Arbeitseinsatz der im Reich 
beschäftigten Ausländer betrifft, so ist davon vielfach nur der im Clearingsaldo ent­
haltene Teil, also Lohnüberweisungen der Arbeiter in ihre Heimat, enthalten5. Diese 
und andere Minderschätzungen werden grob mit 7 bis 12 Mrd. RM (also 8-13 v.H. 
der Gesamtsumme) bewertet und pauschal zugeschlagen - zweifellos ein unbefriedi­
gendes Verfahren, zu dem es jedoch keine Alternative gibt. Jedenfalls gelangt die For­
schungsstelle für Wehrwirtschaft auf diese Weise zu einem Betrag von 85 bis 90 Mrd. 
RM an realen, Deutschland bis zum ersten Vierteljahr 1944 zugeflossenen Leistun­
gen der besetzten Gebiete. Eine Summe für die gesamte Kriegszeit müßte darüber­
hinaus aber noch mehrere Milliarden Reichsmark einschließen, die von Deutschland 
auch im letzten Kriegsjahr eingenommen werden konnten6. 

Angesichts des sachlich und regional umfassenden Charakters der vorliegenden 
Berechnungen bieten sich verschiedene Vergleiche an: 

Erstens wird die bekannte Tatsache noch einmal deutlich, daß der größte ausländi­
sche Beitrag zur deutschen Kriegswirtschaft aus den besetzten Ländern Westeuropas 
gekommen ist. Selbst wenn man annimmt, daß die Unterschätzung der sowjetischen 
Leistungen besonders krass ist, was wahrscheinlich ist, ändert sich an dieser Feststel­
lung nichts. Stammten doch über 56 Mrd. RM und damit fast zwei Drittel des deut­
schen „Gewinns" allein aus Frankreich, den Niederlanden und Belgien. Das unge­
heure Wirtschaftspotential, das Hitler durch den Ostfeldzug zu erobern hoffte, des­
sen Nutzbarmachung für Truppe und Reich noch während des Krieges selbst man 
fest einkalkuliert hatte, erwies sich als Hirngespinst7. Zu einem großen Teil war dies 

4 Das gilt etwa für den U. S. Strategic Bombing Survey; siehe B. H. Klein, Germany's Economic Pre-
parations for War, Cambridge/Mass. 1959, S. 252 f. Die Basler Bank, für Internationalen Zahlungs­
ausgleich rechnet in ihrem 14. Jahresbericht lediglich mit den amtlichen Wechselkursen. 

5 Unrichtig dagegen wäre es, den Beitrag der ausländischen Arbeiter noch einmal in Gänze der Sum­
me aus Besatzungskosten und Clearingverschuldung zuzuschlagen. So aber Dietrich Eichholtz in 
einem auch sonst teilweise irreführenden Aufsatz: Kriegswirtschaftliche Resultate der Okkupa­
tionspolitik des faschistischen deutschen Imperialismus 1939-1944, in: Militärgeschichte 17,1978, 
S.150f., sowie ganz ähnlich in seinem Werk: Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 
1939-1945, Bd. 2, Berlin 1985, S.512. 

6 Siehe etwa den zitierten Bericht der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich von Ende 1944 
oder, für Frankreich, A. S. Milward, The New Order and the French Economy, Oxford 1970, S. 271. 

7 Vgl. R.-D.Müller, Das Scheitern der wirtschaftlichen .Blitzkriegstrategie', in: Der Angriff auf die 
Sowjetunion ( = Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, hg. vom Militärgeschichtlichen 
Forschungsamt, Bd. 4), Stuttgart 1983, S.936ff. 
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gewiß der von den abziehenden Sowjets angewandten Taktik der verbrannten Erde 

zuzuschreiben, die die Deutschen zunächst einmal vor ungeahnte, gewaltige Wieder­

aufbauprobleme stellte, falls sie aus den besetzten Ostgebieten überhaupt nennens­

werte wirtschaftliche Beiträge herausholen wollten8. Die Wende des Kriegsgesche­

hens vereitelte dann aber jeden größeren Erfolg in dieser Richtung, wie die Statistik 

klar ausweist. Aber selbst wenn die Deutschen die Ostgebiete unzerstört in die Hand 

bekommen hätten, erscheint zweifelhaft, ob sich die Hoffnungen bezüglich ihres 

wirtschaftlichen Beitrags voll erfüllt hätten. Denn wenn man die Produktionskraft ei­

ner Wirtschaft durch Substanzentnahmen nicht zerstören und künftiger Nutzenge­

winne entraten will, dann kann immer nur aus dem jährlichen Produkt der Wirtschaft 

geschöpft werden. Dessen Größe ist jedoch abhängig von der gesamtwirtschaftlichen 

Produktivität, und diese lag in Westeuropa beträchtlich über der in Osteuropa9. Es 

scheint, daß Hitler und seine Planer in dieser Beziehung Opfer einer in der Lebens­

raumideologie begründeten Verwechslung von physischer Ausstattung und ökonomi­

schem Produkt eines Landes geworden sind. 

Man kann zweitens versuchen, die Bedeutung des Gesamtbeitrags der besetzten 

Gebiete für die deutsche Kriegswirtschaft abzuschätzen. Zwei Möglichkeiten, dies zu 

tun, liegen nahe. Zum einen kann die Summe der Leistungen in Beziehung gesetzt 

werden zur Absorption Deutschlands. Das heißt, der Strom von in den besetzten 

Ländern produzierten und in deutsche Hände transferierten Gütern wird verglichen 

mit der Gesamtmenge aller Güter, die dem Deutschen Reich in jener Zeit zur Verfü­

gung standen10. Daraus ergibt sich für die Jahre 1940 bis 1943 ein Anteil von rund 13 

v. H. Ungefähr ein Achtel der durch den Krieg enorm angeschwollenen Absorption 

Deutschlands wurde demnach vom besetzten Ausland beigesteuert. Dieser Anteil er­

scheint, insbesondere angesichts anderer in der Literatur anzutreffender Angaben11, 

recht klein. Allerdings unterschätzt ein derart globaler Vergleich fast zwangsläufig 

den wahren Wert der Auslandsleistungen. Sind doch durch sie zumindest zeitweise 

Engpässe der deutschen Wirtschaft aufgebrochen worden - man denke allein etwa an 

den Arbeitskräftemangel -, die andernfalls leicht weiteres Produktions- und Absorp­

tionswachstum stranguliert hätten. - Ein anderer Vergleich dagegen ist wohl weniger 

anfechtbar. Berücksichtigt man, daß, anders als bei der Clearingverschuldung, die Be­

satzungskosten im allgemeinen Zahlungen für Zwecke darstellten, die sonst aus deut­

schen öffentlichen Mitteln hätten bestritten werden müssen, dann dürfte eine Gegen­

überstellung von Besatzungskosten und deutschem Staatshaushalt von Interesse sein. 

Hiernach betrugen die Besatzungskosten einschließlich Matrikularbeitrag des Pro­

tektorats und Wehrbeitrag des Generalgouvernements ein Drittel des Reichssteuer-

8 Eindrucksvoll hierzu: Kriegswirtschaft im Operationsgebiet des Ostens in den Jahren 1941-1943. 
Beitrag zur Geschichte des Wirtschafts-Stabes-Ost, bearb. von Hans Nagel; IfZ-Archiv. ED 2. 

9 Änliche Ausführungen bei H. Sundhaussen, Wirtschaftsgeschichte Kroatiens im nationalsozialis­
tischen Großraum 1941-1945. Das Scheitern einer Ausbeutungsstrategie, Stuttgart 1983, 
S. 324 ff. 

10 Zahlen zur Absorption bei Klein, a. a. O., S. 256. 
11 Z. B. Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft, Bd. 2, S. 512. 
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aufkommens von Kriegsbeginn bis zum Ende des Haushaltsjahres 1943/44, jedoch 
nur etwa ein Zehntel der Gesamtausgaben des Reiches12. 

Drittens fordert schon die Fundstelle des Dokuments einen Vergleich heraus zwi­
schen den von Deutschland während des Krieges aus den besetzten Gebieten empfan­
genen einseitigen Leistungen und den von ihm nach dem Krieg an die Alliierten be­
zahlten Beträgen. Dabei beschränkt sich die folgende Betrachtung für die Nach­
kriegszeit auf die Westzonen13. Das entspricht nicht nur dem Kontext der relevanten 
politischen Diskussion um die Besatzungskosten, sondern auch der historischen Ent­
wicklung der Westzonen und der sowjetischen Besatzungszone zu getrennten wirt­
schaftlichen und politischen Einheiten. 

Während sich Deutschland gemäß der hier vorliegenden Statistik bis Frühjahr 1944 
bei den von ihm besetzten Ländern in Höhe von 20 Mrd. RM verschuldet hatte, zahl­
ten die alliierten Besatzer der Westzonen allein bis 1949 über 4 Mrd. Dollar Zah­
lungsbilanzhilfe14 an ihr Besatzungsgebiet. Auf den ersten Blick ist das ein verblüffen­
der Unterschied. Allerdings bleiben bei dieser Berechnung die westdeutschen Repara­
tionsleistungen im weitesten Sinne (Abgabe demontierter Anlagen, Zwangsexporte 
zu Minderpreisen, Liquidation des Auslandsvermögens, unentgeltliche Nutzung gei­
stigen Eigentums) unberücksichtigt. Die Bewertung der Reparationen aber führt auf 
deutscher und auf alliierter Seite zu radikal unterschiedlichen Ergebnissen15. Das geht 
zum Teil wohl darauf zurück, daß von den Deutschen der Schaden, der der deut­
schen Wirtschaft entstanden ist, erfaßt wird, von den Alliierten jedoch der wirtschaft­
liche Nutzen für die Empfängerländer. Da hier bisher immer nur nach dem Nutzen 
(den Deutschland von den besetzten Gebieten hatte) gefragt worden ist, würde man 
den Vergleich unzulässig verzerren, wollte man plötzlich bei den deutschen Repara­
tionen den von Deutschland erlittenen Schaden berücksichtigen. Das heißt, eine in 
unserem Zusammenhang angemessene Bewertung der Reparationen dürfte eher in 
der Nähe der alliierten Angaben zu finden sein. Damit nimmt die Wahrscheinlichkeit 
zu, daß das besetzte Westdeutschland tatsächlich außenwirtschaftlich ein Zuschußge­
biet für seine Besatzer gewesen sein könnte. 

Auf sichererem Grund als bei der Außenverschuldung bewegt man sich bei einem 
Vergleich der Besatzungskosten im engeren Sinn. Einschließlich Matrikular- und 
Wehrbeitrag entnahmen deutsche Stellen bis März 1944 unter diesem Titel zulasten 
der besetzten Länder zahlenmäßig erfaßte Leistungen im Wert von 52 Mrd. RM. An­
dererseits zahlten die Westzonen einschließlich Westberlin bis zum Rechnungsjahr 

12 Zu den Haushaltszahlen F. Federau, Der Zweite Weltkrieg. Seine Finanzierung in Deutschland, Tü­
bingen 1962, S. 30, 59. 

13 Für die SBZ bzw. DDR siehe M.Lentz, Die Wirtschaftsbeziehungen DDR-Sowjetunion 
1945-1961, Opladen 1979. 

14 Deutsche Bundesbank (Hg), Deutsches Geld- und Bankwesen in Zahlen 1876-1975, Frankfurt/M. 
1976, S. 341. 

15 Z.B. Bremer Ausschuß für Wirtschaftsforschung (Hg), Am Abend der Demontage. Sechs Jahre Re­
parationspolitik, Bremen 1951 und R.Castillon, Les Réparations allemandes, Paris 1953. 
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1949 an die Westalliierten Besatzungskosten in Höhe von 22 Mrd. Mark16. Auf­

schlußreicher als diese Gegenüberstellung absoluter Zahlen dürfte jedoch ein Ver­

gleich relativer Belastungen sein. So hatte Frankreich17 von 1940 bis 1943 effektiv 

490 Mrd. Francs an Besatzungskosten aufzubringen - bei einem Steueraufkommen in 

der gleichen Zeit von 378 Mrd. Francs -, das heißt pro Einwohner, umgerechnet zum 

amtlichen Wechselkurs, 612 RM. Dagegen beliefen sich die Besatzungskosten der 

Länder der Westzonen in den Rechnungsjahren 1946 bis 1949 auf durchschnittlich 35 

v. H. des Steueraufkommens oder 420 Mark pro Einwohner. Und in der am stärksten 

belasteten französischen Besatzungszone allein waren es 52 v. H. des Steueraufkom­

mens bzw. 556 Mark je Einwohner18. 

Vor dem Hintergrund dieser vergleichenden Kalkulationen erscheinen die lebhaf­

ten Klagen von Westdeutschen in der Nachkriegszeit über die völkerrechtswidrige 

Höhe der ihnen aufgebürdeten Besatzungslasten historisch unangemessen. Dieses 

Gefühl war es denn vermutlich auch, was die Amerikaner bewog, die Studie der For­

schungsstelle zu den Unterlagen über die deutschen Besatzungslasten zu nehmen. 

Zum Schluß sei noch kurz erwähnt, was nach dem Krieg mit den aus der Besetzung 

herrührenden Forderungen gegen Deutschland geschehen ist. Hierbei ist formal zu 

unterscheiden zwischen den Besatzungskosten im engeren Sinn und den rechtlich ei­

ne deutsche Schuld begründenden Krediten, wie z. B. die Clearingguthaben. Erstere 

wurden in die Reparationsansprüche eingerechnet19, während letztere ohnehin eine 

Verpflichtung Deutschlands darstellten. Im Londoner Schuldenabkommen von 1953 

wurden jedoch alle derartigen, noch bestehenden Forderungen gegen Westdeutsch­

land vertagt. Dort heißt es nämlich in Artikel 520: 

„Eine Prüfung der aus dem Zweiten Weltkrieg herrührenden Forderungen von 

Staaten, die sich mit Deutschland im Kriegszustand befanden oder deren Gebiet 

von Deutschland besetzt war, und von Staatsangehörigen dieser Staaten gegen das 

Reich und im Auftrage des Reichs handelnde Stellen oder Personen, einschließlich 

der Kosten der deutschen Besatzung, der während der Besetzung auf Verrech­

nungskonten erworbenen Guthaben sowie der Forderungen gegen die Reichskre­

ditkassen, wird bis zu der endgültigen Regelung der Reparationsfrage zurückge­

stellt." 

An diesem Stand der Dinge hat sich bis heute nichts geändert. 

16 Institut für Besatzungsfragen, Sechs Jahre Besatzungslasten, Tübingen 1951, Anl. 2,16; Haushalts­
rechnungen der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets und des Bundes. Diese Angaben 
sind vom Preisstand her ganz gut zu vergleichen, da die Westalliierten ihre Entnahmen bis zur Wäh­
rungsreform zu den deutschen Stoppreisen abrechneten. 

17 Steueraufkommen und Einwohnerzahl nach A. Munz, Die Auswirkungen der deutschen Besetzung 
auf Währung und Finanzen Frankreichs (= Studien des Instituts für Besatzungsfragen zu den deut­
schen Besetzungen im 2. Weltkrieg, Nr. 9), Tübingen 1957,S.76f. 

18 Institut für Besatzungsfragen, Sechs Jahre Besatzungslasten, S. 6 ff. 
19 D. Ginsburg, The Future of German Reparations, Washington 1947, S. 32 Anm. 23. 
20 BGBl. 1953 II, S. 340. 
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Die finanziellen Leistungen der besetzten Gebiete 
bis Ende März 194421 

I. Vorbemerkung 

1. Eine für die ersten 4 Kriegsjahre im Oktober 1943 vorgenommene Ermittlung des 
realen Wertes der finanziellen Leistungen der besetzten Gebietea) hatte einen Betrag 
von rund 75-80 Mia. RM ergeben. Eine neuerliche Berechnung, die mit dem Ende 
des letzten Finanzjahres (31. März 1944) abschließt, kommt auf einen Wert von 
85-90 Mia. RM. Auf die einzelnen Länder verteilen sich die Summen wie folgt: [Mio 
RM] 

bis 31.8. 1943 bis 31.3.1944 

Frankreich 
Niederlande 
Belgien 
Generalgouvernement 
Norwegen 
Besetzte Ostgebiete 
Dänemark 
Protektorat 
Serbien 
Griechenland 

Beute 

insgesamt 

dazu Zuschlag für statistisch 
nichterfaßbare Leistungen 

32290 
10 300 
7770 
2965 
4250 
3 500 
1760 
4100 

480 
110 

1000 

68 525 

6-11000 

35060 
12030 
9300 
5015 
4900 
4500 
2530 
2310 

630 
500 

1000 

77775 

7-12000 

Gesamte Leistungen ca. 75-85 000 ca. 85-90 000 

Eine genauere Betrachtung der einzelnen Länderbeiträge zu den angegebenen 
Zeitpunkten zeigt, daß der Zuwachs nicht gleich der Leistung der inzwischen vergan­
genen 7 Monate gesetzt werden darf. Zum Teil ist es durch methodische Änderungen 
bedingtb) und durch die Tatsache, daß für die zurückliegende Zeit häufig endgültige 

21 Anmerkungen des Bearbeiters wurden fortlaufend weiter mit arabischen Zahlen numeriert. Dage­
gen sind die im Dokument selbst enthaltenen Fußnoten durchgehend mit Hilfe kleiner Buchstaben 
umsigniert worden, in den Tabellen integrierte Anmerkungen mit Sternchen. Zufügungen des Bear­
beiters im Text stehen in eckigen Klammern. 

a) FfW. 648/43 g vom 29.10.1943. 
b) Zur Methode siehe den Anhang der ersten Ausarbeitung (FfW. 648/43 g vom 29.10.1943). 
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anstelle der damals vorläufigen Zahlen eingesetzt werden konnten. Im einzelnen ist 
zu den Länderbeiträgen folgendes zu bemerken: 

Bei Frankreich und den Niederlanden erschien es zweckmäßig, den Betrag der auf 
dem schwarzen Markt verausgabten Besatzungskosten zu erhöhen und auch einen 
Teil der Ausfuhrüberschüsse mit gegenüber früher herabgesetzten Kursen umzurech­
nen. Daß trotzdem bei beiden Ländern noch eine Erhöhung um mehrere Milliarden 
eingetreten ist, deutet auf zunehmende Beanspruchung beider Volkswirtschaften für 
deutsche Zwecke hin. 

Relativ stark angestiegen sind die Beiträge Belgiens und Dänemarks, wo - außer 
geringen Änderungen der dänischen Umrechnungskurse - die alte Methode beibe­
halten blieb und es sich demnach um einen wirklichen Zuwachs handelt. 

Dagegen ist der gewaltige Anstieg der Leistungen des Generalgouvernements zum 
Teil darauf zurückzuführen, daß bestimmte Posten (Verwertung zurückgeführter 
Zloty-Noten im Werte von 580 Mio. Zloty und ca. 30 Mio. RM Heimsendungen pol­
nischer Kriegsgefangener) erstmalig aufgenommen wurden. Andererseits mußte beim 
Protektorat der ursprünglich aufgeführte Betrag der im Protektorat untergebrachten 
Reichsschatzanweisungen aus der Rechnung ausgeschlossen werden, weil diese, an­
ders als im GG. und in Holland, nicht wirkliche Leistungsüberschüsse des Protekto­
rats repräsentieren. 

Der gewaltige Anstieg der griechischen Besatzungskosten ist fast ausschließlich auf 
eine neue, allerdings kaum weniger problematische Schätzung zurückzuführen. 

2. Die finanziellen Leistungen sind im wesentlichen aus den Besatzungskosten und 
der Zunahme der Clearingverschuldung berechnet; nur in Ausnahmefällen (Rußland, 
griechische Außenhandelsleistungen) erfolgte eine Einzelbewertung. Der weitaus 
größte Teil der errechneten Summe, nämlich etwa 50 Mia. RM entfällt auf Besat­
zungskosten, ist also der geldliche Ausdruck für die in den einzelnen besetzten Gebie­
ten selbst in Anspruch genommenen Leistungen. Es erfolgte in diesen Ländern ledig­
lich eine Umschichtung von Gütern und Leistungen von früher privaten Verbrau­
chern auf die deutsche Besatzungsmacht, ein Vorgang, der der gütermäßigen Kriegs­
finanzierung in Deutschland selbst entspricht. Anders ist es mit dem größten Teil der 
nach Deutschland überführten Lieferungen und Leistungen. Diese Leistungen stellen 
auch in der Form (Clearingschulden) Verpflichtungen für Deutschland dar. Ein 
Transferproblem, wie es sehr überspitzt in der Reparationszeit auftrat, ist allerdings 
nicht zum Ausdruck gekommen, weil die heutige Währungszwangswirtschaft es 
überdeckt. 

Diese Summe stellt nur eine untere Grenze dar. Aus folgenden Gründen: Die si­
cherlich nicht unbeträchtlichen Beträge der in das Reich eingegliederten Gebiete - er­
innert sei nur an den Wert der oberschlesischen Kohle, der lothringischen Minette, 
der Getreideüberschüsse der Ostgebiete, den Erlös aus Verkäufen ehemals polnischen 
Eigentums - konnten nicht ausgesondert werden und fehlen daher völlig. Nur teil­
weise festzustellen waren die Leistungen der zwar staatsrechtlich selbständigen aber 
handelspolitisch einbezogenen Gebiete (Protektorat, Holland) und auch die russi­
schen Lieferungen konnten nur unvollständig ermittelt werden. Völlig außer Betracht 
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bleiben alle Leistungen, die nicht mit Geld bezahlt oder in Geld bewertet wurden. Das 
ist z. B. die Beute, soweit sie nicht in Geldform (Kriegskassen) gemacht oder gegen 
Geld verkauft wurde (Rohstoffe), also vor allem die erbeuteten Kriegsmaterialien 
(mit Ausnahme der im Protektorat erbeuteten Bestände). Wahrscheinlich ist auch die 
Arbeitsleistung der im Reich beschäftigten ausländischen Zivilarbeiter mit den - in 
der Clearingverschuldung enthaltenen - Überweisungsbeträgen zu niedrig angesetzt. 
Erst recht dürfte dies der Fall bei den Kriegsgefangenen sein, die nur geringe Sum­
men heimsenden können. 

Die Leistungen verteilen sich wie folgt auf die wichtigsten Gruppen: 

Matrikularbeitrag des Protektorats 
Wehrbeitrag des Generalgouvernementsc) 

Besatzungskosten 
Frankreich 
Belgien 
Niederlande 
Dänemark 
Norwegen 
Serbien 
Griechenland 

Kredite (Zunahme der Clearing­
verschuldung und Unterbringung 
von Reichsschatzanweisungen) 

Generalgouvernementd) 

Frankreich 
Belgien 
Niederlande 
Dänemark 
Norwegen % 
Serbien 

Beutee) 

27935 
5311 
7767 
1446 
5044 

313 
500 

3 525 
7128 
3982 
4260 
1088 

143 
314 

Lieferungen der besetzten Ostgebiete 

insgesamt: 

Mio. RM 
2314 
1490 

48316 

20154 

1000 
4500 

77775 

Schlägt man für alle diese Posten etwa 7-12 Mia. RM hinzu, so erhält man einen 
Betrag in der Größenordnung von 

85-90 Mia. RM. 

c) Einschl. des Betrages der zurückgeführten Zlotynoten. 
d) Clearingverschuldung, Arbeiterrücksendungen und Anlage von Reichsschatzanweisungen. 
e) Unvollständig. 
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IL Die einzelnen Gebiete 

1. Das Protektorat 

Das Protektorat zählt nicht zu den besetzten Gebieten im üblichen Sinne. Der Prozeß 

der Einbeziehung in das Reich ist so weit vorangeschritten, daß man es eher als eine 

Provinz des Reiches bezeichnen könnte. Dies kommt u. a. dadurch zum Ausdruck, 

daß der Güteraustausch zwischen Deutschland und dem Protektorat nicht mehr als 

Außenhandel angesehen wird. Aus diesem Grund läßt sich nicht beurteilen, wie groß 

der eigentliche Leistungsüberschuß des Protektorats ist. Wir können lediglich die 

Höhe des Matrikularbeitrags, den das Protektorat dem Reich zahlt, feststellen. 

Kalenderjahr 

1940 
1941 
1942 
1943 

3 Monate 1944 

Mio.Kr. 

3000 
5 000 
8 000 

10000 
2 500 

RM-Kaufkraft-
kursf) 

100 Kr. = . . . R M 

8,73 
8,23 
8,07 
7,95 
7,95 

Mio RM-
Kaufkraft 

262 
412 
646 
795 
199 

Insgesamt: 28 500 2314 

Selbstverständlich hat das Protektorat in den Jahren seiner Zugehörigkeit zum 
Reich weit mehr geleistet als diese 2,3 Mia. RM. Wir brauchen bloß an die von der 
Wehrmacht übernommenen Waffen aller Art, ferner an die Arbeitskraft der im Reich 
eingesetzten Rüstungsfacharbeiter, die laufenden Warenlieferungen usw. zu denken. 
Bekannt von diesen Posten ist nur der Wert der 1939 erbeuteten Waffen in Höhe von 
648 Mio. Kronen = 77 Mio. RM damaliger Kaufkraft. Die übrigen Leistungen kön­
nen aus dem obengenannten Grunde nicht erfaßt werdeng). 

Der hier ermittelte Gesamtbetrag von 

ca. 2400 Mio. RM 

ist daher notwendig zu niedrig. 

f) Als Ausgangspunkt für die Errechnung der Kaufkraftkurse gilt in der Regel das Jahr 1929, also das 
letzte Jahr mit intakten internationalen Währungsverhältnissen. Man darf im großen und ganzen 
annehmen, daß damals das Austauschverhältnis der Währungseinheiten zueinander den internen 
Kaufmöglichkeiten beider Länder entsprochen hat. Die Kurse sind weiter geschrieben im Verhält­
nis, in dem sich die Großhandelspreise (als Ausdruck für den größten Teil des Wehrmachtsbedarfs) 
in Deutschland und den jeweiligen besetzten Gebieten zueinander entwickelt haben. In Ländern, in 
denen wie z. B. in Griechenland keine Indices der Großhandelspreise vorhanden waren, wurden 
Einzelpreise herangezogen. 

g) Es läuft ein Versuch, sie schätzungsweise zu ermitteln. Über sein Ergebnis wird berichtet werden. 



Die besetzten Länder im Dienste der deutschen Kriegswirtschaft 127 

2. Das Generalgouvernement 

Das heute oft als Nebenland des Reiches bezeichnete Generalgouvernement zahlt 
ebenfalls einen festen Beitrag, den sogenannten Wehrbeitrag, und zwar seit dem Fi­
nanzjahr 1940/41. 

Finanzjahr 

insgesamt: 

Mio. ZI. Mio. RM 

1941/42 
1942/43 
1943/44 

500 
700 

1300 

250 
350 
650 

2500 1250 

Zur Umrechnung der ZI-Beträge, die hier zum offiziellen Kurs von 0,50 RM für 
1 Zl. vorgenommen wurde, sei nur kurz folgendes bemerkt: Die offiziellen Preise 
(Einzelhandelspreise) haben sich seit Anfang 1941 kaum verändert. Lediglich bei ge­
wissen Waren (Textilien) sind Preissteigerungen vorgekommen. Die sich aus den ein­
zelnen Preisen ergebenden Kaufkraftkurse liegen im Durchschnitt in der Nähe des 
offiziellen Kurses. Bei Lebensmitteln, unserem Haupteinfuhrposten aus dem G. G., ist 
die Kaufkraft des Zl. eher höher als 50 Rpf., bei anderen Waren dagegen zum Teil er­
heblich niedriger. Die Schwarzmarktpreise dagegen sind ständig gestiegen und liegen 
um ein Vielfaches über den offiziellen Preisen. Von einem einheitlichen Überteue­
rungsfaktor, wie er im Westen errechnet werden kann, ist hier keine Rede. Die Preise 
liegen zwischen dem Doppelten und dem 60-fachen des normalen Preises und lassen 
die alte Relation der Waren zueinander in keiner Weise mehr erkennen. Aus diesem 
Grunde und weil darüber hinaus der Betrag des auf dem schwarzen Markt veraus­
gabten Geldes nicht bekannt ist, ist hier nur mit Hilfe des offiziellen, nicht auch mit 
Schwarzmarkt-Kursen umgerechnet worden. Da aber insbesondere Wehrmachtgüter 
erheblich teurer sein dürften als im Reich, rechnen wir ab 1942/43 ein Zehntel des 
Gesamtbedarfs mit einem auf die Hälfte erniedrigten Kurs (1 Zl. = 0,25 RM) um und 
erhalten das folgende Ergebnis: 

Finanzjahr 

1941/42 
1942/43 
1943/44 

Offiz. Markt 
Mio. Zl. 

500 
630 

1170 

Mio. RM 

250 
315 
585 

Markt für Wehr­
machtsonderkäufe 

Mio. Zl. 

_ 

70 
130 

Mio.RM 

— 

17,5 
32,5 

Insgesamt 
Mio.RM 

250 
332,5 
617,5 

1200,0 

Im Jahre 1940/41 wurde das G.G. nicht zur Zahlung eines festen Beitrags heran­
gezogen, mußte aber die Überführung von rund 580 Mio.Zl.-Noten der ehemaligen 
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Bank Polski aus dem Reich und anderen Ländern zur Verwertung und Gutschrift zu 
Gunsten des Reiches erlauben. 

Die ausgewiesene Clearing-Verschuldung des Reiches an das G.G. hat in der Zeit 
von Ende August 1940 bis Ende März 1943 [wohl: 1944] um nur 28 Mill. RM zuge­
nommen. Dieser niedrige Betrag stellt aber nur den Rest dar, der von der eigentlichen 
Clearing-Verschuldung nach einer umfassenden Anlage des GG.-Guthabens in 
Reichsschatzanweisungen übrig geblieben ist. Am 31. März d. J. waren auf diese Wei­
se 3396 Mio. RM angelegt. Die wirkliche Clearing-Verschuldung belief sich demnach 
auf 

3424Mio. RM. 
Nicht alle Leistungen des GG. werden über Clearing abgerechnet. So gehen z. B. 

die Lohnsendungen der im Reich beschäftigten polnischen Arbeiter und der Kriegs­
gefangenen nicht im Clearing, sondern auf dem gewöhnlichen Postwege vor sich. Bis 
Ende März 1944 wurden insgesamt 100,6, davon 70,8 Mio. RM von den Zivilarbei­
tern überwiesen. Der Wert der Arbeitskräfte ist aber durch die Heimsendungen nicht 
genügend erfaßt. Man müßte noch den Betrag der von den polnischen Arbeitern im 
Reich gezahlten Sozialausgleichsabgabe hinzuschlagen. Diese wird aber, da sie als 
Zuschlag zur Einkommensteuer (15%) erhoben wird, nicht gesondert ausgewiesen 
und ist daher nicht zu ermitteln. 

Die ausgewiesenen Leistungen des GG. belaufen sich auf 

Mio.RM 
1200 Wehrbeitrag 
290 Rückführung von Zl.-Noten 

3424 Clearing-Verschuldung und angelegte 
Reichsschatzanweisungen 

71 Arbeiterrücksendungen 
30 Kriegsgefangenenrücksendungen 

5015 

3. Frankreich 

Mit Frankreich beginnt die Reihe der Länder, die Besatzungskosten im eigentlichen 
Sinne zahlen. Vom Zeitpunkt der Besatzung bis Ende 1944 hat Frankreich der deut­
schen Wehrmacht die folgenden Beträge auf dem Besatzungskostenkonto zur Verfü­
gung gestellth): 

h) Die Beträge unterscheiden sich von den Summen, die sich ergeben würden, wenn man die Besat­
zungskosten nach den zwischen den beiden Regierungen vereinbarten Tagessätzen (z.Zt. 25 Mio. 
RM) errechnen würde. Der Grund ist darin zu sehen, daß in den ersten Jahren nicht alle zur Verfü­
gung gestellten Summen von der deutschen Wehrmacht benötigt wurden und daß sie späterhin 
(von 1942 an) auf die früher nicht abgehobenen Beträge zurückgriff. Der Gesamtbetrag der Abhe­
bungen hält sich allerdings im Rahmen der Abmachungen; lediglich die zeitliche Verteilung weicht 
von diesen ab. 
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Kalenderjahr Mio.RM Mio. Franken 

129 

1940 
1941 
1942 
1943 

1. Quart. 1944*) 

Insgesamt: 

1759 
5087 
7872 
9798 
2275 

26791 

35180 
101740 
157440 
195960 
45500 

535 820 

*) errechnet aus den festgesetzten Tagesbeträgen. 

Wenn man die angegebenen Summen mit Kaufkraftkursen umrechnet, so erhält 
man für die ersten 3 Jahre erheblich höhere Werte. Erst im Jahre 1943 haben sich 
Kaufkraftkurs und Wechselkurs angeglichen. Nun sind aber nicht alle durch Besat-
zungskösten finanzierten Waren zu den offiziellen Preisen gekauft worden, sondern 
ein Teil wurde mit Schwarzmarktpreisen bezahlt. Man darf wohl annehmen, daß der 
schwarze Markt im Jahre 1940 wegen der noch reichlich vorhandenen Lager kaum 
eine Rolle spielte. Erst ab 1941 wird er hier in die Betrachtung einbezogen und zwar 
mit dem Überteuerungsfaktor 4.1942 betrug dieser (nach Angaben von Veitjens22) 6, 
und für 1943 und 1944 wird er schätzungsweise mit 8 eingesetzt. 

Anfang 

1940 
1941 
1942 
1943 
1944 

Kaufkraftkurse 
100frs.= . . . R M 

offiziell 

9,9 
7,7 
6,4 
5,0 
5,0 

auf dem schwarzen Markt 

1,9 

1,1 
0,6 
0,6 

Genaue Unterlagen über den Umfang der Schwarzmarktkäufe haben wir nur für 
die Aktion Veitjens, die in Frankreich 1555 Mio. RM, das sind - zum amtlich festge­
setzten Frankenkurs umgerechnet - 31,1 Mia. Franken, erforderte. Der größte Teil 
der Käufe fiel bekanntlich in das Jahr 1942, nämlich etwa für 1155 Mio.RM. 1943 
wurden in Frankreich nur noch schätzungsweise 400 Mio.RM verausgabt. Rechnet 
man die 31,1 Mia. Franken mit den jeweiligen Schwarzmarktkursen um, so erhält 
man den nur geringen Betrag von 318 Mio. RM. 

Darüber hinaus darf man annehmen, daß ein Teil der Wehrmachtsausgaben immer 
auf den schwarzen Markt geht. Sehr groß ist dieser bei den persönlichen Ausgaben, 
die in Frankreich in den letzten Jahren zwischen 18 und 25% der gesamten Ausgaben 

22 Oberst Veitjens war verantwortlich für eine Aktion offizieller Schwarzmarktkäufe in besetzten Län­
dern Westeuropas. 
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lagen. Sicherlich ist es nicht zu hoch gegriffen, wenn man annimmt, daß die Hälfte 
der persönlichen Ausgaben und damit etwa 10% der Gesamtausgaben auf dem 
schwarzen Markt verausgabt werden. Für 1941 allerdings rechnen wir wegen der da­
mals noch geringen Bedeutung des schwarzen Marktes mit nur 5%. Auch gewisse 
Sachausgaben der Wehrmacht (Materialien für Wehrmachtsinvestitionen) dürften zu 
höheren als den offiziellen Preisen verausgabt werden, auch wenn die Wehrmacht 
nicht gerade zu den hohen Schwarzmarktpreisen abschließt. Wir nehmen im Zusam­
menhang dieser Arbeit an, daß 10% der Sachausgaben zu dem Doppelten der offiziel­
len Preise verausgabt wurden. 

Bis vor kurzem wurde der französische Schwarzmarkt noch aus einer weiteren 
Quelle gespeist, und zwar aus der Einfuhr von Reichskreditkassenscheinen aus den 
übrigen besetzten Gebieten. Obwohl die Ausgabe von Reichskreditkassenscheinen in 
Frankreich selbst seit Oktober 1940 praktisch aufgehört hat, wurden bei der Abrech­
nung über die Besatzungskosten laufend Beträge von Reichskreditkassenscheinen 
präsentiert (1942: 460Mio. RM; 1943: 1180Mio. RM; 1.Quartal 1944: 25Mio. 
RM). Wenn auch ein Teil davon ursprünglich in Frankreich selbst ausgegeben worden 
ist, so darf man doch annehmen, daß der größte Posten - wir nehmen ihn für 1942 
und 1943 mit 75% an - aus den übrigen besetzten Gebieten stammt, also 1942: 
345 Mio. RM; 1943: 885 Mio. RM. Nun sind wohl kaum die gesamten Beträge auf 
den schwarzen Markt gegangen, sicherlich aber der größere Teil, den wir wiederum 
auf 75% schätzen. Wir erhalten also für 

1942 260 Mio. RM, 
1943 660 Mio. RM, 
1944 19 Mio. RM. 

Auf dem schwarzen Markt wurden insgesamt die folgenden Beträge verausgabt 
(Mia. Franken): 

1941 1942 1943 1944 

Aktion Veitjens 
Soldatenkäufe 
Einfuhr von Reichskredit­

kassenscheinen 

dazu: Wehrmachtssachkäufe 
zu erhöhten Preisen 

insgesamt 

-
5,1 

-

5,1 

-

23,1 
15,7 

5,2 

44,0 

12,6 

8,0 
19,6 

13,2 

40,8 

15,7 

-
4,5 

0,4 

4,9 

3,6 

insgesamt 5,1 56,6 56,5 8,5 
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Die Wehrmachtausgaben wurden also in Frankreich wie folgt verausgabt: 

Jahre Offizieller Markt für Wehr- Schwarzer Ins-
Markt machtssonder- Markt gesamt 

käufe 
Mia. Fr. Mio.RM Mia. Fr. Mio.RM Mia. Fr. Mio.RM Mio.RM 

1940 35,2 
1941 96,6 
1942 100,8 
1943 139,5 
1944 37,0 

Insgesamt: 

3480 
7440 
6450 
6980 
1850 

26200 

-
-

12,6 
15,7 
3,6 

-
-

400 
395 
90 

885 

-
5,1 

44,0 
40,8 

4,9 

-
100 
480 
240 

30 

850 

3480 
7 540 
7 330 
7615 
1970 

27935 

Der reale Betrag der Besatzungskosten betrug etwa 28 Mia. RM. Der durch die 
Schwarzkäufe verursachte „Verlust", den man ermitteln kann, indem man die auf den 
schwarzen Markt gegangenen Summen mit den Kaufkraftkursen des offiziellen 
Marktes umrechnet und von diesen den Realwert der Schwarzkäufe abzieht, hat 
schätzungsweise 6,4 Mia. RM betragen. D. h. mit anderen Worten: Während man auf 
dem schwarzen Markt einen Wert von ca. 900 Mio. RM erhielt, hätte man auf dem 
offiziellen Markt 7,3 Mia. RM erzielen können, wenngleich es fraglich ist, ob man 
die betreffenden Waren auf dem offiziellen Markt bekommen hätte. 

Trotz der umfangreichen Schwarzkäufe liegt der reale Wert der Besatzungskosten 
noch über dem Betrag, den man bei Umrechnung mit dem 5 Pf-Kurse erhalten würde 
(26,8 Mia. RM), weil nämlich die französischen Preise zu Beginn der Besatzungszeit 
weit unter den deutschen lagen. Die in dem kürzlich erstatteten Gutachten des Mili-
tärbefehlshabers'^ enthaltene Ansicht, daß durch die Schwarzkäufe nicht einmal der 
Betrag von 26,8 Mia. RM realisiert worden sei, muß daher als zu pessimistisch ange­
sehen werden. 

Die deutsche Clearingverschuldung gegenüber Frankreich, in der die äußeren fran­
zösischen Leistungen (Einfuhrüberschüsse, im Reich beschäftigte französische Ar­
beitskräfte) wertmäßig zum Ausdruck kommen, ist in den Jahren der Besatzung stark 
angestiegen. 

Die Umrechnung der Clearingschuld muß zum niedrigeren als den oben errechne­
ten Kaufkraftkursen erfolgen. Denn die Franzosen erheben seit 1941 auf die Ausfuhr, 
die zu höheren als den französischen Inlandspreisen getätigt werden konnte, eine Ab­
gabe, die sog. retenue de pérequation23. Das zeigt, daß die Ausfuhrpreise zum Teil 

i) „Der Beitrag des französischen Raumes zur Kriegswirtschaft", Paris, April 1944. 
23 Retenue de péréquation = Ausgleichsabgabe. Beim Abschluß des deutsch-französischen Verrech­

nungsabkommens vom 4.11. 1940 mußte die französische Regierung einen Wechselkurs von 
1 RM = 20 Francs akzeptieren, womit die Reichsmark zunächst überbewertet war. Im Gegenzug 
wurde von deutscher Seite zugestanden, nichts dagegen einzuwenden, wenn die Preise französi-
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höher waren als die französischen Inlandspreise. Es ist selbstverständlich schwer, daß 
Maß der Erhöhung abzuschätzen. Hier wird für die Jahre 1941 Und 1942 die Mitte 
zwischen den aus dem Inlandspreis errechneten Kaufkraftkursen und dem Wechsel­
kurs gewählt. 

1941 6,3 
1942 5,7 

Von dem Zeitpunkt an, zu dem sich der Kaufkraftkurs dem Wechselkurs angegli­
chen hatte (etwa 1943) wird dieser gewählt und auch für das 1. Quartal 1944 beibe­
halten. Zwar wird heute schon die Einfuhr aus Frankreich zum Teil verbilligt, was die 
Umrechnung mit einem unter dem Wechselkurs liegenden Kurs nahelegt, aber die 
aufgewendeten Verbilligungsbeträge sind noch relativ niedrig. Außerdem werden 
noch manche Waren aus Frankreich unter Reichspreisen eingeführt. 

Die Verschuldungszunahme betrug: 

Mio. Fr. Mio. R M -

Kaufkraft 

von November 1940 - August 1941 8 976 565 

von September 1941 - August 1942 28 438 1621 

von September 1942 - August 1943 54718 2736 

von September 1943 - Ende März 1944 44128 2206 

7128 

Die ausgewiesenen französischen Gesamtleistungen betrugen also 

ca. 35 Mia. RM 

In diesem Betrag sind nicht alle französischen Leistungen enthalten, z. B. nicht die 

Beute an Rohstoffen, die sich auf ca. 255 Mio. RM belief, und ebenfalls nicht die 

Kriegsbeute, ferner nicht die Quartierleistungen. 

4. Belgien 

Belgien zahlte von Beginn der Besatzungszeit bis zum 31.3. 1944 etwa 5,7 Mia. RM 

Besatzungskosten. 

scher Ausfuhrwaren auf der Basis der Vorkriegsparität in Reichsmark umgerechnet würden 
(1 RM = 16,27 Francs). Dadurch konnten die französischen Exporteure, solange die Kaufkraftpari-
tät sich dem amtlichen Wechselkurs noch nicht angeglichen hatte, in Deutschland höhere Preise, 
ausgedrückt in Francs, erzielen als auf dem offiziellen französischen Binnenmarkt. Diese Differenz 
sollte durch die Ausgleichsabgabe für die französische Regierung abgeschöpft werden. 
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1940 
1941 
1942 
1943 
Jan./März 1944 

Mio. belg. 

29 500 

19200 
15045 
5481 

Fr. RM-Kaufkraftkurse 
100 b.Fr... 

8,6 

8,0 
7,7 
7,7 

.RM 
Mio. RM-
Kaufkraft 

2537 

1536 
1197 
422 

5692 

Der hier errechnete Gesamtbetrag ist wahrscheinlich zu hoch. Denn auch in Bel­
gien dürften laufend gewisse Beträge zumindest der Personalausgaben auf den 
schwarzen Markt gegangen sein. Allerdings ist die belgische Preispolitik erfolgreicher 
gewesen als die französische, und auch Umfang und Preise des schwarzen Marktes 
dürften niedriger sein als in Frankreich. Rechnet man für 1940 und 1941 mit einem 
Übersteigerungsfaktor von 3 und für die Folgezeit von 6, und nimmt man an, daß von 
dem Betrag der ersten beiden Jahre 1/20 und von dem der übrigen Zeit 1/10 auf dem 
schwarzen Markt verausgabt wurde, so verteilen sich die eben genannten Zahlen wie 
folgt: 

1940 
1941 
1942 
1943 
Januar--März 1944 

Insgesamt: 

Offizieller Markt 
Mio. Fr. 

28 025 

17280 
13 540 
4933 

Mio. RM-
Kaufkraft 

2410 

1382 
1043 
380 

5215 

Schwarzer Markt 
Mio. Fr. 

1475 

1920 
1505 
548 

Mio. RM-
Kaufkraft 

43 

26 
20 

7 

96 

Insgesamt 
Mio. RM-
Kaufkraft 

2453 

1408 
1063 
387 

5311 

Im Verhältnis zu den Besatzungskosten ist die Clearingverschuldung sehr hoch, je­
denfalls wenn man von der in Frankreich vorhandenen Relation ausgeht. In Belgien 
beträgt sie ca. 3/4 der Besatzungskosten, in Frankreich dagegen 1/4. Sie nahm zu: 

vom 12. Juli 1940-31. August 1940 um 
vom Septemberl940-Ende August 1941 um 
vom Septemberl941-Ende August 1942 um 
vom Septemberl942-Ende August 1943 um 
vom Septemberl943-Ende März 1944 um 

Mio. RM 
21 

383 
974 

1898 
1012 

Insgesamt: 4288 

100b.Fr
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Auch diese mit Hilfe des amtlichen Kurses festgestellten Reichsmarkbeträge müs­
sen zu Kaufkraftkursen umgerechnet werden; außerdem muß der Betrag der offiziel­
len Schwarzmarktkäufe (Aktion Veitjens) in Höhe von 267 Mio. RM berücksichtigt 
werden. Wir nehmen der Einfachheit halber an, daß die Schwarzmarktaktion völlig 
in das 4. Kriegswirtschaftsjahr fiel, auch wenn sie etwas früher (Mitte Juni 1942) be­
gonnen wurde. Die Zunahme der Clearingverschuldung verteilt sich demnach wie 
folgt: 

Kriegswirt­
schaftsjahr 

Offizieller Markt Schwarzer Markt Insgesamt 
Mio.b.Fr. Mio. RM- Mio.b.Fr. Mio. RM- RM-

Kaufkraft Kaufkraft Kaufkraft 

1939/40 265 24 
1940/41 4789 397 
1941/42 12171 974 
1942/43 20388 1570 
Sept. 43/März 44 12650 974 

3338 43 

24 
397 
974 

1613 
974 

3339 43 

Der Gesamtbetrag der belgischen Leistungen stellt sich somit auf 
ca. 9300Mio. RMj) 

3982 

5. Niederlande 

Die Niederlande sind das einzige Land, das nicht nur innere Besatzungskosten zum 
Unterhalt der im Land befindlichen Truppen und für andere Besatzungsbedürfnisse 
zahlt, sondern das auch laufend einen Beitrag an äußeren Besatzungskosten leistet. 
Dieser wurde zu einem Teil in Gold gezahlt - seit einiger Zeit sind die Goldvorräte 
erschöpft -, zum anderen in Reichsmark. Die Reichsmarkbeträge dürften aus dem 
Außenwirtschaftsverkehr stammen. In ihrer Höhe ist demnach eine unentgeltliche 
Einfuhr aus Holland möglich gewesen. Ein Vorgang, der an die Finanzierung der 
englischen Einfuhr aus Canada erinnert. 

1940/41 
1941/42 
1942/43 
1943/44 

innere 
Besatzungskosten 

Mio. RM*) 

1360 
1640 
1640 
1640 

*) umgerechnet zum amtlichen Kurs von 1 hfl. 

äußere 
Besatzungskosten 

Mio. RM 

950 
600 
600 

= 1,32RM. 

Gesamte 
Besatzungskosten 

Mio. RM 

1360 
2590 
2240 
2240 

j) ohne die belgische Goldablieferung. 
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Bewertet man die inneren Besatzungskosten mit dem jeweiligen Kaufkraftkurs, so 
erhält man die folgenden Beträge: 

1940/41 
1941/42 
1942/43 
1943/44 

Reichsmark-Kaufkraftkurs 
1 hfl = ... 

1,46 
1,30 
1,26 
1,27 

RM 
Innere Besatzungskosten 
Mio. hfl 

1030 
1240 
1240 
1240 

Mio. R M 

1500 
1610 
1560 
1570 

Insgesamt: 6240 

In Holland ist es gelungen - nach anfänglich ziemlich bedeutenden Preissteigerun­
gen -, den Kaufkraftkurs in der Nähe des offiziellen Kurses zu halten. Die Schwarz­
marktpreise aber sind besonders hoch. Für 1942 wird der Überteuerungsfaktor mit 4 
angegeben; für 1943 schätzen wir ihn auf 8 und für 1944 auf 10. 

Die Personalausgaben, die in der letzten Zeit ca. 25% der Gesamtausgaben betru­
gen, dürften sicherlich zur Hälfte schwarz verausgabt worden sein, und auch die 
Sachausgaben haben sich teilweise in höheren als den offiziellen Preisen niederge­
schlagen (Holzkäufe der Wehrmacht). Wir rechnen wie bei Frankreich damit, daß 
seit 1942/43 10% der Sachausgaben zu dem Doppelten der offiziellen Preise veraus­
gabt wurden. 

Unter den genannten Voraussetzungen ergibt sich folgende Rechnung: 

Offizieller 
Markt 

Mio. hfl Mio. RM 

Markt für 
Wehrmachts­
sonderkäufe 

Mio. hfl Mio. RM 

Schwarzer 
Markt 

5534 118 85 

Ins­
gesamt 

Mio. hfl Mio. RM RM 

1940/41 
1941/42 
1942/43 
1943/44 

1030 
1178 
992 
992 

1500 
1530 
1248 
1256 

— 
-
93 
93 

— 
-
59 
59 

-
62 
156 
156 

-
40 
25 
20 

1500 
1570 
1332 
1335 

5737 

Auch ein Teil der äußeren Besatzungskosten hat mit dem schwarzen Markt in Ver­
bindung gestanden. Es handelt sich um die offiziellen Schwarzmarktkäufe, die in 
Holland mit Reichsmark bezahlt wurden und 160 Mill. RM erforderten. Rechnen wir 
für 1942 mit einem Schwarzmarktkurs von 32 Rpf., so ergibt sich ein Betrag von 
40 Mill. RM. Die Reichsmarküberweisungen des Jahres 1942 müssen wir daher statt 
mit 600 Mio. RM mit 480 Mio. RM ansetzen. Wir erhalten insgesamt also aus Hol­
land: 
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innere äußere Insgesamt 
Besatzungskosten Besatzungskosten 

Mio. RM Mio. RM Mio. RM 

1940/41 1500 - 1500 
1941/42 1570 950 2520 
1942/43 1332 480 1812 
1943/44 1335 600 1935 

ca. 7767 

Da die Niederlande seit dem 1.4. 1941 als Deviseninland gelten, können die hol­
ländischen Leistungsüberschüsse im äußeren Wirtschaftsverkehr mit dem Reich nicht 
mehr genau ermittelt werden. Der Teil der Lieferungs- und Leistungsüberschüsse, der 
nicht durch die äußeren Besatzungskosten finanziert wird, läuft in Form von Reichs­
markguthaben der niederländischen Zentralbank bei der Deutschen Reichsbank auf 
(bis 31.3. 1944: 5120 Mio. RM). Davon war der überwiegende Teil, nämlich 
4958 Mio. RM in Reichsschatzanweisungen angelegt. 

Da bis vor kurzem der Guldenerwerb durch Einzahlung von Reichsmark in 
Deutschland nicht beschränkt und die Kontrolle der Warenbewegungen nicht ausrei­
chend waren, darf angenommen werden, daß deutscherseits große Guldenbeträge -
wir schätzen sie auf 1/5 des gesamten Reichsmarkguthabens der holländischen Natio­
nalbank - zum Kauf auf dem holländischen schwarzen Markt erworben wurden. 
Rechnet man diesen Betrag mit dem durchschnittlichen Überteuerungsfaktor 6 um, 
so stellt sich der reale Wert auf 4260 Mio. RM. 

Die gesamten holländischen Leistungen hätten demnach 
12 030 Mio. RM 

betragen. 

6. Dänemark 

Dänemark gilt nicht als eigentliches besetztes Gebiet und zahlt dementsprechend 
auch keine Besatzungskosten. Die von den deutschen Truppen benötigten Mittel wer­
den der Hauptverwaltung der Reichskreditkassen von der dänischen Zentralbank auf 
dem Kreditwege zur Verfügung gestellt. Jedenfalls für die Dauer des Krieges ist also 
eine einseitige Leistung Dänemarks gewährleistet. Die bereit gestellten Kredite betru­
gen bis zum 31.3. 1944 fast 1,5 Mia. RM. 

Besatzungskosten RM-Kaufkraftkurse Besatzungskosten 
Mio. Kr. 100 Kr. = . . . RM Mio. RM-Kaufkraft 

1940/41 531 53,1 282 
1941/42 437 47,7 208 
1942/43 612 47,5 290 
1943/44 1391 47,9 666 

1446 
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Eine Schätzung der auf den schwarzen Markt gehenden Summen muß unterblei­
ben. Zwar darf angenommen werden, daß die Wehrmachtsangehörigen auch in Dä­
nemark Butter und andere Produkte zu gestiegenen Preisen kaufen; es ist aber un­
möglich, diese Beträge auch nur annähernd zu erfassen. Denn der schwarze Markt 
scheint weniger ausgedehnt und weniger zusammenhängend zu sein als in den be­
setzten Westgebieten und mehr der Struktur des deutschen schwarzen Marktes mit 
seiner uneinheitlichen Preislage zu ähneln. Allerdings dürften die dänischen 
Schwarzmarktpreise in der Regel weit unter den deutschen liegen. Man kann also 
nicht von einem durchschnittlichen Überteuerungsfaktor sprechen, wie etwa in 
Frankreich, Belgien und Holland. Im Clearing schulden wir Dänemark etwa 
1100 Mio. RM. Die Zunahme betrug: 

Mio. Kronen Mio. RM-Kaufkraft 

vom 9.4. 1940-
vom 1.9.1940-
vom l.9.1941-
vom 1.9.1942-
vom l.9. 1943-

-31.8. 
-31.8. 
-31.8. 
31.8. 
-31.3. 

1940 
1941 
1942 
1943 
1944 

Insgesamt 

297 
358 
416 
560 
612 

Die gesamten Leistungen Dänemarks betrugen also 

7. Norwegen 

1940/41 
1941/42 
1942/43 
9 Monate 1943 
bis 1944**) 

ca. 2530Mio. RM. 

Besatzungskosten 

Mio. Kr. 

353 
1292 
981 

ca. 750 

Kredite bei 
d. Norges Bank 

Mio. Kr. 

2132*) 
1835 
942 

ca. 750 

*) Ein Teil davon entfällt auf die Monate April-Juni des Finanzjahres 1939/40. 

**) Das Finanzjahr 

In Reichsmark 

1940/41 
1941/42 
1942/43 
1943/44 

hr endet am 30 Juni. 

umgerechnet erhalten wir die 

Mio. Kr. 

2485 
3137 
1923 
1500 

folgenden Beträge: 

RM Kaufkraftkurs 
100 Kr. -.= . . . R M 

63,9 
52,8 
52,6 
52,6 

158 
171 
198 
268 
293 

1088 

Insgesamt 

2485 
3127 
1923 

ca. 1500 

Mio. RM-
Kaufkraft 

1588 
1656 
1011 
789 

9045 5044 
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Die norwegische Wirtschaft ist durch die Besatzungsansprüche besonders stark bela­
stet. Aus diesem Grunde wohl hat man die Besatzungskosten auf nur einen Teil der 
Wehrmachtsausgaben beschränkt. Der Rest wird vorläufig durch Kredite der Zen­
tralbank an die Hauptverwaltung der Reichskreditkassen finanziert. Wenn die der­
zeitige Situation für das jeweilige Land durch diese „Vorfinanzierung" auch keines­
wegs anders ist als bei einer vollen Kostenübernahme, so sind doch die psychologi­
schen und politischen Rückwirkungen dieser Form der Kreditierung nicht zu unter­
schätzen, zumal, wenn die zur Verfügung gestellten Kreditbeträge wie im Falle Nor­
wegens höher sind als die eigentlichen Besatzungskosten. 

Diese Summe von mehr als 5 Mia. RM ist in der Tat für die norwegischen Verhält­
nisse sehr groß. Viel reicher ausgestattete Volkswirtschaften wie z.B. die belgische 
zahlen kaum mehr, und Dänemark leistet nicht einmal die Hälfte. Diese großen Lei­
stungen können zum Teil, wie schon erwähnt, nur durch deutsche Zuschüsse ermög­
licht werden. Es ist daher nicht erstaunlich, daß der deutsch-norwegische Außenhan­
del für Deutschland aktiv, d.h. also ein Zuschußgeschäft ist. Da Norwegen zudem 
auf Grund seiner Menschenarmut der deutschen Kriegswirtschaft kaum Arbeitskräfte 
zur Verfügung stellen kann, gehört es zu den wenigen Ländern, die uns im Clearing 
gewisse Beträge schulden. 

Stand des Verrechnungssaldos*) 

31.8.1940 
31.8.1941 
31.8.1942 
31.8.1943 
31.3.1944 

(in Mio. RM) 
% 5,6 
+ 111,3 
+ 43.2 
+ 105,3 
+ 132,3 

*) + deutsches Guthaben, % deutsche Verschuldung. 

Die Zu- und Abnahme der deutschen Forderungen an Norwegen betrug in der 
Zeit 

Mia. Kronen Mio. RM-Kaufkraft 

vom 9.4. 1940-31.8. 1940 
vom 1.9. 1940-31.8. 1941 
vom 1.9. 1941-31.8. 1942 
vom 1.9. 1942-31.8. 1943 
vom 1.9. 1943-31.3. 1944 

Setzt man diese ca. 140 Mill. von den eben errechneten Besatzungskosten und Kre­
diteinräumungen ab, so erhält man den immer noch beachtlichen Betrag norwegi­
scher Leistungen in Höhe von 

ca. 4900 Mill. RM. 

% 
+ 
% 
+ 
+ 

10 
205 
120 
109 
47 

% 
+ 
/. 
+ 
+ 
+ 

6,4 
131,0 
63,4 
57,3 
24,7 

143,2 
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8. Serbien 

Serbien ist ein besetztes Land mit besonders starker Preissteigerung, auch wenn es da­
mit weit hinter Griechenland zurückbleibt. Der Kaufkraftkurs, der zu Beginn der Be­
satzungszeit (April 1941) noch 5,6 Rpf. für einen Dinar betrug, war 1942 bereits auf 
2,3 gesunken und dürfte heute schätzungsweise 1,0 betragen. Der reale Wert der Be­
satzungskosten ist daher stark gesunken. 

1941/42 
1942/43 
1943/44 

Mio. Dinar 

3450 
3 830 

12821 

20101 

RM-Kaufkraftkurs 
100 Din. = . 

4,0 
2,3 
1,0 

.RM 
Mio. RM-
Kaufkraft 

138 
88 

128 

354 

Auch in Serbien dürfte ein Teil der Besatzungskosten auf dem schwarzen Markt, 
der hier sehr ausgedehnt ist und dessen Preise 1942 etwa das 3 bis 4fache der offiziel­
len Preise betrugen und heute sicherlich bei dem 8 bis l0fachen liegen, verausgabt 
worden sein. Da dem schwarzen Markt in Serbien eine noch größere Bedeutung zu­
kommt als in den Westgebieten und da auch in Serbien zeitweise gewisse aus den 
übrigen besetzten Gebieten stammende und vorwiegend zu Schwarzmarktkäufen 
verwendete Beträge an Reichskreditkassenscheinen vorhanden waren, ist ein Satz 
von 15% der Gesamtausgaben sicherlich nicht zu hoch gegriffen. Die Besatzungsko­
sten wurden schätzungsweise wie folgt verausgabt: 

Offizieller Markt 
Mio. Din. Mio. RM-

Kaufkraft 

Schwarzer Markt Insgesamt 
Mio. Din. Mio. RM- Mio. RM-

Kaufkraft Kaufkraft 

1941/42 
1942/43 
1943/44 

2930 
3300 

10898 

117,2 
75,9 

109,0 

302,1 

520 
550 

1920 

5,2 
3,4 
1,9 

10,5 

122,4 
79,3 

110,9 

312,6 

Im Clearing schuldeten wir Serbien am 31.März d.J. 418,8 Mio. RM. Die Ver­
schuldung nahm wie folgt zu: 
vom 27.5. 1941-31.8. 1941 um 
vom 1.9. 1941-31.8. 1942 um 
vom 1.9. 1942-31.8. 1943 um 
vom 1.9. 1943-31.3. 1944 um 

insgesamt 

12,7 Mio. RM 
47,3 Mio. RM 

191,6 Mio. RM 
167,2 Mio. RM 

418,8 Mio. RM. 
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Die serbischen Ausfuhrpreise, insbesondere für Weizen, Schweine und Backpflau­
men, lagen im Durchschnitt des Jahres 1943 schon erheblich über den Reichspreisen. 
Selbst wenn man berücksichtigt, daß einzelne Waren, in der Hauptsache Chromerz, 
billiger hereinkommen, ist es sicher nicht unberechtigt, bereits von August 1942 mit 
einem Kurs von 4 Rpf und von August 1943 mit einem von 3 Rpf umzurechnen. 

Zunahme der Clearingverschuldung Mio. Din. Mio. RM 

vom 27.5. 1941-31.8. 1941 
vom 1.9.1941-31.8.1942 
vom 1.9.1942-31.8.1943 
vom 1.9.1943-31.3.1944 

254 
946 

3832 
3344 

12,7 
47,3 

153,3 
100,3 

313,6 

Diese Zahl repräsentiert in der Hauptsache die serbischen Ausfuhrüberschüsse. Es 
ist bemerkenswert, daß diese ebenso hoch sind wie der reale Wert der Besatzungsko­
sten. 

Die Gesamtleistungen Serbien[s] betrugen insgesamt 
626 Mio. RM. 

9. Griechenland 

Die Finanzierung der Wehrmachtausgaben in Griechenland erfolgt ähnlich wie in 
Norwegen. Ein Teil wird laufend auf den griechischen Haushalt übernommen (feste 
Besatzungskosten), der andere wird von der griechischen Nationalbank vorerst ge­
gen „Anlastung" zur Verfügung gestellt. Eine Trennung der beiden Beträge erübrigt 
sich, da die Ermittlung der Gesamtleistung wegen der sich überschlagenden inflatori-
schen Preissteigerungen so ungenau ist, daß mit einer Aufteilung der Ausgaben weder 
für die derzeitige Lage noch auch für die spätere endgültige Regelung irgendetwas 
gewonnen ist. Das Ausmaß der Inflation kommt am besten in der Tatsache zum Aus­
druck, daß die monatlich beanspruchten Drachmenbeträge im Februar d. J. bereits die 
Billionengrenze überschritten haben: 

Griechische Besatzungskosten (in Mia. Drachmen) 

1. Quartal 
2. Quartal 
3. Quartal 
4. Quartal 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 

12,9 
14,0 
34,4 
46,8 
42,7 

15,5 
20,0 
19,5 
23,7 
30,0 
39,0 

1943 Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 

1944 Januar 
Februar 
März 

67 
81 

145 
191 
275 
440 

710 
1280 
3040 
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Eine mit Hilfe des für die griechische Volkswirtschaft besonders repräsentativen 
Ölpreises durchgeführte Umrechnungk) hat für die gesamte Besatzungszeit (bis 31.3. 
1944) den nur geringen Betrag von 150 Mio. RM ergeben. Selbst wenn man berück­
sichtigt, daß die griechische Volkswirtschaft arm ist und der Wehrmachtbedarf größ­
tenteils nachgeschoben wird, dürfte der errechnete Betrag zu niedrig sein. Nun war 
der Ölpreis zweifellos spekulativ überhöht, und der reale Wert der Besatzungskosten 
dürfte erheblich höher gewesen sein. 

Berechnungen des RFM24 zufolge, die sich aus der Notwendigkeit ergaben, die 
durch die griechischen Besatzungskosten im Reichshaushalt (60 Dr. = 1 RM)25 über­
mäßig aufgeblähten deutschen Wehrmachtausgaben auf ein vernünftiges Maß zu­
rückzuführen, ergibt sich für das Finanzjahr 1943/44 ein realer Betrag von 500 Mio. 
RM. Aus der Ölpreisumrechnung erhält man dagegen für die gleiche Zeit nur 1/10, 
nämlich 57,6 Mio. RM. Die vom RFM für die Zwecke des Reichshaushaltes ermittel­
te Summe ist nur zum Teil mit Hilfe von Preisdaten geschätzt. Maßgebend waren 
vielmehr Angaben des OKW über Truppenstärke, Wehrmachtinvestitionen und den 
aus dem Reich nachgeschobenen Wehrmachtbedarf. Immerhin hält man auch im 
RFM die errechnete Summe für zu hoch, und ein Betrag von 250 Mio. wird für das 
Rechnungsjahr 1943/44 als ausreichend bezeichnet. Für die zurückliegenden Jahre 
ist der reale Wert der Wehrmachtausgaben wahrscheinlich noch niedriger gewesen -
an Deutschland gingen damals nur % der gesamten Besatzungsausgaben, der Rest an 
Italien -. Für die Zwecke dieser Arbeit wird hier ein Gesamtbetrag von höchstens 

500 Mio. RM 
eingesetzt. 

Den wichtigsten Posten im deutschen und griechischen Außenwirtschaftsverkehr 
bildet zweifellos der Außenhandel; griechische Arbeiter sind in Deutschland kaum 
beschäftigt. Mit der in Reichsmark ausgewiesenen Clearing-Verschuldung ist wegen 
der undurchsichtigen Preisverhältnisse im Außenhandel nichts anzufangen. Aus die­
sem Grunde wurde hier eine Bewertung der ein- und ausgeführten Güter auf der Ba­
sis eines Normaljahres (1938) vorgenommen, die folgendes Ergebnis hat: 

Einfuhrüberschüsse aus Griechenland 
Mio. RM 

1941*) 37,1 
1942 42,5 
1943**) 2,8 

82,4 
*) nur 2. Halbjahr 

**) Januar bis August 1943. 

k) siehe auch die Ausarbeitung vom 29.10. 1944 [sic! Gemeint ist 1943], FfW. 648 g/43. 
24 Reichsfinanzministerium. 
25 Der amtliche Wechselkurs wurde mit 1 RM = 60 Drachmen unverändert gelassen, was wegen der 

griechischen Inflation scheinbar immer höhere Besatzungsausgaben (Landeswährung umgerechnet 
in Reichsmark) ergab. 
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Die vorgenommene Bewertung, die einen Einfuhrüberschuß aufweist, ist allerdings 
außerordentlich problematisch. Z. Zt. (seit Bestehen der Degriges26) werden deutsche 
Einfuhren in [gemeint ist: aus] Griechenland nur getätigt aus 4/7 der Ausfuhrschleu­
sengewinne [aus dem Export Deutschlands nach Griechenland] der Degriges, nach­
dem 3/7 zuvor an die deutsche Wehrmacht abgeliefert worden sind. Die Degriges gibt 
daher auch z.B. für die Monate Januar bis August 1943 einen deutschen Ausfuhr­
überschuß in Höhe von ca. 50 Mill. RM an. Die eben ausgewiesenen griechischen 
Einfuhrüberschüsse [gemeint ist: Einfuhrüberschüsse Deutschlands im Handel mit 
Griechenland] sind also sehr fragwürdig. Aus diesen Gründen wird hier davon abge­
sehen, überhaupt einen Leistungsüberschuß Griechenlands im Außenwirtschaftsver­
kehr mit Deutschland anzunehmen. Es erfolgt eine Beschränkung lediglich auf die 
Besatzungskosten. Die Gesamtleistungen Griechenlands hätten also 500 Mio. RM be-
tragen. 

10. Besetzte Ostgebiete 

Bei der Feststellung des Wertes der Leistungen der besetzten Ost-Gebiete empfiehlt es 
sich, den Weg über eine Einzelbewertung zu nehmen. Denn Besatzungskosten wur­
den nur vom Ostland und der Ukraine und nicht vom Operationsgebiet gezahlt, und 
der Außenwirtschaftsverkehr wird nur zum Teil über Clearing abgerechnet. Die von 
der Wehrmacht und dem Reich beanspruchten Güter werden dabei mit deutschen 
Großhandelspreisen eingesetzt. Da manche Leistungen nicht bekannt sind (Quartier-
und Transportleistungen) und außerdem nur die wichtigsten Nahrungsmittel und 
Rohstoffe bewertet wurden, ist der durch Addition der Einzelwerte ermittelte Betrag 
notwendig zu niedrig. 

a) Auf dem Agrarsektor sind bis 31.3. 1944 Lieferungen in Höhe von knapp 4 Mia. 
RM erfolgt, denen (bis 31.8. 1944) [gemeint wohl: 31.8. 1943] deutsche Gegenlei­
stungen im Betrag von 500 Mio. RM gegenüberstehen, so daß sich eine Gesamtlei­
stung in der Größenordnung von 

3,5 Mia. RM 
ergibt. 
b) Der Überschuß auf dem gewerblichen Sektor ist unbedeutend. Russischen Roh­
stofflieferungen in Höhe von ca. 725 Mio. RM stehen deutsche Einfuhren an Ma­
schinen, Werkzeugen und Geräten im Werte von 500 Mio. RM und Kohlenliefe­
rungen (ungerechnet die Lieferungen an die Wehrmacht und die Eisenbahn) in 
Höhe von ca. 35 Mio. RM gegenüber. Es bleibt also ein Nettogewinn von nur 
190 Mio. RM. Hinzuschlagen muß man die Leistungen der russischen verarbeiten-

26 Die Deutsch-Griechische Warenausgleichsgesellschaft m.b.H. (Degriges) wurde im November 
1942 gemeinschaftlich von der Reichsgruppe Industrie und der Wirtschaftsgruppe Groß- und Au­
ßenhandel als Monopolgesellschaft zur Regulierung des deutsch-griechischen Warenverkehrs ge­
gründet. Die Drachmengewinne aus der deutschen Ausfuhr nach Griechenland - eine Folge des un­
veränderten Wechselkurses bei gleichzeitig starker griechischer Inflation - wurden von der Degri­
ges abgeschöpft und in der angegebenen Weise verwendet. 
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den Industrie für das Ostheer, die hier mit 500 Mio. RM veranschlagt werden. Die 
Gesamtleistungen auf dem gewerblichen Sektor können demnach auf 

690 Mio. RM 
geschätzt werden. 
c) Schließlich muß der Nettogewinn aus der Beschäftigung der Ostarbeiter, den 
wir aus Arbeiterrücksendungen und Ostarbeiterabgabe ermitteln, berücksichtigt 
werden. 

Arbeiterrücksendungen 26,5 Mio. RM 
Ostarbeiterabgabe 209,- Mio. RM 

insgesamt 335,5 Mio. RM [sic!] 

d) Die - allerdings sehr lückenhafte - Gesamtbilanz würde demnach wie folgt 
aussehen: 

Mio. RM 
Leistungen auf dem Agrarsektor 3500 
Leistungen auf dem gewerblichen Sektor 690 
Wert der Arbeitskräfte 335 

insgesamt 4525 

Die russischen Leistungen haben also insgesamt 
4,5 Mia. RM 

betragen. Das ist weniger als der Beitrag der meisten Länder. Frankreich hat etwa das 
7fache, Belgien mehr als das Doppelte geleistet, und auch die übrigen Länder liegen 
mit geringen Ausnahmen weit höher. Aber nicht nur im Verhältnis zu den übrigen be­
setzten Gebieten, sondern auch absolut gesehen, erscheint die angegebene Zahl un­
wahrscheinlich niedrig. Der Wert der gesamten Nahrungsmittel- und Rohstoffliefe­
rungen an Wehrmacht und Reich und der im Reich beschäftigten Arbeitskräfte dürfte 
kaum in diesen 4,5 Mia. RM erschöpft sein, selbst wenn man die erheblichen deut­
schen Investitionen in der ehemals russischen Wirtschaft in Abzug bringt. Sicherlich 
gehen die nicht erfaßbaren Leistungen in die Milliarden. Sie werden bei der Schluß­
aufstellung in einem Gesamtzuschlag für alle statistisch nicht erfaßbaren Werte mit 
berücksichtigt. 

III. Beute 

Der hier errechnete Wert der Kriegsbeute liegt sicherlich erheblich unter dem wirkli­
chen Wert. Aus folgenden Gründen: 
1. Über den Wert der eigentlichen Kriegsbeute im engeren Sinne wie Waffen, Muni­

tion u. dgl. waren, außer im Falle des Protektorats keinerlei Unterlagen zu beschaf­
fen. 

2. Auch der wichtigste Posten der Rohstoffe ist wertmäßig nur unvollständig erfaßt 
worden. Die Angaben stützen sich auf die Erlösübersichten der Roges27 per Ende 

27 Die Rohstoff-Handelsgesellschaft m.b.H. (Roges) ist im Dezember 1942 zusammen vom Wehr-
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Februar 1944. Es darf aber angenommen werden, daß nicht alle von der Roges 
übernommenen Rohstoffe bereits verkauft worden sind. Insbesondere dürfte dies, 
wie aus den Halbmonatsberichten des Wi.Stab Ost28 hervorgeht, im Osten nicht 
der Fall gewesen sein. Zudem ist es fraglich, ob die Rohstoffe immer zu Reichsprei­
sen verwertet wurden. 
Die Roges wies am 28.2. 1944 einen Nettoerlös (nach Abzug der nicht unbeträcht­
lichen Kosten) von 323 Mio. RM aus, dem allerdings noch die 30 Mio. RM hinzu­
geschlagen werden müssen, die an das Ostministerium als Anteil für die aus diesem 
Bereich abtransportierten Güter abgeliefert wurden. Demnach erhielten wir einen 
Gesamtwert von 353 Mio. RM. 
Auf die einzelnen Ländergruppen - eine genaue länderweise Untergliederung fehlt 
- verteilen sich die Beträge wie folgt: 

Mio. RM 
Westen 228 
Osten 59 
Südosten 9. 

Hinzu kommen Sonderposten aus dem Verkauf von Beuteleder, Textilien und Ta­
bak. 
Daß die von der Roges ausgewiesenen Beträge, die allerdings Nettoerlöse darstel­
len, sehr niedrig sind, läßt sich am Beispiel Frankreichs beweisen. Für Frankreich 
hat der Militärbefehlshaber die erbeuteten Rohstoffmengen bekannt gegeben. Be­
wertet man diese mit Reichspreisen, so erhält man einen Betrag von ca. 255 Mio. 
RM. Die Roges aber weist für die gesamten Westgebiete nur knapp 230 Mio. RM 
aus. 

3. In den Verkaufserlösen der Roges sind die von der Aktion Major Schu29 erbeuteten 
Rohstoffe und Altstoffe mit enthalten. Nur die Sprengstoffe und Halbwaren (vor 
allem Fahrzeugteile) laufen nicht über die Roges. Sie wurden im Herbst v.J. mit ca. 
80 Mio. RM angegeben. Die gesamte Beute an Rohstoffen und Halbwaren stellt 
sich demnach auf 433 Mio. RM. 

wirtschafts- und Rüstungsamt im OKW und dem Reichswirtschaftsministerium zur Verwertung 
von Beutematerialien aus den besetzten Gebieten geschaffen worden. 

28 Der Wirtschaftsstab Ost war vom Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt im OKW konzipiert worden, 
um die eroberten und noch unter Militärverwaltung stehenden Ostgebiete möglichst schnell wirt­
schaftlich nutzbar zu machen. Einerseits sollte durch ihn in enger Zusammenarbeit mit den Quar­
tiermeistern des Heeres die Versorgung der deutschen Truppen an der Ostfront sichergestellt, ande­
rerseits die reichsdeutsche Kriegswirtschaft mit den Ressourcen des besetzten Territoriums im 
Osten unterstützt und entlastet werden. Im Einzelnen erstreckten sich die Aufgaben der Wirt­
schaftsorganisation Ost (Wirtschaftsstab Ost und nachgeordnete Dienststellen mit anfangs rund 
7000 Mitarbeitern) auf Erfassung und Abtransport der Beute an Wirtschaftsgütern, Wiederaufbau 
und Einsatz von Zechen, Kraftwerken und sonstigen Gewerbebetrieben, Förderung und Verteilung 
der Agrarproduktion und Rekrutierung russischer Arbeitskräfte. Das fachliche Weisungsrecht ob­
lag Göring als Beauftragtem für den Vierjahresplan, der seinerseits hierfür den Wirtschaftsfüh­
rungsstab Ost bildete. 

29 Major Schu war Beauftragter für Schrott- und Altmetallerfassung in den besetzten (Ost-)Gebieten. 
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4. Ebenfalls unbedeutend sind die Beträge an Geld, die der Reichshauptkasse für 
Beute zugeführt wurden. Bis zum 31.8.1943 wurden 130,6 Mio. RM ausgewiesen. 
Davon stammten aus 

Polen 
den Westgebieten 
Rußland 
dem Südosten 

Mio. RM 
7,6 

71,8 
17,8 
33,4. 

Da kaum alle von der Wehrmacht erbeuteten Kriegskassen erfaßt worden sein 
dürften und der reale Wert der erbeuteten Zloty, Franken usw. sicherlich höher war 
als die an Hand der amtlichen Kurse ermittelten Werte, muß die angegebene Sum­
me zu niedrig sein. 

5. Die ausgewiesene Beute weist demnach folgende Beträge auf: 
Mio. RM 

Waffen und Munition1) 77 
Rohstoffe und Halbwaren 433 
Geld 131 

Insgesamt rund 640 
Geschätzter Zuschlag für 
nicht erfaßte Beute rund 360 

Gesamte Beute 1000 

1) Nur Protektorat. 
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